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Die Stockholmer Konferenz für geistiges Eigentum 1967 

V ORBEMERKUNG 

Die Stockholrner Konferenz für geistiges Eigentum ist 
nach über fünfwochigen Beratungen am 14. Juli 1967 zu 
Ende gegangen. Sie hat zu wichtigen Ergebnissen geführt, 
die für die weitere Entwicklung der internationalen Ober­
einkünfte auf dem Gebiete des Urheberrechts und des ge­
werblichen Rechtsschutzes von wesentlicher Bedeutung 
sind. 

Über die vorbereitenden Arbeiten und das Programm 
der Stockholmer Konferenz sind die Leser dieser Zeit­
schrift durch das im Frühjahr dieses Jahres veroffentlichte 
Sonderheft "Vorbereitende Dokumente zur Stockholmer 
Konferenz" unterrichtet worden (GRUR Int. 1967, 115 
bis 189). Das vorliegende Heft enthalt den Bericht über 
den Verlauf und die Ergebnisse der Konferenz sowie die 
wichtigsten der in Stockholm beschlossenen Konventions­
texte. 

Der Bericht über Verlauf und Ergebnisse der Konfe­
renz stammt von Mitgliedern der deutschen Delegation, 
die an den Beratungen und. Beschlüssen der Konferenz 
aktiv mitgewirkt haben. Er hat keinen offiziellen Charak­
ter, ist aber ein Bericht aus erster Hand, der die person­
lichen Eindrücke und Meinungen der Verfasser wieder­
gibt. Die Verfasser haben dabei besonderen Wert dar­
auf gelegt, die verschiedenen Standpunkte und lnter­
essen darzulegen, zwischen denen ein Ausgleich gefunden 
werden mufste. Da die meisten Vorschriften das Ergebnis 
eines solchen Interessenausgleichs sind, ohne dafs der 
Kompromilscharakter im Wortlaut immer deutlich in Er­
scheinung tritt, gibt der Bericht für das Verstandnis und 
die künftige Auslegung der neuen konventionsrechtlichen 
Vorschriften wertvolle Hinweise. 

lm Anschlufs an den Bericht veroffentlichen wir in fran­
zosischer und englischer Sprache die wichtigsten der in 
Stockholm unterzeichneten Texte: 

1. die Stockholmer Fassung der revidierten Berner
Obereinkunft zum Schutz von Werken der Litera­
tur und Kunst einschliefslich des Protoko!Is betref­
fend die Entwicklungslander;

2. die Stockholmer Fassung' der Pariser Verbands­
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen­
tums und

3. das neue Abkommen über die Errichtung einer
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO).

Von einem Abdruck der übrigen Stockholmer Texte 
mufste aus Platzgründen abgesehen werden. Es handelt 
sich dabei um die Stockholmer Fassungen des Madrider 
Markenabkommens, des Nizzaer Klassifikationsabkom­
mens und des Lissaboner Ursprungsabkommens sowie 
um die Zusatzakte zum Madrider Herkun&sabkommen 
und die Erganzungsakte zum Haager Musterabkommen. 
Die für diese Nebenabkornmen in Stockholm vorgenom­
menen Anderungen sind nicht materiellrechtlicher Art, 
sondern betreffen lediglich die Organisationsvorschriften, 
die den neugestalteten Organisationsvorschri&en der bei­
den Hauptabkommen und des WIPO-Abkommens ange­
pafst wurden. 

Amtliche deutsche Obersetzungen der Stockholmer 
Texte werden zur Zeit vorbereitet; sie konnen erst in 
einem der nachsten He&e abgedruckt werden. Soweit im 
Bericht der Delegationsmitglieder einzelne Vorschriften 
in deutscher Obersetzung wiedergegeben werden, handelt 
es sich um nichtamtliche Obersetzungen der Verfasser. 
Wir danken der Gesellscha& für Rechtsvergleichung, dals 
sie durch einen erheblichen Druckkostenzuschu8 das Er­
scheinen dieses Heftes in erweitertem Umfange ermog­
licht hat. 

Die Schriftleitung_ 
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EINLEITUNG 
Von Dr. Kurt Haertel, Präsident des Deutschen Patentamts 

Die Stockholmer Konferenz für geistiges Eigentum 
wurde in der Zeit vom 11. Juni bis 14. Juli 1967 in der 
schwedischen Hauptstadt abgehalten. Der schwedische 
Justizminister eröffnete am ll. Juni 1967 in Anwesenheit 
des diplomatischen Korps sowie von Vertretern der Stadt 
Stockholm die Konferenz. 

Auf der Ietzten diplomatischen Konferenz zur Revision 
der Berner Obereinkunft zum Schutze von Werken der 
Literatur und Kunst, die im Jahre 1948 in Brüssel statt­
gefunden hat, war von den beteiligten Staaten beschlos­
sen worden, die nächste Revisionskonferenz in Stockholm 
.abzuhalten. War also ursprünglich die Stockholmer Kon­
ferenz nur als Revisionskonferenz für die Berner Union 
gedacht, so lie.fsen es doch im Laufe der Jahre zwei Ge­
sichtspunkte als :notwendig erscheinen, das Thema der 
Stockholmer Konferenz über den ursprünglich abgesteck­
ten Rahmen hinaus zu erweitern. Das war einmal die 
Entwicklung des Patentrechts in einer Reihe von ost­
-europäischen Mitgliedstaaten der Pariser Verbandsüber­
einkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums, Mit­
gliedstaaten, die das lnstitut der Erfinderscheine ausgebil­
det und den vVunsch hatten, dieses lnstitut jedenfalls in 
àie Vorschriften der Pariser Verbandsübereinkunft über 
die Unionspriorität einbeziehen zu lassen. Die Notwen­
digkeit einer dahingehenden Teilrevision der Pariser Ver­
bandsübereinkunft wurde durch den im Jahre 1965 er­
folgten Beitritt der Sowjetunion zu dieser Obereinkunft 
verstärkt. Wenn auch die Regierung der Sowjetunion 
.in ihrer Beitrittserklärung keine dahingehende ausdrück­
]iche Erklärung aufgenommen hatte, so war es doch 
offensichtlich, da.Is die Regierung der Sowjetunion ihren 
Beitritt in der stillschweigenden Voraussetzung erklärt 
hat, dafs die Erfinderscheine alsbald in die Vorschriften 
-der Pariser Verbandsübereinkunft miteinbezogen wer­
den. Der andere Gesichtspunkt, der zu einer Ausweitung 
des Themas der Stockholmer Konferenz zwang, war die 
immer dringlicher werdende Notwendigkeit, die veraltete 
Struktur der verschiedenen von den Vereinigten Büros . 
für den Schutz des geistigen Eigentums betreuten Ober­
einkünfte modernen internationalen Verwaltungsformen 
anzugleichen und ein gemeinsames Dach für alle Ober­
einkünfte durch Errichtung einer neuen Organisation zu 
schaffen, die gleichzeitig ein weltweites Forum für die 
Behandlung aller Fragen des geistigen Eigentums im wei­
testen Sinne darstellen sollte: Das so ausgeweitete Kon­
ferenztherna fand seinen Niederschlag auch in dem 
Namen der Konferenz, deren offizielle Bezeichnung lau­
tete: ,,Stockholmer Konferenz für geistiges Eigentum". 

Von der schwedischen Regierung waren zur Stock­
holmer Konferenz nicht nur alle Mitgliedstaaten der ver­
schiedenen Unionen, sondern mit Rücksicht auf den Ent­
wurf eines Abkornmens zur Errichtung einer Weltorga­
nisation für geistiges Eigentum (World Intellectual Pro­
perty Organization, 1..VIPO = Organisation Mondiale de 
la Propriété Intellectuelle, OMPI) alle Staaten der Welt 
überhaupt, insgesamt 129, eingeladen worden. Darüber 
hinaus waren 19 zwischenstaatliche Organisationen und 
27 internationale Vereinigungen aufgefordert worden, 

Beobachter zu der Konferenz zu entsenden. Der Ein­
ladung waren 74 Staaten, darunter fast alle Mitglied­
staaten der Pariser Verbandsübereinkunft 1 ) und der Ber­
ner Obereinkunft 2l gefolgt. Femer waren 13 zwischen­
staatliche Organisationen, darunter die Organisation der 
Vereinten Nationen, die UNESCO, der Europarat und 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sowie 26 der ein­
geladenen 27 internationalen Vereinigungen, darunter 
die Internationale Vereinigung für Literatur und Kunst 
(ALAI), die Internationale Gesellschaft für Urheberrecht 
(INTERGU), die Internationale Vereinigung zum Schutz 
des gewerblichen Eigenturns (AIPPI) und die Internatio­
nale Handelskammer auf der Konferenz vertreten. Ins­
gesamt haben an der Konferenz mehr als 400 Delegierte 
und Beobachter teilgenommen. Die Anzahl und die Zu­
sarnmensetzung der Teilnehmer sind ein Beweis für die 
Bedeutung, die der Stockholmer Konferenz sowohl von 
den Regierungen als auch von den zwischenstaatlichen 
Organisationen beigemessen wurde. 

Die deutsche Delegation, die mit 11 Mitgliedern ver­
gleichsweise sparsam zusammengesetzt war - die Dele­
gation der USA zählte 37, die Frankreichs 28 und die 
Italiens 23 Personen. -, wurde von Ministerialdirigent 
Dr. Walter Truckenbrodt vom Auswärtigen Amt geführt. 
Stellvertretende Delegationsleiter waren der Präsident 
des Deutschen Patentamts, Dr. Kurt Haertel, und der 
Direktor des Max-Planck-Instituts für ausländisches und 
internationales Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht, 
Professor Dr. Dr. h.c. Eugen Ulmer. Femer gehörten der 
deutschen Delegation an: Vom Auswärtigèn Amt lega­
tionsrat Dr. Karl Heinz Kunzmann, vom Bundesrniniste­
rium der Justiz Ministerialrat Albrecht Krieger, Regie­
rungsdirektor Dr. Heribert Mast, Landgerichtsrat Dr. Dirk 
Rogge, Regierungsdirektor Kurt Schiefler und Ministerial­
rat Gerhard Schneider, vom Deutsdten Patentamt Regie­
rungsdirektor Dr. Romuald Singer und vom Max-Planck­
Institut Dr. Dietrich Reimer. 

Die Bedeutung der Konferenz karn auch in der Tagungs­
stätte zum Ausdruck, die die schwedische Regierung für 
die Konferenz ausgewählt hatte. Es war das Gebäude des 
schwedischen Reichstags, das urn die Jahrhundertwende 
erbaut und neben dem königlichen Schlofs gelegen rnit 
seinen beiden Plenarsälen für die erste und zweite Kam­
mer des schwedisrnen Reichstags und seinen zahlreichen 
sonstigen Räumlichkeiten sowohl für die Plenarsitzungen 
der Konferenz und deren Hauptkomrnissionen als auch 
für die Präsidenten der Hauptkómmissionen und den 
gro.fsen Stab des Sekretariats angenehme Arbeitsmöglich­
keiten und einen würdigen Rahmen bot. 

Das Prograrnm der auf fünf Wochen angesetzten Kon­
ferenz erschien zunächst allen Delegationen undurchführ­
bar. Neben der bereits genannten umfassenden Revision 
der Berner Union, der Teilrevision der Pariser Verbands­
übereinkunft und dern Abschlufs des neuen Abkornmens 

1) Von den Mltgliedstaaten der Pariser Verbandstlbereinkunft waren 
nicht vertreten: Ceylon, Dahome" Haiti, Laos, Malawi,. ~1auretanien" 
Neuseeland, Nigeria, Obervolta, Rhodesien, Sambia, San Marino, 
Syrien, Tansanla, Trinidad, T•chad, Vietnam und Zypem. 

2) Ven den Mitgliedstaaten der Berner Union fehlten: Ceylon, Dahome, 
Mall, Neuseeland, Obervolta und Zypern. 
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über die Errichtung einer Weltorganisation für geistiges 
Eigentum (WIPO/OMPI) sollten ein Protoko11 für die 
Entwicklungsländer sowie zwei Zusatzprotokolle zur Ber­
ner Union behandelt werden .. Au!serdem bedingte die 
Neuschaffung einer Weltorganisation eine Änderung aller 
Verwaltungs- und Organisationsbestimmungen sowohl 
der beiden Unionen als auch sämtlicher Nebenabkommen 
der Pariser Verbandsübereinkunft (Madrider Marken­
abkommen, Madrider Abkommen über die Unterdrük­
kung falscher Herkunftsbezeichnungen, Haager Muster­
abkommen, Nizzaer Klassifikationsabkommen und Lissa­
boner Abkommen zum Schutz von Ursprungsbezeich­
nungen). 

Dem umfangreichen Programm der Konferenz ent­
sprach die vielfältige und detai1lierte Organisation der 
Konferenz. An der Spitze der Konferenz stand der Präsi­
dent der Vollkonferenz, unterstützt durch einen General­
sekretär sowie durch den Ersten Vizepräsidenten und 
19 Vizepräsidenten, unter denen sich auffallenderweise 
kein Vertreter der Bundesrepublik Deutschland befand. 
Da in der Vollkonferenz selbst wegen der verschiedenen 
Abkommen und des jeweils unterschiedlichen Mitglieder­
kreises eine Erörterung und Abstimmung praktisch nicht 
durchführbar waren, waren der Vollkonferenz 8 Plenar­
versammlungen vorgeschaltet, je eine für die beiden 
Unionen und ihre 5 Nebenabkommen sowie für den 
Entwurf für eine Weltorganisation (WIPO/OMPI), in 
denen die erforderliche Einstimmigkeit erzielt werden 
mu.fste. Die Vollkonferenz als solche und die 8 Plenar­
versammlungen tagten jeweils nur zum Beginn und zum 
Abschlu8 der Konferenz. Die eigentliche Arbeit wurde in 
5 Hauptkommissionen geleistet. 

Es wiirde den Rahmen dieser kurzen Einleitung spren­
gen, würden alle Personen genannt werden, die in der 
Funktion als Präsidenten oder Vizepräsidenten in der 
Konferenz und ihren zahlreichen Untergliederungen mit­
gewirkt haben. Es seien daher nur diejenigen hervor­
gehoben, deren Wirken die Arbeit der Konferenz beson­
ders geprägt und den Erfolg der Konferenz mitbestimmt 
haben. An erster Stelle ist hier zu nennen der Präsident 
der Konferenz, der schwedische J ustizminister Kling, der 
zwar nur zum Beginn und zum Abschlu8 der Konferenz 
in Erscheinung trat, der aber au8erhalb des Rampenlichts 
als der für die Konferenz verantwortliche Minister der 
schwedischen Regierung unermüdlich für die Konferenz 
tätig war und manche während des Verlaufs der Arbei­
ten aufgetretene Schwierigkeit lautlos beseitigt hat. Ihm 
zur Seite stand als Erster Vizepräsident der Richter am 
Obersten Gerichtshof Hesser, der auf schwedischer Seite 
ma8geblich an den Vorbereitungen der Konferenz betei­
ligt gewesen ist, und als Generalsekretär der Vizedirek­
tor von BIRPI Dr. Bogsch, dessen Wirken überall spür­
bar war und der insbesondere für die vorzügliche Arbeit 
des Sekretariats die Verantwortung trug. Die Hauptlast 
der täglichen Arbeit lag, wie schon erwähnt, bei den fünf 
Hauptkommissionen und innerhalb der Hauptkommis­
sionen bei deren Präsidenten und Berichterstattern. Ihre 
Namen, die mit der Konferenz besonders verbunden blei­
ben werden, sind: 
Hauptkommission I: 

Präsident: 

Berichterstatter: 

Revision der Berner Ubereinkunft 
Professor Dr. Ulmer (Bundesrepu­
blik Deutschland), 
Professor Bergström (Schweden) 
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Hauptkommission Il: Zusatzprotokoll für die Entwick­
lungsländer 

Präsident: Singh (Indien), Erziehungsmini­
ster, 

Berichterstatter: Dr. Strnad (Tschechoslowakei) 

llauptkommission III: Revision der Pariser Verbands­
übereinkunft bezüglich der Erfin­
derscheine 

Präsident: Marinete (Rumänien), Direktor 
des Staatlichen Amtes für Erfin­
dungen, 

Berichterstatter: · King (Australien), Rechtsanwalt 

Hauptkommission IV: Die Verwaltungs- und organisa­
torischen Vorschriften aller Ab­
kommen, die sog. clauses finales 

Präsident: Savignon (Frankreich), Direktor 
des französischen Patentamts, 

Berichterstatter: de Sanctis (Italien), Rechtsanwalt 

Hauptkommission V: Entwurf eines Abkommens zur 
Errichtung einer Weltorganisation 
für geistiges Eigentum 

Präsident: Braderman (USA), stellvertreten­
der Unterstaatssekretär im State 
Department, 

Berichterstatter: Voyame (Schweiz), Direktor des 
Eidgenössischen Amtes für gei­
stiges Eigentum. 

Eine unerme8liche Arbeit vor und während der Konfe­
renz ist insbesondere von BIRPI geleistet worden, die 
auf der Konferenz durch ihren Direktor, Professor Dr. 
Bodenhausen, repräsentiert wurden, der niemals urn eine 
Auskunft oder urn einen Vermittlungsvorschlag verlegen 
gewesen ist. 

Unter den vielen Besonderheiten, die die Stockholmer 
Konferenz aufzuweisen hat, ist auch die Regelung der 
Konferenzsprachen erwähnenswert. Für die Verhand­
lungen zur Revision der Berner Union waren Englisch 
und Französisch Konferenzsprachen, da ein offizieller 
Text in beiden Sprachen abgefalst werden mu8te. Was die 
Pariser Verbandsübereinkunft anlangte, so war bereits 
auf der Lissaboner Revisionskonferenz im Jahre 1958 
beschlossen worden, da8 die Revisions-und Verwaltungs­
konferenzen dieser Union aulser in der englischen und 
französischen Sprache auch in der spanischen Sprache ab­
zuhalten sind. Für das in Stockholm ebenfalls zu behan­
delnde neue Abkommen zur Errichtung einer Welt- , 
organisation für geistiges Eigentum waren als Textspra­
chen Englisch, Französisch, Spanisch und Russisch vor­
gesehen worden, woraus sich die Folgerung ergab, da8 
diese Sprachen auch Konferenzsprachen sein mu/sten, 
soweit dieses Abkommen behandelt wurde, also in der 
Hauptkommission V und in der Plenarversammlung für 
dieses Abkommen. Aus dieser Sachlage folgte aber wei­
ter, dals auch für die Vollkonferenz die vier Sprachen zu­
gelassen werden mu15ten, da die Vollkonferenz für alle 
Abkommen gleichermalsen zuständig war. Darüber hin­
aus wurden die vier Sprachen aber auch bei den Ver­
handlungen über die Revision der Pariser Verbands­
übereinkunft verwandt, offensichtlich urn der Sowjet-
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union die T eilnahme an der Konferenz zu erleichtern. Das 
führte dazu, dals erstmalig in der Geschichte der Pariser 
Verbandsübereinkunft Sitzungen auf einer Revisions­
konferenz in russischer Sprache geleitet wurden, so vom 
Rumänen Marinete als Präsidenten der Hauptkommis­
sion III und vom Präsidenten des sowjetischen Patent­
amts Maksarev als Präsidenten der Plenarversammlung 
für die Pariser Verbandsübereinkunft. 

Es versteht sich von selbst, daB auf einer Konferenz 
von dem Ausmals der Stockholmer Konferenz, die Ver­
treter von Staaten aus Ost und West sowie von Entwick­
lungsländern und entwickelten Ländern vereinigte, poli­
tische Probleme nicht völlig ausgespart werden konnten. 
Im Vordergrund, wenn auch nicht im Scheinwerferlicht 
der politischen Fragen, die auf der Konferenz in Erschei- ' 
nung traten, stand die deutsche Frage, das zweigeteilte 
Deutschland. Während die Bundesrepublik Deutschland 
zur Konferenz eingeladen worden war, hatte die schwedi­
sche Regierung· eine solche Einladung an den anderen 
Teil Deutschlands nicht ergehen lassen. Dies wurde gleich 
zu Beginn vonder sowjetischen Delegation und den Dele­
gationen anderer sozialistischer Staaten bernängelt. Das 
eigentliche Ringen spielte sich ab urn die Fassung der Bei­
trittsklausel zum Abkommen zur Errichtung der Welt­
organisation, über das an anderer Stelle näher berichtet 
werden wird. Dieser Gegensatz wurde im wesentlichen 
auBerhalb der offiziellen Verhandlungen ausgetragen und 
endete mit einer Formulierung, die der Aufrechterhaltung 
des Status quo gleichkommt. In der Schlulssitzung der 
Plenarversammlung zum Abkomrnen zur Errichtung der 
Weltorganisation kamen dann die beiderseitigen gegen­
sätzlichen Auffassungen noch einmal zum Ausdrud<.. 
Eine weitere politische Debatte entzündete sich in der 
Hauptkommission IV an dem Art. 24 der Pariser Ver­
bandsübereinkunft in der Stockholmer Fassung (bisher 
Art. 16bis) bzw. dem Art. 31 der Berner Union (bisher 
Art. 26), in denen die Anwendung der Bestimmungen 
dieser Unionen auf Kolonien, Protektorate usw. geregelt 
ist. Die Erörterung dieser Artikel wurde von einer An­
zahl von Delegationen der Entwicklungsländer, unter­
stützt von den Delegationen der sozialistischen Staaten, 
zum AnlaB heftiger Angriffe gegen den Kolonialismus 
genommen und die Streichung dieser Bestimmung gefor­
dert. Es war der Delegierte von Kenya, der diese Debatte 
beendete, indem er darauf hinwies, da8 mit der Strei­
chung dieser Bestimmungen den in Frage kommenden 
Gebieten nicht geholfen werde, ihre Aufrechterhaltung 
vielmehr im wohlverstandenen Interesse dieser Gebiete 
liege. So verblieb es bei diesen Bestimmungen, die nur 
textlich eine weniger angreifbare Fassung erhielten. 
Schlie8lich rückte auch, ohne da8 es ausdrücklich ange­
sprochen wurde, bei den Beratungen über Art. 18 RBÜ 
das Apartheid-Problem für kurze Zeit in den Mittelpunkt 
der Erörterung. Es führte zu dem einzigen Veto in der 
Konferenz, das nicht mit einem Kompromils überwunden 
werden konnte. Da.Is die vorhandenen politischen Gegen­
sätze weder den Verlauf noch die Ergebnisse der Kon­
ferenz zu irgendeiner Zeit ernsthaft gefährdeten, ist ein 
Beweis für den echten Willen zu internationaler Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums, der 
die Stockholmer Konferenz auszeichnete. 

Wie vorgesehen schloB die Konferenz am 14. Juli 1967 
mit der Unterzeichnung von neun Dokumenten im schwe-
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dischen Au.lsenministerium. Diese •neun Dokumente 
waren: 
1. Die Schlu8akte der Stockholmer Konferenz. 

Die Schlu.lsakte enthält nur die Feststellung, daB die 
Konferenz stattgefunden und wekhes Ergebnis sie ge­
zeitigt hat. Mit der Aufstellung einer Schlu8akte wurde 
der Zweck verfolgt, mehreren Delegationen, darunter 
der sowjetischen Delegation, die keine Zeichnungsvoll­
machten für die Abkommen besaBen, die Möglichkeit 
zu verschaffen, an der Zeichnungszeremonie teilzuneh­
men. Die SchluBakte wurde von 63 Staaten unterzeich­
net. 

2. Ein Abkommen zur Errichtung der Weltorganisation 
für das geistige Eigentum (WIPO/OMPI). Dieses neue 
Abkommen wurde auf der Konferenz von 43 Staaten 
unterzeichnet 3>. Die Sowjetunion hat das Abkommen 
als 44. Staat in der Unterzeichnungsfrist nachgezeich­
net. 

3. Eine revidierte Fassung der Berner Obereinkunft zum 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst, der das 
Protokoll für die Entwicklungsländer als Bestandteil 
beigefügt ist. Diese Fassung haben auf der Konferenz 
35 Staaten unterzeichnet 4>. Nicht unterzeichnet hat u. a. 
die Delegation des Vereinigten Königreichs von Gro8-
britannien und Nordirland. _ . 

' 4. Eine revidierte Fassung der Pariser Obereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums. Diese ist von 39 
Staaten unterzeichnet worden 5l. Als 40. Staat hat die 
Sowjetunion die revidierte Fassung nachträglich ge­
zeichnet. 

5. Eine revidierte Fassung des Madrider Abkommens be­
treffend die internationale Registrierung von Fabrik­
oder Handelsmarken. Unterzeichnet wurde diese Fas­
sung von 16 Staaten1>>. 

6. Ein Zusatzabkommen zum Madrider Abkommen be­
treffend die Unterdrückung falscher Herkunftsangaben 
auf Waren. Das Zusatzabkommen ist von 14 Staaten 
unterzeichnet worden 7). 

7. Ein Ergänzungsabkommen zum Haager Abkommen 
über die internationale Hinterlegung gewerblicher Mu­
ster oder Modelle. Das Ergänzungsabkommen wurde 
von 10 Staaten unterzeichnet 8>. 

8. Eine neue Fassung des Nizzaer Abkommens über die 
internationale Klassifikation von Waren und Dienst-

3) Algerie':', B_elgien, Dänemark, B~ndesrepublik Deutschland, Ecuador, 
Elfenbemk~ste, Fmnland, Fra~re,ch, Gabun, Grie<henland, Iran, Is land, 
I~rael, Itah~n, Japan, Jugoslaw,en, Kamerun, Kenia, Kongo (Kinshasa), 
Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar, Marokko, Mexiko, Monaco, 
Niger, Nor~e~en, N1ederlande1 Os!erreich" Peru, Philippinen, Por­
tugal, Rumam~n, Sch.weden, .s~we,z, Senegal, Spanien, Südafrika, 
Tunesien,, Vattkanstadt,_ Verein,gtes Königreich von GroSbritannien 
und Nord,rland, Vere1n1gte Staaten, Zentralafrikanische Republik 

4) Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutsdtland, Elfenbeinküste, 
Hnnland, Franltreich, Gabun, Grltthenland, Indien, Island, lsrael, 
Ita~ten, Japan, Jugos)awten, Kamerun" Kongo (Kinshasa), Liechten­
stein, Luxemburg# .Madag~~ka!, ~1arokko, Mexiko, Monaco, Niger" 
Norwegen, Österre,ch, _Fhthppinen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Schwe1z, Senegal, Spanten, Sudafnka, Tunesien Vattkanstadt 

6) A)g"ri~n. Belg1en, Dän"mark, Bundesrepublik' Deutschland, Elfen­
bemkuste, _Fmnland, Frankre1ch, Gabun, Griechenland, Iran, Island, 
lsrael, ltalLen, Japan" JugosJaw1en, Kamerun" Kenia" Liechtenstein, 
Luxemburg" Mada~askar,. ~a~okko, l\.ionaco, Nlederlande~ Niger, 
Norwegen, Österre1ch, Ph1ltppmen: Portugal, Rumänien, Schweden, 
S~~e1z, S~n~gal.,- Span1en" Sudafnka1 Tunesien, Vatikanstadt, Ver­
e1n1gtes Kon1gre1dt von Grofs.britannien _und NordirJand Vereinigte 
Staaten, Zentralafrikanische Republik ' 

G) Belg,en,. Bundesr~publik Deutschland, Frankreich, Italien, Jugosla­
w,en, Ltechtenstem, Luxemburg, Marokko Monaco Niederlande 
Österreichr P<:'rtugal, Rurnänien, Schweiz, sPanien, T~nesien " 

7) Bundenepubhk Deutsdtland, Frankreich, Israel, ltalien, Japan, Liech­
tenste~n" Marok.k~, Mona_~o~ P~rtugal" Schweden, Schweiz, Spanien, 
Tunes1en, Vere1n1gtes Kon1greah von CroBbritannien und Nord­
lrland 

8) Belgien, Bundesrepublik Deutsdiland, Frankreich Liechtenstein Ma-
rokko" Monaco, Niederlande, Spanien, Sdtweiz, Tunes.ien " 
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leistungen für Fabrik- oder Handelsmarken. 16 Staa­
ten haben diese neue Fassung unterzeichnet 9 >. 

9. Eine neue Fassung des Lissabonner Abkommens be­
treffend den Schutz von Ursprungsbezeichnungen und 
ihre internationale Registrierung. Diese Neufassung 
wurde von 3 Staaten unterzeichnet 10), 

Die deutsche Delegation hat mit Ausnahme des vor­
stehend unter 9. aufgeführten Abkommens alle in Stock­
holm zur Zeichnung ausgelegten Texte unterzeichnet. 

Mit Ausnahme der Schlul5akte stehen die in Stockholm 
revidierten oder neu abgeschlossenen Abkommen sämt­
lich bis zum 13. Januar 1968 für die nachträgliche Unter­
zeichnung in Stockholm offen. Bis zum 1. November 1967 
hat nur die Sowjetunion, wie bereits erwähnt, von der 
Möglichkeit der nachträglichen Unterzeichnung Gebrauch 
gemacht. 

Zusätzlich zu der Annahme der genannten acht Ab­
kommen wurden auf der Konferenz zwei Entscheidungen 
über die Erhöhung des Gesamtbetrages der Beiträge zur 
Pariser und Berner Union gefal5t; ferner wurden eine 
Empfehlung, die Èinführung einer Gebühr für die Inan­
spruchnahme einer Priorität auf Grund der Pariser Ver­
bandsübereinkunft zu prüfen, sowie drei Empfehlungen 
für das Gebiet des lJrheberrechts beschlossen. 

Da8 die Konferenz von Stockholm dieses umfang­
reiche und vielseitige, nicht weniger als 8 Abkommen 

1t) Belgien, Oänemark, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Israel, 
ltalien, Jugoslawien, Marokko, Monaco, Norwegen, Niederlande, 
Portugal, Schweden" Schweiz, Spanien" Vereinigtes Königreich von 
Gro8britannien und Nordirland 

tn) Frankreich" lsrael" Portugal 
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berührende Programm in der für die Fülle der zu behan­
delnden Probleme verhältnismä8ig kurzen Zeit von 5 Wo­
chen zum erfolgreichen Abschlufs bringen konnte, ist im 
wesentlichen auf drei Umstände zurückzuführen. Einmal 
auf die sehr sorgfältige und sachlich ausgezeichnete Vor­
bereitung der Konferenz durch die Genfer Internationa­
len Büros und die schwedische Regierung, zum anderen 
auf die glänzende Organisation der Konferenz selbst, 
insbesondere auf die aufopfernde Arbeit des von den 
Genfer Büros gestellten Sekretariats, das in kürzester 
Zeit jedes Dokument in den verschiedenen Sprachen und 
in der erforderlichen Anzahl zu erstellen und zu vertei­
len verstand. Als letzter, aber keîneswegs geringster Urn­
stand ist "the Stockholm spiritu zu nennen, ein Ausdruck, 
den der Präsident der Konferenz in seiner Schlws­
ansprache prägte und durch den die ungewöhnliche 
Atmosphäre der Konferenz· gekennzeichnet werden sollte, 
die sich durch den aufrichtigen Wunsch aller Delegatici­
nen zur Zusammenarbeit, durch die Achtung der Mei­
nung des anderen und durch die Bereitschaft, zur Errei­
chung des gemeinsamen Zieles Zugeständnisse zu machen, 
·auszeichnete. 

Dals der "Stockholm spirit" entstehen konnte, ist sicher 
nicht zuletzt der unvergleichlichen Gastfreundschaft zu 
verdanken, die die schwedische Regierung allen Teilneh­
mern der Konferenz hat zuteil werden lassen und die 
diesen unverge!slich bleiben wird. Zu den Imponderabi­
lien, die sich auf die Atmosphäre der Konferenz günstig 
ausgewirkt haben dürften, wird auch die ungewöhnlich 
schöne nordische Mittsommerzeit des Jahres 1967 mit 
ihren hellen Nächten zu zählen sein. 

I. TEIL URHEBERRECHT 

Die Reform der materiellrechtlichen Bestimmungen der Berner Obereinkunft 
Von Rechtsanwalt Dr. Dietrich Rei me r •) und Professor Dr. Dr. h.c. Eugen U l m ~r.,.} 

I. Iinleitung 

(Verfasser: Reimer) 

Die Arbeit der Stockholmer Revisionskonferenz war 
auf fünf Kommissionen aufgeteilt, von denen der Kom­
mission I die Reform der materiellrechtlichen Bestimmun­
gen der Berner übereinkunft zum Schutze der Werke der 
Literatur und Kunst oblag (Art.1-20 RBÜ). Zum Präsi­
denten der Kommission I wurde Professor Dr. Eugen 
Ulmer gewählt, dessen straffer und souveräner Verhand­
lungsleitung es zu danken ist, dal5 der umfangreiche Stoff 
in der relativ kurzen zur Verfügung stehenden Zeit be­
wältigt und dals auch in sehr kontroversen Fragen, ins­
besondere im Filmrecht, schlie8lich die erforderliche Ein­
stimmigkeit erzielt werden konnte. 

Generalberichterstatter der Kommission I war Prof. 
Dr. Svante Bergström (Schweden); Vorsitzender des 
Redaktionsausschusses William Wallace (Grolsbritan­
nien). Ferner wurden innerhalb der Kommission I vier 
Arbeitsgruppen gebildet, die folgende Fragen zu unter­
suchen batten: 

•) Verfasser der Abschnitte 1-Vl, IX-X[ und XIII 
.. } Verfasser der Abschnitte VII, VUi, XII und XIV 

1. Arbeitsgruppe: 
Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht (Art. 9 
Abs. 2) und erlaubte Entlehnungen (Art. 10 Abs. 2) 
Vorsitz: Valerio de Sanctis, Italien; 

2. Arbeitsgruppe: 
Filmrecht (Art. 14, 14bis) 

Vorsitz Eugen Ulmer, Deutschland; 
3. Arbeitsgruppe: 

Fragen der Folklore (Art.15 Abs. 4) 
Vorsitz: Vojtech Strnad, Tschechoslowakei; 

4. Arbeitsgruppe: 
Wiedergabe von Vorträgen und dgl. durch die Presse, 
u. a. (Art. 2bis) 
Vorsitz: Pierre Cavin, Schweiz. 

Vonden Ergebnissen, die innerhalb der Kommission I 
erzielt wurden, sind als die wichtigsten die Einführung 
des allgemeinen Vervielfältigungsrechts und die Rege­
lung damit zusammenhängender Fragen sowie die Re­
fo,rm des Filmrechts zu nennen. Unter den zahlreichen 
sonstigen Änderungen verdienen die Neuordnung des 
Rechts der Anknüpfungspunkte und des Ursprungslands 
sowie die Verlängerung des Schutzes des droit moral 
besondere Erwähnung . 
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Für die deutsche Leserschaft ist von Interesse, daB die 
Stockholmer Fassung der RBÜ im wesentlichen keine 
Änderungen des neuen deutschen Urheberrechtsgesetzes 
vom 9. September 1965 erforderlich macht 1l. 

Im folgenden werden Verlauf und Ergebnisse der 
Stockholmer Konferenz in der Reihenfolge der einzelnen 
Artikel dargestellt. 

II. Geschützte Werke (Art. 2) 

(Verfasser: Reimer) 

1. Körperliche festlegung der geschützten Werke 

Nach Art. 2 Abs. 1 RBO sind die Werke der Literatur 
und Kunst ohne Rücksicht auf die Art und Form des Aus­
drucks geschützt. Eine körperliche Festlegung wird daher 
grundsätzlich nicht verlangt. Die Brüsseler Fassung 
machte jedoch eine Ausnahme bei choreographischen 
Werken und Pantomimen, deren Bühnenvorgang schrift­
lich oder auf andere Weise festgelegt sein mu!ste. Diese 
Formulierung ging auf Vorschläge der deutschen und 
italienischen Delegation auf der Berliner Revisionskon­
ferenz von 1908 zurück 2l. Man hatte die Festlegung für 
erforderlich gehalten, urn Beweisschwierigkeiten zu ver­
meiden. 

Das Programm der Stockholmer Konferenz sah vor, 
das Erfordernis der Festlegung von choreographischen 
Werken und Pantomimen zu streichen. Die vorbereiten­
den schriftlichen Stellungnahmen einer Anzahl von Re­
gierungen liefsen darauf schliefsen, da8 dieser Vorschlag, 
der bereits auf der Brüsseler Konferenz von 1948 ge­
scheitert war 3>, wenig Aussicht hatte, angenommen zu 
werden. Zwar hatte sîch vor allem die Bundesrepublik 
Deutschland für diesen Vorsch1ag eingesetzt 4>. Die mei­
sten Länder (unter ihnen Frankreich, ltalien und Grols­
britannien) hatten jedoch die Beibehaltung der geltenden 
Fassung befürwortet. Von eînigen Ländern war es als 
unlogisch gerügt worden, daB das Programm bei choreo­
graphischen Werken und Pantomimen den Verzicht auf 
die Fixierung vorsah, während es die Gleichstellung der 
Fernsehwerke mit den Filmwerken vonder körperlichen 
Festlegung der Fernsehwerke abhängig machen wollte. 

Bei den Beratungen in der Kommission zeigte sich, da!s 
die Frage der Festlegung von allgemeinerer Bedeutung 
und nicht auf einzelne Werkgattungen beschränkt ist. 
So setzt das Entstehen des Urheberrechts nach englischem 
Recht in weiten Bereichen eine Aufzeichnung oder son­
stige körperliche Fixierung voraus 5l. Und auch das Recht 
·der Vereinigten Staaten von Amerika, die zwar gegen­
wärtig der RBÜ nicht angehören, deren Beitritt aber mit 
Rücksicht auf die bevorstehende Reform des US-Copy­
right 6) für die Zukunft nicht ausgeschlossen erscheint, 
knüpft den gesetzlichen Urheberrechtsschutz an den in 

1) Eine Ausnahme gilt In bezug auf das Recht zur weiteren Vervielfäl­
tigung vor Einführung des mechanismen Vervielfältigungsrechta er­
laubterweise hergestellter Tonträgeraufnahmen. Da dieses Recht auf 
der Stockholmer Konferenz zeitlich begrenzt wurde (vgl. unten XI:,;), 
während § 1n des deutschen URG von 1:965 eine entsprechende Be­
schränkung nicht vorsieht, wird diese Vorschrift im Falie des Be1-
tritts der Bundesrepublik zur Stockholmer Fassung geändert werden 
müssen (vgl. Sdtulze, GEMA Nachrichten Heft 76 [1967], S. 4). 

•) Actes de Berlin S. 231. . 
3) Actes de Bruxelles S. 15;. 
-4) Das neue deutsche Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 ver­

langt im Gegensatz zum LUG von 190-i keine Festlegung des Bühnen-
vorgengs ffloreographischer und pantomimisdter Werke¾ • , 

ll) Das gilt jedenfalls für Spradt- und dramatische Werke, Copmger­
Skone James, On Copyright, 10. Aull. :1.96;, §§ 1;3 und 167, während 
die Frage bei Musikwerken zweifelhaft ist, Copinger-Skone Jamea 
§ 172. 

tl) Vgl. hierzu Derenberg, DdA 1967, 104. 
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der arnerikanischen Verfassung verankerten Begriff der 
,,writings of an author" 7 ). 

Einer Anregung des Präsidenten der ·Kommission und 
einem britischen Antrag folgend wurde dementsprechend 
die Einfügung eines neuen Absatzes 2 in Art. 2 beschlos­
sen, der allen Verbandsländern die Möglichkeit vorbehält, 
den Schutz der Werke der Literatur und Kunst oder ein­
zelner Werkgattungen vonder körperlichen Festlegung ab­
hängig zu machen. Angesichts dieser neuen Vorschrift be­
stand nunmehr kein Hindernis mehr gegen die Strei­
chung des Erfordernisses der Festlegung von choreogra­
phischen Werken und Pantomimen in Art. 2 Abs. 1. Der-, 
artige Werke sind somit nach der Stockholmer Fassung 
in allen Ländern; die keine Festlegung verlangen, ohne 
weiteres geschützt. Auch die Gleichstellung der Fernseh­
werke mit den Filmwerken in Art. 2 Abs. 1 wurde folge­
richtig nicht von der Festlegung abhängig gemacht. Jedes 
Land hat aber ebenso wie bei allen anderen Werkarten 
nach Art. 2 Abs. 2 die Möglichkeit, die Festlegung zu ver­
langen. 

2. GieichsteJlung der film- und Femsehwerke 

Die Frage der Gleichstellung des Schutzes der Film­
und Fernsehwerke stellte, zumal wegen ihrer engen Ver-

. bindung mit der Regelung des Filmrechts (Art, 14, 14bis), 
innerhalb des Art. 2 das schwierigste Problem dar. Die 
Kommission hat sich in drei Sitzungen mit diesem Thema 
befalst und ist zu einem endgültigen Beschlu.B erst ge­
Iangt, nachdem die Arbeitsgruppe Filmrecht die Ergeb­
nisse ihrer Beratungen vorgelegt hatte. 

Der Werkkatalog des Art. 2 Abs. 1 Brüsseler Fassung 
(nachstehend BF genannt) erwähnt neben den Wer- ' 
ken der Kinematographie "Werke, die durch ein der 
Kinematographie ähnliches Verfahren hergestellt sind" 
(reuvres cinématographiques et celles obtenues par un 
procédé analogue à la cinématographie). 

Das Programm der Konferenz hatte sich zum Ziel ge­
setzt, die erstrebte Gleichstellung des Schutzes der Fern­
sehwerke mit demjenigen der Filmwerke im Text der 
Konvention klar zum Ausdruck zu bringen. Bei den vor­
bereitenden Arbeiten, insbesondere im Sachverständigen­
ausschufs 1963, war man zu dem Schlufs gekommen, da8 
die Ähnlichkeiten beider Werkarten weniger in den 
angewandten Verfahren ·als in den erzielten Wirkungen 
zu finden seien. Das Programm der Konferenz schlug 
daher (als gesonderten Abs. 2 des Art. 2) folgende For­
mulierung vor: 

,,Für die Zwedce dieser Obereinkunft sind den film­
werken diejenigen Werke gleichgestellt, die durch ein 
Verfahren zum Ausdruck gebracht werden, das der Kine­
matographie ähnliche Bildwirkungen erzeugt, und die 
körperlich festgelegt sind." (« ... ceuvres exprimées pour 
un procédé produisant des effets visuels analogues à 
ceux de la cinématographie et fixées sur un support 
matériel »). 

Die Beratungen in der Kommission ergaben, dafs die 
neuere Entwicklung zu einer Verwischung der Unter­
schiede in der Aufnahmetechnik von Film und Fernsehen 
geführt hat, und dafs insbesondere auch in der Filmpro­
duktion von dem elektromagnetischen Verfahren Ge­
brauch gernacht wird. Damit erschienen die bei den vor­
bereitenden Arbeiten erhobenen Bedenken, auf die Ähn­
lichkeit des Verfahrens abzustellen, behoben. Anderer­
seits gelangte man bei den Oberlegungen der Arbeits-

7) Vgl. hlerzu Möhring-Schulze-Ulmer-Zweigert, Quellen de• Urheber­
rechts, USA/! unter 11/1. 
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gruppe Filmrecht zu dem SchluB, daB für die rechtliche 
Gleichstellung der Fernsehwerke mit den Filmwerken 
nidtt so sehr die Ähnlichkeit der angewandten Technik 
als vielmehr diejenige der Herstellungsmethode von Be­
deutung sei, die sidt beispielsweise im Sdtnitt und in der 
Montage manifestiert. Hierauf wurde von dem Präsiden­
ten der Kommission vor der Abstimmung über den von 
der Arbeitsgruppe vorgelegten • Text hingewiesen, ein 
T ext, der bei zwei Enthaltungen schlie8lich einstimmig 
angenommen wurde und der den Filmwerken solche 
Werke gleichstellt, die durch ein der Kinematographie 
ähnliches Verfahren zum Ausdruck gebracht werden 
(,, ... ceuvres exprimées par un procédé analogue à la 
cinématographie"). Seitens der italienisdten Delegation 
wurde allerdings Wert darauf gelegt, daB eine Auslegung 
dieser Formulierung in dem von Professor Bergström 
verfafsten Generalbericht unterbleibt - sie ist dort auch 
nidtt erfolgt -, sondern den einzelnen Verbandsländem 
überlassen wird. Mit Rücksicht auf die im italienischen 
Filmrecht zugunsten des Produzenten vorgesehene cessio 
legis sind gewisse Kreise in Italien offenbar daran inter­
essiert, die Gleichstellung von Film und Fernsehen zu 
beschränken. 

Seitens der österreichischen Delegation wurde mit Recht 
hervorgehoben, daB sich die Gleichstellung nur auf sol­
che Fernsehproduktionen bezieht, die sich als das Ergeb­
nis individueller geistiger Tätigkeit darstellen und daher 
als Werke im urheberrechtlichen Sinne anzusehen sind. 
Die blofse Obertragung von Tagesereignissen, Sport­
veranstaltungen, Opernaufführungen und dgl. durdt das 
Fernsehen begründet kein Fernsehwerk in diesem Sinne. 

Die Frage, oh der Schutz der Fernsehwerke eine Fest­
legung voraussetzt oder ob auch live-Sendungen ge­
schützt sind, bedurfte angesichts der neuen Bestimmung 
des Art. 2 Abs. 2 8) keiner Regelung mehr: Während der 
Werkkatalog des Art. 2 Abs. 1 eine Festlegung nicht ver­
langt, steht es den Verbandsländern frei, in ihrem Gebiet 
den Schutz von einer soldten Festlegung abhängîg zu 
madten. 

Nachdem die Formel für den Schutz der Fernsehwerke 
gefunden war, lag es nahe, auf dem Gebiet der Photo­
g rap h ie einen entspredtenden Text zu wählen. Die 
Konvention schützt somit neben den photographischen 
Werken solche, die durch ein der Photographie ähnliches 
Verfahren zum Ausdruck gebracht werden. 

3. Amtfühe Werke 

• Die Brüsseler Fassung der RBO kennt keine allgemeine 
Bestimmung über amtliche Werke. Lediglich im Zusam­
menhang mit dem Schutz von Obersetzungen ist den Ver­
bandsländern die Möglidtkeit vorbehalten, den Schutz 
der Obersetzungen offizieller Texte auf dem Gebiet der 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung zu be­
stimmen, also auch auszuschliefsen oder zu beschränken 
(Art. 2 Abs. 2 Satz 2 RBO BF). Infolge der Einführung 
des allgemeinen Vervielfältigungsrechts in der Überein­
kunft (irt. 9 Abs. 1 Stockholmer Fassung, nachfolgend 
StF genannt) ergab sich die Notwendigkeit, den Ver­
bandsländern zu gestatten, auch den Schutz der arntlichen 
Texte selbst abweichend vonden Vorschriften der Kon­
vention zu regeln. Andererseits schien die geitende Fas­
sung insoweit als zu weit gehend, als sie den Verbands­
ländern die Möglichkeit gibt, auch private Obersetzun-

si Vgl. oben 5. 4'.J2 (II ~). 

2 

433 

gen amtlicher Texte vom Schutz auszuschlie8en. Die deut­
sche Delegation hat daher foigende Neufassung vor­
geschlagen: 

,,Es bleibt den Gesetzgebern der Verbandsländer v<:r­
behalten, den Schutz für offizielle Texte auf dem Geb1et 
der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung so­
wie für offizielle Übersetzungen solcher Texte zu be­
stimmen." 

Die Stockholmer Konferenz hat diesen V~rschlag an­
genommen und die neue Bestimmung in Art. 2 Abs. 4 
untergebradtt. Auf englischen Wunsch wurde im General­
bericht festgehalten, da!s die neue Bestimmung den Ver­
bandsländern keinen Freibrief gibt, allen Regierungs­
veröffentlichungen überhaupt den Schutz zu versagen 9 l. 
Die Regelung in § 5 des neuen deutschen Urheberrechts­
gesetzes erscheint jedoch auch insoweit konventionsrecht­
lich gedeckt, als sie neben Gesetzen, Verordnungen, amt­
lichen Erlassen, Bekanntmachungen, Entscheidungen so­
wie amtlich verfaBten Leitsätzen hierzu andere amtliche 
Werke vom Schutz ausnimmt, die im amtlichen Interesse 
zur allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht worden 
sind10>. 

4. Werke der angewandten Kunst 

Die nach der Konvention geschützten Werke geniefsen 
den Schutz grundsätzlich in allen Verbandsländern (Art. 2' 
Abs. 4 BF, Art. 2 Abs. 6 StF). Das ist ein Schutz, der 
unmittelbar aus der Obereinkunft folgt (Schutz jure con­
ventionis) 11>, also auch dann gewährt werden mu8, 
,,wenn die nationale Gesetzgebung die geschützten Werk­
gattungen enger umgrenzt" 12>. Die Werke der angewand­
ten Kunst unterstehen diesem fortschrittlichen Regime 
jedoch nur mit Einsm:ränkungen. Obwohl auch sie (seit 
Brüssel) in dem Werkkatalog des Art. 2 Abs. 1 enthalten 
sind, hat es die Konvention "den Gesetzgebungen der 
Verbands1änder vorbehalten, den Anwendungsbereich 
der Gesetze, welche die Werke der angewandten Künste 
und die gewerblichen Muster und Modelle betreffen, so­
wie die Voraussetzungen des Schutzes dieser Werke, 
Muster und Modelle festzulegen" (Art. 2 Abs. 5 Satz 1 
BF). Der Grund hierfür ist darin zu erblicken, da.B die 
Auffassungen der einzelnen Verbandsländer über die 
Voraussetzungen des Schutzes der Werke der ange­
wandten Kunst und seine Abgrenzung zum Schutz der 
Muster und Modelle stark divergieren. So gilt beispiels­
weise in Frankreich der Grundsatz der Einheit der Kunst 
(unité de l'art), nach dem Muster und Modelle in groB~m 
Urnfang zugleich nadt dem Urheberrechtsgesetz und-1m 
Falle der Hinterlegung - nach dem Gesetz über die des­
sins et modèles gesch.ützt sind. Dagegen ist in GroB­
britannien ein doppelter Schutz ausgeschlossen: Selbst 
wenn ein Gegenstand die Voraussetzungen des Kunst­
schutzes und insbesondere des Sch.utzes als "work of 
artistic craftsmanship" erfüilt, wird der Urheberrechts­
schutz im Falie der Eintragung oder gewerblichen Ver­
wertung des Gegenstands als Muster durch den Schutz 
nach dem Registered Designs Act verdrängt. In Deutsch­
land ist zwar ein doppelter Schutz denkbar, doch sind in 

~ engllsme Copyright-Act von 1956 sieht bei "original wor.ks", die 
unter der Leitung oder Kontrolle der Krone oder e,ner Reg1erungs­
abteilung geschaften werden, ein Urheberrecht der Krone vor (Sec. 39). 

10) § ; des deutschen URG bezieht sict:, allerdings auf aHe Werkgattun;; 
gen, während in Art.;,. Abs. 4 RBU StF nur von off1nellen µ Texten 
die Rede ist. . . . . 

11} Vgl. Baum, Die Brilsseler Konferenz zur Rev1s1on der rev1d1erten 
Berner übereinkunft, GRUR 1949, 1 (9 f.). . 

12) Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht: 2. Aufl .. 196o, S. 76 f. Inha,t und 
Umfang dieses Smutzes richten sich allerdrngs nach dem RecM der 
einzelnen VerbandsJänder, Bappert-Wagner, Kommentar zum 1nter­
nationalen Urheberrecht 1956, Art. 2 RBO Anm. 22. 
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,der Regel die Voraussetzungen, die man für den Urhe­
berrechtsschutz an die künstlerische Gestaltungshöhe 
stellt, nicht erfüllt. In Italien setzt der Urheherrechtsschutz 
voraus, da.B die künstlerischen Elemente von dem géwerb­
.lichen Charakter des Erzeugnisses trennbar sind, und so 
fort. Angesichts dieser Unterschiede mu1ste die RBÜ 
nicht nur den Verbandsländern die Regelung des Schut­
zes der Werke der angewandten Kunst vorbehalten, viel-. 
mehr hat sie auf diesem Gebiet auch die ihr sonst (ab­
gesehen vom Vergleich der Schutzfristen) fremde rnate-
rielle Reziprozität 13) zugelassen: • 

"Für Werke, die im Ursprungsland nur als Muster und 
Modelle geschützt werden, kann in den anderen Ver­
bandsländern nur der Schutz beansprucht werden, der in 
diesen Ländern den Mustern und Modellen gewährt 
wird" (Art. 2 Abs. 5 Satz 2 BF). 

Auf der Stockholmer Konferenz hat Dänemark den 
·sehr weitgehenden Vorschlag unterbreitet, die Sonder­
regelung betreffend die Werke der angewandten Kunst in 
Art. 2 Abs. S BF zu streichen und ihren Schutz somit in 
vollem Umfang dem Schutz der übrigen Werkgattungen 
gleichzustellen. Es ist nicht verwunderlich, da.B dieser 
Vorschlag, für den der Boden in keiner Weise vorbereitet 
war, abgelehnt wurde. Aber auch ein niederländischer 
Antrag auf Streichung des Art. 2 Abs. 5 Satz 2 (betref­
fend die materielle Gegenseitigkeit) blieb ohne Erfolg. 

Dagegen konnte sich ein italienischer Antrag durch­
setzen, nach dem der Grundsatz der materiellen Gegen­
seitigkeit nicht gilt, wenn in dem Land, in dem der 
Schutz beansprucht wird, ein Sonderschutz für Muster 
und Modelle nicht besteht. In diesem Fall ist das Schutz­
land verpffichtet, auch solchen Werken, die im Ursprungs­
land nur als Muster oder Modelle geschützt sind, den 
Kunstwerkschutz zuzubilligen (vgl. den letzten Satz des 
Art. 2 Abs. 7 StF) 14>. Da Schweden beispielsweise gegen­
wärtig nur auf dem Gebiet der Metallindustrie einen 
Musterschutz kennt, mu8 es auf anderen Gebieten Mu­
stern englischen Ursprungs den Urheberrechtsschutz ge­
währen, obwohl sie in Grofsbritannien bezüglich der 
mustermä8igen Verwertung nur nach dem Registered 
Designs Act geschützt sind. 

Schlie.Blich wurde entsprechend dem Vorschlag des 
amtlichen Programms in dem neuen Abs. 7 des Art. 2 ein 
Hinweis auf Art. 7 Abs. 4 aufgenommen, der die Ver­
bandsländer verpflichtet, bei der Regelung des urheber­
rechtlichen Schutzes der Werke der angewandten Kunst 
eine Mindestschutzfrist von 25 Jahren seit der Schaffung 
des Werkes nicht zu unterschreiten. 

5. Sonstiges 
Im Zusammenhang mit Art. 2 sind schlie1slich folgende 

formelle Änderungen erwähnenswert: 
a) Im Zuge der Einführung des allgemeinen Verviel­

fältigungsrechts und der dadurch bedingten völligen Neu­
gestaltung des Art. 9 erschien es zweckmäisig, den bis­
herigen Art. 9 Abs. 3 betreffend Tagesneuigkeiten und 
vermischte Nachrichten nach Art. 2 zu verweisen, in 
dessen Abs. 8 er - sachlich unverändert - Platz gefun­
den hat. Die neue Placierung erscheint auch systematisch 
gerechtfertigt. Wie der Generalbericht ausdrücklkh her-

13) Ober die belm übersetzungsrecht neu eingeführte materielle Rezi­
prozität vgl. unten S. 439 (V), 

:14) Dies gilt freilich nur, wenn die Vorausset:zungen, die dao eigene 
Recht an den Kunstwerkschutz stellt, erfüllt sind. - Im gleichen 
Sinne wie der ltalienische Antrag halte Bidt die Bundesrepublik 
Deutschland schon in ihrer schriftlichen Stellungnahme geäuBert, ohne 
&Jlerding• einen formellen Antrag zu •tellen. 
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vorhebt, erfüllen blofse Mitteilungen iiber Tagesneuig­
keiten oder laufende Ereignisse nicht die an den Werk­
begriff des Art. 2 gestellten Anforderungen. Urn so weni­
ger sind die Tatsachen oder Ereignisse, über die berichtet 
wird, geschützt 15>. Dagegen stehen journalistische Artikel 
und andere literarische Werke, die sich mit Neuigkeiten 
befassen, ebenso wie sonstige Werke unter Konventions­
schutz. 

b) In terminologischer Beziehung ist eine Vereinheit­
lichung und zugleich Vereinfachung dadurch vorgenom­
men worden, dals der in manchen Artikeln der Konven­
tion (vgl. Art. 12 und 14 BF) vorkommende Begriff der 
Werke der Literatur, Wissenschaft oder Kunst durch den 
Begriff der Werke der Literatur oder Kunst (bzw. Werke 
der Literatur und Kunst) ersetzt worden ist. Aus Art. 2 
Abs. 1 der Konvention ergiht sich, da8 diese Bezeich­
nung auch die Werke der Wissenschaft umfa1st. 

III. Wiedergabe von Vorträgen und dgl. 
durch Presse und Rundfunk (Art. 2bis) 

(Verfasser: Reimer) 

Während Art. 2hi5 in seinen Absätzen 1 und 3 sachlich 
unverändert geblieben ist, hat Abs. 2 dieser Bestimmung 
einige wesentliche Änderungen erfahren. 

Im amtlichen Programm waren keine Änderungen die­
ser Vorschrift vorgesehen, die in ihrer Brüsseler Fassung 
den Verbandsländem die Befugnis vorbehält, ,,zu bestim­
rnen, unter wek-hen Voraussetzungen Vorträge, Anspra­
chen, Predigten und andere Werke gleicher Art durch die 
Presse wiedergegeben werden dürfenu. Verschiedene 
Regierungen (so Deutschland, Bulgarien, Polen, die Tsche­
choslowakei und Indien) hatten eine Erweiterung dieser 
Vorschrift auf die Wiedergabe durch den Rundfunk vor­
geschlagen. Da in anderer Beziehung auch Vorschläge zur 
Einschränkung des geltenden Textes gernacht wurden, 
schien die Einberufung einer kleinen Arbeitsgruppe zweck­
mä8ig, die unter dem Vorsitz des Schweizer Bundesrich­
ters Pierre Cavin folgenden Text ausarbeitete, der vonder 
Kommission gebilligt wurde: 

"Es bleibt den Gesetzgebungen der Verbandsländer die 
Befugnis vorbehalten, zu bestimmen, unter welchen Vor­
aussetzungen Vorträge, Ansprachen und andere Werke 
gleicher Art, die öffentlich dargeboten worden, durch die 
Presse wiedergegeben, durch den Rundfunk gesendet, 
durch Drahtfunk öffentlich übertragen und zum Gegen­
stand öffentlicher Mitteilungen im Sinne des Art. 1tbis 
Abs. 1 der vorliegenden Obereinkunft gemacht werden 
dürfen, sofern eine solche Verwertung durch den erstreb-
ten Informationszweck gerechtfertigt ist.• • 

Die neue Vorschrift enthält im Vergleich zum geiten­
den Text eine Erweiterung und drei Einschränkungen: 

a) Die Erweit;rung besteht darin, da8 die Verbands­
länder eine freie Wiedergabe nicht nur durch die Presse, 
sondern auch durch den Rund funk, den Dra h t -
funk und îm Wege der Zwei tve r wertu ng im Sinne 
des Art. 11 bis Abs. 1 (öffentliche vViedergabe des gesen­
deten Werkes) vorsehen können. Diese Erweiterung er­
schien insbesondere im Interesse einer Gleichstellung von 
Presse und Rundfunk unvermeidbar. 

b) Die ers te Einschränkung besteht dar in, dais Pre -
d i g ten nicht rnehr zu den von der Ausnahmevorschrift 
des Art. zbis Abs. 2 betroffenen Werken gehören. Es 

~ im Text der Konvention •eibst zum Ausd~ck z~. b~ingen. wie 
es die britische Delegation beantragte, erschlen uberfluss1g. 
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wurde als angemessen empfunden, dals für die Presse­
veröffentlichung, Rundfunksendung etc. einer Predigt die 
Zusti~mung der Pfarrer (bzw. der Kirche) eingeholt wer­
den muis. Von sachverständiger Seite wurde in der 
Arbeitsgruppe darauf hingewiesen, dals in der Praxis 
Rundfunksendungen von Predigten ohnehin nur auf 
Wunsch der Kirche erfolgten, wobei diese nicht nur keine 
Vergütung verlange, sondern die Rundfunkanstalt sogar 
für die Sendung bezahle. 

c) Die zweite Einschränkung allgemeiner Art besteht 
darin, dais Art. 2bis Abs. 2 nur noch ö ff ent I ic h dar­
ge boten e Werke (reuvres ... prononcées en public) 
betrifft. Private Vorträge, Ansprachen und Darbietungen 
gleicher Art fallen also nicht unter diese Ausnahme­
vorschrift. 

d} Schlielslich ist als dritte Einschränkung vorgesehen, 
dals die Verwertung durch den erstrebten Info r ma -
t ion s z weck gerechtfertigt ist. Die deutsche Delegation 
hatte eine noch stärkere Einschränkung in dem Sinne 
vorgeschlagen, da~ die in Art. 2bis Abs. 2 genannten 
Werke Tagesfragen betreffen rnüssen. Dieser Vorschlag 
liels sich jedoch nicht durchsetzen. 

IV. Anknüpfungspunkte und Ursprungsland 
(Art. 3-6) 

(Verf asser: Reimer) 

Die Bestimmungen über Anknüpfungspunkte und 
Ursprungsland (Art. 4-6 BF) haben wesentliche Ver­
besserungen sachlicher und systematischer Art erfahren. 
Unter den sachlichen Änderungen stehen diejenigen im 
Vordergrund, die zu einer Erweiterung des Anwendungs­
bereiches der Konvention geführt haben. Die systemati­
schen Verbesserungen sind das gro!5e Verdienst des Prä­
sidenten der Kommission I, Professor Dr. Eugen Ulmer, 
nach dessen Vorschlägen die bisherigen Bestimmungen 
neu geordnet wurden. Zum besseren Verständnis der 
Art. 3-6 StF erscheint es zweckmäBig, mit der Erläute­
rung der neuen Systematik zu beginnen. 

1. Die neue Systematik 

Das Verständnis der Brüsseler Fassung (Art. 4-6) wird 
dadurch erschwert, daJs sie bereits an früher Stelle (Art. 4 
Abs. 3 und 5) Vorschriften über das Ursprungsland bringt, 
ohne zuvor erschöpfend geklärt zu haben, für welche 
Werke die Konvention Schutz gewährt (sog. Anknüp­
fungspunkte). Vielmehr ist die Regelung der Anknüp­
fung in der Brüsseler Fassung über drei Vorschriften 
(Art. 4 Abs. 1, Art. 5, Art. 6 Abs. 1) verstreut. Die bis­
herige Regelung ist daher nicht nur schwer überschaubar, 
sondern begründet auch die Gefahr, da8 die rechtliche 
Bedeutung der Begriffe "Anknüpfungspunkte" und "Ur­
sprungsland" sowie ihr Verhältnis zueinander mils­
verstanden werden. 

Eugen Ulmer hat in einer Abhandlung16l klargestellt, 
dals die Frage nach den Anknüpfungspunkten der Frage 
nach dem Ursprungsland logisch vorgeordnet ist: Zuerst 
mu8 geprüft werden, ob das Werk den Schutz der Kon­
vention genie8t (Frage nach den Anknüpfungspunkten), 
und erst dann spielt die Frage eine Rolle, welches das 
Ursprungsland des Werkes ist. Die Bestimmung des 
H) In französisdter Spradte In NIR 1967, 2.08, In deutsdter Spradte In 

der festsdtrift des Heidelberger Instituts für ausländisches und Inter­
nationales Privat- und Wirtsdtaftsrec:ht (:1967) veröffentlidtt. 
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Ursprungslands ist für Inhalt und Dauer des Schutzes 
von Bedeutung und setzt somit voraus, daB die Frage, ob 
überhaupt Konventionsschutz besteht, ob mit anderen 
\-Vorten ein Anknüpfungspunkt vorliegt, bejaht worden 
ist. Der Schutz im Ursprungsland richtet sich einzig und 
allein nach der nationalen Gesetzgebung dieses Landes. 
Ist das Ursprungsland das Land, dem der Urheber ange­
hört, so kommt der Konventionsschutz im Ursprungs­
land überhaupt nicht zum Tragen, sondern gilt nur in 
den übrigen Verbandsländern (Art. 4 Abs. 1 BF, Art. 5 
Abs. 3 Satz 1 StF). Handelt es sich also beispielsweise urn 
das unveröffentlichte Werk eines Deutschen (Ursprungs­
land Deutschland) oder urn das erstmals in Deutschland 

• veröffentlichte Werk eines Deutschen (Ursprungsland 
Deutschland) oder urn das erstmals in einem verbands­
fremden Land veröffentlichte VVerk eines Deutschen 
(Ursprungsland Deutschland), dann ist Grundlage für· 
den Schutz des Werkes in Deutschland allein das deutsche 
Urheberrechtsgesetz. Die Konvention steht hier zur Seite, 
ohne sich in den Schutz einzumischen, den die Verbands­
länder ihren eigenen Angehörigen angedeihen lassen 17). 

Ist das Ursprungsland dagegen ein Land, dem der Urhe­
ber nicht angehört, so gilt für den Schutz im Ursprungs­
land Inländerbehandlung (Art. 5 BF, Art. 5 Abs. 3 Satz 2 
StF), während die von der Konvention garantierten Min­
destschutzrechte nur in den übrigen Verbandsländern in 
Anspruch genommen werden können. Handelt es sich 
also beispielsweise urn das erstmals • in Deutschland 
veröffentlichte \.Verk eines Franzosen (Ursprungsland 
Deutschland), dann richtet sich der Schutz des Werkes 
in Deutschland auch hier nur nach dem deutschen Urhe­
berrechtsgesetz: Die Konvention beschränkt sich darauf, 
die - keineswegs selbstverständliche - Inländerbehand­
lung zu garantieren, nirnmt aber davon Abstand, dem 
Ursprungsland über die Anwendung des eigenen Geset­
zes hinaus die Zuerkennung bestimmter l\-1indestrechte 
vorzuschreiben. 

Weiterhin ist die Bestimmung des Ursprungslandes in 
der Frage der Schutzdauer von Bedeutung. Zwar richtet 
sich die Schutzfrist grundsätzlich nach dem Recht des 
Landes, in dem der Schutz beansprucht wird. Doch kön­
nen die Verbandsländer im VVege des Vergleichs der 
Schutzfristen den Schutz auf die Zeit beschränken, für die 
das Werk im Ursprungsland geschützt ist (vgl. Art. 7 
Abs. 2 BF und Art. 7 Abs. B StF). Es handelt sich hier 
urn einen Fall der materiellen Gegenseitigkeit: Kein Land 
ist verpflichtet, dem Werk einen längeren Schutz zukom­
men zu lassen, als er im Ursprungsland besteht. 

Die Gründe für die Regeln über das Ursprungsland 
liegen somit teils in der Rücksichtnahme auf die Souve­
ränität der internen Gesetzgebung der einzelnen Ver­
bandsländer, teils in der Aufrechterhaltung des Prinzips­
der materiellen Gegenseitigkeit bei der Bemessung der 
Sdtutzdauer. Es fragt sich, ob diese Gründe auf weite· 
Sicht schutzwürdig sind, oder ob es nicht vorzuziehen 
ist, den Begriff des Ursprungslandes und die diesbezüg­
lichen Regeln ganz abzuschaffen und die Konventîon da­
mit wesentlich zu vereinfachen. Eine entsprechende An­
regung ist gelegentlich von dem britischen Delegierten 
Wallace gegeben worden 18>. Auch in Stockholm hat er 
darauf hingewiesen, daB GroBbritannien einen Vergleich 

11) Selbstversländlld, übt aber die Entwidûung des Konventionsschutzes 
Einllu8 auf die nationale Gesetzgebung aus, da diese kaum geneigt­
ffln wlrd, Werken fremder Staatsangehöriger einen stärkeren Schutz. 
als den eigenen Staatsbürgem zu gewähren. 

18) Vgl. hierzu Ulmer, a.a.O. 
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der Schutzfristen nicht kennt und die Abschaffung dieser 
Institution ebenso begrülsen würde wie die des Urspnmgs­
landes. Ein Antrag in diesem Sinne ist jedoch nicht ge­
stellt worden und hätte auch urn so weniger Aussicht auf 
Erfolg gehabt, als gerade das in Stockholm beschlossene 
Protokoll über die Entwicklungsländer zeigt, wie grols in 
Zukunft die Unterschiede im Niveau des Schutzes inner­
halb der Union sein können. 

Die neue Systematik trägt dem Umstand Rechnung, 
da8 die Frage der Anknüpfung vorrangig und diejenige 
nach dem Ursprungsland nur von sekundärer Bedeutung 
ist. In Art. 3 sind die allgemeinen Anknüpfungspunkte 
(Staatsangehörigkeit, Erstveröffentlichung, gewöhnlicher 
Aufenthaltsort) und der Begriff der Veröffentlichung ge­
regelt. Der Art. 4 handelt von zusätzlichen Anknüpfungs­
punkten bei Filmwerken, Werken der Baukunst und sol­
chen der graphischen und plastischen Künste, welche Be­
standteile eines Grundstücks sind. Art. 5 legt die Schutz­
prinzipien in den anderen Verbandsländern und dem 
Ursprungsland fest und bestimmt, weldtes Land als 
Ursprungsland anzûsehen ist. Art. 6 enthält entsprechend 
der bisherigen Regelung in Art. 6 Abs. 2-4 BF Regeln 
Uber die Retorsion in bezug auf den Sdtutz von Werken 
verbandsfremder Urheber, die erstmalig in einem Ver­
bandsland veröffentlichen. 

Bei den Beratungen innerhalb der Kommission wurde 
die neue Systematik von den meisten Delegierten Iebhaft 
begrü8t. Nur die italienische Delegation äu8erte vorüber­
gehend Bedenken, da sie offensichtlich versteckte sachlidte 
Änderungen hinter der neuen Ordnung witterte. Als sie 
sich jedoch davon überzeugt hatte, da8 dem nicht so ist, 
war der Weg für die allgemeine Anerkennung frei. 

2. Erweiterung der Ankniipfungspunkte • 

Unter den sachlichen Änderungen steht die Schaffung 
einiger neuer Anknüpfungspunkte im Vordergrund, 
durch die der Anwendungsbereich der Konvention erwei­
tert wird. 

a) Die Staatsangehörigkeit als aI!gemeiner Anknüp­
fungspunkt 

Nach der Brüsseler Fassung stehen solche Werke der 
einem Verbandsland angehörigen Urheber, die erstmalig 
in einem verbandsfremden Land veröffentlicht werden, 
nicht unter Konventionssdtutz. Diese Regelung wurde 
als unbefriedigend empfunden. Der Vorschlag im Pro­
gramm der Konferenz, die Staatsangehörigkeit des Urhe­
bers zum allgemeinen Anknüpfungspunkt zu machen mit 
der Folge, daB die Konvention auch au8erhalb der Union 

• erstveröffentlichte Werke von Staatsangehörigen eines 
Verbandslandes schützt, wurde daher einmütig gut­
gehei8en. DemgemäB schützt Art. 3 Abs. 1 a StF die 
einem Verbandsland angehörigen Urheber allgemein für 
ihre veröffentlichten und unveröffentlichten Werke. 

Dagegen wurde der Vorschlag der indischen Delega­
tion, Art. 6 BF zu streichen, den in einem Verbandsland 
erstveröffentlichten vVerken verbandsfremder Urheber 
in Zukunft also den Konventionsschutz zu entziehen, mit 
allen Stimmen gegen Indien abgelehnt. Die Annahme die­
ses Vorschlags hätte zu einer wesentlichen Einschränkung 
des Konventionsschutzes und zu einem Bruch mit einer 
80jährigen Tradition geführt. Art. 3 Abs. 1 b schützt 
dementsprechend wie bisher (Art. 6 Abs. 1 BF) die kei­
nem Verbandsland angehörigen Urheber, die ihre Werke 
zum erstenmal in einem Verbandsland veröffentlichen. 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

b) Gewöhnlicher Aufenthaltsort in einem Verbandsland 
Das Programm der Konferenz hatte vorgeschlagen, in 

einer neuen Vorschrift Urheber, die keinem Verbands­
land angehören, aber in einem Verbandsland ihren Wohn­
sitz haben, den einem Verbandsland angehörigen Urhe­
bern gleichzustellen. Aulserdem sollte den Verbandslän­
dem die Möglichkeit gegeben werden, durch die Ratifi­
zierung eines Zusatzprotokolls auch Staatenlose und/oder 
Flüchtlinge, die ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in 
einem Verbandsland haben, in den Schutz einzubeziehen. 

Bei den Beratungen in der Kommission zeigte sich, 
da8 der Begriff "Wohnsitz" in einzelnen Verbandslän­
dem eine verschiedene Bedeutung hat und daher zu Aus­
legungsschwierigkeiten führen kann. Ein weiteres Pro­
blem lag in der Frage, oh sidt der Begriff "Wohnsitz" 
nach dem Redtt des Landes richtet, in dem der Wohn­
sitz (so die österreichische und deutsche Auffassung) oder 
in dem der Schutz (so die bulgarische, französische und 
schwedische Auffassung) beansprucht wird. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten hat sich die Kom­
mission mit knapper Mehrheit entschlossen, den Begriff 
"Wohnsitz" durch den einfadten Begriff "gewöhnlicher 
Aufenthaltsort" zu ersetzen. Art. 3 Abs. 2 StF stellt dem­
entsprechend die Urheber, die keinem Verbandsland an­
gehören, aber ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in 
einem Verbandsland haben, den Staatsangehörigen dieses 
Verbandslandes gleiè:h. Mit dieser Regelung entfiel zu­
gleich die Notwendigkeit eines Zusatzprotokolls betref­
fend den Schutz von Staatenlosen und Flüchtlingen, da 
die dort vorgesehene Anknüpfung an den gewöhnlichen 
Aufenthaltsort nun allgemein gilt. 

Fraglich ist, zu welchem Zei t punk t ein solcher ge­
wöhnlicher Aufenthaltsort vorhanden sein muB, urn als 
Anknüpfungspunkt dienen zu können. Einem allgemei­
nen Grundsatz (vgl. auch Art. 18 RBO) zufolge darf das 
Werk noch nicht gemeinfrei geworden sein, als der Auf­
enthaltsort in einem Verbandsland begründet wurde. Es 
darf also nicht vor Begründung des Aufenthaltsortes in 
einem Verbandsland au8erhalb der Union veröffentlidtt 
worden sein. Hat die erste Veröffentlichung des Werkes 
eines verbandsfremden Urhebers innerhalb der Union 
stattgefunden, dann bedarf es für die Begründung des 

• Schutzes nicht eines gewöhnlichen Aufenthaltsortes, weil 
der Schutz an die Erstveröffentlichung anknüpft. Der 
Anknüpfungspunkt des Aufenthaltsortes ist somit nur 
für unveröffentlichte Werke verbandsfremder Urheber 
und für solche veröffentlichte Werke verbandsfremder 
Urheber von praktischem Interesse, bei denen die Erst­
veröffentlichung nach der Begründung des Aufenthalts­
ortes in einem Verbandsland aulserhalb der Union erfolgt 
ist. Hat beispielsweise ein Russe zur Zeit der ersten Ver­
öffentlidtung seines Werkes in Ru8land seinen gewöhn­
lichen Aufenthaltsort in Paris,. so ist der Konventions­
schutz gegeben. Dieser Schutz sollte auch dann nicht ent­
fallen, wenn der Russe zur Zeit der Schutzbeanspruchung 
wieder in RuBland lebt; denn es wäre beispielsweise 
unbillig, wenn das während der Pariser Zeit des Urhe­
bers für einen französischen Verlag begründete Verlags­
recht nach Rückkehr des Russen in seine Heimat von 
jedermann milsachtet werden könnte. • 

Bei unveröffentlichten Werken liegt es nahe, auf den 
Zeitpunkt abzustellen, zu dem die Verletzungshandlung 
begangen wird. Dagegen kann weder verlangt werden 
noch ist es ausreichend, dals das unveröffentlichte Werk 
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während des gewöhnlichen Aufenthaltsortes in einem 
Verbandsland geschaffen wurde. Hat der Russe beispiels­
weise ein Manuskript in Paris geschrieben, ohne es zu 
veröffentlichen, so besteht kein Konventionsschutz, wenn 
er es nach Rufsland mitnimmt. Wird ihm aber in Paris 
das Manuskript entwendet, so kann er den Konventions­
schutz in Anspruch nehmen. Dies gilt auch dann, wenn 
er das Manuskript in Moskau geschrieben und dann nach 
Paris mitgenommen hat, wo er seinen gewöhnlichen Auf­
enthaltsort begründet hat. 

Nach dem Generalbericht von Professor Bergström 
(vgl. Nr. 28) kommt es bei unveröffentlichten Werken 
wahrscheinlich darauf an, daG der Urheber seinen ge­
wöhnlichen Aufenthaltsort in einem Verbandsland zu 
einer Zeit bat, zu der das Werk erstmals der Öffentlich­
keit zugänglich gemacht wird (etwa durch Vortrag, Auf­
führung oder Sendung). 1st dies durch eine unbefugte 
Person geschehen, so soll der Urheber den Konventions­
schutz gegen diese Persón in Anspruch nehmen können, 
wenn er zu diesem Zeitpunkt seinen gewöhnlichen Auf­
enthaltsort in einem Verbandsland hatte. Diese Auffas­
sung deckt sich mit der hier vertretenen, behandelt aber 
nur einen T eilaspekt. 

c) Zusätzlicher Anknüpfungspunkt bei Filmwerken 
Das Programm der Konferenz batte vorgeschlagen, bei 

Filmwerken als zusätzlichen Anknüpfungspunkt neben 
den allgemeinen Anknüpfungspunkten die Zugehörig­
keit des Hers t e 11 ers zu einem Verbandsland oder sei­
nen Wohnsitz oder seine Niederlassung in einem Ver­
bandsland vorzusehen. 

Bei den Beratungen in der Kommission zeigte sich, da8 
die Staatsangehörigkeit des Herstellers keir,. sehr brauch­
bares Kriterium ist, zumal es sich bei den Unternehmen 
der Filmproduktion meist urn juristische Personen han­
delt. Dieser Anknüpfungspunkt wurde daher fallen­
gelassen. Dagegen wurde die zusätzliche Anknüpfung an 
den gewöhnlichen Aufenthaltsort (statt an den Wohnsitz, 
vgl. oben b) oder an die Niederlassung gutgehei8en, wo­
bei sich der Begriff Niederlassung auf juristische und der 
Begriff gewöhnlicher Aufenthaltsort auf natürliche Per­
sonen beziehen soli. Die neue Vorschrift ist in Art. 4 a StF 
enthalten. Für den Fall der Koproduktion soll es nach 
einer Bemerkung des Präsidenten der Kommission ge­
nügen, da8 einer der Koproduzenten seine Niederlassung 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in einem Ver­
bandsland hat. 

d) Zusätzlicher Anknüpfungspunkt bei Werken der Bau­
kunst 

Art. 4 Abs. 5 BF sieht als U r s pr u n g s 1 and bei 
unveröffentlichten Werken der Baukunst und der gra­
phischen und plastischen Künste, welche Bestandteile 
eines Grundstücks sind, das Verbandsland vor, in wel­
chem diese Werke errichtet oder einem Bauwerk ein­
gefügt worden sind. Diese Regelung betrifft nur das 
Ursprungsland, begründet jedöch keinen ·zusätzlichen 
Anknüpfungspunkt 19>. Der Konventionsschutz setzt also 
voraus, dafs der Urheber des betreffenden unveröffent­
lichten Werkes Staatsangehöriger eines Verbandslandes 
ist. 

Das Programm der Konferenz hatte demgegenüber 
vorgeschlagen, den Schutz zusätzlich zu den allgemeinen 

19) Vgl. Ulmer, a.a.0.; vgl. audt das vorbereltende Dokument S/1. 
(Schweden. BIRPI) S. 32; anderer Ansicht Desboi•, Le droit d'autcur 
en France, a. Aufi. 1966, S. 877 ff. 
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Anknüpfungspunkten an die Errichtung eines Werkes 
der Baukunst in einem Verbandsland oder an die Ein­
fügung eines Werkes der graphischen oder plastischen 
Künste in ein in einem Verbandsland gelegenes Bauwerk 
anzuknüpfen. 

Bei den Beratungen in der Kommission wurde dieser 
Vorschlag grundsätzlich gutgehei&en (vgl. den neuen 
Art. 4 b). Es wurden jedoch - insbesondere seitens der 
australischen, britischen und rnonegassischen Delega­
tion - Bedenken in zwei Richtungen geitend gemacht. 
Einmal wurde die Frage aufgeworfen, oh es gerechtfertigt 
sei, bei Ausstéllungen Werke, die wie Bilder mit dem 
Ausstellungsraum nur lose verbunden sind, ungeschützt 
zu lassen, während Statuen, die mit dem Bauwerk ver­
bunden würden, den Schutz erhielten. Diese Frage wird 
sich dahin beantworten lassen, da& nur eine dauerhafte, 
nicht aber eine von vornherein nur vorübergehende Ver­
bindung den Schutz begründen kann. Zum anderen ging . 
es um die Frage, ob auch Kopien eines au8erhalb der 
Union geschaffenen Kunstwerkes in den Genu8 der 
neuen • Anknüpfung gelangen sollen. Hierzu wurde auf 
Anregung des Präsidenten der Kommission in dem Gene­
ralbericht Professor Bergströms klargestellt, da.Is die neue 
Vorschrift nur anwendbar sein soll, wenn es sich urn 
das Original des betreffenden Werkes handelt. 

3. Änderung des Begriffs der Veröffentlidtung 
Nach Art. 4 Abs. 4 BF werden unter veröffentlichten 

Werken im Sinne der Art. 4, 5 und 6 die erschienenen 
Werke verstanden, nohne Rücksicht auf die Art der Her­
stellung der Werkstücke, die in genügender Zahl zur 
Verfügung des Publikums gestellt sein müssen". Dagegen 
stellen die Akte der öffentlichen Wiedergabe (Auffüh­
rung, Vorführung, Vortrag, Obertragung, Rundfunk­
sendung) ebensowenig eine Veröffentlichung dar wie die 
Ausstellung eines Werkes der bildenden Künste und die 
Errichtung eines Werkes der Baukunst (Art. 4 Abs. 4 
Satz 2 BF). 

Die Stockholmer Fassung (Art. 3 Abs. 3) hat diesen Be­
griff der Veröffentlichung im wesentlichen übernommen. 
Im Vergleich zum geltenden Text wurden jedoch drei 
kleine Änderungen vorgenommen. • 

a) Die erste Änderung folgte einem Vorschlag des 
Programms der Konferenz, den Begriff der Veröffent­
lichung nicht nur (ür die Art. 4-6, sondern für die ganze 
Konvention einheitlich festzulegen. Dementsprediend 
wurden die Worte nÎm Sinne der Art. 4, 5 und 6" gestri­
chen. Da in Art. 7 Abs. 4 BF, nach dem die Schutzdauer 
bei anonymen und pseudonymen Werken 50 Jahre seit 
ihrer Veröffentlichung beträgt, der Begriff der Ver­
öffentlichung die weitere Bedeutung des öffentlichen Zu­
gänglichmachens hat, worunter auch die Akte der öffent­
lichen Wiedergabe, die Ausstellung von Kunstwerken 
und die Errichtung eines Werkes der Baukunst fallen, ist 
diese Vorschrift dahin geändert worden, <lafs bei anony­
men und pseudonymen Werken der Schutz 50 Jahre be­
trägt, seitdem sie der öffentlichkeit erlaubterweise zu­
gänglich gemacht wurden (neuer Art. 7 Abs. 3). 

b) Als zweite Änderung hatte das Programm der 
Konferenz vorgeschlagen, den Text dahin zu ergänzen, 
daB eine Veröffentlichung nur angenommen werden 
kann, wenn das Werk erlaubterweise erschienen 
ist. \Vird ein Werk beispielsweise gestohlen und an­
schliel5end rechtswidrig veröffentlicht, so liegt keine Ver­
öffentlichung im konventionsrechtlichen Sinne vor. 
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Grundsätzlich wurde die im Programm vorgeschlagene 
Änderung begrüBt. Die britische Delegation schlug je­
doch vor, den Begriff "erlaubterweise" durch die Worte 
,,mit Zustimmung seiner Urheber" zu ersetzen. Der Vor­
schlag wurde angenommen (Art. 3 Abs. 3 StF). Er be­
deutet, da8 ein Werk nicht als veröffentlicht im Sinne des 
Konventionsrechts anzusehen ist, wenn es zwar erlaubter­
weise, so z. B. auf Grund einer Zwangslizenz, aber gegen 
den Willen des Urhebers veröffentlicht worden ist. In 
solch einem Fall wird das Land der ersten Verbreitung 
nicht zum Ursprungsland, und der Konventionsschutz 
wird nicht begründet, wenn der Urheber keinem Ver­
bandsland angehört. Man wird jedoch annehmen kön­
nen, daB der Urheber diese Rechtsfolgen dadurch herbei­
führen kann, da8 er der Veröffentlichung nachträglich 
zustimmt, da8 er sie mit anderen Worten genehmigt. 

c) Die d ritte Änderung war nicht im Programm vor­
gesehen. Doch wurde die Brüsseler Fassung, nach der die 
Werkexemplare in genügender Anzahl zur Verfügung 
des Publikums gestellt sein müssen, von verschiedenen 
Regierungen teils in schriftlichen Stellungnahmen, teils 
in mündlichen Interventionen als zu eng gerügt. So wer­
den beispielsweise Filmkopien den Kinobesitzern, Musik­
partituren den Orchestern, nicht aber dem Publikum zur 
Verfügung gestellt. Dennoch liegt eine Veröffentlichung 
des Filmwerkes vor, wenn Filmkopien in ausreichender 
Zahl in den Verleih gelangt sind, und ein Musikwerk 
kann selbst dann als veröffentlicht an:r.usehen sein, wenn 
nur ein einziges Stück der Partitur zum Zwecke der Auf­
führung durch jedes interessierte Orchester vermietet 
wird. Bei der Suche nach einer besseren Formel haben 
verschiedene Delega.tionen zusammengearbeitet. Grund­
lage der beschlossenen Änderung wurde ein gemeinsamer 
Vorschlag von Südafrika, Monaco, Luxemburg und der 
Bundesrepublik Deutschland. Er wurde durch Vorschläge 
der britischen De\egation ergänz.t. Nach der neuen For­
mulierung (Art. 3 Abs. 3) liegt eine Veröffentlichung 
vor, wenn Werkexemplare derart zur Verfügung gestellt 
werden, da8 unter Berücksichtigung der Natur des Wer­
kes die angemessenen Bedürfnisse des Publikums be­
friedigt werden. Mit anderen Worten mu8 dem Publikum 
in ausreichender Weise der WerkgenuB ermöglicht wer­
den. Das kann beispielsweise bei einem Werk der ernsten 
Musik, das nur gelegentlich bei groBen Orchesterkonzer­
ten aufgeführt wird, durch das Zurverfügungstellen eines 
einzigen Partiturexemplares geschehen. Der Verleih einer 
Filmkopie zum Zwecke der Vorführung anlä8lich eines 
.Filmfestivals wird dagegen nicht als Veröffentlichung des 
Films angesehen werden können. Festzuhalten bleibt, da8 
die Akte der öffentlichen Wiedergabe (Vortrag, Auffüh­
rung usw.) als solche wie bisher keine Veröffentlichung 
darstellen: Art. 4 Abs. 4 Satz Z BF wurde unverändert 
beibehalten (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 StF). 

4. Bestimmung de• Ursprungslandes 
Zur rechtlichen Bedeutung des Begriffs "Ursprungs­

landn kann auf die Ausführungen oben IV 1 verwiesen 
werden, mit denen die neue Systematik erläutert wurde. 
In dem neuen Art. 5 Abs. 4 ist zusammenfassend ge­
regelt, welches Land als Ursprungsland anzusehen ist. 

a) Für die erstmalig in einem Verbandsland veröffent­
lichten Werke ist entsprechend der bisherigen Regelung 
(vgl. Art. 4 Abs. 3 BF) das Land der Erstveröffentlichung 

· Ursprungsland. 1st das Werk gleichzeitig in mehreren 
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Verbandsländern mit verschiedenen Schutzfristen ver­
öffentlicht worden, dann ist Ursprungsland das Land mit 
der kürzesten Schutzdauer. Wird das Werk gleichzeitig in 
einem verbandsfremden Land und in einem Verbands­
land veröffentlicht, dann ist das letztere als Ursprungs­
land anzusehen. Als gleichzeitig in mehreren Ländern 
veröffentlicht gilt jedes Werk, das innerhalb von 30 Tagen 
seit der ersten Veröffentlichung in zwei oder mehreren 
Ländern erschienen ist (Art. 4 Abs. 3 letzter Satz BF; 
Art. 3 Abs. 4 StF). In allen diesen Beziehungen sind sach­
lich keine Änderungen erfo]gt. Das gleiche-gilt bezüglich 
~er Regel, da8 bei unveröffentlichten Werken grundsätz­
hch das Land, dem der Urheber angehört, Ursprungsland 
ist (Art. 4 Abs. 5 Satz 1 BF; Art. s Abs. 4 c StF). 

Neu ist dagegen die Vorschrift, daB auch bei Werken, 
die erstmalig in einem verbandsfremden Land veröffent­
lidlt werden, ohne da8 eine glekhzeitige Veröffentlimung 
in einem Verbandsland erfolgt, Ursprungsland das Ver­
bandsland ist, dem der Urheber angehört (Art. s Abs. 4 c 
StF). Diese Regelung ist die logische Folge der Erweite­
~un~ des Konventionsschutzes auf Werke, die erstmalig 
m emem verbandsfremden Land veröffentlicht aber von 
einem Urheber geschaffen wurden, der einem Verbands-
laod angehört 20>. .. 

b) In diesem Zusammenhang ist von Interesse, daB die 
Schweizer Delegation auf der Konferenz den Antrag ge­
stellt hat, bei allen Werken einem Verbandsland ange­
höriger Urheber, also auch bei den erstmals in einem 
Verbandsland veröffentlichten Werken solcher Urheber, 
das Land der Staatsangehörigkeit des Urhebers als Ur­
sprungsland festzulegen. Die Annahme dieses Vorschlags 
hätte Urheber und Verleger der Möglichkeit beraubt, 
durch die erste Veröffentlichung des Werkes in einem 
Land mit langer Schutzdauer die dem Werk zukommende 
Schutzfrist günstig zu beeinflussen. LäBt beispielsweise 
ein Schweizer Urheber sein Werk erstmalig in Deutsch­
land erscheinen, so genie8t er im Ursprungsland Deutsch­
land den 70jährigen Schutz post mortem auctoris, und 
au8erdem kommt ihm die lange Schutzfrist des Ur­
sprungslandes insoweit zugute, als andere Länder mit 
längerer Schutzfrist als 50 Jahre post mortem auctoris 
den Schutz nicht im Wege des Vergleichs der Schutz­
fristen auf 50 Jahre beschränken können. Veröffentlicht 
umgekehrt ein deutscher Urheber sein Werk erstmalig in 
der Schweiz, so genie8t er zwar in Deutschland den 
70jährigen Schutz (§ 120 Abs. 1 Satz 1 URG), muB sich 
aber in anderen Ländem, die den Vergleich der Schutz­
fristen vornehmen, die kürzere S0jährige Frist des schwei­
zerischen Rechts entgegenhalten lassen. Dieser Rechts­
zustand begünstigt die Erstveröffentlîchung in Ländern 
mit langer Schutzfrist. Die Annahme des Schweizer Vor­
schlags hätte daher nicht im deutschen Interesse gelegen. 
Da auch die meisten anderen Länder dem Schweizer An­
trag die Unterstützung versagten, hat ihn die Schweizer 
Delegation im Geiste guter internationaler Zusammen­
arbeit zurückgenommen. Sie hat sich jedoch vorbehalten, 
ihn anlä8lich späterer Konferenzen wieder aufzugreifen. 

c) Schlie81ich ist noch auf einige Sonderbestinunungen 
betreffend das Ursprungs1and bei Filmwerken, bei 
in einem Verbandsland errichteten Werken der Ba u­
k u n s t und bei Werken der graphischen und plastisch.en 
Künste einzugehen, welche Bestandteile eines in einem 
Verbandsland gelegenen Grundstücks sind. Sind diese 

lle) Vgl. oben S. 4-,6 (IV a a). 
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Werke erstmalig in einem Verbandsland veröffentlicht 
worden, so erge ben sich keine Besonderheiten: Ursprungs­
land ist das Land der ersten Veröffentlichung. Handelt 
es sich dagegen urn unveröffentlichte Werke oder urn 
Werke, die erstmalig in einem verbandsfremden Land 
ohne gleichzeitige Veröffentlichung in einem Verbands­
land veröffentlicht wurden, so gilt folgendes: 

Bei Filmwerken ist Ursprungsland das Verbands­
land, in dem der Produzent seine Niederlassung oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat (Art. S Abs. 4 c i; 
vgl. über den entsprechenden neuen Anknüpfungspunkt 
oben IV 2 c). Trifft diese Voraussetzung nicht zu, so ist 
Ursprungsland das Land, dem der Urheber des Filmwerks 
angehört. Da in der Regel mehrere Personen als Urheber 
des Filmwerks anzusehen sind, können sich bei der Be­
stimmung des Ursprungslands in diesem Fa1Ie Schwierig­
keiten ergeben. Man wird die Auffassung vertreten kön­
nen, dals es auf die Staatsangehörigkeit des Haupt­
urhebers ankommt, also wohl auf die des Drehbuch-· 
autors oder - je nach Sachlage - des Regisseurs. 

Handelt es sich urn Werke der Baukunst~ die 
in einem Verbandsland errichtet wurden, oder urn 
Werke der graphischen und plastischen 
K ü n s te, welche Bestandteile eines in einem Verbands­
land gelegenen Grundstücks sind, dann ist dieses Ver­
bandsland Ursprungsland (Art. S Abs. 4 iî; vgl. über 
den entsprechenden neuen Anknüpfungspunkt oben 
IV 2 d). Trifft diese Voraussetzung nicht zu, so ist Ur­
sprungsland das Land, dem der Urheber des Werkes der 
Baukunst oder des Werkes der graphischen oder plasti­
schen Kunst angehört. 

V. Droit moral (Art. 6bis) 

(Verfasser: Reimer) 

Die Brüsseler Fassung der RBÜ gewährleistet den 
Schutz des droit mora} nur zu Lebzeiten des Urhebers 
und überlälst die Aufrechterhaltung des Schutzes nach 
seinem Tode der Gesetzgebung der Verbandsländer. Das 
Programm der Stockholmer Konferenz hatte vorgeschla­
gen, die Schutzfrist des droit moral derjenigen des Ur­
hebervermögensrechts zwingend gleichzustellen. Doch 
stie8 dieser Vorschlag, der schon auf der Brüsseler Kon­
ferenz 1948 gescheitert war, auf Schwierigkeiten, die dar­
auf beruhen, da8 den angelsächsischen Ländern, so vor 
allem Gro8britannien und USA, ein im Urheberrecht 
wurzel..ndes droit moral unbekannt ist. So enthält der 
englische Copyright Act zwar einige Vorschriften betref­
fend die Anerkennung der Urheberschaft, überlä8t aber 
den Schutz gegen Entstellungen und Verstümmelungen 
dem allgemeinen Recht, însbesondere dem Schutz gegen 
libel und slander, der nach dem Tode der diffamierten 
Person versagt. Auch die USA, auf deren möglichen Bei­
tritt zur RBÜ auf der Stockholmer Konferenz verschie­
dentlich Bedacht genommen wurde (vgl. auch oben I 1), 
besitzen kein droit moral im kontinental-europäischen 
Sinne und haben hierin schon in der Vergangenheit ein 
wesentliches Hindernis für ihren Beitritt gesehen. 

Auf der anderen Seite machte sich in Stockholm eine 
starke Strömung bemerkbar, die weit über den Vorsçhlag 
Schwedens/BIRPI hinaus die Anerkennung eines ewigen 
droit moral erstrebte. Entsprechende Anträge wurden 
von Bulgarien (unterstützt durch andere Ostblockländer 
wie die Tschechoslowakei und Rumänien), Griechenland 
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und Portugal gestellt, während die groBen europäischen 
Länder mit ewigem droit mor al - Frankreich und Italien -
stärkere Zurückhaltung übten. In einer Kampfabstim­
mung lehnte die Kommission das ,ewige Urheberpersön­
lichkeitsrecht mit sehr knapper Mehrheit (14 gegen 11 
Stimmen bei 5 Enthaltungen) ab. 

Urn den anglo-amerikanischen Bedenken Rechnung zu 
tragen hatten inzwischen die Delegationen von Austra­
lien, Dänemark, Finnland, GroBbritannien, Irland, Nor­
wegen und Schweden einen Kompromi8vorschlag aus­
gearbeitet, welcher der Erstreckung des urheberpersön­
lichkeitsrechtlichen Schutzes auf die gesamte Laufzeit des 
Urheberrechts zustimmen, aber folgenden zusätzlichen 
Absatz einfügen wollte: 

"Die Gesetzgebung eines Verbandslandes kann jedoch 
vorsehen, daJ3 bestimmte dem Urheber nach dem vorher­
gehenden Absatz gewährte Rechte nach seinem Tode 
nicht aufrechterhalten .werdi;:n." 

Auf Anregung des Präsidenten der Kommission wurde 
dieser Zusatz schlie8lich dahin eingeschränkt, daB nur 
solche Länder die Möglichkeit haben, bestimmte Befug­
nisse des droit moral nach dem Tode des Urhebers nicht 
aufrechtzuerhalten, deren Gesetzgebung zur Zeit der Rati­
fizierung der oder des Beitritts zur Stockholmer Fassung 
nicht alle in Art. 6h1• Abs. 1 anerkannten urheberpersön­
lichkeitsrechtlichen Befugnisse schützt (Art. 6bis Abs. 2 

Satz 2 StF) 21>. 

VI. Schutzdauer (Art. 7, 7bi~) 

(Verfasser: Reimer) 

1. Elnzelfragen 
In der Frage der Schutzdauer hatte das Programm eine -

Reihe von Änderungen vorgeschlagen, die sich auf Einzel­
fragen bezogen und im wesentlichen von der Konferenz 
gebilligt wurden. Es handelt sich urn folgende Ände­
rungen: 

a) Bezüglich des Schutzes der F i I mw er k e sieht 
Art. 7 Abs. 3 BF im Gegensatz zur allgemeinen Schutz­
dauer (Art. 7 Abs. 1) keine Mindestfrist vor. Das Pro­
gramm befürwortete derngegenüber eine Mindestschutz­
frist von 50 Jahren von der ersten Veröffentlichung, 
öffentlichen Vorführung oder Sendung an ader-mangels 
eines sokhen Ereignisses innerhalb von 50 Jahren seit der 
Herstellung des Films - von der Herstellung des Films 
an. In Stockholm schlug die britische Delegation vor, die 
Worte »vonder ersten Veröffentlichung, öffentlichen Vor­
führung oder Sendung an" durch die Wendung "seit das 
Werk mit Zustimmung des Urhebers der Offentlichkeit 
zugänglich gemacht worden ist" zu ersetzen. Mit dieser 
Änderung wurde der Vorschlag Schwedens/BIRPI ange­
nommen {vgl. Art. 7 Abs. 2 StF). Dagegen batte ein por­
tugiesischer Vorschlag, den Verbandsländern die Bestim­
mung der Schutzdauer ohne Festlegung einer Mindest­
frist in der Weise vorzubehalten, dafs sie eine angemes­
sene Entschädigung der vorgenommenen Investitionen 
ermöglicht, ebenso wenig Erfolg wie der ungarische An­
trag, einen Mindestschutz von 25 J ahren seit der Her-
s te llu ng des Filmwerks festzulegen. 

b) Die Briisseler Fassung kennt auch bei Werken 
d e r a n g e w a n d t e n K u n s t und der P h o to g ra -
p h ie keine Mindestschutzfrist (Art. 7 Abs. 3 BF). Das 

!1) Zur Frage deo Zugangs zu Orlginalparlituren vgl. unten S. 45J (XIV 4). 
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amtliche Programm schlug bei diesen Werken die Ein­
führung eines Mindestschutzes von 25 Jahren seit der 
Herstellung des Werkes vor. Der Vorschlag wurde an­
genommen (Art. 7 Abs. 4 StF). 

c) Die geitende Vorschrift über den Schutz anony­
m er u n d pseudo n y me r Werk e (Art. 7 Abs. 4 BF) 
hat entsprechend den Vorschlägen des Programms eine 
Klarstellung und eine Ergänzung erfahren (Art. '7 Abs. 3 
StF). Die Klarstellung besteht darin, daB die SOjährige 
Schutzfrist des Satzes 1 dieser Vorschrift nicht mehr von 
der Veröffentlichung, sondern von dem Zeitpunkt an 
läuft, zu dem das Werk der öffentlichkeit erlaubterweise 
zugänglich gemacht worden ist. Dies bedeutet keine sach­
liche, sondern nur eine terminologische Änderung, da 
» Veröffentlichung" im Sinne dieser Vorschrift schon bis­
her die Bedeutung des "öffentlichen Zugänglichmachens" 
hatte. Die terminologische Änderung ist dadurch bedingt, 
da8 der Begriff der Veröffentlichung für die ganze Kon­
vention einheitlich irn Sinne des Art. 3 Abs. 3 festgelegt 
wurde 22>. Abweichend von der Regelung der Schutz­
frist bei Filmwerken ist es bei den anonyrnen und pseud­
onymen Werken nicht erforderlich, da8 das Werk »rnit 
Zustimmung des Urhebers" öffentlich zugänglich gemacht 
wird. Es genügt vielmehr, dals dies "erlaubterweise" ge­
schieht. Der Grund hierfür ist darin zu erblicken, da8 der 
Urheber bei anonymen Werken häufig unbekannt ist und 
da.B es daher untunlich wäre, auf seine Zustimmung ab­
zustellen (vgl. über die Vertretung unbekannter Urheber 
unten XI). 

Die Ergänzung besteht in folgendem, neu eingefügtem 
Satz: 

"Die Ve;bandsländer sind nicht verpflichtet, anonyrne 
oder pseudonyme Werke. zu schützen, bei denen aller 
Anlals zu der Vermutung besteht, dals ihr Urheber schon 
50 Jahre tot ist." 

Die Vorschrift will v'erhindern, daB anonyme und 
pseudonyme Werke über die wahrscheinlich schon abge­
laufene allgemeîne Schutzfrist hinaus geschützt werden 
müssen. 

d) Art. 7 Abs. 5 BF sah für nachgelassene 
Werk e, die weder als Filmwerke oder Werke der Photo­
graphie oder der angewandten Kunst noch als anonyme 
oder pseudonyme Werke der Sonderregelung der Ab­
sätze 3 und 4 BF unterstanden, eine 50jährige Schutzfrist 
post mortem auctoris vor. Diese Bestimmung wurde in 
Stockholm einem Vorschlag des Programms entsprechend 
als überflüssig gestrichen. 

e) Neu wurde in Art. '7 Abs. 6 eine Vorschrift über die 
G ewä h run g längerer Schut z f risten aufgenom­
men. Sie besagt, da8 die Verbandsländer die Möglich­
keit haben, eine längere als die in den vorangehenden 
Absätzen vorgesehene Schutzdauer z·u gewähren. Eine 
sachliche Änderung des geltenden Rechtszustandes ist 
damit nicht verbunden. 

f) Die Bestimmung über den Vergleich der 
Schut z friste n findet sich nunmehr in Art. 7 Abs. 8 
(bisher Art. 7 Abs. 2). Sie stellt klar, da8 sich die Schutz­
frist - vorbehaltlich der in der Konvention festgelegten 
Mindestfristen - in allen Fällen nach dem Recht des Lan­
des richtet, wo der Schutz beansprucht wird, da.B sie 
jedoch die im Ursprungsland festgesetzte Schutzdauer 
nicht überschreitet, sofern die Gesetzgebung des Schutz-

:t2J Vgl. oben S. 437 (IV 3). 
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landes nicht etwas anderes bestimmt. Durch diesen Zu­
satz wird deutlich gemacht, da8 der Vergleich der Schutz­
fristen für die Verbandsländer nur fakultativ ist, wäh­
rend die Fassung des Art. 7 Abs. 2 BF den Eindruck er­
wecken konnte, er sei obligatorisch vorgeschrieben2J>. Die 
Schweizer Delegation hatte vorgeschlagen, auch in der 
Frage der Schutzfrist die Inländerbehandlung zur Regel 
zu erheben, den Verbandsländern aber die Möglichkeit 
zu geben, durch Einführung des Vergleichs der Schutz­
fristen von dieser Regel abzuweichen. Da die Annahme 
dieses Vorschlags in zahlreichen ländern gesetzgeberische 
Ma.Bnahmen notwendig gemacht hätte, hat die Konfe­
renz der im Programm vorgesehenen Fassung den Vorzug 
gegeben. 

g) Art.7bls, der die Schutzfrist bei Miturhe­
b ers c haft regelt, ist lediglich redaktionell überarbeitet 
worden. Er lautet in der Stockholmer Fassung: • 

"Die Bestimmungen des vorstehenden Artikels sind in 
gleicher Weise anwendbar, wenn das Urheberrecht den 
Miturhebern eines Werkes gemeinschaftlich zusteht, rnit 
der Malsgabe, dals die vom Tode des Urhebers an laufen­
den Fristen vom Tode des letzten überlebenden Miturhe­
bers an berechnet werden." 

2. Die allgemeine Schutzdauer 

Im Gegensatz zu den vorstehend geschilderten Ände­
rungen betreffend Einzelfragen der Schutzfrist ist Art. 7 
Abs. 1, der die allgemeine Schutzdauer auf 50 Jahre post 1 

rnortem auctoris festlegt, unverändert geblieben. An­
gesichts der sehr unterschiedlichen Auffassungen über die 
Schutzdauer innerhalb der Union hätte ein Antrag auf 
Verlängerung der allgemeinen Schutzfrist keine Chancen 
gehabt. So steht der 70jährigen Schutzfrist im neuen 
deutschen Urheberrechtsgesetz beispielsweisè die Tat­
sache gegenüber, da.B Portugal neuerdings vom bisher 
ewigen Urheberr.echtsschutz auf 50 Jahre post mortern 
auctoris zurückgegangen ist. In den meisten Ländern mit 
SOjähriger Schutzfrist ist die Neigung zu einer Verlän­
gerung gering. In einigen sozialistischen Ländern besteht 
sogar heute noch eine wesentlich kürzere Schutzfrist. 

Unter diesen Umständen hat die deutsche Delegation 
davon Abstand genommen, in Stockholm eine allgemeine 
Schutzfristverlängerung zu beantragen. Sie hat jedoch mit 
Rücksicht darauf, daB 
- einige Länder (Brasilien, Spanien) bereits eine längere 

als SOjährige Schutzfrist kennen, 
- verschiedene Länder (Belgien, Frankreich, Italien, Öster­

reich und Norwegen) die Schutzfrist wegen der gerin­
gen Verwertbarkeit der Rechte während einer der bei­
den Weltkrieg verlängert haben, 

- auf internationaler Ebene schon Verhandlungen über 
die Verlängerung der Schutzfrist im Wege eines beson­
deren Abkommens stattgefunden haben und 

- zwischen verschiedenen ländern bereits Vereinbarun­
gen über die gegenseitige Anwendbarkeit der kriegs­
bedingten Schutzfristverlängerung getroffen oder No­
ten gewechselt worden sind 24), 

die Konferenz gebeten, den Wunsch auszusprechen, da8 
die interessierten Länder Verhandlungen über ein be­
sonderes Ab kommen betreffend eine Verlängerung 

2•) Vgl. hit'rzu Ulmer, Der Vergleich der Schutzfrlsten lm Welturheber-
redttsabkommen. GRI.JR Int. ~960, 57 ff. (58/59). 

H) Ober die gegenseitige Anwendung der deutschen Schutzfristverlänge­
rung und der ln einigen Auslandsstaaten erfolgten Schutzfristverlän­
gerung aus Anla8 des Krieges vgl. die Verlautbarung des Bundes­
ministers der Justiz vom :,1. Juli 1967, GRUR Int. 1967, 41:,. 
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des Schutzes in denjenigen Landem fortsetzen, die die­
sem Abkornmen beitreten woIIen. 

Der erste Versuch der deutschen Delegation, die Kon­
ferenz zu einer solchen Empfehlung zu veranlassen, schei­
terte. Zu der Unbeteiligtheit der rneisten Lander, die sich 
der Stirnme enthielten, gesellte sich die klare Opposition 
des sozialistischen Lagers. Bulgarien und Polen hatten 
den gemeinsarnen Vorschlag unterbreitet, denjenigen Lan­
dem, die zur Zeit des Beitritts zur oder der Ratifizierung 
der Stockholrner Fassung noch der Romfassung angehô­
ren, die Mèiglichkeit zu geben, geringere Schutzfristen zu 
gewahren, ais sie Art. 7 vorsieht. Sie spürten den ver­
breiteten Widerstand- gegen ihren Vorschlag und waren 
nicht gewillt, die Bemühungen urn eine Schutzfristverlan­
gerung in einem kleinen Kreis zu unterstützen, bevor 
ihrem eigenen Anliegen Rechnung getragen war. Kulis­
sengesprache mu8ten den Boden vorbereiten. Dabei zeigte 
sich, dais die Zurückweisung des bulgarisch-polnischen 
Antrags einige Lander von der Ratifizierung der Stock­
holmer Fassung überhaupt abgehalten hatte. Es handelt 
sich in erster Linie urn Bulgarien, dessen Urheberrechts­
gesetz von 1951 keine feste Schutzfrist kennt, sondern 
von dern Grundgedanken ausgeht, den Urhebererben die 
Früchte des Urheberrechtsschutzes nur so lange zu ge-: 
wahren, ais sie - insbesondere rnangels eigener Erwerbs­
tatigkeit - schutzbedürftig sind. So erlischt der Urheber­
rechtsschutz, wenn die Erben mit Vollendung des 18. Le­
bensjahres volljahrig geworden sind. Handelt es sich um 
Studenten, so endet der Schutz mit dern Abschlu8 ihres 
Studiums, jedoch nicht spater ais nach Vollendung ihres 
24. Lebensjahres. Handelt es sich um arbeitsunfahige
Erben, so besteht das Urheberrecht wahrend ihrer Arbeits­
unfahigkeit. Sind der überlebende Ehegatte oder die
Eltern des Urhebers Erben, so steht ihnen das Urheber­
recht auf Lebenszeit25> zu. Zu den Landern mit kurzer
Schutzdauer gehèiren ferner Polen mit einer Schutzfrist
von 20 Jahren, Rumanien mit wechselnder Schutzdauer 26) 
und Thailand mit 30jahriger Frist, das allerdings zu den
Entwicklungslandern zahlt und von dem Vorbehalt einer
kürzeren Schutzfrist gerna8 Art. 1 a des Entwicklungs­
landerprotokolls Gebrauch machen kann. Unter Berück­
sichtigung der Tatsache, dais es sornit nur um das An­
liegen der drei Lander Bulgarien, Polen und Rumanien
ging, hat das Sekretariat der Konferenz vorgeschlagen,
nur denjenigen Landem, die der Rornfassung angehôren
und deren Gesetzgebung zur Zeit der Unterzeichnung der
Stockholmer Fassung kürzere Schutzfristen ais die dort
vorgesehenen gewahrt, die Moglichkeit zu geben, diese
kürzeren Fristen beim Beitritt zur oder bei der Ratifizie­
rung der Stockholmer Fassung aufrechtzuerhalten. Dieser
Vorsd1lag wurde nach wiederholt vertagter Diskussion
schlielslich angenommen (vgl. Art. 7 Abs. 7 Stf).

Nunmehr war auch der Weg frei, auf die von der 
deutschen Delegation gewünschte Empfehlung zurück­
zukommen. Nachdem die osterreichi_sche Delegation die 
Wiederbehandlung des Themas beantragt hatte und die 
hierfür nach der Geschaftsordnung vorgesehene Zwei­
drittelmehrheit erzielt worden war, wurde auch der deut­
sche Vorschlag schlieBlich angenommen und die oben 
inhaltlich wiedergegebene Empfehlung ausgesprochen 27>. 

:t.,) Vgl. hierzu Avramov, Das Urheberrecht und das Urhebervertrags-
recht der Volksrepublik Bulgarien, UflTA Bd. 50 S. 98 (uo) (>967). 

26) Bei überlebenden Ehegatten und Eltern die Lebenszeit, bel Abkëmm­
lingen 50 und bei anderen Erben 15 Jahre post morlem aucloris. 

27) Vgl. oben S. 440. 

VII. Das Obersetzungsrecht (Art. 8)

(Verfasser: Ulmer) 

1. Grundsatz und Vorbehalte 
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Die seit der Berliner Revisionskonferenz geltende 
Regel des Art. 8 RBÜ über den Obersetzungsschutz blieb 
in Stockholm unangetastet: Die Urheber genieBen wah­
rend der ganzen Dauer ihrer Rechte am Originalwerk das 
ausschliefsliche Recht, ihre Werke zu übersetzen oder 
deren Obersetzung zu erlauben. 

Einschrankungen erfahrt der volle Obersetzungsschutz 
freilich seit jeher durch die Moglichkeit der Erklarung 
von Vorbehalten. Von den Rechten, die dabei den Ent­
wicklungslandem eingeraumt wurden, wird unten (S. 456) 
berichtet werden. Für die sonstigen Verbandslander ver­
bleibt es bei der Moglichkeit, die früher wirksam erklar­
ten Vorbehalte aufrechtzuerhalten 28). Auch neu beitre­
tende Staaten konnen den Obersetzungsschutz dahin be­
schranken, da8 er erlischt, wenn nicht binnen 10 Jah­
ren seit der Verôffentlichung des Originalwerks eine 
Obersetzung in ihre Landessprache erfolgt ist; anders ais 
bisher gilt in solchem Falle freilich künftig der Grundsatz 
der materiellen Reziprozitat: Die anderen Verbandslander 
kèinnen in Ansehung von Werken, deren Ursprungsland 
das neu beigetretene Land ist, das den Vorbehalt erklart, 
den Obersetzungsschutz in entsprechender Weise be-
schranken 29>. 

2. Obersetzungsschutz 
und Schranken der Verwertungsrechte 

Einen breiten Raum nahm in der Diskussion der ersten 
Hauptkommission die Frage ein, in welchern Verhalt­
nis der durch Art. S RBO gewahrleistete Obersetzungs­
schutz zu den Regeln der Konvention steht, die in be­
stimmten Fallen eine Beschrankung von Verwertungs­
rechten gestatten. Es geht dabei nicht nur um die Aus­
nahmen vom Vervielfaltigungsrecht, deren Zulassung die 
Stockholmer Fassung angesichts der Gewahrleistung des 
ausschlielslichen Vervielfaltigungsrechts den Verbands­
landem in Art. 9 Abs. 2 gestattet, sondem auch um die 
bereits bisher bestehenden Schranken, die sich nicht nur 
auf das Vervielfaltigungsrecht, sondern auch auf andere 
Verwertungsrechte, insbesondere das Senderecht, be­
ziehen. Wie steht es beispielsweise bei der Zitierfreiheit 
(Art. 10 Abs. 1), bei den Vorschriften über die Wieder­
gabe von offentlichen Reden oder von Presseartikeln in 
Presse und Rundfunk (Art. 2bis Abs. 2 und 1ohis Abs. 1) 
oder bei den Regeln der Art. nbis und 13 RBÜ, die den 
Verbandslandern die Einschrankung des Senderechts oder 
des mechanischen Vervielfaltigungsrechtes durch die Ein­
führung von Zwangslizenzen gestatten? Beziehen sich 
die Regeln über die Zitier- und Wiedergabefreiheit und 
über die Zwangslizenzen nur auf die Rechte, die detn Ur­
heber an der Originalfassung des Werkes, oder auch auf 
diejenigen, die ihm an fremdsprachlichen Versionen zu­
stehen? 

Die Frage ist bisher in der Konvention nicht ausdrück­
lich geregelt. Bei manchen Bestimmungen wurde es ais 
selbstverstandlich angesehen, dais sie auch die Oberset­
zung des Textes mit einschlie8en, dais beispielsweise die 
Zitierfreiheit auch die Anführung von Teilen fremder 

l!!!) Nach dem Stand vom 1. Januar 1967 sind es noch Irland, Island, 
Japan, Jugoslawien und die Türkei, die an ihren Vorbehalten hin­
sichtlich des Obersetzungsrechts festhalten. 

29) Vgl. darüber unten S. 471. 
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Werke in Form einer Obersetzung ermöglicht. Auch fin­
det sich im Schrifttum die Meinung, es sei in der Regel 
davon auszugehen, daB die Schranken, die den Verwer­
tungsrechten gezogen werden, g1eicherma8en für die Ori­
ginalfassung wie für die Obersetzung gel ten 30>. In Stock­
holm waren es u. a. die skandinavischen Staaten, die diese 
Auffassung vertraten. Andere Delegationen betonten da­
_gegen, dals die Erstreckung auf die Obersetzung jeden­
falls nicht für die besonders einschneidenden Schranken 
geiten könne, die dem Urheberrecht durch die Zulassung 
der Zwangslizenz in Art. 11 bis und Art. 13 RBÜ gezogen 
werden. Wenn beispielsweise zusammen mit der Musik 
auch der dazugehörige Text der Zwangslizenz unter­
worfen werde, so könne dies zwar für die Originaltexte, 
nicht aber für fremdsprachliche Fassungen gelten. 

Als Vorsitzendern der ersten Hauptkommission er­
·schien es mir von Anfang an als ratsam, wie bisher von 
einer ausdrücklichen Regelung der Frage in der Kon­
vention abzusehen und sich mit einer Bemerkung dar­
über im Bericht zu begnügen. Die Verfolgung dieser Linie 
wurde aber dadurch erschwert, dals mehrere Delegationen 
fonnell beantragten, einzelne Bestimmungen (darunter _ 
Art. 2bis Abs. 2 und Art. tobis Abs. 1) dahin zu fassen, 
-daB die Wiedergabe sowohl des Originaltextes wie seiner 
Obersetzung zulässig sein soll. Eine sokhe ausdrückliche 
Regelung im Rahmen einzelner Ausnahmebestimmun­
gen hätte für andere Bestimmungen ein argumentum 
e contrarie nahegelegt. Es wurde daher erforderlich, die 
Prüfung der Frage auf alle einschlägigen Bestimmungen 
auszudehnen. Im Ergebnis sprach sich dabei die Mehrheit 
der Delegationen bei sämtlichen Bestimmungen für die 
"Erstreckung auf die Obersetzung aus. Es waren aber 
wechselnde Mehrheiten. Sehr knapp waren sie bei den 
Zwangslizenzen. Bei der Zwangslizenz des Art. 13 stimm­
ten 13 Delegationen für die Bejahung, 12 Delegationen 
dagegen für die Verneinung der Frage, während sich ein 
-erheblicher Teil der Delegationen der Stimme enthielt. 

Das Ergebnis dieser Abstimmungen war keine trag­
fähige Grundlage für die Fonnulierung von Konventions­
regeln. Nachdem die französische Delegation noch ein­
mal mit besonderem Nachdruck erklärt hatte, da8 sie bei 
den Zwangslizenzen einer Ausdehnung auf die fremd­
sprachliche Version keinesfalls zustimmen könne, ent­
schlo.8 man sich, wie bisher von einer ausdrücklichen 

• Regelung abzusehen und sich mit einer Erläuterung der 
Frage im Bericht zu begnügen. In dieser Erläuterung heilst 
es sinngemäls: Einig war man sich darüber, da8 die 
Art. zbis Abs. 2, 9 Abs. 2, 10 Abs. 1 und 2 und 1obts 
die Möglichkeit eröffnen, ein Werk nicht nur in der 
Originalfassung, sondern auch in Form einer Ober­
setzung zu benutzen, vorausgesetzt, da8 - insbesondere 
unter Berilcksichtigung der guten Sitten - die Bedin­
gungen als gleichartig anzusehen sind und dals das droit 
moral gewahrt bleibt. Dagegen wurden bezüglich der 
Benutzungen, die durch Art. 11 bis und Art. 13 gestattet 
werden, verschiedene Meinungen geäu8ert. Einige Dele­
gationen waren der Ansicht, daB auch diese Bestimmun­
gen unter den gcnannten Voraussetzungen auf die fremd­
sprachliche Fassung des Werkes anwendbar seien. Andere 
Delegationen, darunter diejenigen von Belgien, Frank­
reich und Italien, vertraten dagegen den Standpunkt, da/$ 
die Redaktion dieser Artikel in dem Text von Stockholm 
nicht in dem Sinne auszulegen sei, da.Is die Möglichkeit, 

. 30) Vgl. In diesem Sinn• Ho/fm,rnn, Die Berner Oberelnkunft (19J5, 
S.1.-41). 
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das Werk ohne Einwilligung des Urhebers zu benutzen, 
auch das Recht der Obersetzung einschlieBe. 

Damit wurde eine Klärung der Frage jedenfalls für 
eine grö8ere Zahl von Ausnahmebestimmungen erreicht, 
insbesondere für diejenigen, die die Benutzung ohne Be­
zahlung einer Vergütung zulassen. Die für die Erstrek­
kung auf fremdsprachliche Versionen gemachte Voraus­
setzung, dals die Bedingungen gleichartig sein müssen, 
sowie die Hinweise auf die guten Sitten und das droit 
moral sind vorsichtshalber im Hinblick auf Erwägungen 
eingefügt worden, die zum Fotokopierproblem angestellt 
wurden. Werden beispielsweise in einer Schweizer Zeit­
schrift, die in deutscher Sprache erscheint, auch Oberset­
zungen von französischen Beiträgen abgedruckt, so liegt 
es in der Natur der Sache, da8 die Frage, inwieweit die 
Herstellung von Fotokopien zulässig ist, für die Beiträge, 
• die aus dem französischen ins Deutsdte übersetzt wur­
den, in gleicher Weise zu beantworten ist, wie für die 
Beiträge, die von vornherein in deutscher Sprache abge­
fa8t worden sind. Anders stünde es aber, wenn die Zeit­
schrift in französischer Sprache erschiene und es sich 
darum handeln würde, die Artikel ins Deutsche zu über­
setzen, um von dieser besonders gefertigten Obersetzung 
Fotokopien zu machen. Spezialbestimmungen über Foto­
kopien von Zeitschriftenbeiträgen, die die fotomechanische 
Vervielfältigung in begrenztem Umfang gestatten, wären 
sinngemäB auf den letzteren Fall nicht mehr anwendbar, 
bei dem es sich nicht mehr um eine vom Autor geneh­
migte Obersetzung und den aus Gründen der Praktikabi­
lität privilegierten Fall handelt, da8 der Druck in der 
Zeitschrift selbst als Grundlage für die Fotokopien be­
nutzt wird. 

Bezüglich der Zwangslizenzen der Art. 11bls und 13 
RBO ergibt sich dagegen aus dem Bericht, da.Is die Mei­
nungen darüber, oh auch bei ihnen eine Erstreckung auf 
fremdsprachliche Versionen rnöglich ist, geteilt sind. Die 
Frage, die schon bisher streitig war, bleibt daher audt in 
Zukunft offen, so daB jedenfalls dem Argument der 
Boden entzogen 'wurde, die Stockholmer Fassung laufe 
auf eine Schmälerung der Rechte der Urheber hinaus. 

VIII. Das Vervielfältigungsrecht (Art. 9) 
(Verfasser: Ulmer) 

Ein wesentlicher, in Stockholm erzielter Fortschritt ist 
die Verankerung des Vervielfältigungsrechtes im Text 
der Konvention (Art. 9 RBÜ). 

1. Bisherige Regelung 

Regeln über die Vervielfältigung enthielt die Berner 
Obereinkunft in ihrer ursprünglichen Fassung nur bezüg­
lich der Artikel, die in Zeitungen und Zeitschriften ver­
öffentlicht wurden: Es geht hier urn das sogenannte Ur­
heberrecht der Presse 31>. Darüber hinaus bedingte es der 
Fortschritt der technischen Entwicklung, dals auf den Revi­
sionskonferenzen Bestimmungen liber das mechanische 
Vervielfältigungsrecht (Art. 13), das kinematographische 
Vervielfältigungsrecht (Art.14) und die Vervielfältigung 
im Betriebe des Rundfunks (Art. 11 bis Abs. 3) aufgenom­
men wurden. Im übrigen hatte es bei dem Grundsatz der 
Inländerbehandlung sein Bewenden, der die Anwendung 
der nationalen Rec.'ltsvorschriften liber das Vervielfälti­
gungsrecht sicherstellt . 

31) Vgl. darüber unten S. H.5 (IX). 
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2. Gründe für die Revision 

Der fortschreitende Ausbau der besonderen, durch die 
Konvention gewährleisteten Rechte auf den Revisions­
konferenzen, der die Berner Obereinkunft mehr und mehr 
zu einem wirkungsvollen Instrument des internationalen 
Urheberrechtsschutzes machte und eine weitgehende An­
näherung der nationalen Rechtsordnungen der Verbands­
länder zur Folge hatte, lieG es auf die Dauer als einen 
Mangel erscheinen, da.is die Konvention zwar die Rechte 
zur unkörperlichen Wiedergabe (Vortrag, Aufführung, 
Vorführung und Rundfunksendung) sowie das Oberset­
zungsrecht, das Verfilmungsrecht und andere Befugnisse 
des Urhebers gewährleistet, da!s aber das älteste und 
wichtigste Recht des Urhebers, das Vervielfältigungs­
recht, nur in einigen speziellen Ausprägungen geregelt 
wird. 

Es geht da bei urn einen Mangel an· Systematik, der 
schon angesichts der bisherigen Regeln der Konvention 
nicht ohne Bedenken ist: Wenn die RBÜ es in Art. 10 
Abs. 2 der bisherigen Fassung den Verbandsländern vor­
bchält, aus geschützten Werken Entlchnungen zugunsten 
von Veröffentlichungen zu gestatten, die für den Unter­
richt bestimmt oder wissenschaftlicher Natur sind, sowie 
für Chrestomathien, so setzt sie offenbar, indem sie ei n e 
Möglichkeit der Einschränkung des Vervielfältigungs­
rechtes gestattet, dessen Bestand voraus, schweigt aber 
im übrigen über den Inhalt und die Grenzen dieses 
Rechts. 

Darüber hinaus hätte das Fehlen einer Regelung des 
allgemeinen Vervielfältigungsrechtes auch dem weiteren 
Ausbau der Konvention im Wege gestanden. Es geht 
dabei u. a. urn das wichtige Problem der Fotokopien. Soll 
ihre Herstellung- von gewissen eng umschriebcnen Aus­
nahmen zugunsten des pcrsönlichen oder wissenschaft­
lichen Gcbrauchs abgesehen - schlechthin verboten oder 
soli sie in bestimmten Fällen zwar erlaubt, aber mit einer 
Vergütungspflicht belastet werden? Der ständige Aus­
schuis der Berner Union und der Regierungsausschuis des 
Welturheberrechtsabkommens haben das Problem auf 
ihre Tagesordnung gesetzt; die Sekretariate der beiden 
Ausschüsse stellen Recherchen insbesondere über die 
Rechtslage in Deutschland und GroJsbritannien an, um 
eine Grundlage für eine internationale Regelung zu fin­
den. Aber jede derartige Regelung sctzt voraus, dal5 zu­
nächst einmal das Vervielfältigungsrecht in der Konven­
tion verankert und dann die Frage geprüft wird, in wel­
chem Umfang Ausnahmen zugelassen werden können. 

Ähnlich steht" es mit der bereits in Sicht kommenden 
Frage, inwieweit es erlaubt sein soli, wissenschaftliche 
Literatur in elektronischen Rechenanlagen zu speichern, 
um es den Benutzern - insbesondere den Benutzern der 
in Bibliotheken aufgestellten Anlagen - zu ermöglichen, 
ihrem Bedarf entsprechend Ausdru&.e (print-outs) her­
stellen zu lassen. Schlie8lich gehört auch die in Deutsch­
land so besonders eingehend geprüfte Frage, ob und 
inwieweit es zutássig sein so11, Aufnahmen von geschütz­
ten Werken auf Tonträgern oder auf Bildträgern zum 
persönlichen Gebrauch zu machen, in diesen Zusammen­
hang. 

Der Vorschlag einer Regelung des allgemeinen Ver­
vielfältigungsrechtes in der Konvention ist nicht neu. Er 
war bereits auf der Brüsseler Revisionskonferenz von der 
österreichischen Delegation gemacht worden. Dabei zeigte 
sich jedoch, da8 eine Regelung nicht getroffen werden 
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kann, ohne da8 man sich zugleich darüber einigt, in weI­
chen Fällen den Verbandsländern die Zulassung von Aus­
nahmen gestattet sein soli. Es war daher von wesentlicher 
Bedeutung, daJs die Studiengruppe Schweden-BIRPI in 
Vorbereitung der Stockholmer Konferenz auch das Pro­
blem der Ausnahmen überprüft und dafür eine Regelung 
vorgeschlagen hat, die zwar nicht in ihrem vollen Inhalt 
angenommen wurde, aber doch den Weg zu einer Eini­
gung ebnete. 

3. Die Anerkennung des Vervielfältigungsrechts 

Die allgemeine Regel über das Vervielfältigungsrecht 
enthält nunmehr Art. 9 Abs. 1 RBÜ: Die Urheber von • 
Werken der Literatur und der Kunst, die durch diese­
Übereinkunft geschützt sind, genielsen das ausschlie.ls­
liche Recht, die Vervielfältigung ihrer vVerke zu erlau­
ben, gleichviel auf welche Art und in welcher Form sie 
vorgenommen wird. 

Anträge, den Begriff der Vervielfältigung 
noch genauer zu bestimmen, darunter der Antrag der 
österreichischen Delegation, die die Obernahme des 
im französischen Urheberrechtsgesetz enthaltenen Ver­
vielfältigungsbegriffs vorschlug, wurden als überflüssig 
abgelehnt. In der Tat ist der Begriff eindeutig: Verviel­
fältigung (reproduction) ist im Sinne der RBÜ ebenso 
wie im Sinne des deutschen URG (§ 16) jede körperliche 
Festlegung des \-\lerkes, jede Wiedergabe in einem oder 
mehreren Werkstücken. 

Nur ei n möglicher Zweifel wurde, einer Anregung 
der deutschen Delegation folgend, durch die Sonder­
bestimmung des Art. 9 Ab s. 3 ausgeräumt. Es wurde 
klargestellt, dais der Begriff der Vervielfältigung als 
Oberbegriff auch denjenigen der Aufnàhme des Werkes 
auf Tonbändern oder Bildträgern (enregistrement sonore 
ou visuel) umfalst. Diese Kiarstellung erschien u. a. des­
halb als ratsam, weil in dem Rom-Abkornmen über den 
Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Ton­
trägern und der Sendeunternehmungen der Begriff der 
Vervielfältigung nicht als Oberbegriff verwendet, viel­
mehr zwischen der Festlegung der Darbietung bzw. der 
Sendung und der Vervielfältigung der Festlegung ent­
schieden wird. Im Sinne der RBÜ ist dagegen bereits die 
erste körperlich'e Festlegung als Vervielfältigung zu deu­
ten. Im besonderen empfahl sich diese Klarstellung im 
Hinblick auf die Neufassung der Regeln über das mecha­
nische Vervielfältigungsrecht (Art. 13): Angesichts der 
Gewährleistung des Vervielfältigungsrechts durch Art. 9 
Abs.1 RBÜ wurde die bisher in Art. 13 Abs. 1 RBÜ ent­
haltene Regel gestrichen, da.Is die Urheber von musika­
lischen Werken das ausschlielsliche Recht genielsen, die 
Aufnahrne dieser Werke auf Vorrichtungen zu ihrer 
mechanischen \-'Viedergabe zu gestatten. Durch die aus­
drückliche Bestimmung, da.B bereits die Aufnahme eine 
Vervielfältigung ist, wird jedem Mi8verständnis vorge­
beugt, das diese Streichung zur Folge haben könnte. 

4. Ausnahmen 
Die Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht, die die 

Verbandsländer in ihren nationalen Gesetzen gestatten, 
sind zahlreich. Es handelt sich u. a. urn Vervielfältigun­
gen zum privaten und persönlichen Gebrauch, urn die 
Vervielfältigung von öffentlichen Reden und Vorträgen, 
um die Zitier- und Entlehnungsfreiheit, um Vervielfälti­
gungen, die für die Zwecke der Gerichte, der Polizei oder 
der Verwaltungsbehörden vorgenommen werden, urn die 
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Vervielfältigung von Personenbildnissen und urn die 
Wiedergabe von Bauwerken an öffentlichen Plätzen im 
Wege der Zeichnung oder Fotografie. Auch sind die 
gesetzlichen Lizenzen und die Zwangslizenzen, die die 
Gesetzgebung in einer Reihe von Verbandsländern auf 
Grund der in der RBÜ enthaltenen Ermäd1tigung vor­
sieht, ihrer Natur nach Einschränkungen des Vervielfälti­
gungsrechts. 

Eine Oberprüfung der Rechtslage zeigte dabei, da8 eine 
Anzahl der in Betracht kommenden Ausnahmen bereits 
durch die Bestirnmungen gedeckt wird, die die RBÜ in 
ihrer bisherigen Fassung enthält und die im Stockholmer 
Text, wenn auch zum Teil in revidierter Fassung bei­
behalten sind (vgl. u. a. Art. 2bis, 1ob1s, llbis Abs. 2 und 3, 
13 RBÜ). ûberwiegend handelt es sich dabei urn Bestim­
rnungen; die nicht nur die Einschränkung des Vervielfäl­
tigungsrechts, sondern auch diejenige anderer Verwer­
tungsrechte gestatten, darunter beispielsweise urn die 
Regeln, durch die es der nationalen Gesetzgebung vor­
behalten wird, die Wiedergabe von öffentlichen Reden 
und Presseartikeln sowohl in Zeitungen und Zeitschriften 
wie durch den Rundfunk zu erlauben. 

Die besondere, in Stockholm zu lösende Aufgabe be­
stand daher darin, die Zulässigkeit derjenigen Ausnah­
men zu regeln, die nur das Vervielfältigungsrecht, nicht 
auch sonstige Verwertungsrechte betreffen und die durch 
keine der bereits bestehenden Konventionsregeln gedeckt 
werden. 

Der Vorschlag des Programms sah vor, da8 den Ver­
bandsländern die Zulassung von Ausnahmen in dreî 
Fällen gestattet werden soil: 

a) zum privaten Gebrauch; 
b) zu gerichtlichen oder behördlichen Zwecken; 
c) in gewissen Sonderfällen, in denen die Vervielfälti­

gung den berechtigten Interessen des Urhebers 
nicht entgegensteht und die normale Auswertung 
des Werkes nicht beeinträchtigt. 

In den Stellungnahmen der Regierungen und in der 
Diskussion auf der Konferenz wurden teils Erweiterun­
gen, teils Einschränkungen der Ausnahmemöglichkeiten 
vorgeschlagen. Iridien und Rumänien befürworteten, da8 
den Verbandsländern generell die Einführung einer 
Zwangslizenz und damit die Möglichkeit gestattet wer­
den soll, das ausschlie8liche Vervielfältigungsrecht zu 
einem blo8en Vergütungsanspruch abzuschwächen. Sokhe 
Aushöhlung des Vervielfältigungsrechtes wurde aber mit 
gro8er Mehrheit unter Hinweis darauf abgelehnt, da8 es 
die Aufgabe des Protokolls für die Entwicklungsländer 
sei, die besonderen Interessen dieser Länder auch im Hin­
blick auf die Vervielfältigung zu berücksichtigen. 

Stärkeres Gewicht hatten die Stimmen, die eine Ein­
schränkung der im Programm vorgesehenen Ausnahmen 
befürworteten. Unter anderem wurdcn Bedenken dage­
gen geitend gernacht, dals es zulässig sein soll, die Ver­
vielfältigung zum privaten Gebrauch ohne jede Ein­
schränkung freizugeben. Die französische Delegation 
schlug vor, den Begriff des privaten Gebrauchs durch den­
jenigen des persönlichen oder familiären Gebrauchs zu 
ersetzen. lm weiteren Verlauf der Diskussion wurde dem 
Problem der Fotokopien besondere Beachtung geschenkt. 
Dabei zeigte sich, d.:ifs Regeln über die Vervielfältigung 
zum privaten oder persönlichen Gebrauch nicht ausrei­
chen, urn Probleme dieser Art in angemessener Weise zu 
lösen. 
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Unter diesen Umständen erschien es als ratsam, sich 
rnit einer Forrnel zu begnügen, die die lnteressenabwä­
gung aufzeigt, auf die es bei der Zulassung der Ausnah­
men ankommt. Dabei knüpfte man an die oben erwähnte, 
in c) des Programmvorschlags enthaltene Klausel an, 
nahm aber auf Grund eines britischen Antrags eine leichte 
Abänderung vor: Den Gesetzgebungen der Verbands­
länder - so heilst es nunmehr in Art. 9 Abs. 2 - ist die 
Befugnis vorbehalten, die Vervielfältigung dieser Werke 
in gewissen Sonderfällen unter der Voraussetzung zu 
erlauben, da8 eine solche Vervielfältigung die normale 
Auswertung des Werkes nicht beeinträchtigt und den 
berechtigten lnteressen des Urhebers keinen unzumut­
baren Schaden zufügt32>. Die Formulierung stellt klar, 
dafs im Bereich der normalen Auswertung des Werkes 
Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht grundsätzlich 
unzulässig sind. Dies gilt beispielsweise für die Verviel­
fältigung literarischer Werke durch den Buchdruck oder 
für die Veranstaltung einer Neuauflage im Wege der 
fotomechanischen Vervielfältigung. Keine normale Ver­
wertungsart ist dagegen z. B. die Herstellung einzelner 
Fotokopien. Hier kommt es daher darauf an, ob den 
berechtigten Interessen der Urheber ein unzumutbarer 
Schaden zugefügt wird. Dabei wird man davon ausgehen 
können, dafs die Herstellung einzelner Fotokopien, die 
zu rein persönlichen oder wissenschaftlichen Zwecken 
erfolgt, nicht als unzumutbarer Schaden anzusehen ist 
und daher von den nationalen Cesetzgebern gestattet 
werden kann. Anders steht es dagegen, worauf in der 
Diskussion ausdrücklich hingewiesen wurde, bei der Her­
stellung von Fotokopien durch gewerbliche Unterneh­
mungen, die dem innerbetrieblichen Gebrauch der Unter­
nehmungen und damit einemgewerblichenZweck dienen. 
Auch hier kann aber der Gesichtspunkt, da8 dem Urhe­
ber ein unzumutbarer Schaden zugefügt wird, entfallen, 
wenn die nationale Gesetzgebung wenigstens eine ange­
messene Vergütung vorsieht. Die im deutschen URG 
(§ 54) getroffene Regelung, die die Herstellung einzelner 
Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines Werkes 
sowie von Zeitungs- und Zeitschriftenartikeln "zum son­
stigen eigenen Gebrauch" (d. h. zum innerbetrieblichen 
Gebrauch der Unternehmungen) gestattet, bei der Ver­
folgung eines gewerblichen Zweckes aber die Zahlung 
einer angemessenen Vergütung vorschreibt, liegt daher 
im Sinne der Interessenabwägung, die der Formel des 
Art. 9 Abs. 2 RBÜ zugrunde liegt. 

Irn ganzen kann die Lösung, die in Stockholm gefun­
den wurde, als befriedigend angesehen werden. Unleug­
bar ist freilich, dals sie in ihrer Elastizität der Auslegung 
durch die nationale Gesetzgebung einen Spielraum l:i8t, 
der unter Umständen zu weit gezogen wird. Eine solche 
Elastizität war aber bei der erstmaligen Regelung der 
Frage in der Konvention nicht zu vermeiden. Es kam dar­
auf an, zunächst eine Grundlage zu schaffen, auf der 
später weiter gearbeitet werden kann, insbesondere da­
durch, dals man für Einzelfragen, wie das Fotokopier­
problem, auf künftigen Revisionskonferenzen präzisere _ 
Regeln trifft. 

32) Jn der englisch.en Fassung der ~es.timmung win~ von "ine,:n -~nreason­
abte pre-judice" gesproche-n. Die übersetzung d1t-ses B<'gnfh 1no; Fran­
zösisr..ile bereitete Schwierigkeiten. Der Ausdruck .dért11sonn.1.bJe"' er­
schien nidlt als angemessen. lm Redaktionsausschu8 wurde von dem 
tschechoslowaldschen Abgeordnelen Dr. Strnad erldärt, da8 da• deut­
sche \,Vort ,,unzumutbar" dem ~n!(lischen Bf"'gntf ,..unreasonable ... im 
Sinne der einschlägigen Vorschrift am nlichsten kàme. Aber auch 
Hunzumutbaru ist nidlt ohne weitere■ in die franzosische Rtthts­
sprarh~ zu übf'rset7.en. Man wählte daher für den französisd,en Text 
den Begriff des Hprejud1ce lnjusllfié". 
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IX. Zitate, Entlehnungen, Berichterstattung 
über Tagesfragen (Art.10 und IObis) 

(Verf asser: Reimer) 

Die Bestimmungen über Zitate, Entlehnungen und die 
Berichterstattung über Tagesfragen haben einige wesent­
liche Änderungen erfahren. 

1. Zitate (Art. 10 Abs. 1) 

Gemäls Art.10 Abs.1 BF sind in allen Verbandslän­
dern kurze Zitate aus Zeitungs- und Zeitschriftenartikeln, 
auch in Form von Presseübersichten, erlaubt. Die Bestim­
mung hat sich in mehrfacher Hinsicht als zu eng erwie­
sen. In Zusammenhang mit der Einführung des allgemei­
nen Vervielfältigungsrechts (Art. 9 Abs.1 StF) erschien 
daher eine Neufassung unerlälslich. Zitate sind iÎn gesam­
ten Bereich der Literatur und Kunst denkbar, nicht nur 
aus Zeitungs- _und Zeitschriftenartikeln. Ferner erscheint 
es nicht sachgerecht, das Zitierrecht allgemein auf kurze 
Zitate zu beschränken. Urn andererseits Mi8bräuchen der 
Zitierfreiheit vorzubeugen, hat das Programm vorge­
schlagen, die Zulässigkeit der Zitate davon abhängig zu 
machen, dals sie den guten Sitten entsprechen und in 
ihrem Umfang durch den verfolgten Zweck gerechtfertigt 
sind. Ferner sollen Zitate nur aus Werken zulässig sein, die 
dem Publikum bereits erlaubterweise zugänglich gemacht 
worden sind. Unter Berücksichtigung dieser Erwägungen 
sah das Programm der Konferenz folgende Neufassung 
des Art.10 Abs.1 vor: 

"Zitate aus einem dem Publikum bereits erlaubterweise 
zugänglkh gemachten Werk sind zulässig, sofern sie 
den guten Sitten entsprechen und in ihrem Umfang durch 
den verfolgten Zwetk gerechtfertigt sind, einschlie8lich 
der Zitate aus Zeitungs- und Zeitschriftenartikeln in 
form von Presseübersichten.'' 

Dieser Vorschlag wurde vonder Konferenz nach län­
.gerer Diskussion unverändert angenommen. Dagegen 
blieb ein Antrag der Schweizer Delegation ohne Erfolg, 
nach dem die Beschränkung auf kurze Zitate beibehalten 
und au8erdem verlangt werden sollte, da!s die Zitate den 
guten Sitten entsprechen und in dem Zusamrnenhang, in 
den sie gestellt sind, der Erklärung, Bezugnahme oder 
Erläuterung dienen. 

Es wird Aufgabe der Rechtsprechung sein, die neue 
Vorschrift, und zwar insbesondere die Begriffe der guten 
Sitten und des durch den verfolgten Zweck gerechtfertig­
ten Umfangs, in einer Weise auszulegen, die sicherstellt, 
da8 einerseits eine freie geistige Auseinandersetzung 
durch Zitate möglich erscheint und da8 andererseits die 
Zitierfreiheit nidtt zu einer Beeinträchtigung der Verwer­
tung des Werkes durch die Urheberberechtigten führt. 
Erwähnenswert ist, da8 man bei den vorbereitenden Ar­
beiten versucht hatte, die das Zitat rechtfertigenden 
Zwecke aufzuzählen, dals man von dieser Methode jedoch 
wegen der einer erschöpfenden Aufzählung entgegen­
stehenden Schwierigkeiten wieder abgerückt ist. Allge­
rnein gesprochen kann mit dem verfolgten Zweck nur der 

. Zitierzweck gemeint sein, der im Rahmen der eigenen 
selbständigen Darste\lung eine Bezugnahme auf das 
fremde \--Verk oder eine Erläuterung des fremden Werkes 
rechtfertigt. 

Den Zitaten ist die Angabe der Quelle sowie der Name 
des Urhebers beizufügen, wenn dieser Name in der 
Quelle angcgeben ist (Art. 10 Abs. 3). 
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2. Entlehnungen (Art. 10 Abs. 2) 

Nach Art. 10 Abs. 2 BF bleibt es der Gesetzgebung der 
Verbandsländer und den zwischen ihnen bestehenden 
oder in Zukunft abzuschiieisenden besonderen Abkom­
men vorbehalten, bei Werken der Literatur und der 
Kunst in dern durch den Zweck gerechtfertigten Umfang 
Entlehnungen für Veröffentlichungen, die für den Unter­
richt bestimrnt oder wissenschaftlicher Natur sind, oder 
für Chrestomathien zuzulassen. Das Programm hatte 
keine Änderung dieser Vorschrift vorgeschlagen. Auf der 
Konferenz wurde ein gemeinsamer Antrag der Delega­
tionen Bulgariens, Polens, Rumäniens und der Tschecho­
slowakei gestellt, der darauf abzielte, die Entlehnungen 
auch für Rundfunksendungen und Schallplatten zu ge­
statten. Im übrigen zeigte die Erörterung, da8 viele Län­
der einer Einschränkung des geltenden Textes zuneigten. 
Seitens der Niederlande wurde sogar die völlige Strei­
chung des Art. 10 Abs. 2 beantragt. 

Mit dem weiteren Studium der Frage wurde die Arbeits­
gruppe beauftragt, die sich auch mit den Ausnahmen vom 
Vervielfältigungsrecht (Art. 9 Abs. 2) befa.lst hatte. Sie 
legte einen Text vor, der nach einer geringfügigen Ergän­
zung von der Kommission gebilligt wurde und im Ver­
gleich zu dem alten Art. 10 Abs. 2 folgende Änderungen 
aufweist: 

a) Der Begriff, ,,bei Werken der Literatur oder Kunst 
Entlehnungen vorzunehmen" ist ersetzt durch die 
Wendung "Werke der Literatur oder Kunst zu be­
nutzen". Damit ist klargestellt, da8 bei Vorliegen der 
sonstigen Voraussetzungen nicht nur Teile des ge­
schützten Werkes, sondern auch ganze Werke benutzt 
werden dürfen. 

b) Die Benutzung ist nur noch zur Erläuterung des 
Unterrichts (à titre d'illustration de l'enseignement), 
also nicht mehr generell "für Veröffentlichungen, die 
für den Unterridl.t bestimmt oder wissenschaftlicher 
Natur sind, oder für Chrestomathien" (Art.10 Abs. 2 
BF) zulässig. ,,Unterricht" im Sinne dieser Vorschrift 
bedeutet nach dem Generalbericht (Nr.103) Unter­
richt auf jeder Ebene, d. h. in Schulen wie Universitä­
ten, öffentlidien Schulen wie Privatschulen. Dagegen 
soli ein Unterricht auBerhalb sokher Einrichtungen 
von der Vorschrift nicht erfaBt sein. 

c) Die Benutzung muB nicht nur in ihrem Umfang 
durch den verfolgten Zweck, also den Unterrichts­
zweck, gerechtfertigt sein, sondern auch den guten 
Sitten entsprechen. Es handelt sich sornit urn die 
gleichen Anforderungen, die Art. 10 Abs. 1 an Zitate 
stellt. 

d) Die Benutzung ist nicht nur für Veröffentlichun­
gen, sondern auch für Rundfunksendungen sowie 
Ton- und Bildaufnahmen zulässig. 

Die Benutzung mu/5 - wie bisher die Entlehnung - die 
QueUe und den Namen des Urhebers angeben, wenn die­
ser aus der Quelle ersichtlich ist (Art. 10 Abs. 3). 

3. Berichterstattung über Tagesfragen (Art. lObis) 

In dem neuen Art. lObis ist die Berichterstattung über 
Tagesfragen zusammenfassend geregelt. Er behandelt in 
seinem Abs. 1 die Frage der Wiedergabe von Artikeln 
über Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer oder reli­
giöser Art (Art. 9 Abs. 2 BF) und regelt in seinem Abs. 2 
die Frage der Wiedergabe geschützter Werke bei Ge-
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legenheit der Berichterstattung über Tagesereignisse 
(Art. l0bis BF). 
a) Wiedergabe von Artikeln über Tagesfragen (Art. l0bis 

Abs. 1 StF, Art. 9 Abs. 2 BF) 
Art. 9 Abs. 2 BF lautet wie folgt: 

"Artikel über Tagcsfragen wirtschaftlicher, politischer 
oder religiöser Natur können durch die Presse wieder­
gegeben werden, wenn ihre Wiedergabe nicht ausdrück­
lich vorbehalten ist. Jedoch muls die Quelle immer deut­
lich angegeben werden; die Rechtsfolgen der Unterlas­
sung dieser Angaben werden durch die Gesetzgebung 
des Landes bestimmt, wo der Schutz beansprucht wird." 

Das amtliche Programm hatte die ersatzlose Streichung 
dieser Bestimmung vorgeschlagen. Auf der Stockholmer 
Konferenz haben sich jedoch verschiedene Delegationen 
(Tschechoslowakei, Ungam, Polen, Japan) für ihre Bei­
behaltung eingesetzt, wobei gleichzeitig eine Erweiterung 
der Vorschrift auf die Wiedergabe durch den Rundfunk 
beantrágt wurde. Die Kommission hat diesen Wünschen 
Rechnung getragen und die Vorschrift in Art. l0bis Abs.1 
aufrechterhalten, der sich von Art. 9 Abs. 2 BF wie folgt 
unterscheidet: 
aa) Durch die einleitende Wendung "Es bleibt der Ge­

setzgebung der Verbandsländer die Befugnis vor­
behalten" ist klargestellt worden, dafs die nach der 
Bestimrnung mögliche Einschränkung des Urheber­
rechtsschutzes nicht obligatorisch ist, sondern im 
freien Belieben der einzelnen Verbandsländer steht. 

bb) Artikel über Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer 
oder religiöser Art können mangels eines ausdrück­
lichen Vorbehalts der Rechte nicht nur durch die 
Presse vervielfältigt, sondern auch durch Rundfunk 
gesendet oder durch Drahtfunk übertragen werden. 

cc) Es muis sich urn Artikel handeln, die bereits in Zei­
tungen oder Zeitschriften veröffentlicht worden sind, 
oder urn berei~s durch Rundfunk gesendete Werke 

• gleicher Art. • 
b) Wiedergabe geschützter Werk~ bei Gelegenheit der 

Berichterstattung iiber Tagesereignisse (Art. 1obis BF, 
Art. 1obis Abs. 2 StF) 
Art. tobis BF lautet wie folgt: 

,,Es bleibt den Gesetzgebungen der Verbandsländer vor­
behalten, zu bestiromen, unter welchen Voraussetzungen 
kurze Bruchstücke aus Werken der Literatur ode.r Kunst 
mittels der Photographie, der Kinematographie oder der 
Rundfunksendung bei Gelegenheit der Berichterstattung 
über Tagesereignisse, auf Schall- oder Bildträgem fest­
gehalten, wiedergegeben und öffentlich mitgeteilt werden 
dürfen.u 

In der Stockholmer Fassung (Art. tobts Abs. 2) ist diese 
Vorschrift in folgenden Punkten geändert worden: 
aa) Anlälslich der Berichterstattung über Tagesereignisse 

dürfen nicht nur kurze Bruchstücke, sondern auch 
ganze \Nerke der Literatur oder Kunst wiederge­
geben werden, wenn sie ïm Verlauf des Ereignisses 
sichtbar oder hörbar werden. 

bb) Die Wiedergabe ist nur in dem Umfang zulässig, der 
durch den verfolgten lnformationszweck gerechtfer­
tigt ist. 

cc) Zu den erlaubten Verwertungsmitteln Photographie, 
Film und Rundfunk ist der Drahtfunk hinzugetre­
ten. 

dd) Die erlaubten Verwertungshandlungen sind in ver­
einfachender und umfassender Form mit den Begrif­
fen "vervielfältigen und der öffentlichkeit zugäng­
lich machen" umschrieben worden. 
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X. Die Rechte zur unkörperlichen Wiedergabe 
• (Art, 11, Uhis, 11ter) 

(Verfasser: Reimer) 

Die Änderungen, die in Stockholm in bezug auf Vor­
schriften betreffend die Rechte zur unkörperlichen Wie­
dergabe beschlossen wurden, sind vorwiegend redaktio­
neller und systematischer Art. 

1. Aufführungsrecht (Art. 11) 
Art. 11 betrifft das Recht der öffentlichen \Viedergabe 

dramatischer, musikalischer und dramatisch-musikalischer 
Werke. Er hat folgende Änderungen erfahren: 

a) Infolge der Einführung des allgemeinen Verviel­
fältigungsrechts in Art. 9 Abs. 1 StF ist die Streichung 
des Art.13 Abs.1 betreffend das mechanische Verviel­
fältigungsrecht und das Recht zur öffentlichen Auffüh­
rung der auf Vorrichtungen zur rnechanischen Wieder­
gabe aufgenomrnenen Werke rnittels dieser Vorrichtun­
gen beschlossen worden. Das mechanische Vervielfälti­
gungsrecht folgt unrnittelbar aus der Neufassung des 
Art. 9 Abs. 1. Das Recht zur öffentlichen Aufführung 
mittels mechanischer Vorrichtungen ist aus systematischen 
Gründen in Art.11 Abs.1 einbezogen worden. Das in 
Abs.1 Nr.1 dieser Vorschrift festgelegte Recht zur öffent­
lichen Aufführung ist durch den Zusatz ergänzt worden 
,,einschlielfüch der öffentlichen Aufführung durch irgend­
ein Mittel oder Verfahren". 

b) Der letzte Satz des Art.11 Abs. 1 BF, nach dem die 
Anwendung der Bestimmungen der Art. llhis und 13 vor­
behalten bleibt, ist gestrichen worden, da dieser Satz als 
überflüssig angesehen wurde. 

c) Aus dem gleichen Grunde ist Art.11 Abs. 3 gestri­
chen worden, der es für unnötig erklärte, dals die Urhe­
ber bei der Veröffentlichung ihrer Werke deren öffent­
liche Aufführung verbieten. 

Im Generalbericht von Professor Bergström (Nr. 210 
und 211) wird darauf }lingewiesen, dals es nicht die Ab­
sicht der Kornmission gewesen ist, die Verbandsländer 
an der Aufrechterhaltung der "kleinen Ausnahmen" vom 
Aufführungs~echt zu hindem, die sich gestützt auf die 
Erklärung im Generalbericht der Brüsseler Konferenz in 
ihrer Gesetzgebung finden. 

2. Vortragsrechf (Art. nter) 

Art.11 ter beschränkt sich in seiner Brüsseler Fassung 
auf die lakonische Wendung, dals die Urheber von Wer­
ken der Literatur das ausschlie!sliche Recht genieJsen, den 
öffentlichen Vortrag ihrer Werke zu erlauben. In Stock­
holm wurde die Bestimmung aus Gründcn der Gleich­
behandlung und Symmetrie dem Art. 11 über das öffent­
lime Aufführungsrecht angepa8t. Dies geschah in der 
Erkenntnis, daB das Vortragsrecht in seinem Umfang 
nicht hinter dem Aufführungsrecht zurückbleibt. Der 
neue Art.11ter lautet wie folgt: 

"1. Die Urheber von Werken der Literatur genielsen das 
ausschlieBliche Recht, zu erlauben 
1° den öffentlichen Vortrag ihrer Werke einschlieJslich 
des öffentlichen Vortrags durch irgendein Mittel oder 
Verfahren; 
2° die öffentliche Obertragung des Vortrags ihrer Werke 
durch irgendein Mittel. 
2. Die gleichen Rechte werden den Urhebern von Wer­
ken der Llteratur während der ganzen Dauer ihrer 
Rechte am Originalwerk bezüglich der Obersetzung ihrer 
Werke gewährt." 
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3, Senderecht (Art. I1bis) 

Art.11bis betreffend das Recht der Rundfunksendung 
war auf der Stockholmer Konferenz Gegenstand lebhafter 
Diskussionen, die jedoch nicht zu einer Änderung dieser 
Vorschrift führten. Die deutsche Delegation hatte vor­
geschlagen, die Möglichkeit, gemä8 Art. Ubis Abs: 2 
Zwangslizenzen zugunsten des Rundfunks vorzusehen, 
bei filmwerken auszuschlie8en. Dem lag die Erwägung 
zugrunde, da8 die Filmautoren vor der Möglichkeit ge­
schützt werden rnü8ten, da8 ihre Filrne ohne ihre Zu­
stimmung im Fernsehen gesendet werden dürfen. Der 
deutsche Antrag drang zunächst in eingesduänkter Form 
durch. Ein von der Arbeitsgruppe Filmrecht ausgearhei­
teter neuer Art.11 bis Abs. 4, der die Anwendbarkeit des 
Art.11 bis Abs. 2 und somit die Erteilung von Zwangs­
lizenzen hei Filmwerken und den zu ihrer Herstellung 
benutzten Werken auf die Rechte der Zweitverwertung 
im Sinne des Art. llbis Abs.1 Nr. 2 und 3 (öffentliche 
Mitteilung des durch Rundfunk gesendeten Werkes) be­
schränkte, wurde angenommen. 

Bei der spätere~ Erörterung des Art. nbts wurden van 
verschiedener Seite Änderungsvorschläge zu Abs. 3 ( ephe­
rnere Aufnahmen des Rundfunks) gemacht. So bean­
tragte Strasdmov als Vertreter von Monaco, den Ver­
bandsländem die Möglichkeit zu geben, die Herstellung 
ephemerer Aufnahmen nicht nur einem Sendeunterneh­
men mit seinen eigenen Mitteln und für seine eigenen 
Sendungen zu gestatten, sondern auch mit den Mitteln 
fremder Send'eunternehmen sowie für Sendungen ande­
rer Sendeunternehrnen, die der Gerichtsbarkeit des be­
treffenden Verbandslandes unterstehen. Weitere Ände­
rungsvorschläge wurden van der britischen und der japa­
nischen Delegatîon unterbreitet. Die allgemeine Stirn­
mung ging jedoch dahin, den auf der Brüsseler Konfe­
renz von 1948 in der Frage der ephemeren Aufnahmen 
unter groBen Schwierigkeiten erzielten KompromiB nicht 
anzutasten. Der Präsident der Kommission legte den ge­
nannten Delegationen daher nahe, ihre Anträge zurück­
zuziehen. Der Vertreter von Monaco erklärte sich hier­
mit einverstanden, wenn Art. llbis überhaupt unverän­
dert bliebe, also auch der bereits beschlossene Abs. 4 wie­
der gestrichen würde. Nach weiterer eingehender Diskus­
sion beschloB die Kommission schlieBlich einstimmig bei 
fünf Enthaltungen, Art. Ubis BF ohne jede Änderung bei­
zubehalten. 

XL Das mechanische Vervielfältigungsrecht (Art. 13) 

(Verfasser: Reimer) 

Die Vorschrift über das mechanische Vervielfältigungs­
recht ist in verschiedenen Punkten geändert worden. 

1. Die a u s d r ü c k I ic h e Ane r ken nu n g des 
mechanischen Vervietfältigungsrechts ist als überflüssig 
angesehen und Art. 1.3 Abs. l BF daher gestrichen worden. 
Das mechanische Vervielfältigungsrecht stellt eine Teil­
befugnis des in Art. 9 Abs. 1 StF anerkannten allgemei­
nen Vervielfältigungsrechts dar und folgt unmittelbar 
aus dieser Vorschrift. Es ist nicht - wie Art. 13 Abs.1 
BF - auf Musikwerke beschränkt, sondern besteht bei 
allen Werken, die geeignet sind, auf Vorrichtungen zu 
ihrer mechanischen Wiedergabe aufgenommen zu wer­
den. Das Recht, die öffentliche l,'Viedergabe solcher Werke 
rnittels der mechanischen Vorrichtungen zu gestatten, ist 
nunmehr in den Art. 11 Abs.1 Nr.1 und 11 ter Abs.1 
Nr.1 verankert. 
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2. Das Recht der Verbandsländer, in ihrer Gesetz­
gebung Z w a n g s 1 i z e n z e n oder g e s e t z l i c h e 
L i z e n z e n vorzusehen (Art. 13 Abs. 2 BF), ist in 
Art.13 Abs. 1 StF geregelt. Es hat eine Einschränkung 
und eine Erweiterung erfahren: 

a) Die Einschränkung, die auch im arntlichen Pro­
gramm vorgeschlagen worden war, besteht darin, daB 
Zwangslizenzen (bzw. gesetzliche Lizenzen) nur noch in 
bezug auf das Recht zur Aufnahme des geschützten Wer­
kes auf die mechanische Vorrichtung, nicht mehr dagegen 
in bezug auf das Recht zur öffentlichen Aufführung des 
Werkes mittels dieser Vorrichtung zulässig sind. • 

b) Die Erweiterung ist auf Anträge der britischen und 
deutsdten Delegation zurückzuführen, _die mit unter­
schiedlidter Formulierung, aher dem Sinne nach über­
einstimmend auf die Möglichkeit der Erstreckung der 
Zwangslizenz auf den zu der Musik gehörenden Text • 
abzielten. Die Frage war sowohl bezüglich ihrer sach­
lichen Berechtigung als auch bezüglich einer angemesse­
nen Formulierung Gegenstand längerer Erörterungen. 
Nadtdem das Prinzip gebilligt worden war, einigte man 
sich schlielslich auf eine von dem Redaktionsaussdtu.ls 
vorgeschlagene Fassung, die in Art. 13 Abs. 1 Satz 1 StF 
ihren Niederschlag gefunden hat: 

"Jedes Verbandsland kann für seinen Bereidt Vorbehalte 
und Bedingungen aufstellen betreffend das ausschliels­
liche Recht des Urhebers eines Musikwerks und des 
Urhebers von Worten, deren Aufnahme zusammen mit 
dem Musikwerk von letzterem bereits genehmigt wor­
den ist, die Tonaufnahme des betreffenden Musik­
werkes, gegebenenfalls mit den Worten, zu gestatten. H 

Werke der Literatur als solche unterliegen nicht der 
• Zwangslizenz. 

3. Nach der Ü b e r g a n g s b es t i m m u n g des 
Art. 13 Abs. 3 BF sind die ausschlie8lichen Befugnisse des 
Urhebers gemä.ls Art. 13 Abs. 1 BF auf diejenigen Werke 
nicht anwendbar, die in einem Verbandsland "erlaubter­
weise auf mechanische Vorrichtungen übertragen worden 
sind, bevor die am 13. November 1908 in Berlin unter­
zeichnete Obereinkunft in Kraft getreten ist und bevor -
das Land dem Verband heigetreten ist, falls es erst nach 
diesem Zeitpunkt heigetreten ist ader beitreten sollte". 

Auf der Stockholmer Konferenz wurde die Wirkung 
dieser Obergangsvorschrift in folgender Weise zeitlich 
beschränkt ( vgl. Art. 13 Abs. 2 StF): 

,,Die Aufnahmen von Musikwerken, die in einem Ver­
bandsland gemä8 Art.13 Abs. 3 der am 2. Juni 1928 in 
Rom und am 26. Juni 1948 in Brüssel unterzeidtneten 
Obereinkunft hergestellt worden sind, können in diesem 
Verbandsland ohne Zustimmung des Urhebers des 
Musikwerkes bis zum Ablauf einer Frist von zwei Jahren 
seit dem Zeitpunkt vervielfältigt werden, zu dem das 
betreffende Land durch die vorliegende Fassung ge­
bunden wird." 

XII. Das Filmrecht {Art. 14, 14bis) 

(Verfasser: Ulmer) 

1. Die derzeitige Rege(ung 
und die Recntssysleme der Verbandsländer 

Die bisher in Art. 14 RBÜ enthaltenen Regeln liber 
das Filmurheberrecht sind auf der Berliner Revisions­
konferenz in den Konventionstext eingefügt und auf den 
Konferenzen von Rom und Brüssel ausgebaut worden. 
Sie sahen den Schutz nicht nur der vorbestehenden Werke 
gegen Verfilmung, sondern auch den Schutz des kinemato­
graphischen Werkes selbst vor. Dabei schweigen sie aber 
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über die Frage, wer der Urheber des Filmwerkes ist und 
lassen damit Raum sowohl für die Konzeption, die vom 
Urheberrecht des Filmherstellers, wie für diejenige, die 
vom Urheberrecht der geistigen Schöpfer des Filmwerkes 
ausgeht. Von den Verbandsländern der Berner Union 
weisen dabei Grolsbritannien, die Länder des britischen 
Commonwealth, Südafrika, lsrael, Japan, die Türkei und 
andere Länder, darunter - nach dem Vorbild der Sowjet­
union - auch sozialistische Ostblockstaaten wie Polen 
und die Tschechoslowakei, das Urheberrecht dem Produ­
zenten zu; man sprkht, indem man die britische Regelung 
als Prototyp ansieht, von dem System des film-copyright. 
Die Mehrzahl der kontinentaleuropäischen sowie der 
lateinamerikanischen Staaten geht dagegen vom Urheber­
recht des geistigen Schöpfers aus. Die neuen einschlägigen 
Gesetze, darunter insbesondere das deutsche, das franzö-

• sische und die skandinavischen Urheberredttsgesetze 
sehen dabei freilich Vermutungen dafür vor, daB die 
Urheber dem Hersteller auf Grund der Verträge, die sie 
mit ihm schlielsen, bestimmte Rechte zur Auswertung 
des Filmes übertragen. Weiter gehen Italien und Öster­
reich, die zwar dem Grundsatz, da.B das Urheberrecht in 
der Person der geistigen Schöpfer entsteht, treubleiben, 
die Verwertungsrechte aber kraft Gesetzes auf den Her­
steller übertragen (sog. System der cessio legis). 

Die Verschiedenheit der Systeme im Rahmen der 
Union ist störend. Wird das Filmwerk vorgeführt oder 
durdl Rundfunk gesendet, so müssen die Benutzer wis­
sen, wessen Rechte im Spiele sind und aus welcher Hand 
sie sie erwerben müssen. Die Unterschiedlichkeit der Be­
antwortung der Frage in den Verbandsländern erschwert 
den Austausch der Filme, insbesondere auch den Aus­
tausch der Fernsehfi1me. 

2. Vorbereilung der Revision 

Die Revision des Filmurheberrechts wurde von langer 
Hand vorbereitet. Schon bald nach der Brüsseler Revi­
sion der RB0 hat der Ständige Ausschufs der Berner Union 
in seiner Tagung von Neuchatel (1952) auf Antrag des 
Internationalen Filmproduzenten-Verbandes beschlossen, 
die Gesamtheit der die Kinematographie betreffenden 
Fragen des Urheberrechts in seine Traktandenliste auf­
zunehmen. Nach vorausgegangenen gutachtlichen Unter­
suchungcn33l und nach Einholung der Stellungnahme der 
interessierten Verbände 34> wurden dementspredtend die 
Fragen des intemationalen Filmurheberrechts von einem 
"Komitee von Filmexperten" beraten, das auf Grund 
einer Einladung von BIRPI und der UNESCO im Jahre 
1961 in Genf tagte 35>. Unter den Vorschlägen des Komi­
tees ist der bedeutsamste derjenige, jure conventionis eine 
Vermutung dafür vorzusehen, dals die Urheber, auf deren 
Schöpfung das Filmwerk beruht, die zur Verwer~ung 
erforderlichen Rechte auf den Produzenten übertragen. 

Die Studiengruppe Schweden/BIRPI hat die Ergebnisse, 
zu denen das Komitee kam, aufgegriffen und die Vor­
schläge formuliert, aus <lenen - unter Berücksichtigung 

3:1) Ulmer in DdA 1953, 97 ff. und 1954, 1.08 ff. - Abdruck in deulscher 
Fassung: U/mer, Kinematographie und Urheberrecht, GRUR Int. 
195,, 182 ff. und Ulmer, Erganzender Bericht über Kinematographie 
und Urheberredü, GRUR Int. :1954, 2.06 ff.; Lyon Caen, Le dnéma 
dans la Convention de Berne, VerötfentH<l"lunien der Bureaux inter­
nationaux réunis pour la protectîon de la propriété industrielle" 
littéraire et artistique, 1960. 

34) Die Stellungnahmen wurden in DdA :196o, 6 ff., 28 ff. und 58 ff. ver­
ótfentlicht. 

3:S) Vgl. darüber den Bericht von Desbois In DdA 1961, 214 - deutsche 
übersetzung: Desbois, Der internationale Schutz der kinematogra• 
phischen Vl/erk~. Bericht der von der Berner Union und der UNtSCO 
einberufenen Stuc.hengruppe, GRUR Jnt. 1961, 608 ff. 
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der Beschlüsse, die im Jahre 1965 von dem Ausschu8 der 
Regierungssachverständigen in Genf gefaJst wurden -
die im Stockholmer Programm enthaltenen Regeln er­
wachsen sind36>. An die Stelle der ursprünglich vorgese­
henen Vermutung für eine Rechtsübertragung ist dabei 
eine Vermutung für die Legitimation des Produzenten 
getreten: Die mit dem Hersteller vertraglich verbunde­
nen Urheber können, so hei8t es im Vorschlag des Pro­
gramms, sofern keine gegenteilige oder besondere Verein­
barung getroffen wird, die Auswertung des Films in den 
im einzelnen bezeichneten Nutzungsarten nicht unter-
sagen. . 

Zwischen den Verbandsländern blieb dabei freilich eine 
Reihe von Fragen streitig. Soli sich die Vermutung nur 
auf die Rechte der Urheber des Filmwerkes oder soli sie 
sich auch auf die Rechte der Urheber der vorbestehenden 
\.Verke beziehen? Soli, wie es insbesondere von franzö­
sischer Seite mit Nachdruck verlangt wurde, die Ver­
mutung nur eingreifen, wenn ein schriftlicher Vertrag 
zwischen Urheber und Filmhersteller vorliegt, oder soll 
auch ein rnündlicher, möglicherweise nur stillschweigend 
abgeschlossener Vertrag als Grund)age für die Vermutung 
genügen7 Dazu karn, da8 die Verbandsländer, in denen 
das System des film-copyright oder der cessio legis gilt, 
entschlossen waren, an diesen Systemen festzuhalten, und 
eine ausdrückliche Klarstellung darüber verlangten, dals 
sie mit den Regeln der Konvention vereinbar sind und für 
ihre Länder an die Stelle der Vermutungen treten. 

Nach einer Diskussion über die Grundsatzfragen, in 
der diese Standpunkte zum Ausdruck kamen, beschloB 
die Hauptkommission die Bildung einer Arbeitsgruppe, 
in der die Delegationen von Belgien, Brasilien, Bulgarien, 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Gro8britannien, Ita­
lien, Japan, Kongo (Kinshasa), Monaco, Schweden, der 
Schweiz und der Tschechoslowakei vertreten waren; der 
deutschen Delegation wurde dabei der Vorsitz übertragen. 

. 3. Grundgedanken der Revision. 
Vorsddäge der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe gah sich Rechenschaft darüber, da8 
die Aufgabe.der Revision darin bestehe, in den Grenzen 
des Möglichen eine Annäherung der nationalen Regelun­
gen zu erzielen, die unter W ahrung der berechtigten 
Interessen der Urheber den Umlauf der Filme im Rahmen 
der Union erleichtert. Die Vermutungen sollten daher 
für die Länder, die vom Urheberrecht der geistigen Schöp­
fer ausgehen, ihren Platz in dem Raume haben, in dem 
unter den Systemen des film-copyright bzw. der cessio 
legis dem Hersteller das Urheberrecht bzw. die Verwer­
tungsrechte kraft Gesetzes zugewiesen wird. • 

a) Von diesem Standpunkt aus erschien es als sach­
gemäS, die Rechte der Urheber der vorbestehenden Werke 
unangetastet zu lassen und die Revision auf die Regeln 
über das Urheberrecht am Filmwerk zu beschränken. 

Der Unterschied zwischen den nationalen Rechtssyste­
men beschränkt sich auf die Frage, wem das Urheber­
recht am Filmwerk zusteht. Vonden Urhebern der vor­
bestehenden Werke mu8 der Hersteller seine Rechte ver­
traglich ableiten. Auch in den Systemen des film-copy­
right und der cessio legis werden die Rechte an den vor­
bestehenden Werken dem Hersteller nicht kraft Gesetzes 
zugewiesen; er mu!s sie sich vielmehr im Rahmen der 
Verfilmungsverträge, die er mit den Urhebern schliefst, 

34'1) Vgl. dazu Ulma, In Probleme des europäischen Rechte• J'estschrift 
für Walter Hallstein (1966), 5. 541 ff. ' 
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einräumen lassen. Die nationalen Rechtsordnungen mö­
gen dabei Auslegungsregeln aufstellen, durch die gewisse 
Vermutungen zugunsten des Produzenten begründet 
werden, wie dies beispielsweise in der deutschen, der 
französischen und der skandinavischen Gesetzgebung der 
Fall ist. Gro8britannien und die Länder des britischen 
Rechtskreises sehen aber solche Auslegungsregeln ·nicht 
vor, lassen es vielmehr bei den allgemeinen Regeln über 
die Auslegung von Verträgen bewenden. Auch für die 
Zukunft lehnte die britische Delegation die Einfiihrung 
von Vermutungen mit Nachdruck ab. Unter dem Gesichts­
punkt möglichster Annäherung der nationalen Rechts­
systeme bestand daher kein Anla8, für die Länder, die 
vom Urheberrecht der geistigen Schöpfer ausgehen, jure 
conventionis eine Erstreckung der Vermutung auch auf 
die Rechte an vorbestehenden Werken vorzusehen, wie 
dies grundsätzlich im Programm vorgeschlagen war. 

b) In der Frage, wem das Urheberrecht am Filmwerk 
zusteht, muBte die Verschiedenheit der nationalen Rechts­
ordnungen in Kauf genommen werden. Die Arbeits­
gruppe schlug daher vor, ausdrücklich vorzusehen, da8 
die Bestimmung darüber, wem das Urheberrecht am 
Filmwerk zusteht, der nationalen Gesetzgebung des Lan­
des vorbehalten bleibt, in dem der Schutz in Anspruch 
genommen wird. Vermutungen für die Legitimation des 
Filmherstellers sollen dabei nur für diejenigen Verbands­
länder vorgesehen werden, die das Urheberrecht am Film­
werk den Urhebern der Filmbeiträge zuweisen. 

In dem hier in Betracht kommenden Raum wird daher 
hinsichtlich der Legitimation des Filmherstellers zur Gel­
tendmachung der Verwertungsrechte eine gewisse An­
näherung erreicht. Der Unterschied, daB in einem Teil 
der Verbandsländer die Legitimation des Herstellers auf 
dem Gesetz, in einem anderen Teil dagegen nur auf einer 
widerlegbaren Vermutung beruht, mu8 dabei freilich in 
Kauf genommen werden. 

c) Die Unterscheidung zwischen Filmbeiträgen und 
vorbestehenden Werken, wie sie. vonder Arbeitsgruppe 
gemacht wurde und in den Text der Konvention ein­
gegangen ist, ist dabei so zu verstehen, da8 Filmbeiträge 
die schöpferischen Leistungen sind, die zum Zwecke der 
Herstellung des Filmes erbracht werden. Die Unterschei­
dung deckt sich nicht mit derjenigen des deutschen Urhe­
berrechtsgesetzes, das in § 88 von den Urhebern handelt, 
die die Verfilmung ihrer Werke gestatten, und in§ 89 von 
den bei der Herstellung des Filmwerkes mitwirkenden 
Personen: Filmbeiträge im Sinne der Konvention sind 
nicht nur die Leistungen von Personen, die bei den Dreh­
arbeiten mitwirken, sondern auch sonstige für den Film 
bestimmte Schöpfungen wie insbesondere das Drehbuch 
und die für den Film verfa8te Musik. 

Die Frage war dabei freilich, ob die Vermutung jure 
conventionis die Rechte aller Urhcber der Filmbeiträge 
umfassen soli. Da8 für den Komponisten eine Ausnahme 
zu machen sei, stand angesichts der Praxis der selbständi­
gen Geltendmachung der Tantiemen bei der Vorführung 
und der Sendung des Films durch die Verwertungsgesell­
schaften, die die Rechte der Kornponisten wahrnehmen, 
von vornherein fest. Die Arbeitsgruppe schlug aber wei­
tergehend vor, auch für den Verfasser des Drehbuches 
und des Dialoges vorzusehen, da8, falls die nationale Ge­
setzgebung nichts anderes vorschreibt, ihre Rechte von 
der Vermutung ausgeschlossen bleiben. Sie liefs sich dabei 
unter anderem von der Erwägung leiten, da8 auch im 
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britischen System des film-copyright die Rechte der ge­
nannten Personen nicht etwa kraft Gesetzes dem Her­
steller zugewiesen, sondern von ihm vertraglich erwor­
ben werden müssen, ohne da8 dabei eine Vermutung 
zugunsten des Produzenten eingreift. Auch in der Praxis 
kann kein Zweifel darüber bestehen, da8 es sich jeden­
falls bei den Verfassern von Drehbuch und Dialog sowie 
beim Filmkomponisten urn echte Urheber handelt; es 
kann daher keine Härte für den Produzenten bedeuten, 
wenn er gezwungen ist, mit ihnen ausdrückliche Ver­
einbarungen über den Umfang der Rechtsübertragung zu 
schlie8en. 

d) Die von der Arbeitsgruppe vorgeschlagene kon­
struktive Lösung wurde in ihrer grofsen Linie von ~er 
Hauptkomrnission ,akzeptiert und der Neuregelung zu­
grunde gelegt. Art. 14 RBO handelt dabei in der Stock­
holmer Fassung nur noch von den Rechten an den vor­
bestehenden Werken, während die Regeln über das 
Urheberrecht am Filmwerk in Art. 14bis enthalten sind. 

4. Die Rem.te an vorbestehenden Werken 
Bezüglich der Rechte an vorbestehenden Werken wird 

in Art.14 RBÜ wie bisher vorgesehen, daB die Urheber 
das ausschlieBliche Recht haben, die filmische Bearbeitung 
und Vervielfältigung ihrer Werke sowie die Verbreitung 
und ·die öffentliche Vorführung der auf ihnen beruhen­
den Filmwerke zu gestatten. Der öffentlichen Vorführung 
wurde dabei, dem Vorschlag des Prograrnms entspre­
chend, die Drahtfunksendung zur Seite gestellt; die Rund­
funksendung wurde dagegen nicht einbezogen, weil dem 
Urheber das Senderecht durch Art. 11 bis gewährleistet 
ist. 

Der bisherige Art. i4 Abs. 3, der vorsieht, da8 die 
Erlaubnis der Urheber der vorbestehenden Werke auch 
für die Adaptation der auf ihren Schöpfungen beruhen­
den Filmwerke in irgendeine andere künstlerische Form 
erforderlich ist, wurde in Art. 14 Abs. 2 übernommen. 

Aus dem bisherigen Art. 14 Abs. 4 RBÜ ist Art. 14 
Abs. 3 geworden. Er wurde dabei, dem Vorschlag des 
Programms entsprechend, in seiner Fassung verbessert. 
Während es bisher hie!s, daB die kinematographischen 
Adaptationen der vorbestehenden Werke den Regeln des 
Art. 13 RBO, die den Verbandsländern die Einführung 
einer Zwangslizenz gestatten, nicht unterworfen sind, 
wird nunmehr allgemein gesagt, da8 die genannten Re­
geln des Art. 13 keine Anwendung finden. Damit ist klar­
gestellt, da.Is die Verbandsländer auch hinsichtlich des. 
ausschlieBlichen Rechtes der Urheber, insbesondere der 
Komponisten, die filmische Vervielfältigung zu gestatten, 
keine Zwangslizenz vorsehen dürfen. Die Regeln des 
Art. lJbis RBÜ über die Zwangslizenz zugunsten des 
Rundfunks bleiben dagegen unberührt. 

5. Das Urheberrecht am filmwerk 

Die Regeln über das Urheberrecht am Filmwerk wur­
den in Art. 14bis RBÜ übernommen und dabei durch die 
neuen Bestimmungen erweitert, die die Frage nach dern 
Inhaber des Urheberrechtes am Filmwerk und nach der 
Legitimation des Produzenten zur Geltendmachung der 
Verwertungsrechte zum Gegenstand haben. 

a) Art. 14bis Abs. 1 RBO sieht vor, dafs unbeschadet 
der Rechte an etwaigen vorbestehenden Werken das Film­
werk wie ein Originalwerk geschützt wird. Der lnhaber des 
Urheberrechtes am Filmwerk genieBt dabei die gleichen 
Rechte wie der Urheber des Originalwerkes einschlie8lich 



450 

der inArt.14 für die Urheber vorbestehender Werke vor­
gesehenen Rechte, insbesondere also neben dem Verviel­
fältigungsrecht, dem Senderecht und dem Bearbeitungs­
recht auch das Verbreitungsrecht, das Recht zur öffent­
lichen Vorführung und zur Drahtfunksendung. 

b) Die Bestimmung darüber, wer Inhaber des Urhe­
berrechts am Filmwerk ist, wird durch Abs. 2 a der 
Cesetzgebung des Verbandslandes vorbehalten, in dem 
der Schutz in Anspruch genommen wird. Damit wird so­
wohl das System des film-copyright wie das System der 
Verbandsländer anerkannt, die vom Urheberrecht der 
_geistigen Schöpfer des Film~erkes ausgehen. Im Bericht 
wird dabei ausdrücklich gesagt, da.B die Regel auch die­
jenigen Fälle umfa.Bt, in denen nicht das Urheberrecht im 
ganzen, sondern nur einzelne Elemente desselben von der 
nationalen Gesetzgebung bestimmten Personen zugewie­
sen wird, und damit klargestellt, dals auch das in Italien 
und österreich geitende System der cessio legis mit den 
Bestimmungen der Konvention in Einklang steht. 

6. Die Vermutungen für die Legitimation 
des Herstellers 

Die Regeln über die Vermutungen bleiben auf die Ver­
bandsländer beschränkt, deren Gesetzgebung die Urheber 
der schöpferischen Filmbeiträge zu den Inhaberri des 
Urheberrechts rechnet. Im einzelnen sind die Regeln in 
Art. 14bis Abs. 2 1-d und Abs. 3 enthalten. 

a) Der Inhalt der Vermutungen ist in Abs. 2 b, dem 
Vorschlag des Programms entsprechend, bestimmt wor­
den: Die Personen, die sich verp.flichtet haben, Beiträge 
zur Herstellung des Filmwerkes zu !eisten, können, so­
fern keine gegenteilige oder besondere Vereinbarung ge­
troffen wird, die Vervielfältigung, die Verbreitung, die 
öffentliche Vorführung, die Drahtfunksendung, die Rund­
funksendung, die öffentliche Wiedergabe, das Versehen 
mit Untertiteln und die Textsynchronisierung des Film­
werkes nicht verbieten. Vermutet wird also nur die Legi­
timation des Filmherstellers zur Ausübung der genann­
ten Rechte, nicht etwa die Übertragung der Rechte. Die 
Verbandsländer sind daher durch die Regeln über die Ver­
mutung nicht daran gehindert, in ihrer Gesetzgebung zu­
gunsten der Urheber schöpferischer Beiträge Ansprüche 
auf eine angemessene Vergütung vorzusehen, sei es, da.B 
es sich dabei urn Ansprüche gegen den Filmhersteller 
oder um Ansprüche gegen die Filmtheater bzw. die Rund­
funkanstalten handelt, die den Film vorführen bzw. 
.senden. 

b) Ausnahmen von der Vermutung zugunsten be­
stimmter Urheber von Filmbeiträgen werden in Abs. 3 
vorgesehen. Dem Vorschlag der Arbeitsgruppe entspre­
chend, finden die Regeln über die Vermutung, falls die 
nationale Gesetzgebung nichts anderes vorschreibt, auf 
.die Rechte der Urheber des Drehbuches, des Dialoges und 
der Filmmusik keine Anwendung. Darüber hinaus wurde 
vor allem von der • französischen und jugoslawischen 
Delegation verlangt, dafs den genannten Personen auch 
der Regisseur gleichgestellt werde. Verbreiteter neuerer 
Auffassung entsprechend betonten sie, dals neben dem 
Verfasser von Drehbuch und Dialog sowie dem Kompo­
nisten auch der Regisseur zu den Haupturhebern des 
Filmes zu rechnen sei; auch hier müfsten daher, falls die 
nationale Gesetzgebung nichts anderes vorsieht, ·aus­
drückliche Vereinbarungen über den Umfang der Rechts­
Ubertragung getroffen werden. 
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Im Rahmen von Kompromi8verhandlungen wurde 
dieser Forderung insofern Rechnung getragen, als in der 
endgültigen Fassung des Art. 14bis Art. 3 auch der Haupt­
regisseur des Filmwerkes (réalisateur principal) zu den 
Personen gerechnet wird, auf deren Rechte die Ver­
mutungen mangels anderweitiger Bestimmung in der 
nationalen Gesetzgebung keine Anwendung finden. Es 
wurde jedoch hinzugefügt, daB die Verbandsländer, die 
in ihrerGesetzgebung die Vermutung nicht auf die Rechte 
des Hauptregisseurs erstrecken, den Generaldirektor da­
von durch schriftliche Erklärung zu benachrichtigen haben, 
der seinerseits die Nachricht alsbald an sämtliche Ver­
bandsländer weiterleiten wird. Diese Benachrkhtigungs­
pflicht ist mit Rücksicht darauf vorgesehen worden, dals 
in einer Reihe von Verbandsländern, die das Urheber­
recht am Filmwerk den Schöpfern der Filmbeiträge zuwei­
sen, ~ u. a. auch in Frankreich - die nationalen Gesetze 
Vermutungen vorsehen, die auch auf die Rechte des 
Regisseurs anwendbar sind. Der Ausschluls des Regis­
seurs von den Regeln über die Vermutung erscheint 
jedenfalls zur Zeit noch als Ausnahme. Daher soli durch 
die Benachrichtigung eine Klarstellung erfo]gen, die die 
Filmhersteller, die eine Verwertung des Filmwerkes in 
dem betreffenden Verbandsland beabsichtigen, auf die 
Notwendigkeit hinweist, auch mit dem Regisseur aus­
drückliche Vereinbarungen über den Umfang der Rechts­
übertragung zu treffen. 

c) Angesichts dieser Einschränkung der Geltung der 
Vermutungen liegt die auch in den Beratungen auf der 
Konferenz wiederholt gestellte Frage nahe, welche prak­
tische Bedeutung den Vermutungen noch bleibt. 

Die Frage hängt davon ab, welche Personen aufser dem 
Verfasser von Drehbuch und Oialog, dem Filmkompo­
nisten und dem Hauptregisseur in den nationalen Rechts­
ordnungen möglicherweise noch zu den Filmurhebern ge­
rechnet werden. Zu denken ist dabei an Hilfsregisseure, 
an die Kameramänner und Cutter sowie an die Urheber 
von Bauten, Bildern und Zeichnungen, die für die Zwecke 
des Filmes geschaffen werden. Darüber hinaus werden im 
Schrifttum • zuweilen auch die Filmdarsteller, jedenfalls 
die führenden Darsteller, zu den Filmurhebern gerech­
net37). Die Praxis ist darin freilich zurückhaltender als 
die Lehre. Jedenfalls soll aber die Vermutung verhin­
dern, dals Personen, über deren möglidte Beteûigung am 
Filmurheberrecht die Auffassungen auseinandergehen, 
die Verwertung des Filmwerkes verhindern können, wenn 
der Hersteller mit ihnen keine ausdrüddiche Verein­
barung über die Rechtsübertragung geschlossen hat. 

Theoretisch gesehen kann man sagen, daB die Rege­
lung in Art. 14bis Abs. 3 einen Unterschied zwischen den 
Haupturhebern des Filmes und anderen Personen macht, 
die rnöglicherweise als Hilfs- oder Nebenurheber anzu­
sehen sind. Sie folgt darnit einer Gedankenrichtung, die 
auch in einzelnen nationalen Rechtsordnungen erkennbar 
ist. Beispielsweise lälst das französische Urheberrechts­
gesetz die Frage, wekhe Personen zu den Filmurhebern 
zu rechnen sind, zwar grundsätzlich offen, stellt aber eine 
Vermutung dafür auf, dals als Urheber der Verfasser des 
Drehbuches und seiner Bearbeitung, der Verfasser des 
Dialoges, der Filmkomponist und der Regisseur anzu­
sehen sind. Noch weiter in dieser Richtung geht das ita­
lienische Urheberrechtsgesetz, das bewulst den Kreis der 

S7) So insbesondere von De,boio, Le droit d'auteur (2. Aufi. 1:966) 
5. 1ó7 ff. 
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Filmurheber auf die Haupturheber begrenzt. Valerio De 
Sanctis hat in diesem Zusammenhang einmal van einer 
Art Servitut gesprochen, die auf den etwaigen Rechten 
der anderen Personen lastet, die bei der Filmherstellung 
mitwirken. Art.14bis Abs. 3 RBU geht nicht so weit wie die 
italienische Regelung: Den Hilfs- oder Nebenurhebern 
werden ihre etwaigen Urheberrechte nicht entzogen. Zu 
ihren Lasten wird nur eine widerlegbare Vermutung für 
die Legitimation des Filmherstellers zur Geltendmachung 
der wichtigsten Verwertungsrechte vorgesehen. Jeden­
falls wird aber den Haupturhebern durch die Regelung 
in der Konvention eine stärkere Rechtsstellung zugewie­
sen als den Hilfs- und Nebenurhebern, für die jure con­
ventionis zwingend die Regeln über die Vermutung gei­
ten. 

7. Die form der die Vermutungen begründenden Verträge 

Besondere Sdiwierigkeiten bereitete in Stockholm die 
Frage nach der Form des Vertrages, für den die Regeln 
über die Vermutung gelten sollen. Die französische Dele­
gation bestand darauf, da8 der Vertrag ein schriftlicher 
Vertrag sein müsse, und machte zunächst nur die Einräu-. 
mung, da8 auch ein gleidiwertiger schriftlicher Akt (bei­
spielsweise eine sc:hriftliche Kollektivvereinbarung oder 
ein schriftliches Betriebsstatut, das den Verträgen zu­
grunde gelegt wird) genügen soJl. 

Der französische Standpunkt erklärt sich daraus, da8 
das französische Urheberrechtsgesetz grundsätzlich für 
alle Urheberrechtsverträge die Schriftform vorschreibt. In 
der Mehrheit der Verbandsländer können aber, ebenso 
wie im deutschen Recht, die Urheberrechtsverträge auch 
mündlich geschlossen werden. Es gilt dies selbst für den 
wichtigsten Urheberrechtsvertrag, den Verlagsvertrag. 

• Auch war zu bedenken, da8 jure conventionis die Regeln 
über die Vermutung nur für die Verträge mit den Hilfs­
oder Nebenurhebern geiten sollen. Gerade mit diesen 
Personen werden aber die Verträge häufig nur mündlich 
geschlossen. Schlie8lich sprach gegen die Schriftform, da8 
in Fällen, in denen schriftliche Akte vorliegen, ohnedies 
die Möglichkeit naheläge, audi den Umfang der Redits­
übertragung ausdrüddich zu regeln. Die Hauptbedeutung 
der Vermutung liegt daher unseres Erachtens in ihrer 
Anwendung auf mündliche Verträge. 

Eine Uberwindung dieser Meinungsverschiedenheit war 
nicht möglich. Es blieb nur übrig, die verschiedenen 
Rechtsprinzipien zu respektieren. Ebenso wie die fran­
zösische Delegation die Achtung des Prinzips der Schrift­
form verlangte, konnten die anderen Delegationen die 
Respektierung ihres Rechtsstandpunktes fordem,. da8 
auch mündliche Verträge als Basis für die Vermutungen 
genügen. Der Ausgleich mu.8te daher, wie bei sonstigen 
Rechtskollisionen, durch eine Regel gefunden werden, die 
ihrer Natur nach dem internationalen Privatrecht ange­
hört. Die Arbeitsgruppe liefs sich dabei von der Erwägung 
leiten, da.Is sich der Grundsatz "locus regit actum" nicht 
zur Anwendung eignet. Dem Ort, an dem der Vertrag 
geschlossen wird, kann, da er oft willkürlich gewählt 
wird, kein besonderes Gewicht beigelegt werden. Bei­
spielsweise könnte ein französischer Filmhersteller die 
Verträge mit den Urhebern unschwer in Monaco oder in 
der Schweiz schlielsen und damit in ländern, in denen 
der mündliche Vertragsschlu8 genügt. Entscheidend mu8 
vielmehr das Recht des Landes sein, in dem der Schwer­
punkt des Vertrages liegt. Ähnlich wie man bei Bank-
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oder Versicherungsverträgen annimmt, da.8 der Schwer­
punkt am Sitz des Unternehmens liegt, und wie man sich 
am:h heim Verlagsvertrag für den Sitz des Verlages ent­
scheidet, ging die Arbeitsgruppe davon aus, daB beim 
Vertrag zwischen den Urhebern und dem Filmhersteller 
der Schwerpunkt am Sitz des Filmherstellers liegt. Es 
wurde daher vorgeschlagen, da8 die Frage, ob der Vertrag 
mündlich geschlossen werden kann oder ob ein schrift­
licher Vertrag oder ein gleichwertiger schriftlicher Akt 
erforderlich sei, nach dem Recht des Landes beurteilt 
werden soll, in dem der Filmhersteller seinen Sitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Diese Regelung 
schien auch deshalb als angemessen, weil es naheliegt, 
dall der Filmhersteller sich in der Formfrage nach dèm 
Recht seines Landes richtet. 

Die französische Delegation war aber nicht bereit, die­
sen Vorschlag anzunehmen. Sie wies darauf hin, da8 es 
den französischen Gerichten, wenn sie Verträge zu beur­
teilen haben, die der Filmhersteller eines anderen Lan­
des mit den Urhebern geschlossen hat, nicht zugemutet 
werden könne, mündliche Verträge als Grundlage für 
die Vermutung anzuerkennen. 

Urn der Gefahr eines französischen Vetos zu begeg­
nen, wurde daher der Kompromilsvorschlag gemacht, 
auch in der Formfrage auf das Recht des Landes abzustel­
len, in dem der Schutz in Anspruch genommen wird. Die­
ser Vorschlag, der in der Hauptkommission mit beträcht­
licher Mehrheit angenommen wurde, scheiterte aber in 
der Plenarsitzung an einem holländischen Veto. Der hol­
ländische Delegierte, Professor Gerbrandy, erklärte kate­
gorisch, daB seine Delegation nidit bereit sei, eine solche 
Abweichung von allgemeinen Prinzipien des internatio­
nalen Privatrechts zu dulden. 

Es waren in den letzten Stunden der Konferenz drama­
tische Augenblicke. Man stand zwischen der Skylla eines 
französischen und der Charybdis eines holländischen 
Vetos. Die ganze, jahrzehntelang vorbereitete und auf der 
Konferenz weitergeförderte Revision des Filmrechts 
drohte zu scheitem. Die Frage wurde daher vom Plenum 
nochmals an die Hauptkommission zurückverwiesen. Da­
bei gelang es, eine Einigung über einen weiteren Ver­
mittlungsvorsdilag zu erzielen, den ich der Kommission 
als Vorsitzender unterbreitete: Die Regelung (Art. 14 
Abs. 2 c) geht nunrnehr dahin, da8 die Formfrage grund­
sätzlich, im Sinne des Vorschlages der Arbeitsgruppe, 
nach dem Recht des Landes zu beurteilen ist, in dem der 
Filmhersteller seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Auf­
enthaltsort hat. Dem Verbandsland, in dem der Schutz 
in Anspruch genommen wird, bleibt aber die Möglichkeit 
vorzusehen, da8 ein schriftlicher Vertrag oder ein gleich­
wertiger schriftlicher Akt vorliegen muB. Verbandslän­
der, die von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, haben 
davon den Generaldirektor schriftlich zu benachrichtigen, 
der seinerseits die Nachricht alsbald an alle Verbands­
länder weiterleiten wird. 

Die Praxis wird sorgfältig darauf achten müssen, wel- . 
che Verbandsländer von dem Vorbehalt Gebrauch machen. 
Wenn dies beispielsweise Frankreich und Jugoslawien 
sind, so mu8 auch der Filmhersteller eines anderen lan­
des darauf bedacht sein, da8 ein sdiriftlicher Vertrag 
geschlossen wird oder ein gleichwertiger schriftlicher Akt 
vorliegt, falls ihm an der Verwertung des Filmes auch in 
den genannten Ländern gelegen ist. Für die Verwertung 
des Filmes in den anderen Verbandsländern genügt es 
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dagegen, wenn er der Rechtsordnung seines Landes ent­
sprechend die Verträge mündlich abschliefst. 

8. Gesamtwürdigung 

Im ganzen ist das Ergebnis, zu dem die Konferenz in 
den Filmrechtsfragen gelangte, bescheidener, als ursprüng­
lich beabsichtigt war; auch ist es durch den Kompro­
mi8 belastet, der in der Formfrage geschlossen werden 
mulste. 

Immerhin wurde der Fortschritt erzielt, dals die Kon­
vention erstmalig Regeln über die Fragen enthält, die die 
Urheberschaft am Filmwerk und die Legitimation des Pro­
duzenten zur Geltendmáchung der Verwertungsrechte be­
treffen. Die Regeln über die Vermutung geiten zwar nur 
für die Länder, die das Urheberrecht am Filmwerk den 
Schöpfern der Filmbeiträge zuerkennen. Mittelbar sind 
sie aber auch für andere Länder von Bedeutung: Auch für 
einen britischen, italienischen oder österreichischen Film 
können, wenn es sich urn die Verwertung in Deutschland, 
Frankreich, Skàndinavien oder in anderen Ländern han­
delt, die das Urheberrecht den geistigen Schöpfern zu­
erkennen, gegebenenfalls die in Art. 14bis enthaltenen 
Vermutungen in Anspruch genommen werden - ebenso 
wie sich umgekehrt der deutsche, französische oder skan­
dinavische Filmhersteller in Gro8britannien auf das dem 
Produzenten zustehende film-copyright und in Italien 
und Österreich auf die zu seinen Gunsten stattfindende 
cessio legis berufen kann. 

XIII. Der Schutz von Folklore (Art. IS RBÜ) 

(Verfasser: Reimer) 

l. Die Frage, ob der Schutz der sogenannten Folklore 
in besonderer Weise in der Konvention zu verankern 
sei, wurde auf der Konferenz sehr eingehend erörtert. Die 
Diskussion hierüber war bereits bei den Beratungen zu 
Art. 2 in Gang gekommen. Indien hatte beantragt, die 
folkloristischen Werke in den Werkkatalog des Art. 2 
Abs. 1 aufzunehmen. Doch zeigte sich bald, dals das 
folkloristische Schaffen von den sonstigen Werken der 
Literatur und Kunst nicht abgrenzbar ist und dals zum 
Gerneingut gewordene volkstümliche Erzeugnisse urhe­
berrechtlich nicht geschützt werden können. Der Ge­
danke, der Folklore eine Sonderregelung zu widmen, hat 
trotzdem weitgehende Unterstützung gefunden, und 
zwar insbesondere seitens der afrikanischen Länder,deren 
Kulturgut zum erheblichen Teil folkloristischer Art ist. 
Das Interesse an einer Sondervorschrift wurde vor allem 
damit begründet, dals sich häufig bestimmte Rechtsinha­
ber urhebenechtlich geschützter Folklore nicht ermitteln 
lie8en, so dals diese zum Gegenstand mi8bräuchlicher 
Aneignung werde, ohne dals wirksam dagegen ein­
geschritten werden könne. Die interessierten Verbands­
länder mü8ten daher die Möglichkeit haben, mit Wirkung 
für die ganze Union eine bestimmte Stelle zu benennen, 
welche die Urheber der Werke der Folklore vertreten und 
ihre Rechte geitend machen könne. Ein Vorschlag der 
tschechischen Delegation, eine derartige Bestimmung in 
die Konvention aufzunehmen, bildete den Ausgangs­
punkt für weitere Überlegungen, die nicht nur in der 
Kommission, sondern auch in einer eigens für diesen 
Zweck geschaffenen Arbeitsgruppe "Folklore" angestellt 
wurden, die unter der Leitung des tschechischen Delegier­
ten Strnad stand. Diese Arbeitsgruppe hat schlietfüch 
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einen Text vorgelegt, der von der Kommission gebilligt 
wurde und in dem der schwer zu bestimmende Begriff der 
Folklore gar nicht mehr enthalten ist. Vielmehr ist der 
tschechische Gedanke, einer bestimmten Stelle mit Wir­
kung für die ganze Union die Befugnis zur Wahrnehmung 
der Rechte zu verleihen, auf Anregung des Präsidenten 
der Kommission in folgender Form verwirklicht worden 
(vgl. Art. 15 Abs. 4 StF): 

Es mu8 sich urn unveröffentlichte Werke handeln, deren 
Urheber unbekannt ist, bei denen aber aller Anla8 zu der 
Vermutung besteht, da8 ihr Urheber Angehöriger eines 
Verbandslandes ist. Dagegen kommt die neue Bestim­
mung auf veröffentlichte Werke oder auf Werke, deren 
Urheber bekannt sind, nicht zur Anwendung, viemehr 
genügen hier die Vermutungen der Abs. 1 und 3 des 
Art. 15 StF. Liegen die geschilderten Voraussetzungen 
vor, dann ist das Land der vermeintlichen Staatsangehö­
rigkeit des Urhebers berechtigt, eine zuständige Stelle zu 
bestimmen, die den Urheber vertritt und seine Rechte in 
den Ländern der Union geitend machen und verteidigen 
kann. Aus Gründen der Publizität haben die Länder eine 
sokhe Bestimmung dem Generaldirektor des Verbandes 
mitzuteilen, der sie an die anderen Verbandsländer wei­
tergibt. 

2. Ferner ist zu erwähnen, dals Art. 15 durch einen 
neuen Abs. 2 ergänzt worden ist, der eine Vermutung , 
betreffend den H er s te Il er d es Fi I m werk s auf­
stellt. Die neue Vorschrift, die zwischen die bisherigen 
beiden Absätze geschoben wurde, besagt, dals mangels 
Gegenbeweises diejenige natürliche oder juristische Per­
son als Hersteller des Filmwerkes angesehen wird, deren 
Name in der üblichen Weise auf dem Werk angegeben ist. 

XIV. Fragen des öffentlidien Rechts (Art. 17) 

(Verfasser: Ulmer) 

1. Allgemeines 

Auf Fragen des öffentlichen Rechts nimmt Art. 17 RBÜ 
Bezug: Die Bestimmungen der vorliegenden Übereinkunft 
- so hei.lst es in Art. 17 - können in keiner Beziehung 
das der Regierung jedes Verbandslandes zustehende Recht 
beeinträchtigen, durch Mafsregeln der Gesetzgebung oder 
inneren Verwaltung die Verbreitung, die Aufführung 
oder die Ausstellung von Werken oder Erzeugnissen 
jeder Art zu gestatten, zu überwachen oder zu untersagen, 
hinsichtlich welcher die zuständige Behörde dieses Recht 
auszuüben hat. 

Die Regel war schon in der ursprünglichen Fassung der 
Berner Obereinkunft enthalten. Sie soli klarstellen, da8 
auch in Ansehung der Verbreitung, der Wiedergabe und 
der Ausstellung von geschützten Werken die Hoheits­
gewalt der Verbandsländer unberührt bleibt, wobei ins­
besondere an die Vorschriften des Strafrechts über die 
Verbreitung unzüchtiger Werke, an die Regeln des Presse­
rechts und an etwaige Zensurbestimmungen gedacht ist38l. 

In Stockholm ist trotz verschiedener Abänderungs- und 
Ergänzungsanträge derText des Art.17 schliefslich unver­
ändert geblieben. Die Erörterung der Anträge hat aber 
zur Klärung der Probleme beigetragen und AnlaJs zu 
einer Entschlielsung gegeben, die eine künftige Revision 
vorbereiten soli. 

3H) Vgl, Röthlisberger, 5, 267 und Hoffmann, 5, 234 L 
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2. Die Hoheitsgewalt der Verbandsländer 

Unmittelbaren Bezug auf den gegenwärtigen Text des 
Art.17 hatten ein britischer und ein italienischer Antrag. 
Der britische Antrag ging dahin, die Worte "zu gestat­
ten" zu streichen: Die Hoheitsgewalt der Verbandsländer 
könne nur Oberwachungen oder Verbote zum Gegen­
stand haben. Die Worte "zu gestatten" könnten dagegen 
zu dem MiBverständnis führen, die staatliche Hoheits­
gewalt schlielse auch die Befugnis ein, die Verwertung der 
Werke ohne Zustimmung der Urheber zu erlauben. Der 
Antrag war einleuchtend. Die Worte "zu gestatten" sind 
zwar schon bisher, richtig gesehen, nicht in dem befürch­
teten Sinne auszulegen. Sie sind offenbar nur deshalb 
eingefügt worden, weil man die Zensur vor Augen hatte, 
die die Verbreitung gestatten ader verbieten kann; die 
privaten Rechte der Urheber sollten aber nicht angetastet 
werden. Jedenfalls erschien aber im Interesse einer Klar­
stellung die Streichung der genannten Worte angebracht. 
Die Hauptkommission stimmte daher dem britischen An­
trag zu. Auch billigte sie zwar nicht den Wortlaut, wohl 
aber den Grundgedanken des italienischen Vorschlags, 
demzufolge nur der Gesetzgeber, nicht die innere Ver­
waltung (police intérieure) zum Erla8 der Ma8nahmen 
befugt sein soll: Im Einzelfall können zwar auch poli­
zeiliche MaBnahmen getroffen werden; diese MaBnahmen 
sollten aber ihre Grundlage in der Gesetzgebung der Ver­
bandsländer haben. 

Die Hauptkommission schlug daher für die künftige 
Fassung des Art.17 RBO folgenden Wortlaut vor: 

"Die Bestimmungen der vorliegenden Obereinkunft kön­
nen in keiner Beziehung das, jedem Verbandsland zu­
stehende Recht beeinträchtigen, durch MaBregeln, die in 
der Cesetzgebung dieses Landes vorgesehen sind, die 
Verbreitung, die Aufführung oder die Ausstellung von . 
\-'Verken oder Erzeugnissen zu überwachen oder zu unter­
sagen, hinsichtlich welcher die zuständige Behörde die­
ses Recht auszuüben hat.u 

In der Plenarsitzung scheiterte aber die Annahme die­
ses Vorschlags an einem Veto der Delegation von Süd­
afrika. Die Delegation betonte, sie bestreite nicht, da8 die 
Verwertung der geschützten Werke gemä8 den Regeln 
der Konvention grundsätzlich nur mit Zustimmung des 
Urhebers zulässig sei. Wenn es aber die öffentliche Ord­
nung erfordere, so mü8te auch dem Staat die Erteilung 
der Erlaubnis möglich sein. Gedacht war dabei offenbar 
an Fälle, in denen Autoren aus politischen Gründen die 
Wiedergabe ihrer Werke in Südafrika verbieten. In sol­
chen Fällen glaubt man in Südafrika, dals Art. 17 RBÜ 
die Möglichkeit eines staatlichen Eingriffs in die Rechte 
der Urheber eröffne. 

Das Veto schlo8 die Annahme der Neufassung aus. Die 
Bestimmung wurde daher in ihrer ursprünglichen Fas­
sung in den Stockholmer Text übernommen. In dem Be­
richt wird aber entgegen der Auslegung, die ihm in Süd­
afrika gegeben wird, eindeutig klargestellt, dals den Ver­
bandsländern nicht die Befugnis zusteht, in Fällen, in 
<lenen nach den Regeln der Konvention die Zustimmung 
des Urhebers erforderlich ist, die Verwertung auch ohne 
seine Zustimmung zu gestatten. 

3. Mi8braudt der Monopolstellung 
• Ein weiterer britischer Vorschlag ging dahin, dem 

Art. 17 einen neuen Absatz einzufügen, der die Befugnis 
der Verbandsländer klarstellt, im Wege der Gesetzgebung 
die Bestimmungen zu treffen, die erforderlich sind, urn in 
Fällen, in denen Personen oder Verbände für ein grö8e-
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res Repertoire von Werken urheberrechtliche Befugnisse 
wahrnehmen, den Mi8brauch der Monopolsteliung aus­
zuschlie8en. Der Vorschlag bezweckte, auBer Zweifel zu 
stellen, dafs die in einer Reihe von Verbandsländern be­
stehenden gesetzlichen Bestimmungen, die für die Ver­
wertungsgesellschaften einen Kontrahierungszwang oder 
ein obligatorisches Schiedsverfahren vorsehen, in dem die 
Tarife festgelegt werden, nicht gegen die Bestimmungen 
der Konvention versto!sen, die den Urhebern das aus­
schlie!sliche Recht zur Verwertung der Werke gewähr­
leisten. Ähnlich, aber in allgemeinerer Fassung, schlug die 
australische Delegation vor, jedes Verbandsland solle be­
fugt sein, die gesetzlichen Bestimmungen zu treffen, die 
es für erforderlich hält, urn Mi8bräudle in der Geltend­
machung der durch die Konvention gewährleisteten 
Rechte auszuschlieBen. 

Der australische Vorschlag ging ohne Zweifel zu weit; 
sein Text hätte gegebenenfalls auch eine Auslegung im 
Sinne der obengenannten Wünsche Südafrikas rnöglich 
gemacht. Dagegen war der britische Vorschlag ernstlich 
in Erwägung zu ziehen. Die Verwertungsgesellschaften 
haben sich schon wiederholt darauf berufen, dals die in 
einzelnen Verbandsländern bestehenden gesetzlichen Vor­
schriften über die Ausübung der von ihnen wahrgenom­
menen Rechte gegen die Bestimmungen der Konvention 
verstolsen. Unter anderem hat die CISAC auf der Lon­
doner Tagung des Ständigen Ausschusses der Berner 
Union den deutschen Regierungsentwurf betreffend das 
Gesetz über die Wahrnehmung von Urheberrechten und 
verwandten Schutzrechten unter diesem Gesichtspunkt 
angegriffen 39). 

Der Vorschlag rief bei mehreren Delegationen, insbe­
sondere bei solchen, denen Vertreter von Verwertungs­
gesellschaften angehörten, ernstliches Unbehagen hervor. 
Als Vorsitzender der Hauptkommission schlug ich daher 
vor, sich mit einer Bernerkung im Bericht zu begnügen, in 
der es in Obereinstimmung mit der Erklärung, die das 
Internationale Büro schon in den dreifsiger Jahren wieder­
holt zu der Frage abgegeben hatte, heilst, da8 die Fragen des 
ordre public der nationalen Gesetzgebung der Verbands­
länder vorbehalten sind, und da.Is diese Länder daher die 
Möglichkeit haben, die Ma8nahrnen zu treffen, die ge­
eignet sind, dem Milsbrauch von Monopolstellungen ent­
gegenzutreten. Die Hauptkommission billigte diese Er­
klärung ohne Widerspruch, worauf der britische und 
australische Antrag zurückgezogen wurden. 

4. Pflicht zur Hinterlegung von Originalmanuskripten 
12nd zur Verbreitung graphisdter Exemplareî 

Urn eine Frage des öffentlichen Rechts handelte es sich 
auch bei einem Antrag der österreichischen Delegation, 
die sich die u. a. von dem Dirigenten Denis Vaughan mit 
Nachdruck erhobene Forderung zu eigen machte, der Pra­
xis der Musikverleger entgegenzutreten, die Werke nur 
in der von ihnen gewählten Form zu veröffentlichen und 
den Zugang zu den Originalpartituren auszuschlielsen. 
Der österreichische Antrag ging dahin, in Art. 6bis eine 
Bestimmung darüber einzufügen, daJ5 die Verleger von 
literarischen, dramatisch-musikalischen und musikalischen 
Werken verpflichtet werden sollen, von den von ihnen in 
einem Verbandsland veröffentlichten Werken in einer 
nationalen Bibliothek oder einem ähnlichen Institut ein 
Faksimile des ältesten, authentischen Exemplars des Wer-

3>) Vgl. darüber Ulmer in GRUR Int. ~96<, 6, f. 
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kes in der durch seinen Urheber gebilligten Form zu hin­
terlegen. 

Ein weiterer Vorschlag, der gleichfalls durch die Praxis 
der Musikverleger bedingt war, ging von Israel aus. Der 
De!egierte Israels beantragte, dem Art.17 einen neuen 
Absatz hinzuzufügen, demzufolge es der Gesetzgebung 
der Verbandsländer vorbehalten bleiben soll, zu bestim­
rnen, daJs in Fällen, in <lenen dramatisch-musikalische 
oder rnusikalische Werke mit Zustimmung des Urhebers 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, die gra­
phischen Exemplare dieser Werke gleichfalls ohne Ein- • 
schränkungen, die den guten Sitten zuwiderlaufen, der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind. 

Der Grundgedanke beider Vorschläge stie!5 bei den 
Delegierten auf Anklang. Man war sich jedoch darüber 
klar, da8 einschlägige Regeln in die Konvention nicht 
ohne genaue Prüfung der Sach- und Rechts lage aufgenom­
men werden können. Der österreichische Vorschlag be­
gegnete dabei von vornherein dem Bedenken, da8 er den 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

Kreis der \Nerke, für die eine Hinterlegung der Origina1-
manuskripte zur Pflicht gemacht werden sol!, nicht genü­
gend begrenzt; in jedem Fall ginge es zu weit, diese Pflicht 
auf alle in einem Verlag erscheinenden literarischen Werke 
auszudehnen. Bei dem Antrag Israels bleibt zu prüfen, 
oh und inwieweit er mit den Grundsätzen des Urheber­
rechts in Einklang zu bringen ist. 

Dem Vorschlag der Hauptkommission entsprechend 
wurde daher von der Konferenz eine Entschlie8ung an­
genommen, in der auf dîe Anträge der beiden Ddegatio­
nen mit der Bemerkung hingewiesen wird, daB die Kon­
ferenz Geist und Zweck dieser Vorschläge unter Vor­
behalt der Frage ihrer Vereinbarkeit mit den Rechten der 
Urheber mit Sympathie zur Kenntnis genommen hat und 
in der der Wunsch ausgedrückt wird, das Internationale 
Büro möge eine Untersuchung der einschlägigen Fragen 
in die Wege leiten, damit auf einer späteren Revisions­
konferenz die Möglichkeit der Einfilgung von Regeln in 
die Konvention ins Auge gefaJst werden könne. 

Das Protokoll betreffend die Entwicklungsländer 
Van Regierungsdirektor Kurt 5 chi e f l er 

I. Vorgeschichte und Grundgedanken 

Das Protokoll betreffend die Entwicklungsländer wurde 
in einer besonderen Kommission (Hauptkommission II) 
behandelt. Zum Präsidenten der Kommission wurde der 
Leiter der indischen Delegation, Mr. Singh, zum Bericht­
erstatter Dr. Strnad (Tschechoslowakei) gewählt. Für die 
Arbeit der Kommission waren acht Sitzungstage vor­
geschen. Angesichts der Schwierigkeit des Beratungs­
gegenstands erwies es sich jedoch als notwendig, diese 
Zeit erheblich zu überschreiten. Zu einzelnen Fragen, die 
zugleich das Arbeitsgebiet der Hauptkommissionen I und 
IV berührten, wurden gemeinsarne Sitzungen mit diesen 
Komrnissionen abgehalten. 

Bei den vorbereitenden Arbeiten für die Stockholmer 
Konferenz war von verschiedenen Seiten angeregt wor­
den, gewisse Sondervorschriften zugunsten der Entwick­
l ungsländer in die Berner Übereinkunft einzufügen, urn 
diesen Ländern den Bcitritt zur Berner Obereinkunft zu 
ermöglichen, auch wenn sîe auf Grund ihrer wirtschaft­
lichen, sozialen und kultureilen Verhältnisse noch nicht 
irnstande sind, in allen Punkten den in der Übereinkunft 
vorgesehenen Mindestschutz zu gewähren. Dieser Ge­
danke wurde von den BIRPI lebhaft unterstützt, die 
hierin die Möglichkeit sahen, den Mitgliederstand der 
Union zu erweitern und damit die Bedeutung BIRPI's 
als Zentrum des internationalen Schutzes des geistigen 
Eigentums weiter zu stärken. Es erhoben sich aber auch 
Gegenstimmen, die davor warnten, durch derartige Aus­
nahmevorschriften das erreichte hohe Schutzniveau der 
Berner Obereinkunft herabzusetzen. Man verwies darauf, 
da8 den Entwicklungsländem, die den hohen Schutz der 
Berner Obereinkunft nicht oder noch nicht gewähren woll­
ten, der Beitritt zum Welturheberrechtsabkommen offen­
stehe. Diese Stimmen konnten sich jedoch nicht durch­
setzen. Schon auf der vorbereitenden Konferenz der Regie­
rungssachverständigen 1965 in Genf, auf der erstmals von 
derStudiengruppe Schweden/BIRPI fonnulierte Vorschläge 
für Sondervorschriften zugunsten der Entwicklungsländer 
vorgelegt wurden, sprach sich die gro8e Mehrheit der 
Regierungssachverständigen für eine solche Regelung aus. 

Ausschlaggebend war hierbei die Erwägung, da8 es für 
die Urheber vorteilhafter sei, wenn der Urheberrechts­
schutz auch in den Entwicklungsländern von Anfang an 
nach dem Muster der Berner Übereinkunft ausgestaltet 
werde. Dabei ging man davon aus, da8 das Schutzniveau 
der Berner Obcreinkunft auch unter Berücksichtigung der 
Sonderregelung für die Entwicklungsländer höher sein 
werde, als das Schutzniveau des \Velturheberrechts­
abkomrnens, das aulser dem übersetzungsschutz keine 
Mindestschutzrechte kennt, daB also die neue Regelung 
gewissennaisen eine Zwischenstufe zwischen dern Welt­
urheberrechtsabkornmen und der Berner übereinkunft 
darstellen werde 1>. 

Auch auf der Stockholmer Konferenz sprach sich dem­
entsprechend bereits bei der einleitenden Generaldebatte 
in der Hauptkommission II die gro8e Mehrheit der Dele­
gationen grundsätzlich für die im Konferenzprogramm 
vorgeschlagene Sonderregelung zugunsten der Entwick­
lungsländer im Rahrnen der Berner Übereinkunft aus. 

In dieser Haltung dürften viele Delegationen durch 
eine zwischenzeitlich von den Entwicklungsländern inner­
halb der UNESCOergriffene Initiative noch bestärkt wor­
den sein, die deutlich werden lieB, wekhe Gefahren sich 
für die Berner übereinkunft aus einer blolsen Verweisung 
der Entwicklungsländer auf das Welturheberrechtsabkom­
men ergeben würden. Bei den bisherigen Oberlegungen 
konnte man davon ausgehen, daB eine Ablehnung der 
Forderungen der Entwicklungsländer zwar den Beitritt 
neuer Staaten zur Berner Obereinkunft erschweren, deren 
derzeitigen Mitgliederstand jedoch voraussichtlich nicht 
verringem würde. Denn in das Welturheberrechtsabkom­
men war seinerzeit auf Verlangen der Verbandsländer 
der Berner Obereinkunft als Zusatzerklärung zu Arti­
kel XVII eine besondere Schutzklausel aufgenommen 
worden, nach der im Falle des Ausscheidens eines Landes 
aus der Berner Union alle Werke, für die dieses Land 

l) Zu den Vorsdtlägen der Studlengruppe Sdtweden/B!RPI und den 
Beachlüssen det1 ReglerungsaachverständigenauoslhuHH 196.5 In Genf 
vergleiche lm einzelnen die • Vorschläge fiir die Revision der Berner 
Oberelnkunft zum Schutz von Werken der LUeratur und Kunst•, 
Dokurnent Sh., GRUR Int. 1967, 162 ff. 
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Ursprungsland ist, in den übrigen Verbandsländern durch 
das Welturheberrechtsabkommen nicht geschützt wer­
den können. Durch diese Klausel wird den der Berner 
Übereinkunft angehörenden Entwicklungsländern der 
übertritt zum Welturheberrechtsabkornmen wesentlich 
erschwert, weil sie dann durch das lVelturheberrechts­
abkommen nur noch in den wenigen Ländern Schutz er­
langen können, die nicht zugleich Verbandsland der Ber­
ner übereinkunft sind. Nunmehr hattcn jedoch die Ent­
wicklungsländer in der 14. Sitzung der Generalversamm­
lung der UNESCO im Oktober/November 1966 in Paris 
eine Entschlie8ung durchgesetzt, durch die eine überprü­
fung dicser Erklärung zu Artikel XVII des Welturhe­
berrechtsabkommens angeregt wurde mit dem Ziel, sie 
für Entwicklungsländer au.8er Kraft zu setzen 2>. Ange­
sichts der wachsenden politischen Bedeutung der Ent­
wicklungsländer mulste befürchtet werden, da8 sie rnit 
dieser lnitiative Erfolg haben könnten, wenn man ihnen 
auf der Stockholmer Konferenz nicht entgegenkommen 
würde. Dies hätte jedoch mit Sicherheit das Ausscheiden 
einer groBen Zahl der immerhin über 20 Entwicklungs­
länder zur Folge gchabt, die zur Zeit der Berner Union 
angehören. Die Stockholmer Konferenz sah sich also 
praktisch vor die Alternative gestellt, entweder eine den 
Vorschlägen des Konferenzprogramms entsprechende 
Sonderregelung zugunsten der Entwicklungsländer im 
Rahmen der Berner Obereinkunft anzunehmen oder nicht 
nur ein Stagnieren, sondern darüber hinaus eine fühlbare 
Verringerung des Mitgliederstandes der Berner Union in 
Kauf zu nehmen. 

Nur wenige Delegationen sprachen sich daher grund­
sätzlich gegen die vorgesehene Regelung aus, vor allern 
die britische, die italienische und die australische Delega­
tion, überraschenderweise aber auch die Delegationen der 
Entwicklungsl;inder Mexiko, Argentinien und Uruguay, 
die soeben erst der Berner Obereinkunft beigetreten 
waren. Alle diese Dclegationen gaben jedoch zugleich zu 
erkennen, dals sie der vorgeschlagenen Regelung letztlich 
nicht widersprechen würden, wenn diese von der grolsen 
Mehrheit befürwortet werde. 

Die positive Grundeinstellung der Delegationen der 
meisten Länder zu dem Vorschlag, ein besonderes Proto­
koll zugunsten der Entwicklungsländer einzuführen, hin­
derte jedoch nicht, da.8 urn die Ausgestaltung des Proto­
kolls im einzelnen hart gerungen wurde, da selbstver­
ständlich nicht die Bereitschaft bestand, jede beliebige 
Eins(.nränkung des Urheberrechtsschutzes hinzunehrnen. 

II. Die Regelung im einzelnen . 

Ausgangspunkt für die Forrnulierung des Protokolls 
waren die Vorschläge des Konferenzprogramms, zu denen 
im Laufe der Konferenz zahlreiche teils erweiternde, teils 
einschränkende Änderungsanträge gestellt wurden. Her­
vorzuheben ist besonders ein gemeinsamer Vorschlag 
einer Gruppe asiatischer und afrikanischer Entwicklungs­
länder, der die Empfehlungen des im Januar 1967 in Neu 
Delhi von den BIRPI veranstalteten asiatischen Seminars 
für Urheberrecht berilcksichtigte und die weiteren Erör­
terungen stark beeinfluBte (Dokument 5/160). Im ein­
zelnen führten die Erörterungen zu folgenden Ergeb­
nissen: 

1) Resolution Nr. su2 der 14. Sitzung der Generalversammlung der 
UNESCO. 
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1. Definition des Begriffs Entwiddungsland • 

Das Konferenzprogramm hatte darauf verzichtet, die 
Entwicklungsländer, <lenen die Vorbehaltsmöglichkeiten 
des Protokolls zugute kommen sollten, näher zu definie­
ren. Praktisch war es damit jedem Land freigestellt, sich 
selbst als Entwicklungsland zu bezeichnen, wenn man 
auch wohl davon ausgehen konnte, da.8 entwickelte Län­
der schon aus Prestigegründen von dieser l'vföglichkeit 
keinen Gebrauch machen würden. Die bestehende Un­
sicherheit wurde jedoch allgemein als unbefriedigend 
empfunden. Da verschiedene Anträge zu diesem Punkt 
vorlagen, wurde eine Arbeitsgruppe zur Behandlung der 
Frage eingesetzt, die sich auf den Vorschiag einigte, .als 
Entwicklungsländer die Länder zu bezeichnen, die im An­
hang der auf der 18. Sitzung der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen am 13. November 1963 angenom­
menen Erklärung Nr. 1897 (XVIII) aufgeführt sind. 
Durch einen Zusatzantrag wurde diese Liste urn sieben 
afrikanische Staaten erweitert, die inzwischen ihre Unab­
hängigkeit erlangt hatten. Die Liste umfaJste danach fol­
gende 82 Staaten: 
Afghanistan Libanon 
Algerien Liberia 
Argentinien Libyen 
Äthiopien Madagaskar 
Birma Malawi 
Bolivien Malaysia 
Botsuana Mali 
Brasilien Marokko 
Burundi Mauretanien 
Ceylon Mexiko 
Chile Nepal 
Costa Rica Neusecland 
Dahome Nicaragua 
Dominikanische Republik Niger 
Ecuador Nigeria 
Elfenbeinküste Obervolta 
El Salvador Pakistan 
Ga bun Panama 
Gambia Paraguay 
Ghana Peru 
Guatemala Philippinen 
Guinea Ruanda 
Haiti Sambia 
Honduras Saudi-Arabien 
Indien Senegal 
Indonesien Sierra Leone 
Irak Somalia 
Iran Sudan 
Jarnaika Syrien 
Jemen Tansania 
Jordanien Thailand 
Jugoslawien Togo 
Kambodscha Trinidad und Tobago 
Kamerun Tschad 
Kenia Tunesien 
Kolumbien Uganda 
Kongo (Brazzaville) Uruguay 
Kongo (Demokrat, Republik) Venezuela 
Kuwait Vereinigte Arabische Republik 
Laos Zentralafrikanische Republik 
Lesotho Zypern 

' Der Vorschlag der Arbeitsgruppe fand die Zustim­
mung der groBen Mehrheit der Kommission. Trotzdem 
erwies es sich als notwendig, nach neuen Lösungen zu 
suchen, da die israelische Delegation diesen Vorschlag 
unter Hinweis darauf, da.8 die genannte Liste nach poli­
tischen Gesichtspunkten aufgestellt sei und die hier inter­
essierenden Fragen des Urheberrechts nicht berücksich-
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tige, zurückwies und ankündigte, daB sie insoweit not­
falls von ihrem Vetorecht Gebrauch machen werde. Sie 
könne dern Vorschlag allenfalls dann zustimmen, wenn 
auch auf die auf der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Handel und Entwicklung (UNCTAD) beschlossenen 
Listen der Entwicklungsländer Bezug genornmen werde3>. 
Dieser Zusc1tzantrag wurde jedoch mit groiser Yiehrheit 
abgelehnt. 

Als Kompromiis wurde dann schlielslich ein gemein­
samer Vorschlag der skandinavischen Staaten angenom­
men, nach dem jedes Land, das nach der bestehenden 
Praxis der Vollversammlung der Vereinten Nationen als 
Entwicklungsland angesehen wird, zur Erklärung der 
Vorbehalte berechtigt sein soll. Diese Formulierung ist 
unbestimmter, hat aber den Vorteil, dals sie eine schnel­
lere Anpassung an neue Entwicklungen ermöglicht und 
daB insbesondere neue Entwicklungsländer nicht bis zu 
ihrer formellen Aufnahme in die erwähnte Liste der Ver­
einten Nationen warten müssen, um in den GenuB der 
Vmteile des Protokolls zu kommen. 

2. Mögliche Vorbehalte 
Die irn Konferenzprograrnm im einzelnen vorgesehe­

nen Vmbehalte wurden zum Teil wesentlich umgestaltet. 
Der Vorbehalt hinsLchtlich des Nachdrucks von Presse­
artikeln wurde als gegenstandslos gestrichen, da die bis­
herige Regelung in Art. 9 Abs. 2 der Brüsseler Fassung, 
die nach dem Konferenzprograrnm entfallen sollte, mit 
gewissen Änderungen als Art. lObis Abs. 1 im Text der 
Übereinkunft selbst beibehalten wurde. Auf der anderen 
Seite wurde ein neuer Vorbehalt hinsichtlich des Verviel­
fältigungsrechts eingefügt und die Reihenfolge der Vor­
behalte der Systematik der Übereinkunft besser angepalst. 

a) Beschränkung der Schutzfrist 
Im Konferenzprogramm war vorgeschlagen, den Ent­

wicklungsländern zu gestatten, dals sie die aHgemeine 
Mindestschutzfrist von 50 Jahren auf 25 Jahre und die 
für Lichtbildwerke und Werke der angewandten Kunst 
vorgesehene Mindestschutzfrist von 25 Jahren auf 10 Jahre 
beschränken. Zu diesem Vorschlag lagen mehrere Ände­
rungsanträge vor, die teils eine Erweiterung (Anwendung 
der Romfassung des Art. 7), teils eine Beschränkung (Ver­
kürzung der Schutzfristen lediglich auf 30 bzw. 15 Jahre) 
zum Ziel hatten. Nach kurzer Erörterung dieser Anträge 
wurde der Vorbehalt mit gro8er Mehrheit in der Fassung 
des Konferenzprogram.ms angenommen. 

b) übersetzungsrecht 
Den Vorschlag des Konferenzprogramms, für da5 Ober­

setzungsrecht einen der Regelung in Art. V des \Velturhe­
berrechtsabkommens entsprechenden Vorbehalt vorzuse­
hen, hielten die Entwicklungsländer nicht für ausreichend, 
da eine solche Regelung teilweise ungünstiger gewesen 
wäre als der nach Art. 25 Abs. 3 Satz 2 der Brüsseler Fas­
sung der Berner Obereinkunft allgemein für neu beitre­
tende Staaten zugelassene Vorbehalt, Art. 8 der Oberein­
kunft durch Art. S der Pariser Zusatzakte von 1896 zu 
ersetzen. N ach dieser Bestimmung erlischt das Oberset­
zungsrecht im Falie seiner Nichtausübung durch den Ur­
heber 10 Jahre nach der ersten Veröffentlichung des Wer­
kes vollständig, während nach der Regelung des Welt-

'> Auf diesen Listen (Anhang I und III der Empfehlung A.V. 1 der 
Konferenz), die sonst im wesentlichen. mit der vo11 der Vollversamm­
lung der Vereinten Nationen beschlossenen Llste ilbereinstimmen, 
sind zusätzlich China. lsrael, Korea, die Mongolei, Südafrika, Viet­
nam und Westsamoa als Entwlcklungsländer aufgeführt. 
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urheberrechtsabkommens bei Nichtausübung dés Ober­
setzungsrechts nach einer Frist von 7 J ahren nach der 
ersten Veröffentlichung lediglich vergütungspflichtige 
Zwangslizenzen erteilt werden können. Zwar sollte nach 
dem Konferenzprogramm Art. 25 Abs. 3 Satz 2 - ebenso 
wie Art. 27 Abs. 2 der Brüsseler Fassung, der es den Ver­
bandsländern gestattet, früher erklärte Vorbehalte auf­
rechtzuerhaiten - gestrichen werden. Diesen Vorschlag 
hatte jedoch die Hauptkommission I kurz vor Aufnahme 
der Arbeiten der Hauptkommission II auf japanischen 
Antrag abgelehnt, so daB davon auszugehen war, dals 
weiterhin sogar entwickehen Ländern die Anwendung 
des Art. 5 der Pariser Zusatzakte möglich sein würde. Die 
Entwicklungsländer forderten daher, dafs auch der für sie 
vorgesehene Vorbehalt dieser Regelung Rechnung tragen 
müsse. 

In einer zur Prüfung der Frage eingesetzten Arbeits­
gruppe einigte man sich dementsprechend auf eine Fas­
sung des übersetzungsvorbehalts, die die Regelung nach 
Art. 5 der Pariser Zusatzakte mit der Regclung in Art. V 
des Welturheberrechtsabkommens in folgender Weise 
verbindet: 
(1) Das Cbersetzungsrecht erlischt, wenn der Urheber 

nicht innerhalb von zehn Jahren nach der ersten Ver­
öffentlichung des Originalwerks eine Übersetzung des 
Werkes in der Sprache, für die das Recht beansprucht 
wird, in einem Verbandsland veröffentlicht. 

(2) Das Cbersetzungsrecht wird durch die Möglichkeit 
der Erteilung vergütungspflichtiger Zwangslizenzen 
beschränkt, wenn der Urheber nicht innerhalb von 
drei Jahren nach der ersten Veröffentlichung des Ori­
ginalwerks in dem betreffenden Entwicklungsland 
eine übersetzung seines Werkes in der Landessprache 
veröffentlicht. 

(3) Veröffentlicht der Urheber nach Ablauf dieser drei 
Jahre, jedoch vor Ablauf von zehn Jahren nach der 
ersten Veröffentlichung des Originalwerks noch selbst 
in dem betreffenden Land eine Obersetzung in der 
Landessprache, so erlöschen die etwa erteilten Zwangs­
lizenzen. Das ausschlie8liche Recht des Urhebers tritt 
wieder voll in Kraft lediglich mit der Einschränkung, 
daB die vor diesern Zei tpunkt auf Grund der Zwangs­
lizenzen hergestellten Werkexemplare noch verkauft 
werden dürfen. 

(4) Macht der Urheber trotz der Erteilung von Zwangs­
lizenzen von dieser Möglichkeit der Wiedererlangung 
seines ausschlieffüchen Rechts keinen Gebrauch, so 
entfällt mit Ablauf der zehn Jahre nach der Erstver­
öffentlichung für den Inhaber der Zwangslizenz die 
Vergü tungspflicht. 

(5) Sind die Exemplare einer vom Urheber zur \tVahrung 
seines auss<:hlie!slichen Übersetzungsrechts innerhalb 
von zehn Jahren nach der Erstveröffentlichung des 
Originalwerks veröffentlichten Obersetzung vergrif­
fen, so lebt die Möglichkeit der Erteilung vergütungs­
pflichtiger Zwangslizenzen wieder auf. 

Im einzelnen wird diese Regelung ergänzt durch nähere 
Vorschriften üher die Voraussetzungen und das Verfah­
ren der Erteilung der Zwangslizenzen, die Bemessung der 

. Vergütung, denAusschlu.B der Obertragbarkeit der Lizenz 
und den Schutz des droit moral des Urhebers. Hervor­
zuheben ist besonders, da8 eine Zwangslizenz erst erteilt 
werden darf, wenn der Antragsteller sich zuvor um die 
Zustimmung des Urhebers zur Obersetzung bemüht hat. 
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I<ann er den Urheber nicht ermitteln, so muls er den Ver­
leger unterrichten. Durch diese Vorschriften ist sicher­
&estellt, dais der Urheber rechtzeitig von dem Bedürfnis
für eine Obersetzung seines Werkes in die betreffende
Sprache erfahrt. 

Die auf Grund der Zwangslizenz hergestellten Exem­
plare der Obersetzung dürfen in ein anderes Verbands­
land mit gleicher Landessprache eingeführt werden, wenn
dieses Land ebenfalls die Zwangslizenz zulafst und keine
sonstigen Vorschriften dieses Landes der Einfuhr entge­
genstehen. 

Die Vorschriften über die. Zwangslizenz sind weit­
gehend der ausführlichen Regelung in Art. V des Welt­
urheberrechtsabkommens nachgebildet, enthalten jedoch
einige nicht unwichtige Abweichungen: Bei der Regelung
der Vergütung wird nur Angemessenheit gefordert, wah­
rend nach dem Welturheberrechtsabkommen die Vergü­
tung der zwischenstaatlichen Übung entsprechen muls. 
Au&erdem ist hinzugefügt, dais die Zahlung und der 
Transfer der Vergütung den nationalen Devisenbestim­
mungen unterworfen sind. Ferner ist ausdrücklich klar­
gestellt, da8 der Urheber die Zwangslizenz nur durch 
Veroffentlichung einer Obersetzung in dem betreffenden 
Lande selbst vermei<len kann. lm Welturheberrechts­
abkommen ist über den Ort der Veroffentlichung nichts 
gesagt. Auf diese Klarstellung wurde von den Entwick­
lungslandern besonderer Wert gelegt, die darauf hinwie­
sen, da8 eine Veroffentlichung der übersetzung in einem 
anderen Lande den erforderlichen Zugang zu dem Werk 
noch nicht sicherstellt._ 

Unter Veroffentlichung ist selbstverstandlich wie all­
gemein in der Berner Übereinkunft und im Welturheber­
rechtsabkommen das Erscheinen des Werkes zu ver­
stehen, d. h. der Urheber muB Vervielfaltigungsstücke 
der Obersetzung in dem betreffenden Land in einer die 
Bedürfnisse der Offentlichkeit befriedigenden Weise zur 
Verfügung stellen. Der Druck des Werkes in dei::n Land 
ist jedoch nicht erforderlich. 

Die im Protokoll nunmehr vorgesehene Regelung ist, 
wenn man von den sich aus der Kombination mit dem 
herkommlichen Obersetzungsvorbehalt der Berner Ober­
einkunft ergebenden weitergehenden Beschrankungen ab­
sieht, nicht wesentlich ungünstiger als die Regelung in 
Art. V des Welturheberrechtsabkommens. Zwar ist die 
dort bis zur Erteilung von Zwangslizenzen vorgesehene 
Schonfrist von 7 Jahren auf 3 Jahre nach der Erstverof­
fentlichung des Werkes verkürzt. Dafür hat jedoch der 
Urheber die im Welturheberrechtsabkommen nicht vor­
gesehene Moglichkeit, durch Nachholung der eigenen Ver­
offentlichung einer Obersetzung innerhalb von 10 Jahren 
nach der Erstverôffentlichung sein ausschlieBliches Recht 
voll zurückzuerwerben. 

c) V e r v i e l fal t i g u n g s r ech t
lm Konferenzprogramm war ein besonderer Vorbehalt

hinsichtlich des Vervîelfaltîgungsrechts nicht enthalten, 
jedoch ergaben sich für dieses Recht weitgehende Ein­
schrankungsmè:iglichkeiten aus dem unter e) vorgesehe­
nen allgemeinen Vorbehalt der Beschrankung des Urhe­
berrechtsschutzes zu Zwecken der Erziehung, der Wis­
senschaft und des Unterrichts. Dieser letztere sehr ein­
schneidende Vorbehalt stieB auf schwerwiegende Be­
denken vor allem der Lander, deren Sprache in den Ent­
wicklungslandem verbreitet ist und deren Urheber daher 

s 
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von einer Nachdruckfreiheit ihrer Werke in der Original­
sprache besonders betroffen werden. Auf der anderen 
Seite wiesen die Entwicklungslander gerade auf ihr drin­
gendes Bedürfnis hin, daB ihnen auch der Zugang zu den 
Werken aus dies�n Landern erleichtert wird. Von beiden 
Seiten wurden verschiedene Anderungsantrage gestellt, 
die samtlich der für die Formulierung des Vorbehalts 
hinsichtlich des Übersetzungsrechts bereits eingesetzten 
Arbeitsgruppe zur Prüfung übertragen wurden. Diese 
einigte sich auf einen Kompromils, der eine gewisse Ein­
schrankung des al1gemeinen Vorbehalts unter e) (vgl. 
dazu unten), dafür jedoch einen neuen, dem Vorbehalt 
hinsichtlich des Obersetzungsrechts nachgebildeten Vor­
behalt hinsichtlich des Vervielfaltigungsrechts vorsah, der 
von der Kommission unverandert gebilligt wurde. 

Dieser neue Vorbehalt beruht auf der Erwâgung, daB 
auch in den Fallen, in denen die Landessprache eines Ent­
wicklungslands mit der Originalsprache des Werkes über­
einstimmt, die Veroffentlichung des Werkes in der Ori­
ginalsprache nicht ohne weiteres den Zugang zu dem 
Werk sicherstellt. Das Werk kann vergriffen sein oder 
der Urheber sich weigern, Exemplare des Werkes in das 
Entwicklungsland zu liefern. Es besteht dann kein Unter­
schied zu dem Fall, daB ein fremdsprachiges Werk noch 
nicht in der Landessprache erschienen ist. Dementspre­
chend salien genauso wie für übersetzungen auch für 
Vervielfaltigungen des Werkes in der Originalsprache 
Zwangslizenzen erteilt werden kônnen, wenn der Urhe­
ber nicht selbst das Werk in dern betreffenden Entwick­
lungsland veroffentlicht. lm einzelnen entspricht die 
Regelung der Voraussetzungen und des V erfahrens der 
Lizenzerteilung, der Vergütungspflicht usw. genau der 
Regelung beim Vorbehalt hinsichtlich des Obersetzungs­
rechts. Auch hier ist vorgesehen, daB der Urheber erteilte 
Zwangslizenzen durch nachtragliche eigene Veroffent­
lichung des Werkes in dern betreffenden Land zurn Er­
loschen bringen kann und daB die Moglichkeit der Ertei­
lung von Zwangslizenzen wieder auflebt, wenn die Exern­
plare der eigenen Werkveroffentlichung des Urhebers 
vergriffen sind. Gegenüber dem Vorbehalt hinsichtlich 
des Obersetzungsrechts besteht allerdings eine Einschran­
kung: Eine Zwangslizenz darf nur zu kulturellen oder 
Erziehungszwecken erteilt werden. Groise praktische Be­
deutung hat diese Einschrankung aber wohl nicht, da be­
wuBt nicht gefordert worden ist, dais diese Zweckbestim­
mung ausschlie&lich sein muB. Ausgenommen von dem 
Vorbehalt sind danach im wesentlichen wohl nur Krimi­
nalromane und sonstige reine Unterhaltungsliteratur. 

d) S e n d  e r e ch t
lm Konferenzprograrnm war vorgeschlagen, den Ent­

wicklungslandern die Ersetzung der Bestirnmungen in 
Art. lJbis Abs. 1 und 2 der Obereinkunft durch Art. lJbis 

der Romfassung zu ermoglichen. Die Entwicklungslander 
sollten dadurch die auf der Brüsseler Revisionskonferenz 
eingeführten und in der Stockholmer Fassung unveran­
dert beibehaltenen wesentlichen Erweiterungen des Sende­
rechts insbesondere auf die Wiedergabe von Funksendun­
gen z. B. in Gaststatten ausschlielsen konnen. Dieser Vor­
schlag bedeutete keinen schwerwiegenden Eingriff in 
die Rechte der Urheber, wenn man bedenkt, da.B die Ein­
ziehung von Vergütungen für Rundfunkwiedergaben in 
Gastsfatten schon wegen praktischer Schwierigkeiten in 
den Entwicklungslandern kaum moglich ist. Trotzdem 
forderte die britische Delegation, da.8 für die offentliche 
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Wiedergabe von Funksendungen eine Vergütungspflicht 
bestehen müsse, wenn die Wiedergabe Erwerbszwecken 
diene. Mit kleiner Mehrheit wurde der britische Ände­
rungsantrag angenommen. Der Redaktionsausschu8 über­
arbeitete dann nochmals die Formulierung des Vor­
behalts rnit dem Ziel, die Bestimmung durch Auflösung 
der ursprünglich vorgesehenen Verweisung auf Art. 11bis 

der Romfassung verständlicher zu machen. 

e) Beschränkung zu Zwecken des Unter­
richts, des Studiums und der Forschung 

Wie bereits unter c) ausgeführt, war der Vorschiag des 
Konferenzprogramms, den Entwicklungsländern über die 
besonderen Vorbehalte hinsichtlich des übersetzungs­
rechts, der Schutzdauer und des Senderechts hinaus all­
gemein das Recht zu gewähren, den Urheberrechtsschutz 
zu Zwecken der Erziehung, der Wissenschaft und des 
·unterrichts einzuschränken, auf erhebliche Bedenken ge­
stolsen. Diemit der Prüfung dieses Vorschlags betraute 
Arbeitsgruppe einigte sich auf einen Komprorni8, der 
einerseits den bereits unter c) behandelten neuen, dem 
Vorbehalt hinsichtlich des Obersetzungsrechts nachgebil­
deten Vorbehalt hinsichtlich des Vervielfältigungsrechts 
vorsah, im übrigen jedoch die im Konferenzprogramm 
enthaltene Regelung wesentlich einschränkte. Ober die 
besonderen Vorbehalte hinaus sollte nur noch eine Be­
nutzung geschützter Werke im Rahmen der lehrtätigkeit 
von Einrichtungen des Unterrichts und der Erziehung so­
wie von Zentren der Berufsbildung und landwirtschaft­
lichen Entwicklung zugelassen werden können, dies aller­
dings vergütungsfrei. Während der neue Vorbehalt hin­
sichtlich des Vervielfältigungsrechts ohne weitere Aus­
sprache gebilligt wurde, führte der zweite Teil des Vor­
schlags der Arbeitsgruppe nochmals zu lebhaften Diskus­
sionen. Von verschiedenen Delegatîonen, besonders der 
britischen und der australischen Delegation, wurde erklärt, 
da8 sie keiner Regelung zustimmen könnten, die nicht 
wenigstens die Zahlung einer angemessenen Vergütung 
an den Urheber vorsehe. Andere Delegationen verlangten 
zumindest eine Verpflichtung zur Namensnennung des 
Urhebers. Mit Unterstützung des Sekretariats der Konfe­
renz einigte man sich schlie8lich auf einen neuen Kom­
promi8, der nunmehr einerseits eine gewisse Lockerung 
der engen Zweckbestimmung dèr Ausnahme, andererseits 
die Einführung einer Vergütungspflicht vorsieht. Die Ent­
wicklungsländer- können danach den Urheberrechtsschutz 
ausschlie8Iich zu Zwecken des Unterrichts, des Studiums 
und der Forschung in allen Bereichen des Erziehungs­
wesens einschränken, sofern sie durch geeignete natio­
nale Rechtsvorschriften dem Urheber eine Vergütung zu­
sichern, dié den für inländische Urheber geltenden Ver­
gütungsregeln entspricht. Der Zusatz der Worte "in allen 
Bereichen des Erziehungswesens" soli klarstellen, da8 der 
Vorbehalt nicht die Beschränkung des Urheberrechts­
schutzes zu gewerblichen Forschungszwecken errnöglicht. 
Ob diese Regelung für die Urheber günstiger ist als der 
ursprüngliche Vorschlag der Arbeitsgruppe, dem die Ent­
wicklungsländer bereits zugestimmt hatten, erscheint 
zweifelhaft. Zur Zahlung einer der Honorierung ihrer 
eigenen Urheber entsprechenden Vergütung wären die 
Entwicklungsländer wohl schon nach dem Grundsatz der 
Inländerbehandlung verpflichtet gewesen, von dem das 
Protokoll keine Ausnahme zulä!st. Immerhin hat die aus­
<irückliche Anerkennung dieser Vergütungspflicht aber 
.doch einen gewissen \,Vert. 
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Im Gegensatz zu den besonderen Vorbehalten zu a) bis 
d) ist der Vorbehalt zu e) nicht auf eine bestimmte Be­
fugnis des Urhebers beschränkt. Er bezieht sich daher 
nicht nur auf das Vervielfältigungsrecht, sondern auch 
auf alle sonstigen Befugnisse des Urhebers wie das Sende­
recht, das Recht der öffentlichen Wiedergabe, das Ver­
filmungsrecht usw .. Hinsichtlich des Obersetzungsrechts 
war in dem ursprünglichen Vorschlag der Arbeitsgruppe 
eine abweichende Regelung vorgesehen, nach der sich 
die zulässigen Beschränkungen dieses Rechts •allein aus 
dem Vorbehalt zu b) ergeben sollten. Diese Regelung 
wurde jedoch gestrichen, da eine Einigung hierüber nicht 
erzielt werden konnte. Die Frage, ob sich der Vorbehalt 
zu e) auch auf das Obersetzungsrecht erstreckt oder 
nicht, ist daher offengeblieben. 

Ebenso wie bei den Vorbehalten hinsichtlich des ûber­
setzungsrechts und des Vervielfältigungsrechts ist auch 
beim Vorbehalt zu e) vorgesehen, dals auf Grund des 
Vorbehalts hergestellte Vervielfältigungsstücke des Wer­
kes in andere Länder eingeführt werden dürfen, die 
ebenfalls von dem Vorbehalt Gebrauch gemacht und die 
Einfuhr nicht verboten haben. Nicht ausdrücklich erwähnt 
ist die Voraussetzung, da8 es sich hierbei urn Länder mit 
gleicher Sprache handeln mu8. Praktisch ergibt skh d·ies 
jedoch weitgehend aus der Zweckbestimmung des Vor­
behalts, da fremdsprachige Texte in der Regel für Unter­
richtszwecke nicht verwendbar sein dürften. 

3. Dauer der Vorbehalte 

Nach dem Konferenzprogramm sollten die Entwick­
lungsländer vonden Vorbehalten zunächst für einen Zeit­
raum von 10 Jahren Gebrauch machen können. Im Be­
darfsfalle sollte diese Frist dann durch eine vor ihrem 
Ablauf abzugebende Erklärung bis zum Inkrafttreten 
der durch die nächste Revisionskonferenz angenommenen 
Fassung der Obereinkunft verlängert werden können. Der 
erste Teil dieses Vorschlags wurde nach kurzer Debatte 
unverändert angenornmen (vgl. Art. 1 Abs. 1 des Proto­
kolls). Der zweite Teil des Vorsch)ags wurde von den 
Entwicklungsländern abgelehnt, die Bedenken dagegen 
äu8erten, da8 der Ablauf der für die Verlängerung der 
Vorbehalte vorgesehenen Frist von einem Ereignis ab­
hängig sein sollte, auf das das einzelne Entwicklungsland 
keinen Einflu!s hätte. Die Entwicklungsländer schlugen 
vor, an die Stelle des Zeitpunkts des Inkrafttretens der 

- auf der nächsten Revisionskonferenz beschlossenen Fas­
sung das Datum zu setzen, an dem das betreffende Ent­
wicklungsland selbst diese neue Fassung ratifiziert oder 
ihr beitritt. Mit geringer Mehrheit sprach sich die Kom­
mission für diese abgeändert Fassung aus (Art. 3 des 
Protokolls). 

Die von den Entwicklungsländern durchgesetzte Fas­
sung des Art. 3 des Protokolls hat zur Folge, dals die Gel­
tungsdauer eines einmal erklärten Vorbehalts im Ermes­
sen des betreffenden Entwicklungslandes liegt, da nie­
mand es dazu zwingen kann, die nächste Fassung der 
Obereinkunft zu ratifizieren oder ihr beizutreten. Einer 
milsbräuchlichen Ausnutzung dieser Regelung wird jedoch 
durch eine auf Vorschlag der niederländischen Delegation 
eingefügte ncue Bestimmung vorgebeugt, nach der die 
Befugnis zur Aufrechterhaltung der erklärten Vorbehalte 
mit Ablauf einer Frist von sechs Jahren erlischt, nachdem 
der Generaldirektor den Verbandsländern angezeigt hat, 
dals das betreffende Land nach der bestehenden Praxis 
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der Vollversammlung der Vereinten Nationen nicht mehr 
als Entwicklungsland angesehen wird (Art. 4 des Proto­
kolls). 

4. Inkrafttreten des Protokolls 

Nach dem Konferenzprogramm sollte das Protokoll 
untrennbarer Bestandteil der materi.ellen Bestimmungen 
der Obereinkunft sein und daher grundsätzlich nach Ma.B­
gabe der allgemein für das lnkrafttreten dieser Bestim­
mungen vorgesehenen Regelung in Kraft treten. In einem 
besonderen Art. z5quater war jedoch vorgesehen, da.Is jedes 
Verbandsland auch jederzeit, bevor es durch die materiel­
len Vorschriften der ûbereinkunft gebunden ist, die An­
wendung des Protokolls auf Werke, für die es Ursprungs­
land ist, durch die Länder zulassen kann, die Vorbehalte 
nach dem Protokoll gemacht haben. Diese Regelung 
wurde im wesentlichen unverändert angenommen. Aus 
redaktionellen Gründen wurde jedoch die Vorschrift über 
die vorzeitige Anwendung des Protokolls als Art. 5 in das 
Protokoll selbst übernommen. AuBerdem wurde die Vor­
schrift dahingehend erweitert, da8 auch die Entwiddungs­
länder, bevor sie durch die materiellen Vorschriften der 
Stockholmer Fassung gebunden sind, erklären können, 
da8 sie das Protokoll auf Werke anwenden werden, deren 
Ursprungsland dies gestattet. 

S. Anwendung des Protokolls auf abhängige Gebiete 

Auf Vorschlag der brit.ischen Dclegation wurde femer 
ein neuer Art. 6 in das Protokoll eingefügt, der vorsieht, 
da8 ein Verbandsland, das gemäls Art. 31 die Oberein­
kunft auf Gebiete für anwendbar erklärt hat, deren aus­
wärtige Beziehungen es wahrnimmt, auch die Bestim­
mungen des Protokolls auf diese Gebiete für anwendbar 
erklären kann, sofern es durch die Bestimmungen des 
Protokolls gebunden ist und sich die Gebiete in einer den 
Entwicklungsländern entsprechenden Lage befinden. Der 
britische Vorschlag war zunächst auf heftigen Wider­
stand verschiedener Delegationen gestolsen, vo~ allem 
der tschechoslowakischen und der tunesischen Delegation, 
die in der Bestimmung einen Ausdruck des Kolonialismus 
sahen, der in dem Protokoll völlig fehl am Platze sei. 
Nachdem sich die Hauptkommissionen II und IV jedoch 
in einer gemeinsamen Sitzung mit geringer Mehrheit für 
die Aufnahme der vorgeschlagenen Bestimmung in das 
Protokoll ausgesprochen hatten, stellten diese Delegatio­
nen ihre Bedenken zurück, urn die Annahme des Proto­
kolls in seiner Gesamtheit nicht zu gefährden, verlangten 
jedoch eine ausdrückliche Erwähnung ihrer ablehnenden 
Haltung im Bericht der Komrnission. 

6. Empfehlung betreffend Entsdtädigung der Urheber 

Schlielslich befaBte sich die Kommision noch eingehend 
mit einem Vorschlag der israelischen Delegation, der die 
Einfügung eines weiteren Artikels in das Protokoll vor­
sah, nach dem jeweils in den entwickelten Ländern Fonds 
gebildet werden sollten, aus denen die Urheber, deren 
\.'\l'erke nach den Bestimmungen des Protokolls ver­
gütungsfrei in den Entwicklungsländern benutzt würden, 
eine Entschädigung erhalten sollten. Die Entwicklungs­
länder sollten verpflichtet sein, BIRPI über den Umfang 
der Benutzung der Werke in ihren Ländern zu unter­
richten. Die Auskünfte sollte BIRPI dann den Ländern, 
in denen die Urheber der Werke ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt haben, als Grundlage für die Berechnung der Ent­
schädigung weitergeben. 
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Dieser Vorschlag, der auf dem Gedanken beruhte, dals 
die im Protokoll vorgesehene Entwicklungshilfe eine Auf­
gabe aller Bevölkerungskreise in den entwickelten Län­
dern sei und nicht allein den Urhebern aufgebilrdet wer­
den dürfe, fand im Grundsatz weitgehende Zustimmung .. 
Die Entwicklungsländer wiesen jedoch auf die praktischen 
Schwierigkeiten hin, die sich für sie aus der vorgesehenen 
Unterrichtspflicht ergeben würden, und es wurde auch die 
Frage aufgeworfen, oh die Berner übereinkunft über­
haupt der richtige Ort sei, das Problem einer Entschädi­
gung der betroffenen Urheber aus öffentlichen Mitteln zu 
regeln. Die israelische Delegation zog daraufhin ihren 
Antrag zurück und schlug die Annahme einer Resolution 
vor, durch die BIRPI die weitere Prüfung der Frage emp­
fohlen werden sollte. Mit geringer Mehrheit sprach sich 
die Kommission fiir diesen Vorschlag aus. 

III. Schlu8bemerkung 

In der SchluBabstimmung wurde das Protokoll als 
ganzes ohne Gegenstimme bei Stimmenthaltung der 
Delegationen Grolsbritanniens, Mexikos und Uruguays 
angenommen. Obwohl es zum Teil sehr weitgehende Ein­
schränkungen des Urheberrechtsschutzes in den Entwick­
lungsländern ermöglicht, dürften sich die Nachteile und 
Vorteile, die sich aus der Annahme des Protokolls für die 
Urheber aus den entwickelten Ländern ergeben, durchaus 
die W aage halten. Wie eingangs dargelegt, hätte eine 
Ablehnung des Protokolls den Beitritt weiterer Entwick­
lungsländer zur Berner Obereinkunft erschwert und dar­
über hinaus sehr wahrscheinlich zahlreiche der überein­
kunft bereits angehörende Entwicklungsländer zur Kün­
digung der Übereinkunft veranla8t. Dies hätte jedoch zu 
einer weit stärkeren Schwächung des Urheberrechtsschut­
zes in den Entwicklungsländern geführt, selbst wenn man 
davon ausgeht, dals die betreffenden Länder dann dem 
Welturheberrechtsabkommen beigetreten wären. Denn 
auch unter Berücksichtigung der im Protokoll zugunsten 
der Entwicklungsländer vorgesehenen Einschränkungen 
ist insgesamt gesehen das Schutzniveau der Berner Ober­
einkunft nach wie vor höher als der Schutz nach dem 
Welturheberrechtsabkommen. Zwar ist der im Protokoll 
vorgesehene Schutz des Obersetzungsrechts teilweise 
ungünstiger als der Obersetzungsschutz nach dem Welt­
urheberrechtsabkommen. Dafür bleiben aber auch bei 
Ausschöpfung aller im Protokoll vorgesehenen Vor­
behaltsmöglichkeiten wesentliche Teile des durch Min­
destschutzrechte gesicherten Schutzniveaus der Berner 
Obereinkunft erhalten, z. B. das Senderecht, das Auf­
führungs- und Vortragsrecht, das Verfilmungsrecht und 
in gewissem Umfang auch das Vervielfältigungsrecht. 
Darüber hinaus bewirkt die Bindung an die Berner Ober­
einkunft, da8 auch die Länder, die zunächst von Vor­
behalten nach dem Protokoll Gebrauch machen, durch die 
vorgesehene Befristung dieser Vorbehalte dazu angehal­
ten werden, ihr nationales Recht allmählich dem vollen 
Schutzniveau der Berner Obereinkunft anzupassen. Auf 
lange Sicht gesehen wird daher das Protokol1, auch wenn 
es zunächst als ein Rückschritt erscheint, gerade zu einer 
Verstärkung des intèrnationalen Urheberrechtsschutzes 
beitragen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland besteht somit kein 
Grund, sich durch die Bestimmungen des Protokolls von 
der beabsichtigten baldigen Ratifizierung der Stockholmer 
Fassung der Berner Übereinkunft abhalten zu lassen. An-
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gesichts der Vorteile, die die Stockholmer Fassung der 
Berner Obereinkunft insgesamt selbst bei Eintritt einer 
vorübergehenden Rechtsminderung in einzelnen Ver­
bandsländem für den intemationalen Rechtsschutz der 
Urheber bietet, kann jedenfalls keine Rede davon sein, 
daB die Ratifizierung der Stockholmer Fassung eine »Ent­
eignung" der Urheber bedeuten würde. Im Gegenteil 
liegt eine rasche Inkraftsetzung auch gerade des Proto­
kolls im Interesse der Urheber. Denn mit der Annahme 
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des Protokolls durch die Stockholmer Konferenz allein ist 
die der Berner Obereinkunft durch den Austritt der Ent­
wicklungsländer drohende Gefahr noch nicht gebannt: 
Hierzu ist vielmehr erforderlich, da8 das Protokoll - se1 
es durch Ratifizierung der materiellen Vorschriften der 
Berner Obereinkunft, sei es durch die in seinem Art. 5 
vorgesehene vorzeitige Anwendungserklärung - rnög­
lichst bald für rnöglichst viele Mitgliedsländer der Berner 
Obereinkunft in Kraft tritt. 

2. TEIL GEWERBLICHER RECHTSSCHUTZ 

Die Einführung der Erfinderscheine in die Pariser Verbandsübereinkunft (Art. 4 I) 
Von Regierungsdirektor Dr. Heribert Mast 

I. Vorgesdiichte 

Bereits auf der Lissaboner Konferenz zur Revision der 
Pariser Verbandsübereinkunft im Jahre 1958 war auf 
Vorsch]ag der rumänischen Delegation in der Komrnis­
sion II der Konferenz die Frage der Einbeziehung der in 
einzelnen Ostblockstaaten erteilten Erfinderscheine --: sei­
nerzeit als Urheberscheine auf Erfindungen bezeichnet -
in die Pariser Verbandsübereinkunft erörtert worden. 
Nach einer längeren Debatte hatten sich 12 Länder, dar­
unter die Bundesrepublik Deutschland, dagegen ausge­
sprochen, über diese Frage auf der Lissaboner Konferenz 
eine Sachentsdieidung zu treffen. Sie hatten ihre ableh­
nende Haltung damit begründet, daB sich ohne einge­
hende Vorbereitung die Tragweite eines solchen Vor­
schlags nicht überblicken lasse. Der rumänische Vor­
schlag war deshalb auf der Konferenz nicht weiter ver­
folgt worden 1>. 

Erfinderscheine, wie sie nach dem Vorbild des sowje­
tischen Rechts von Bulgarien, Polen und Rumänien erteilt 
werden, unterscheiden sich vom Patent dadurdi, da8 sie 
ihrem Inhaber kein AusschluBrecht gewähren. Die Aus­
wertung der Erfindung steht dem Staate zu. Der Inhaber 
des Erfinderscheins erhält neben der Anerkennung seiner 
Erfindereigenschaft lediglich einen Anspruch auf eine Ver­
gütung sowie auf besondere soziale Vorteile. Die Vor:­
aussetzungen für die Anmeldung einer Erfindung und für 
die Erteilung eines Erfinderscheins ähneln den Voraus­
setzungen für eine Patentanmeldung und für die Ertei­
lung eines Patents. Das gleiche gilt für das Erteilun~s-: 
und das Nichtigkeitsverfahren. Von besonderen Erfm­
dungsgruppen abgesehen -kann der Erfinder nach seiner 
Wahl eine Erfindung zum Erfinderschein oder zum Patent 
anmelden. 

Im Anschlu8 an die Lissaboner Konferenz wurde die 
Frage der Einbeziehung der Erfinderscheine in die Pariser 
Verbandsübereinkunft vom Intemationalen Büro wieder 
aufgegriffen, nachdem sich die Ostblockstaaten auf brei­
ter Basis durch Aufsätze und in Vortragsveranstaltungen 
bemüht hatten, die Fachwelt der westlichen Länder mit 
dem Institut des Erfinderscheins vertraut zu machen. Vom 
27. bis 30.Januar 1964 befafste sich auf Einladung des 
Internationalen Büros eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Vertretern der Ostblockstaaten, die zu dieser Zeit Mit­
glied der Pariser Union waren, und aus Vertretern ande­
rer Mitgliedstaaten sowie aus Beobachtern aus der So-

l) Absclrnitt B XVI des Berichts der Mitglieder der deutschen_ Delega• 
tion über die Lissaboner Konferenz zur Rev1s10n der Panser Ver­
bandsiibereinkunft, GRUR Int. :1959, 79'8-0, 

wjetunion erneut mit der Frage der Einbeziehung der 
Erfinderscheine. Die Arbeitsgruppe konnte keine Eini­
gung über die Frage erzielen, oh die Erfinderscheine be­
reits durch den Begriff "Patente" in der Pariser Verbands­
übereinkunft erfa8t seien, kam aber zu dem Ergebnis, da8 
keine Bedenken gegen eine ausdrückliche Anerkennung 
der Erfindersdieine als Prioritätsgrundlage nach Art. 4 der 
Obereinkunft bestehen würden. Auf Vorschlag des lnter­
nationalen Büros wurde in Aussicht genommen, bei der 
nächsten Revisionskonferenz eine entsprechende Ände­
rung der Pariser Verbandsübereinkunft vorzuschlagen. 
Das Internationale Büro bat die schwedische Regierung, 
diese Frage auf die T agesordnung der Stockholmer Kon­
ferenz von 1967 zu setzen 2>. 

Für die Zeil vom 15. bis 19. März 1965 berief das Inter­
nationale Büro eine Konferenz von Regierungssachver­
ständigen ein, um Vorschläge für die Einbeziehung der 
Erfinderscheine auszuarbeiten. Während dieser Sachver­
ständigenkonferenz kündigten die als Beohachter teilneh­
menden Vertreter der Sowjetunion an, da8 ihr Land sei­
nen Beitritt zur Pariser Verbandsübereinkunft erklärt 
habe. Bei diesem Beitritt sei die Sowjetunion davon aus­
gegangen, da8 eine befriedigende lösung des Problems 
der Erfinderscheine gefunden werde. Die Konferenz 
schlug die Einfügung eines neuen Abschnitts I in Art. 4 
der Obereinkunft vor, durch den die Anmeldungen zum 
Erfinderschein den Patentanmeldungen im Hinblick auf 
die Unionspriorität gleichgestellt werden sollen. Ober die 
weitergehende Forderung einzelner Ostblockstaaten, auch 
in anderen Artikeln der Obereinkunft die Erfindersdieine 
zu erwähnen, wuri:ie eine Einigung nicht erzielt 3l. 

II. Der Vorsdilag des Konferenzprogramms 

Der Vorschlag der Sachverständigenkonferenz auf Er­
gänzung des Art. 4 der übereinkunft wurde in dem Doku­
ment S/2, das die schwedische Regierung mit Unterstüt­
zung des Internationalen Büros zur Vorbereitung der 
Stockholmer Konferenz ausgearbeitet hatte 4>, übernom­
men. Der Wortlaut des Vorschlags für einen neuen 
Art. 4 I lautete wie folgt: 

,,(1) Anmeldungen für Erfinder~esch.einigung:n, die in 
einem Land hinterlegt worden smd, m dem die Anmel­
der das Recht haben, nach ihrer \-Vahl entweder ein 
Patent oder eine Erfindcrbeschcinigung zu beantragen, 
werden im Hinblick auf das in diesem Artikel vorge­
sehene Prioritätsrecht in glcicher Weise behandelt und 

!) Vgl. auch die von BIRPI herausgegebene Broschüre .Groupe d'étude 
sur Ie certificat d•auteur•, Genf 1964• 

3) Wegen weiterer Einzelhe1ten vgl. Pfanner In GRUR Int. 1965, 48J ff, 
4) Deutsche Obersetzung in GRUR Int., Sonderheft fruhJahr 191>7, 179 ff. 



GRUR Int. 1967 Heft 12 

haben die gleichen Wirkungen wie Patentanmeldungen. 
(2) In einem Land, in dem die Anmelder das genannte 
Wahlrecht haben, wird das in diesem Artikel vorge­
sehene Prioritätsrecht auch in dem Fall anerkannt, in dem 
der Anmelder eine Erfinderbescheinigung beantragt, un­
abhängig davon, ob die erste Hinterlegung (Artikel 4 A 
(2}) eine Patentanmeldung, eine Gebrauchsmusteranmel­
dung oder eine Anmeldung für eine Erfinderbescheini­
gung war." s) 

Weitere Ergänzungen der Obereinkunft wurden vom 
Intemationalen Büro und von der schwedischen Regie­
rung nicht vorgeschlagen. Es wurde darauf hingewiesen, 
da8 nach dem Ergebnis der bisherigen Erörterungen hier­
über eine Einigung auf der Stockholmer Konferenz vor­
aussichtlich nicht erzielt werden könne. Auch praktische 
Erwägungen, insbesondere die mangelnde Erfahrung rnit 
Erfinderscheinen in den Ländern, die dieses Rechtsinstitut 
nicht kennen, sprädten dafür, die etwaigen weiteren Än­
derungen der Obereinkunft bis zur Wiener Konferenz • 
über die allgemeine Revision der Obereinkunft zurück­
zustellen. 

111. Die Beratungen auf der Konferenz 
1. Die Behandlung des Problems der Erfindersdteine 

wurde auf der Stockholmer Konferenz einer besonderen 
Komrnission (Komrnission III) übertragen, die von dem 
rurnänischen Delegierten Mr. Lucian Marinete geleitet 
warde. Zum stellvertretenden Vorsitzenden wurde der 
niederländisdte Delegierte van Benthem und zum Bericht­
erstatter der australisdte Delegierte A. C. King bestimmt. 
Sekretär der Kommission war M. Magnin, stellvertre­
tender Sekretär M. Morozov1 beide vom lnternationalen 
Büro. Die überwiegende Mehrheit der an der Arbeit der 
Kommission teilnehmenden Delegationen sowie die Beob­
adtter der UNO und der AIPPI erklärten zu Beginn der 
Arbeitssitzung ausdrfü:klich ihr grundsätzliches Einver­
ständnis zu der vorgesdtlagenen Ergänzung der Pariser 
Verbandsübereinkunft durdt Art. 4 I. Keine Delegation 
spradt sidt gegen das Grundprinzip des Vorschlags aus. 

2. Dagegen wurden von verschiedenen Delegationen 
redak tione 1 Ie Ä nderung svorschlä ge unter­
breitet. 

Ein f ra n z ö sis c her Forrnulierungsvorschlag ging 
dahin, in Art. 4 I klarzustellen, da8 Anträge auf Erteilung 
eines Erfindersdteins in den Ländern, die dieses Redtts­
institut kennen, für Zwecke der lnanspruchnahme der 
Priorität unter den gleidten Bedingungen zugelassen wer­
den wie Patentanmeldungen. Die französische Delega­
tion war der Ansidtt, da8 eine Bestimmung dieser Art in 
dem von der sdtwedisdten Regierung vorgelegten Vor-

.. schlag nidtt enthalten sei. Die Bestimmung, Anträge auf 
Erteilung von Erfinderscheinen in gleicher Weise wie 
Patentanmeldungen zu behandeln, beziehe sich nur auf 
Vorsdtriften über die lnansprudtnahme der Priorität, wie 
beispielsweise die Vorschriften über die Abgabe der Prio­
ritätserklärung und die Vorlage eines Prioritätsbelegs. 
Die weitere Bestimmung, dals die Erfindersdteinanmel­
dungen in bezug auf das Prioritätsrecht die gleichen 
rechtlichen VVirkungen haben sollen, verbürge lediglich 
den Vorrang dieser Anmeldungen vor prioritätsjüngeren 
Anmeldungen oder Benutzungshandlungen. Nach An­
sicht der französischen Delegation soli te daher Abs. 1 wie 
folgt gefalst werden: 

,,(1) Anmeldungen für Erfinderbescheinigungen, die in 
einem Land hinterlegt worden sind, in dem die Anmel-

5) Cbenetzung vom Verfasser. 

461 

der das Recht haben, nach ihrer Wahl entweder ein 
Patent oder eine Erfinderbescheinigung zu beantragen, 
werden im Hinblick auf das in diesem Artikel vorge­
sehene Prioritätsrecht u n t e r d en g l ei c h e n B e -
d i n g u n g e n z u g e I a s s e n , in gleicher Weise 
behandelt und haben die gleichen Wirkungen wie Pa­
tentanmeldungen." 

Z wede eines i talie nis c h en Form u li e run g s -
vors c hl a g s war es, im wesentlidten durch eine Urn­
stellung der Wörter klarer zum Ausdruck zu bringen, da8 
die Glekhstellung von Erfinderschein- und Patentanmel­
dungen sich auf die Inansprudtnahme der Priorität be­
sdtränken soll. 

Die niederländische Delegation wies darauf 
hin, dafs die AI P PI auf ihrem Kongre8 in Tokio vom 
11. bis 16. April 1966 eine verbesserte Fassung des 
Art. 4 I angenommen habe 6> und bradtte diese Fassung 
als niederländischen Vorsdtlag ein. Der V o r s c hl a g 
der AIPPI lautete wie folgt: 

uAnmeldungen von Erfinderbescheinigungen, die in 
einem Land hinterlegt werden, in dem die Hinterleger. 
das Recht haben, nach ihrer Wahl unter denselben 
Grundbedingungen entweder ein Patent oder eine Erfin­
derbescheinigung zu beantragen, begründen das in die­
sem Artikel vorgesehene Prioritätsrecht unter denselben 
Bedingungen und denselben Wirkungen wie eine Patent­
anmeldung. 
Umgekehrt kann in den Ländern, in denen die Hinter­
leger die Wahl zwischen einem Patent und einer Erfin­
derbescheinigung haben, bei Anmeldung einer Erfinder­
bescheinigung die Priorität aus einer Patentanmeldung, 
Gebrauchsmusteranmeldung oder einer Erfinderbeschei­
nigung nach den Vorschriften dieses Artikels bean­
sprucht werden." 7) 

Auch dieser Vorschlag, der von dem Beobachter der 
AIPPI näher begründet wurde, hatte lediglich eine redak­
tionelle Verbesserung zum Ziele. 

Die britisdte Delegation steilte den Antrag, während 
der Stockholmer Konferenz auch den Art. l Abs. 2 der 
Pariser Verbandsübereinkunft durch Erwähnung der Er­
finderscheine als besondere Schutzform des gewerblichen 
Eigentums zu ergänzen. Sie zog diesen Antrag zurück, 
nachdem sich andere Delegationen, insbesondere auch die 
hauptsächlich an dem Problem der Erfindersdteine inter­
essierte Delegation der Sowjetunion, für eine Vertagung 
der Erörterung dieses Vorschlags bis zur Wiener Revi­
sionskonferenz ausgesprochen hatten. 

3. Da alle vorliegenden und aufrechterhaltenen Vor­
sdtläge sich nur in redaktioneller Hinsicht unterschieden, 
wurde ein Re dak tion saus sch u8 eingesetzt, dem 
Vertreter folgender Staaten angehörten: 

Deutsdtland, Frankreich, Gro8britannien, Italien,, 
Niederlande, Schweden, Schweiz, Spanien, Sowjet­
union, Tschechoslowakei, USA. 

Der Redaktionsausschu8 schlug folgende Fassung vor: 
,,(1) Anmeldungen für Erfinderscheine, die in einem 
Land eingereicht werden, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, begründen das in dîesem 
Artikel vorgesehene Prioritätsrecht unter den gleichen 
Voraussetzungen und mit den gleichen Wirkungen wie 
Patentanrneldungen. 
(2) In einern Land, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, genieBt der Anmelder eines 
Erfinderscheins das auf eine Patent-, Gebrauchsmuster­
oder Erfinderscheinanmeldung gegründete Prioritäts-

6) Vgl. den Bericht über den Kongre8 In Tokio in GRUR Int. 1966, 
HJ ff., insbesondere den BeschluB zur Frage 42 B S. 536. 

7) Siehe FuBnote 6. 
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recht nach den für Patentanmeldungen geltenden Be­
stimmungen dieses Artikels." 8) 

Diese fassung wurde von der Kommission nach kurzer 
. Diskussion einstimmig angenornrnen und der General­
kommission vorgeschlagen. In der Schlulsabstimmung 
wurde der neue Art. 4 I ebenfalls einstimmig ohne Ent­
haltungen angenommen. 

IV. Bedeutu~g der neuen Vorschri& 

Durch die Vorschrift wird dem Anliegen der Ostblock­
staaten entsprochen, Anträge auf Erteilung eines Erfin­
derscheins als Prioritätsgrundlage den Patentanmeldun­
gen und Gebrauchsmusteranmeldungen in vollem Um­
fang gleichzustellen. Voraussetzung ist allerdings, daB in 

8) Die deutsme Obersetzung, insbesondere die Verwendung des Begriffs 
Erfinderschein beruht auf einer Vereinbarung der deutschen Delega­
tion mit der österreichischen und der 1chweizerisc:hen Delegation. 
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dem Land, in dem der Antrag auf Erteilung eines Erfin­
derscheins eingereicht worden ist, Anmelder zwischen der 
Erteilung eines Erfinderscheins oder eines Patents wäh­
len können, dieses Land somit auch eine Schutzform zur 
Verfügung stellt, die im allgemeinen für den auslän­
dischen Anmelder allein von Interesse ist. Durch • Abs. 2 
des Art. 4 1 wird sichergestellt, daB in einem Land, in 
dem neben Patenten auch Erfinderscheine erteilt werden, 
der Anmelder im Erfinderscheinverfahren die Priorität 
einer ersten Patent-, Gebrauchsmuster- oder Erfinder­
scheinanmeldung in einem anderen Verbandsland in An­
spruch nehmen kann. 

Die Bedeutung der neuen Vertragsbestimmung besteht 
darin, daB sie die Zusammenarbeit zwischen den Ländern, 
nach deren Recht Erfinderscheine erteilt werden, und den 
übrigen Verbandsländem erleichtert und fördert. 

3. TEIL VERWALTUNGS- UND STRUKTURFRAGEN 

Die neue Verwaltungsstruktur der rariser und Berner Union 
und die neue Weltorganisation für geistiges Eigentum 

Von Ministerialrat Albrecht K r ie ge r •> und Landgerichtsrat Dr. Dirk Rogge .. ) 

A. Vorgeschidlte und Konferenzverlauf im allgemeinen 

(V crfasscr: Krieger) 

Neben der Revision der materiellrechtlichen Vorschrif­
ten der Berner Obereinkunft zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunst, die ursprünglich der einzige 
Gegenstand der Stockholmer Konferenz sein sollte, stan­
den im Vordergrund der Konferenz die Bemühungen urn 
eine Reform der Verwaltungsstruktur der Pariser und der 
BemeC'. Union und urn die Errichtung einer neuen Welt­
organisation für geistiges Eigentum (World Intellectual 
Property Organization - WIPO; Organisation Mondiale 
pour la Propriété lntellectuelle - OMPI). 

Die Pariser Verbandsübereinkunft und die Berner Ober­
einkunft sahen zunächst nur die Errichtung je eines "Inter­
nationalen Büros" vor, die "der Hohen Autorität der 
Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft unter­
stellt" waren (Art. 13 PVO, Art. 21 RBO). Allein der 
schweizerischen Regierung oblag also von Anfang an 
Organisation und Oberwachung der schon bald nach ihrer 
Errichtung zu den "Vereinigten Intemationalen Büros für 
den Schutz des gewerblichen, literarischen und künstle­
rischen Eigentums" zusammengeschlossenen Sekretariate 
der beiden Unionen. Erst 1958 erfuhr diese ausschlie8-
lidle Entscheidungsbefugnis der schweizerischen Regie­
rung durch die auf der Lissaboner Konferenz zur Revi­
sion der Pariser Verbandsübereinkunft beschlossene Bil­
dung einer Vertreterkonferenz und einer Bevollmächtig­
tenkonferenz (Art.14 PVO) eine genauere, für die Praxis 
aber kaum nennenswerte rechtliche Einschränkung. Im 
übrigen wurden nach dem zweiten Weltkrieg von den 
Mitgliedstaaten i.m Zuge ihrer Bestrebungen, gröl3eren 
Einfluls auf die Verwaltung der Unionen zu gewinnen, 
ohne eine ausdrückliche Ermächtigung in den Unionsver­
trägen verschiedene neue Gremien mit ausschlielslich be­
ra tender funktion gebildet, die den Mitgliedstaaten als 
Forum für die Erörterung aller die Unionen betreffenden 

•) Verfasser der Abschnitte A, B, D und E 
••) Verfasser des Absdmiltes C 

Fragen dienten: der Ständige Ausschuls (Permanent Com­
mittee) der Berner Union, das Ständige Büro (Permanent 
Bureau) der Pariser Union und der Interunions-Koordi­
nierungsausschu8 (Interunion Coordination Committee), 
in dem der Ständige AusschuB und das Ständige Büro zu 
gemeinsamen Sitzungen zusammentraten. In diesem ge­
meinsamen Gremium wurde 1962 der erste AnstoB für 
eine grundlegende Reform der Verwaltungsstruktur der 
Pariser und Berner Union gegeben. 

Dabei hatte man zunächst nur an eine Reorganisation 
und Modernisierung der Verwaltungsstruktur der beiden 
Obereinkünfte und ihrer n Vereinigten Internationalen 
Büros für den Schutz des geistigen Eigentums" (BIRPI) 
gedacht. Erste Schritte in dieser Richtung waren bereits 
auf der Lissaboner Konferenz zur Revision der Pariser 
Verbandsübereinkunft im Oktober 1958 beschlossen wor­
den 1), Weitergehende Ansätze wurden aus den Verhand­
lungen der Lissaboner Konferenz erkennbar 2>. Auf Grond 
der tatkräftigen Initiative der Leitung von BIRPI ent­
stand dann 1963 der Plan, im Interesse einer organisa­
torischen Zusammenfassung und Straffung der Pariser 
und Berner Union als deren Dachorganisation eine neue 
Weltorganisation für geistiges Eigentum zu errichten. 
Damit wurde die Reorganisation der Verwaltungsstruk­
tur der beiden Obereinkünfte geradezu zur Vorausset­
zung der weiterreichenden Absichten. 

Die Reorganisation der Verwaltungsstruktur der Pari­
ser und Berner Union und die Pläne für die Errichtung 
der neuen Weltorganisation sind in den Jahren 1964 bis 
1966 Gegenstand eingehender Vorverhandlungen ge­
wesen, zunächst 1964 in einer kleinen Arbeitsgruppe aus 
Vertretern von zehn Staaten (darunter auch die Bundes­
republik Deutschland), 1965 und 1966 je eirunal auf gro­
fsen sog. Expertenkonferenzen, zu denen alle Mitglied­
staaten der Pariser und Berner Union eingeladen waren. 

1) Vgl. die neuen Bestimmungen de• Art. 14 Abs. 5 sowie die Entschlie­
Bung II der Konferenz über die Einsetzung elnn beratenden Aus­
schusses GRUR Int. 1959, 140. 

2) Vgl. z. B. Kuh11,mar1r1 lm Bericht von Mitgliedern d~r deulschen 
Delegatlon, GRUR 1959, uo. 
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Ober den Verlauf dieser Vorverhandlungen ist bereits 
eingehend berichtet worden3l. Sie endeten nach zum Teil 
heftigen Auseinandersetzungen mit einer Kompromils­
lösung, die den in mancher Hinsidtt auseinanderstreben­
den Interessen der versdtiedenen Staatengruppen und 
insbesondere der sehr zögernden Haltung der franzö­
sisdten und italienischen Regierung Redtnung zu tragen 
versuchte. Diese Kompromi.Blösung wurde in den von 
BIRPI und der sdtwedisdten Regierung auf Grund der 
Vorverhandlungen ausgearbeiteten vorbereitenden Do­
kumenten für die Stockholmer Konferenz im Interesse 
einer möglichst weitgehenden Berücksidttigung der vor 
allem von französischer und italienischer Seite vorgetra­
genen Bedenken in versdtiedenen Punkten noch weiter 
abgesdtwädtt, urn auf jeden Fall den Erfolg der Stock­
holmer Konferenz nicht zu gefährden. 

Diese kompromi8bereite Haltung nicht nur der leitung 
von BIRPI, sondem der Gesamtheit der Mitgliedstaaten 
und die von BIRPI hervorragend organisierten Vorberei­
tungsarbeiten für die Konferenz haben den Erfolg dieses 
Teils der Konferenz nidtt nur entscheidend gefördert, 
sondern überhaupt erst ermöglicht. Die Verhandlungen 
der Stockholmer Konferenz sind infolgedessen insoweit 
wesentlich glatter und audt harmonisdter verlaufen, als 
dies nadt den zum Teil harten Auseinandersetzungen 
während der Vorverhand!ungen 4 l nodt zu erwarten war. 
Die von der Konferenz vorgelegten Kompromi.lslösungen 
wurden zwar wohl nur von wenigen Delegationen als 
ganz befriedigend empfunden. Audt die deutsdte Dele­
gation hat in ihrer zu Beginn der Konferenz abgegebenen 
Grundsatzerklärung die Vorschläge für die neue Verwal­
tungsstruktur der Pariser und Berner Union und für die 
neue Weltorganisation in ihrer der Konferenz vorgeleg­
ten Fassung als Minimallösung bezeidtnet. Ähnlidte Er­
klärungen haben auch andere Delegationen abgegeben. 
Aber allen Beteiligten war klar, da8 keine Aussicht be­
stand, für andere oder weitergehende lösungen die not­
wendige allgemeine Zustimmung zu finden 5l. Anderer­
seits war auch keine Delegation bereit, durch Beharren 
auf ihren Vorstellungen die Verantwortung für ein Sdtei­
tern der so l,mge und so sorgfältig vorbereiteten Konfe­
renz zu übemehmen. Nur verhältnismälsig wenige Fra­
gen mufsten nadt kontroverser Debatte durdt Abstim­
mung entschieden werden. Sie waren im Verhältnis zu 
den grolsen Aufgaben, die sidt die Konferenz gestellt 
hatte, von untergeordneter Bedeutung. In keinem Fall 
madtten die in einer Abstimmung unterlegenen Delega­
tionen bei der Sdtlu8abstimmung von ihrem Vetoredtt 
Gebraudt. 

Sowohl die Hauptkommission IV, die sidt mit der 
Revision der Organisationsnormen und Sdtlu.8bestim­
mungen der Pariser Verbandsübereinkunft und der Ber­
ner Übereinkunft zu befassen hatte, als auch die Haupt­
kommission V, deren Aufgabe die Ausarbeitung einer . 
neuen Konvention über die Errichtung einer Weltorgani­
sation für geistiges Eigentum war, haben dcshalb über­
raschend schnell grundsätzliches Einvemehmen erzielen 

1) Vgl. hlerzu im einzelnen Krieger in GRUR Int. 1965, ;19, ff. 
4) Vgl. dazu im einzelnen Krieger, a.a.O. 
3) N.ich Art. 37 der von der Konfert-nz zu ihr~m Beginn angenommenen 

Vcrfahriensordnung war cine Änderung oder Ergélnzung der Pariser 
Verbandsubereinkunft und der Berner übereinkunft nur auf Grund 
eines einstimmigen Besd,lusses der an der Ahstimmung teilnehmen­
den Mitgliedstaaten tnöglich, während die Annahme der neuen WlPO­
Konvention eine Zwei:drittelmehrheit der abstimmenden Staaten, 
unter denen mindestens vier fLlnftel der Mitgliedstaaten sowohl der 
Pariser v"rbandsübereinkunft ab auch der Berner UnJon •ein muB­
ten" erforderte. 
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können. Nur über verhältnismäfög wenige Fragen ist es 
nodt zu wirklichen Auseinandersetzungen gekommen. 
Deshalb weidten die absdtlielsenden Besdtlüsse dieser 
beiden Hauptkommissionen und damit audt die dies­
bezüglidten Ergebnisse der Stockholmer Konferenz in 
den meisten grundsätzlichen Fragen kaum van den Vor­
schlägen ab, die die Leitung von BIRPI auf Ersudten und 
im Zusammenwirken mit der sdtwedischen Regierung 
der Konferenz in den zahlreichen und umfangreidten vor­
bereitenden Dokumenten unterbreitet hatte. Gleidtwohl 
sind diese Vorschläge in zahlreichen Einzelpunkten von 
der Konferenz geändert worden, und über manche Fra­
gen hat es audt nodt heftige Meinungsversdtiedenheiten 
gegeben. Den Erfolg der Konferenz aber konnten sie 
angesichts der fast immer ruhigen und sachlidten Konfe­
renzatmosphäre, die nicht zuletzt auch auf die hervor­
ragende Organisation der gesamten Konferenz durch die 
schwedisdte Regierung und die Leitung van BIRPI zu­
rückzuführen war, kaum gefährden. 

B. ~ie neue Gesamtkonzeption 
(Verfasser: Krieger) 

Die Pariser und die Berner Union haben durdt die 
Besdtlüsse der Stockholmer Konferenz eine völlig neue 
Organisationsstruktur erhalten. Während sie seit ihrer 
Gründung in den Jahren 1883 und 1886 nur Staatenver­
bände darstellten, die in den "Vereinigten Internationa­
len Büros für den Schutz des geistigen Eigentums" ledig­
lich über ein internationales Sekretariat verfügten, ist 
durch die Konvention über die Errichtung einer Welt­
organisation für geistiges Eigentum erstmals eine inter­
nationale Organisation mit eigener Völkerrechtssubjek­
tivität geschaffen worden. Im einzelnen ist fo]gendes vor­
gesehen: 
1. Oberster Grundsatz der Neuorganisation ist die Unab­

hängigkeit und Souveränität der alten Uni one n. 
Oberstes Organ dieser Unionen wird die Versa mm­
l u n g der Mitgliedstaaten, auf die alle bisher der 
sdtweizerisdten Regierung zustehenden Verwaltungs­
und Oberwadtungsbefugnisse übergehen und die zwi­
schen den Revisionskonferenzen das allein entschei­
dende Organ für jede der Unionen wird. 

2. Neben diesen Unionen wird die neue We 1 tor g ani -
s at ion (WIPO) errichtet, der die Koordinierung der 
Tätîgkeit der verschiedenen Unionen obliegt und die 
sidt allgemein der Förderung des Sdtutzes des geisti­
gen Eigentums widmen soll. 

3. Die Büros der Unionen und der neuen Weltorganisa­
tion werden zu einem gemeinsamen Intern at ion a -
1 en B ü r o unter Leitung eines Generaldirektors ver­
einigt, der die Organisation und die Unionen in allen 
internationalen Angelegenheiten vertreten soli. 

4. Oberstes Organ der Gesamtorganisation wird die Ge -
n era I vers a mm 1 u n g der neuen Weltorganisa tion 
sein, in der alle Mitgliedstaaten der Pariser und der 
Berner Union vertreten sind. Diesem "Pariarnent" 
werden praktisdt alle entscheidenden Befugnisse und 
Aufgaben übertragen, soweit sie mehr als nur eine 
einzelne Union betreffen. 

5. Neben der Generalversammlung wird die neue Welt­
organisation über eine sog. K on f e ren z verfügen, in 
der audt die Staaten, die nicht einer Union angehören 
und deshalb auch in der Generalversammlung nidtt 
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vertreten sind, volle Rechte haben. Diese Konferenz 
soll aber nur ein Forum für die Erörterung allgemeiner 
Fragen der Förderung des Schutzes des geistigen Eigen­
tums und für die Gewährung juristisch-technischer 
Hilfe an die Entwicklungsländer sein. 

Die neue Weltorganisation ist im Prinzip nach dem 
Muster einer Sonderorganisation der Vereinten Natio­
nen aufgebaut und wird künftig mit derselben recht­
lichen Qualifikation wie andere internationale zwischen­
staatliche Organisationen auftreten können. Das Eigen­
tümliche an der neuen Organisation besteht nur darin, 
daS ihre wichtigsten Organe ganz aus den alten Unionen 
heraus gebildet werden sollen, die ihrerseits nicht den 
Rechtsstatus internationaler zwischenstaatlicher Organî­
sationen haben. So wird sich die Generalversammlung, 
das "Parlament" und damit wichtigste Organ der neuen 
Organisation, allein aus den Mitgliedstaaten der Pariser 
und der Berner Union zusammensetzen; dem Koordinie­
rungsausschug der neuen Organisation sollen nur Mit­
glieder der neu zu bildenden Verwaltungsausschüsse der 
Pariser und Berner Union angehören; der Direktor der 
bisherigen Vereinigten Internationalen Büros der beiden 
Unionen wird Genera!direktor der neuen Organisation, 
über seine Ernennung entscheidet ausschlieBiich die Gene­
ralversammlung, der eben wiederum nur die Mitglied­
staaten der alten Unionen angehören; Drittstaaten, die 
weder Mitglied der Pariser Union noch der Berner Union 
sind, können der neuen Organisation zwar beitreten, 
haben darin aber nur beschränkte Rechte und sind im 
wesentlichen nur in der sog. ,,Konferenz" vertreten, die­
sem neben der Generalversammlung der neuen Organi­
sation stehenden Organ, dem weitgehend nur beratende 
und empfehlende Funktionen zukommen. 

Diese eigentümliche Konstruktion und Struktur der 
neuen Organisation ist das Ergebnis eines Kompromisses, 
der erst nach langwierigen Verhandlungen auf den die 
Stockholmer Konferenz vorbereitenden Konferenzen zu­
stande kam 6> und der vor allem zum Ausdruck bringen 
und unterstreichen soll, daB die 5ouveränität und Unab­
hängigkeit der alten Unionen im Verhältnis zu der neuen 
Organisation soweit wie irgend möglich unangetastet 
bleibt. Deshalb wird man auch nur bedingt und mit Vor- • 
behalt davon sprechen können, daB die neue Organisa­
tion eine Dachorganisation der Pariser und Berner Union 
sei. Rechtlich und auch nach dem in dieser KompromiB­
lösung zum Ausdruck gebrachten Willen der auf der 
Stockholmer Konferenz vertretenen Staaten stellt die 
neue Organisation eher ein Organ, ein völkerrechtliches 
Instrument der alten Unionen dar, an dem dritte Staaten 
in gewissem Umfang zwar beteiligt werden, aber unter 
der alleinigen Entscheidungsgewalt der alten Unionen. 
Es ist also nicht so, daB die alten Unionen in der neuen 
Organisation aufgehen, sondern e~ ist umgekehrt so, da.B 
die alten Unionen sich der neuen Organisa tion bedienen 
und sie in allen ihren Funktionen und LebensäuBerungen 
entscheidend bestimmen. Ausgangspunkt und bestim­
mendes Merkmal der gesamten Neuorganisation ist der 
Grundsatz der Wahrung der absoluten Unabhängigkeit 
und Souveränität der alten Unionen. 

Man mag dieses eigentümliche, komplizierte, unüber­
sichtliche und in mancher Hinsicht sicher auch schwer 
handhabbare Ergebnis eines politischen Kompromisses 
bedauern. Die deutsche Delegation hat, ebenso wie schon 

S) Vgl. dazu im einzelnen Krieger, a.a.O. 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

in den Vorverhandlungen, auch auf der Stockholmer 
Konferenz selbst nie einen Zweifel darüber gelassen, dals 
sie eine straffere, übersichtlichere, rationellere Struktur 
der neuen Organisation vorgezogen hätte, und sie hat 
dies in wiederholten Erklärungen deutlich zum Ausdruck 

· gebracht. Angesichts der gegebenen, zum Teil auch poli­
tisch bestimmten Interessengegensätze war aber mehr 
nicht zu erreichen. Und man wird abwarten müssen, ob 
die neue Organisation nicht doch im Laufe der Zeit ihr 
eigenes Gewicht erhält und allein durch die tatsächliche 
Entwicklung eine zunehmende Eigenständigkeit im Ver­
hältnis zu den alten Unionen herausbildet. Man muis sich 
nur darüber im klaren sein, dals dies eindeutig nicht ge­
wollt ist und die neue Organisation rechtlich kaum über 
den Rang eines Hilfsorgans der alten Unionen hinaus­
reicht. 

Diese Konstruktion machte es nun aber erforderlich, 
vor der Errichtung der neuen Organisation zunächst ein­
mal die Verwaltungsstruktur der Pariser und der Berner 
Union zu modernisieren und die Organisationsnormen 
dieser beiden Obereinkünfte (und natürlich der Neben­
abkommen zur Pariser Verbandsübereinkunft) der beab­
sichtigten Reorganisation anzupassen. Gerade weil die 
neue Organisation ausschlielslich aus den alten Unionen 
heraus gebildet und von den Organen dieser Unionen 
entscheidend bestimmt werden sollte, galt es zuvor, durch 
Änderung der Organisationsnormen der Pariser Ver­
bandsübereinkunft und der Berner Übereinkunft und 
durch die Bildung der notwendigen Organe beider Unio­
nen, nämlich je einer Versammlung der Mitgiiedstaaten 
und eines Verwaltungsausschusses, die Voraussetzungen 
für die Errichtung der neuen Organisation aus den alten 
Unionen heraus zu schaffen. Deshalb war es auch nur 
konsequent, daB die Verhandlungen über die Struktur­
wandlung der Pariser und der Berner Union auf der 
Stockholmer Konferenz· in der Hauptkommission IV mit 
dieser Aufgabe begannen und die Hauptkommission V, 
der die Ausarbeitung der Konvention über die Errichtung 
der neuen Organisation oblag, jeweils auf den Ergebnis­
sen der Verhandlungen in der Hauptkommission IV auf­
baute. Deshalb sollen im folgenden die Verhandlungen 
beider Kommissionen nacheinander dargestellt werden. 
Ihre Ergebnisse sind naturgemäB jeweils in ihrer wechsel­
seitigen Abhängigkeit zu sehen. 

In dem folgenden Bericht können nicht alle Einzelhei­
ten der Diskus.sion in den Hauptkornmissionen IV und V 
und alle Anderungen der der Konferenz vorgelegten Vor­
schläge - zum Teil sind diese rein redaktioneller Natur -
erörtert werden. Der Bericht muis sich vielmehr auf die 
Hervorhebung sokher Einzelheiten beschränken, die von 
einem gewissen Gewicht sind oder denen jedenfalls die 
Konferenz eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet hat. 

C. Die neuen Organisationsnormen und 
SchluBbestimmungen der Pariser Verbandsübereinkunft 

und der Berner Obereinkunft 

(Verfasser: Rogge) 

Die Hauptkommission IV stand unter der ausgezeich­
neten und stets konzilianten Leitung des Präsidenten des 
französischen Patentamts, Savignon. Berichterstatter war 
Rechtsanwalt de Sanctis von der italienischen Delega­
tion 7>, Leiter des wichtigen Redaktionsausschusses Bot-

7) Sein Berimt ist veröffentlicht in Prop. ind. 19t.7, ~J,; lnd. Prop. 1967, 
219. 
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schaftsrat Labry vom französischen Aulsenministerium. 
Die Arbeit der Komrnission ging, sehr gefördert durch 
die ausgezeichnete Arbeit ihres von BIRPI gesteIIten 
Sekretariats, rasch und reibungslos vor sich und war im 
wesentlichen frei von politischen Spannungen, die sich, 
soweit sie überhaupt auftraten und deutsche Interessen 
berührten, vornehmlich auf die Hauptkommission V kon­
zentrierten. 

Die Hauptkornmission IV hatte folgende Aufgaben: 
1. Revision der Organisationsnormen der Pariser Ver­

bandsübereinkunft (PVO), der Revidierten Berner 
übereinkunft (RBÜ) und der Nebenabkommen zur 
Pariser Verbandsübereinkunft; 

II. Ausarbeitung der neuen Übergangs- und Schlu8vor­
schriften dieser Obereinkünfte; 

UI. Behandlung eines Resolutionsentwurfs über das vor­
läufige Inkrafttreten der Bestimmungen zu I und 11; 

IV. Beschlu8fassung über die Neufestsetzung der Aus­
gabenhöchstbeträge der Pariser und der Berner Union 
für die Jahre 1968 bis 1970. 

Im einzelnen ist zu den Themen der Hauptkommis­
sion IV folgendes zu bemerken: 

I. Organisationsnormen der Pariser Verbands- • 
übereinkunft und der Berner Obereinkunft 

Die von BIRPI in Zusammenarbeit mit der schwedi­
schen Regierung auf Grund der Ergebnisse der vorberei­
tenden Konferenzen ausgearbeiteten Vorschläge sahen 
die Selbstverwaltung der Unionen durch folgende Organe 
vor: 

Die Versammlung der Mitgliedstaaten als oberstes 
Organ; 
ein~n aus der Versammlung zu wählenden Verwal­
tungsausschu!s, bestehend aus einem Viertel der Mit­
gliedstaaten; 
ein Büro für den praktischen Vollzug der anfallenden 
Verwaltungsaufgaben. 

Die Hauptkommission IV ist dieser Konzeption in 
allen wesentlichen Punkten gefolgt. Sie billigte ferner im 
wesentlichen auch die weiteren Vorschläge, insbesondere 
über die Finanzverfassung der Unionen und die Ände­
rung und Revision der Unionsverträge. 

l, Die Versammlung (Art.13 PVO; Art. 22 R.BO) 

Die Versammlung (Assembly) wird das oberste Organ 
jeder Union sein, ihr kommt die Entscheidung aller die 
jeweilige Union betreffenden Fragen zu, insbesondere die 
Annahme des auf drei Jahre zu bemessenden Programms, 
des Haushalts, die Wahl des Verwaltungsausschusses 
(Executive Committee), die Aufsicht über das Büro und 
die Änderung der Organisationsnormen der Unionsver­
träge. Die Pariser Union (Lissaboner Fassung) hatte in 
der Vertreterkonferenz (Conference of Representatives, 
Art. 14 Abs. 5 Buchst. a PVÜ) und in der Konferenz von 
Bevollmächtigten (Conference of Plenipotentiaries, Art. 14 
Abs. 5 Buchst. b PVÜ) bereits Vorstufen für ein derart 
souveränes Organ geschaffen. Die Vertreterkonferenz 
hatte aber nur beratende Funktionen gegenüber der auf­
sichtführenden schweizerischen Regierung. Die Konfe­
renz von Bevollmächtigten konnte zwar bindende Ent­
scheidungen treffen; ihre einzige Funktion bestand aber 
darin, über Änderungen des jährlichen Ausgabenhöchst­
betrages des lnternationalen Büros zu beschlieJ3en. Die 
Berner Union verfügte bisher nicht über entsprechende 
Organe. 

6 
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Bei der Beratung der die Versammlung betreffenden 
Art.13 PVO und 22 RBÜ wurden vor allem folgende Fra­
gen erörtert: 

a) Im Katalog der Zuständigkeiten der Versammlung 
wurde ihre Befugnis, die Tätigkeit des Generaldirektors: 
der Weltorganisation zu kontrollieren und ihm Weisun­
gen auch für die Behandlung von Einzelfällen zu erteilen, 
auf Vorschlag der deutschen Delegation stärker in den 
Vordergrund gerückt und präziser gefa8t (Abs. 2, a {iii)). 
Dies ist insbesondere deshalb bedeutsam, weil der Gene­
raldirektor in der neuen Organisation iiber eine starke 
Stellung verfügen wird. 

b) Ferner wurde eine Bestimmung aufgenommenr 
wonach die Versammlung die Befugnis hat, der Orga­
nisation eine besondere F in an zo r d nu n g zu geben 
(Abs. 2 a (VII)). Das war notwendig, weil in den die 
Finanzverfassung betreffenden Art. 16 PVO und 25 RBÜ 
nicht alle Einzelheiten der Finanzverfassung der Unionen 
geregelt werden konnten. 

c) In den der Konferenz von BIRPI im Auftrage der 
schwedischen Regierung vorgelegten Konferenzunter­
lagen (im folgenden Entwurf genannt) war für Entschei­
dungen der Versammlung ein Quorum von einem 
Drittel der Mitgliedstaaten vorgesehen (Abs. 3 Buchst. 1:\. 
jetzt Abs.4 Buchst. b). Verschiedene osteuropäische Staa­
ten, insbesondere die UdSSR, wünschten das Quorum 
auf die Hälfte der Mitgliedstaaten zu erhöhen. Die Befür­
worter eines niedrigen Quorums, insbesondere auch die 
Leitung von BIRPI, traten dem mit der Befürchtung ent­
gegen, da8 ein Quorum von der Hälfte der Mitgliedstaa­
ten häufig nicht erreicht werden würde, weil insbesondere 
zu Routinesitzungen zahlreiche Mitgliedstaaten nicht er­
scheinen würden. Man einigte sich dann zunächst auf 
einen von Polen und Österreich unterbreiteten Kompro­
mi.t3vorschlag. Nach diesem Vorschlag sollte die Versamm­
lung vorläufige Entscheidungen treffen können, sofern 
wenigstens ein Drittel der Mitgliedstaaten vertreten ist. 
Durch eine schriftliche Befragung der übrigen Mitglied­
staaten sollte das Quorum ergänzt werden. Im Verlauf 
der weiteren Beratungen zeigte sich dann, d'a8 BIRPI 
diese Bestimmung so auslegen wollte, dafs die vorläufi­
gen Entscheidungen einstweilen exekutierbar seien und 
da8 für ihre endgültige Wirksamkeit gerade nur soviele 
schriftliche Stellungnahmen zu berücksichtigen sein soll­
ten, als notwendig sind, urn das Quorum der Hälfte der 
Mitgliedstaaten zu erreichen. In beiden Punkten war die 
Konferenz einheHig anderer Auffassung. In einem neuen 
Abs. 4 Buchst. c wurde deshalb klargestellt, da8 die auf 
der Basis eines Quorums von nur einem Drittel der Mit­
gliedstaaten getroffenen Entscheidungen schwebend un­
wirksam sind und nur dann Rech tskraft erlangen, wenn 
bei Berücksichtigung al Ier schriftlichen Stellungnahmen 
nicht nur das volle Quorum (1/:?) erreicht, sondern auch 
die vorläufige Entscheidung durch die notwendige Mehr­
heit bestätigt wird. 

d) Der Entwurf sah für die R out i neen t schei -
dun gen der Versammlung eine einfache Mehrheit vor. 
Verschiedene Delegationen, insbesondere die der osteuro­
päischen Staaten, waren der Meinung, dais für den Regel­
fall eine Zwei d rit te lm e hr heit vorgesehen werden 
sollte. Dieser Standpunkt fand nach längeren Diskussio­
nen die Zustirnmung der Mehrheit der Delegationen. 
Art. 13 Abs. 4 Buchst. d PVÜ (Art. 22 Abs. 3 Buchst. d 
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. RBO) sieht deshalb für den Regelfall eine Zweidrittel­
mehrheit vor. 

Mit dieser Entscheidung ergab sich das Problem, was 
geschehen soli, wenn sich die Versammlung nicht mit die­
ser Mehrheit auf einen Haushalt einigen kann. Urn die­
sem Fall gerecht zu werden, wurde in den die Finanzfra­
gen regelnden Art. 16 PVO (Art. 25 RBÜ) eine Bestim­
mung (Abs. 4 Buchst. f) aufgenommen, wonach die An­
sätze des laufenden Haushalts weitergelten sollen, wenn 
die neuen Haushaltsvorschläge nicht die notwendige 
Mehrheit finden (siehe im einzelnen unten unter I 4 
Buchst. d). 

e) Au s na h men von der kegel der Zweidrittelmehr­
heit sind lediglich für die Entscheidungen vorgesehen, die 
Änderungen der Organisationsnormen der Kon­
ventionen betreffen. Solche Änderungen müssen mit Drei­
viertelmehrheit beschlossen werden, Änderungen der die 
Versammlung betreffenden Vorschriften sogar mit Vier­
fünftelmehrheit (Art.17 Abs.2PVO, Art.26Abs.2RB0). 

In dieser Regelung, nach der die Versam~lung selbst 
die Befugnis erhalten soll, die Organisationsnormen der 
Konvention mit qualifizierter Mehrheit zu ändern, dürfte 
eines der bemerkenswertesten Ergebnisse der Konferenz 
liegen. Die Änderung der Organisationsnormen setzt 
danach künftig nicht mehr die einstimmige Zustimmung 
einer Revisionskonferenz, sondern nur noch die Mehr­
heitsentscheidung der Versammlung selbst voraus. Die 
innerstaatlichen Vorschriften der Vertragsstaaten über die 
Ratifikation solcher Mehrheitsbeschlüsse bleiben natür­
lich, wie in Art. 17 Abs. 3 PVO und Art. 26 Abs. 3 RBO 
ausdrücklich hervorgehoben wird, unberührt. Sobald aber 
drei Viertel der Mitgliedstaaten dem Generaldirektor 
schriftlich die Annahme des Mehrheitsbeschlusses der 
Versammlung mitgeteilt haben, sind nach diesen Vor­
schriften auch die übrigen Vertragsstaaten völkerrechtlich 
gebunden. Das ist das wesentlich Neue dieser Regelung. 
Im deutschen Verfassungsrecht wird diese Neuerung 
durch Art. 24 Abs. 1 des Grundgesetzes ermöglicht, wo­
nach der Bund durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischen­
staatlichè Einrichtungen übertragen kann - das Gesetz 
wird hier das Zustimmungsgesetz zur Stockholmer Fas­
sung der Pariser Verbandsübereinkunft und der Berner 
Obereinkunft sein. Ausgenommen vonder automatischen 
Bindungswirkung auch für solche Staaten, die einen 
Mehrheitsbeschlu8 der Versammlung noch nicht ratifi­
ziert haben, sind lediglich solche Änderungen der Orga­
nisationsnormen, die den Mitgliedstaaten grö8ere finan­
zielle Verpflichtungen auferlegen. Diese Änderungen sol­
len nach der ausdrücklichen Bestimmung in Abs. 3 der 
Art. 17 PVO und 26 RBO nur die Staaten binden, die sie 
nach MaBgabe ihres innerstaatlichen Rechts ratifiziert 
haben. Diese Ausnahme dürfte jedoch nur geringe prak­
tische Bedeutung haben. Mit ihr ist nicht die Annahme 
des Haushalts gemeint, sondern nur die Festlegung neuer 
Gebühren und Abgaben in den Konventionen, die von 
den Mitgliedstaaten zu tragen sind. 

Durch die Befugnis der Versammlung, die Organisa­
tionsnormen der Unionsverträge mit Dreiviertelmehrheit 
zu ändern, ist das bisher geitende Prinzip, dais Änderun­
gen der Unionsverträge·nur auf einer Revisionskonferenz 
und nur einstimmig beschlossen werden können, erheb­
lich eingeschränkt. Dieses Prinzip war schon bisher in der 
Berner Konvention ausdrücklich festgelegt und ist jetzt 
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mit Art. 27 Abs. 3 dieser Konvention erneut bestätigt 
worden. In der Pariser Verbandsübereinkunft hat es zwar 
keine ausdrückliche Festlegung erfahren, ist aber immer 
als ungeschriebenes Recht behandelt worden. Die neuen 
Vorschriften der Art.17 PVO und 26 RBÜ stellen dem­
gegenüber eine entscheidende Neuerung und einen ersten 
Schritt zur allgemeinen Aufgabe des Einstimmigkeits­
prinzips dar. 

f) Für die Änderung aller ma ter ie llrech tli ch en 
Vors c hr i f ten der Unionsverträge ist in Stockholm 
das Eins t i mm ig kei ts p rin zip beibehalten worden. 
Trotzdem hat die deutsche Delegation den Versuch ge­
macht, zumindest festzustellen, mit welcher Intensität die 
Mitgliedstaaten heute noch an diesem Prinzip festhalten. 
Das Einstimmigkeitsprinzip war sachgerecht zu einer Zeit, 
als die Pariser Union und die Berner Union aus einem 
kleinen Kreis von Industriestaaten bestanden, die im 
wesentlichen einen übereinstimmenden Entwicklungs­
stand und übereinstimmende Rechtsvorstellungen hatten. 
Es mulste aber zu urn so grö.Beren Schwierigkeiten füh­
ren, je grö8er der Kreis der den Unionen angehörenden 
Staaten und je geringer damit die Wahrscheinlichkeit 
wurde, daB sich alle Mitgliedstaaten auf eine bestimrnte 
Regelung einigen. Jetzt gewährt es dem einzelnen Mit­
glied der Union, das bereit ist, von seinem Vetorecht Ge­
brauch zu machen, einen Einflu8 auf die Ausgestaltung 
der Unionsverträge im ganzen, der der Bedeutung dieses 
Staates im Verhältnis zu der gro8en Zahl der übrigen 
Unionsstaaten, die ihre Interessen auch berücksichtigt 
wissen möchten, nicht entspricht. Die deutsche Delegation 
hat deshalb zusammen mit den Delegationen der Schweiz 
und der Niederlande vorgeschlagen, das Prinzip der Ein­
stimrnigkeit durch das einer qualifizierten Mehrheit 
(Neunzehntelmehrheit, Zweidrittel-Quorum) zu ersetzen. 
Sie war sich dabei darüber im klaren, da8 dieser Versuch 
keine Aussicht auf Erfolg batte. Es ging ihr nur darum, 
die Frage einmal zur Debatte zu stelten und vielleicht zu 
erreichen, daB die Erörterung dieses Themas auf den 
kommenden Revisionskonferenzen fortgesetzt wird. Bei 
der Abstimmung haben sich immerhin von insgesamt 39 
vertretenen Staaten 11 Delegationen für diesen Vor­
schlag und nur 22 Delegationen gegen ihn ausgesprochen, 
während sich 6 Delegationen der Stimme enthielten. 
Wenn damit auch der Vorschlag einer Ersetzung des Ein­
stimmigkeitsprinzips durch das Prinzip der qualifizierten 
Mehrheit eindeutig abgelehnt war, so hat sich doch 
immerhin gezeigt, da8 der Gedanke an eine Aufgabe des 
Einstimmigkeitsprinzips nicht auf allgemeine Ablehnung 
stöBt und durchaus Aussichten hat, in den kommenden 
Jahren. noch weitere Anhänger zu gewinnen. In diesem 
Zusammenhang mag noch erwähnt werden, da8 ein 
in die entgegengesetzte Richtung zielender Vorschlag 
Ungarns, nämlich der Vorschlag, Einstimmigkeit auch für 
die von der Versammlung zu beschlielsenden Änderun­
gen der Organisationsnormen vorzusehen, mit etwa der 
gleichen Mehrheit abgelehnt wurde wie der Vorschlag, 
das Einstimmigkeitsprinzip ganz abzuschaffen 8 >. 
. g) In bezug auf den Ort der Revisionskonfe­

r en zen wurde die Frage erörtert, ob diese künftig 
grundsätzlich nur noch in Genf stattfinden sollten. Brasi­
lien hatte einen entsprechenden Antrag gestellt und dafür 
vor allem angeführt, dals die vom Internationalen Büro 
vorzubereitenden Revisionskonferenzen sich an seinem 

8) Vgl. auch unlen S. 470 (5) .. 
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Sitz besonders leicht durchführen lie.Ben, vor allem aber, 
da.8 es durch eine soJche Regelung den kleineren Ländem 
leichter gemacht werde, an den Revisionskonferenzen 
teilzunehmen. Die rneisten Länder unterhielten in Genf 
eine Ständige Vertretung, die dann auch die Revisions­
konferenz wahmehmen könne. Dagegen wurde geitend 
gemacht, da.8 es nicht wünschenswert sei, wenn derartige 
Konferenzen nicht von Fachleuten, sondem nur vonden 
Vertretern einer Auslandsmission besucht würden, die 
zu dem Verhandlungsgegenstand keine eigene Auffas­
sung hätten, sondern nur nach Weisung handeln könn­
ten. Die Verhandlungen würden dadurch schwerfäilig 
und eine Einigung zumindest erschwert, wenn nicht un­
möglich gernacht. Deshalb konnten sich vor allem die­
jenigen Staaten, die der Pariser und der Berner Union 
schon sehr lange angehören, für den brasilianischen Vor­
schlag nicht erwärmen. Er wurde zwar nicht rondweg ab­
gelehnt, aber fast alle Delegationen sprachen sich dafür 
aus, diese Frage auf der Stockholmer Konferenz nicht 
weiter zu erörtem, sondern allenfaUs auf der Wiener 
Revisionskonferenz, die für den Anfang der siebziger 
Jahre erwartet wird, auf sie zurückzukornmen. Mit ganz 
überwiegender Mehrheit wurde dann der Vorschlag an­
genommen, die Debatte über diesen Punkt abzubrechen. 

h) Der der Konferenz vorliegende Entwurf sah ein 
Verbotder Stimmrechtsübertragung vor. Dieses 
Verbot hätte der allgemein üblkhen internationalen Pra­
xis entsprochen. Madagaskar schlug demgegenüber vor, 
die Stimmrechtsübertragung zumindest für bestirnmte 
Fälle zuzulassen. Das Bedürfnis für die Zulassung der 
Stimmrechtsübertragung begründete Madagaskar vor al­
lem mit den besonderen Bedürfnissen der OAMPI-Staa­
ten (der französisch sprechenden afrikanisch-rnadagas­
sischen Staatengruppe), die in Jaunde (Kamerun) ein • 
gemeinsames Patentamt unterhalten und deshalb auch 
gemeinsam von den mit den Patentangelegenheiten be­
fafsten Bearnten vertreten sein rnöchten. Obwohl bei den 
meisten Staaten Verständnis für die besondere Lage der 
OAMPI-Staaten und deshalb auch ein Bestreben festzu­
stellen war, ihnen irgendwie zu helfen, fürchteten die 
meisten Delegationen, da8 man mit einer Gestattung der 
Stimmrechtsübertragung Mi8bräuche ermöglichen und 
au.8erdem auch über den Bereich. des gewerblichen Rechts­
schutzes hinaus ein gefährliches Präjudiz für andere Kon­
ventionen schaffen würde. Ein holländisch-madagassischer 
Kompromi8vorschlag suchte die Lösung dann in einer 
Vorschrift, die die Stimmrechtsübertragung in einer 
auf mehrfadte Weise stark eingesdtränkten Form zulas­
sen sollte: erstens sollte jedem Staat nur ei n e Stimm­
rechtsvertretung möglich sein, d. h. er sollte sich nicht 
von mehreren Staaten das Stimmrecht übertragen lassen 
können. Zweitens sollte das Stimmrecht nur zwischen 
sokhen Staaten übertragen werden können, die auf 
Grund eines internationalen Abkommens ein gemein­
sames Büro unterhalten, das für jeden von ihnen die 
Funktion eines nationalen Arntes für gewerbliches Eigen­
turn ausübt. Drittens sollte auch unter solchen Staaten 
das Stirnmrecht nur insoweit übertragen werden können, 
als einer von ihnen auf Grund besonderer Umstände 
aulserstande ist, eine Delegation zu entsenden. Viertens 
sollte die Stimmrechtsübertragung zu ihrer Wirksamkeit 
eines besonderen förmlichen Aktes bedürfen. Nach lan­
gen, immer wieder zu Gesprächen zwischen den Delega­
tionen unterbrochenen Verhandlungen wurde dieser 
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Kompromi8vorschlag angenomrnen, allerdings nur für 
die Pariser Verbandsübereinkunft. Eine Anregung, diese 
Regelung auch in die Berner Obereinkunft zu überneh­
men, wurde abgelehnt, weil die OAMPI-Staaten dieser 
Obereinkunft noch nicht angehören. Dementsprechend 
wurde auch die Aufnahme einer solchen Bestimmung in 
die WIPO-Konvention abgelehnt. Dort wäre sie nur sinn­
von • gewesen, wenn die Stimmrechtsübertragung sowohl 
in der Pariser wie auch in der Berner Union zulässig 
wäre. 

Nachdem die von Madagaskar beantragte Zula~sung 
der Stimmrechtsübertragung, wenn auch in sehr einge­
schränkter Form, gebilligt worden war, machte Argen­
tinien einen sehr viel weitergehenden Vorsto.B mit dem 
Ziel, die Stimmrechtsübertragung auch zwischen den süd­
amerikanischen Ländern zuzulassen. Es vertrat die Auf-. 
fassung, daB die vorher gefundene Lösung nur auf die 
Bedürfnisse der OAMPI-Staaten zugeschnitten sei und 
deshalb eine Diskriminierung der übrigen Entwicklungs­
staaten bedeute. Argentinien wollte daher die Stiinm­
rechtsübertragung unabhängig von dem Bestehen eines 
gemeinsamen Amts für gewerb]ichen Rechtsschutz zuge­
lassen wissen. Dem wurde entgegengehalten, da8 zwar 
möglicherweise zur Zeit nur die OAMPI-Staaten die Vor­
aussetzungen der Stimmrechtsübertragung erfüllen, dafs 
aber die nun vorgesehene Bestimmung ihrem Wortlaut 
nach keineswegs auf diese Staaten beschränkt sei, son­
dern da8 sich die Befugnis zur Stimmrechtsübertragung 
auf alle Staaten beziehe, die ein gemeinsames Amt für 
gewerbliches Eigentum unterhalten. Die meisten Staaten 
waren so entschieden gegen den argentinischen Vor­
schlag, da8 sie, wenn keine andere Wahl blieb,-auch ihre 
Zustimmung zu dem hoIIändisch-madagassische~ Kom­
prorniBvorschlag wieder zurückziehen wollten. Diese Ge­
fahr sahen natürlich auch die OAMPI-Staaten; sie wur­
den dadurch in eine sehr schwierige Lage gebracht, zumal 
da Argentinien erklärte, gegen den niederländisch-mada­
gassischen VorschJag stimmen zu müssen, wenn die Kon­
ferenz den argentinischen Erweiterungsvorschlag nicht 
akzeptiere. Bei der von Argentinien verlangten nament­
lichen Abstimmung, der einzigen namentlichen Abstim­
mung, die im Hauptkomitee IV stattgefunden hat, wurde 
der argentinische Vorschlag mit 6: 18: 14 Stimmen ab­
gelehnt. Auch die deutsche Delegation konnte diesem 
Vorschlag nicht zustimmen. 

2. Der VerwallungsausschuS (Art, 14 PVO; Art. 23 RBO) 

Die Vorschriften über den Verwaltungsausschu.8 (Exe­
cutive Cornmittee) sind im wesentlichen so angenommen 
worden, wie sie der Entwurf vorsah. Versuche verschie-­
dener Delegationen, Änderungsvorschläge durchzusetzen, 
scheiterten. Im einzelnen ist folgendes hervorzuheben: 

a) [in Versuch Madagaskars, die Zulassung der 
Stirnmrechtsübertragung auch für den Verwal­
tungsausschuls zu erreichen, blieb erfolglos. Die Opposi­
tion gegen diesen, Vorschlag war so stark, da8 Madagas­
kar ihn ohne Abstimmung zurücknahm. 

b) [in Vorschlag Portugals, den Verwaltungsausschuls 
auf ein Fünftel (statt ein Viertel) der Mitgliedstaaten zu 
beschränken, wurde abgelehnt. 

c) Nach Art. 14 Abs. 4 PVÜ soll bei der Zus a m -
mens et z u n g des Verwaltungsausschusses auf eine 
ausgeglichene geographische Verteilung sowie auf das. 
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Bedürfnis der den Sonderabkommen angehörenden Län­
der Rücksicht genommen werden, in dem Verwaltungs­
ausschu8 vertreten zu sein. Die Bevorzugung der Mitglie­
der der Sonderabkommen ist das Ergebnis der Bestrebun­
gen, den Ländern, die sich in der Union besonders stark 
engagiert haben, einen entsprechend verstärkten EinfluB 
zu sichern und damit gleichzeitig auch eine gewisse Ver­
tretung der lnteressen der Sonderabkommen in der Union 
zu gewährleisten. Andererseits bringt die Vorschrift natür­
lich die Gefahr mit sich, da8 der Verwaltungsausschu8 
nur oder fast nur von sokhen Staaten besetzt wird, die 
auch den Sonderabkommen angehören. Deshalb hatte 
Australien den Vorschlag gemacht, bei der Wahl der Mit­
glieder des Verwaltungsausschusses nur auf eine aus­
geglichene geographische Verteilung, nicht aber auf die 
Zugehörigkeit zu Sonderabkommen abzustellen. Dabei 
wurde es von Österreich, Brasilien, Algerien, Madagaskar 
und Tunesien unterstützt. Die Konférenz billigte aber 
die Konzeption des Entwurfs und lehnte den australischen 
Änderungsvorschlag mit S : 30 : S Stimmen ab. 

Eine gleichlautende Vorschrift ist auch in die Berner 
Obereinkunft (Art. 23 Abs. 4) aufgenornmen worden, 
obwohl sie dort, was die Berücksichtigung der Zugehörig­

. keit zu Sonderabkommen angeht, vorerst von theore­
tischer Bedeutung ist. 

d) Die Frage, welche Me hr heit für Abstimmungen 
im Verwaltungsausschu8 vorgesehen werden solite, war 
ebenfalls umstritten. Der Entwurf sah für den Regelfall 
eine einfache Mehrheit vor. Ungarn, die UdSSR, die 
Tschechoslowakei, Algerien sowie einige andere Staaten 
sprachen sich dafür aus, auch hier eine Zweidrittelmehr­
heit vorzusehen. Die Bundesrepublik Deutschland, Grofs­
britannien, die Niederlande, Frankreich, Australien und 
die Schweiz sprachen sich dagegen im Interesse der 
Arbeitsfähigkeit des Verwaltungsausschusses für die Bei­
behaltung der einfachen Mehrheit aus. Dieser Standpunkt 
setzte sich schlie8lich durch. Dagegen wurde ein spani­
scher Vorschlag, das Quorum auf weniger als die Hälfte 
der Mitgliedstaaten des Verwaltungsausschusses, etwa 
ein Drittel, festzusetzen, abgelehnt. 

3. Internationales Büro (Art. IS PVU; Art. 24 RBU) 

Der die Aufgaben und Befugnisse des Internationalen 
Büros regelnde Art. 15 PVÜ (Art. 13ter des Entwurfs) ist, 
abgesehen von unbedeutenden Änderungen redaktionel­
ler Natur, fast unverändert angenommen worden. Glei­
ches gilt für Art. 24 .RBO. In Abs. 7 Buchst. b ist eine 
Bestimmung neu eingefügt worden, die die Befugnisse 
des Büros festlegt, bei der Vorbereitung von Revisions­
konferenzen zwischenstaatliche und nichtstaatliche inter­
nationale Organisationen zu konsultieren. Auch dieser 
Vorschrift dürfte jedoch nur klarstellende Bedeutung zu­
kommen. 

4. finanzfragen (Art.16 PVO; Art. 25 RBU) 

Art. 16 PVO (Art. 13quater des Entwurfs), der die 
Finanzfragen regelt, hat nicht nur redaktionell, sondern 
auch sachlich gegenüber dem Entwurf eine Reihe von 
Änderungen erfahren. Entsprechendes gilt für Art. 25 
RBO (Art. 22 des Entwurfs). 

a) Redaktionell wurde Abs.1 Buchst. b dahin 
berichtigt, daB auch die Einnahmen des Büros und nicht 
nur die Ausgaben Bestand teil des Budgets sind. Ebenfalls 
redaktionellen Charakter haben eine Reihe textlicher 
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Änderungen, diemit Rücksicht auf eine andere finanzielle 
Konzeption für die WIPO-Konvention aufgenommen 
werden mu8ten. Zunächst war vorgesehen, da8 die WIPO 
als solche einen eigenen Haushalt für ihre sämtlichen Auf­
gaben haben sollte. Hiervon ist man aus Gründen, die 
im Zusammenhang mit Art. 11 der WIPO-Konvention 
erörtert werden, abgegangen. Die WIPO wird nach der 
jetzt beschlossenen Regelung zwei Haushalte haben: einen 
Haushalt für die gemeinsamen Ausgaben der Unionen 
und einen Haushalt für die "Konferenz", also das Gre­
mium, an dem auch die Nicht-Unions-Staaten beteiligt 
sind. Da beide Haushalte in der Hauptsache von den 
Unionen finanziert werden werden, der Haushalt der Kon­
ferenz aber auch von den Beiträgen der Nicht-Unions­
Länder, die der WIPO angehören, mu8te in Art. 16 PVO 
und in Art. 25 RBO die Unterscheidung zwischen diesen 
beiden Haushalten berücksichtigt werden. 

b) Sehr interessant und von weittragender Bedeutung 
war ein spanischer Änderungsvorschlag über die Ei n -
f üh run g vo n Prior it ä t sg eb ü h ren, der al1er­
dings nicht angenommen wurde. Spanien hatte vor­
gesch!agen, in Art. 16 Abs. 3 PVO, der einen Katalog der 
Finanzquellen der Union enthält, auch aufzuführen: 

,,Gebühren, die durm nationale Patentämter vom Inter­
nationalen Büro für Patentanmeldungen oder andere 
Gesmäftsvorgänge (transactions) erhoben werden, bei 
denen das durm diese Konvention begründete Prioritäts­
recht geitend gemamt wird." 

Die spanische Delegation begründete ihren mit gro8er 
Oberraschung aufgenommenen Vorschlag im wesent­
lichen mit dem Hinweis, dals der Finanzbedarf der Union 
wahrscheinlich in den nächsten Jahren erheblich steigen 
werde und deshalb die Zuwendungen der Mitgliedstaaten 
an die Union erheblich vergrölsert werden mülsten, wenn 
man nicht das Finanzsystem ändere. Wenn man an die 
guten Erfahrungen denke, die man mit den Gebühren­
einnahmen der Madrider Union gemacht habe, liege es 
eigentlich auf der Hand und bedürfe keiner näheren Be­
gründung, etwas Ähnliches auch für die Pariser Union 
einzufiihren. 

Der Vorschlag löste eine lebhafte Diskussion aus und 
schien auch einige Sympathien zu finden. Aber er kam zu 
überraschend. Die meisten Delegationen sahen sich nicht 
in der Lage, zu dieser Idee, deren weittragende Bedeutung 
ohne weiteres klar war, sofort ja oder nein zu sagen. 
Die Fragen, die sich aufdrängten, waren insbesondere die 
beiden folgenden: 

Ist es sachgerecht, das Internationale Büro für die 
Inanspruchnahme der Priorität Gebühren erheben zu 
lassen, obwohl die mit dieser Inanspruchnahme ver­
bundene Arbeit nicht vom Internationalen Büro, son­
dern vonden nationalen Patentämtern und Gerichten 
zu leisten ist? 
Besteht nicht die Gefahr, da8 der mit der Einziehung 
der Gebühren verbundene Verwaltungsaufwand 
aulser Verhältnis zu dem Wert der Gebühreneinnah­
men steht? 

Die spanische Delegation machte zwar geltend, daJs mit 
der Annahme der von ihr vorgeschlagenen Bestimmung 
noch keine endgültige Entscheidung über die Erhebung 
einer Prioritätsgebühr getroffen sei; mit der Bestimmung 
werde vorerst nur gesagt, da.8 Prioritätsgebühren eine 
m ö g l ic he Einnahmequelle seien. Diese Argumentation 
überzeugte indessen nicht. Es wurde zwar als richtig an­
gesehen, dals es für die Erhebung einer Prioritätsgebühr 
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noch weiterer Bestimmungen bedurft hätte, in denen die 
Verpflichtung zur Zahlung der Gebühr und möglicher­
weise Einzelheiten über die Höhe und Art der Zahlung 
der Gebühr festzulegen wären. Gleichwohl hätte die An­
nahme des spanischen Änderungsvorschlags für Art. 16 
Abs. 3 PVO eine Vorentscheidung bedeutet, durch die 
man sich auch in der Hauptsache weitgehend festgelegt 
hätte. 

Die Konferenz beschlo8 daher, zunächst eine Studie 
über die Zweckmälsigkeit sokher Gebühren in Auftrag 
zu geben. Die Studie soll von BIRPI in Zusammenarbeit 
mit einer Expertengruppe ausgearbeitet werden. Sollte 
sie zu einem positiven Resultat kommen, so sollen der 
Wiener Revisionskonferenz entsprechende Änderungs­
vorschläge vorgelegt werden. 

c) Gemä8 Abs. 4 Buchst. e soli ein Staat, der mit sei­
nen Bei tra g s Ie is t un gen im Rückstand ist, sein 
Stimmrecht verlieren, wenn der Rückstand zwei Jahres­
beiträge erreicht und der Verzug nicht mit aulsergewöhn­
lichen und unvermeidbaren Umständen entschuldigt wer­
den kann. 

Diese schon im Entwurf vorgesehene Bestimmung 
wurde nach intensiver Debatte unverändert angenom­
men. 

Die UdSSR hatte zunächst die Streichung der Vor­
schrift beantragt und dazu vorgetragen, dals keines der 
der Pariser Verbandsübereinkunft angehörenden Länder 
Beitragsrückstände aufkommen lassen werde, wenn es 
dazu nicht durch die Urnstände gezwungen sei. Bei den 
Entwicklungsstaaten könne die Nichtzahlung von Beiträ­
gen beispielsweise auf finanzielle Schwierigkeiten zurück­
zuführen sein. Algerien war diesen Ausführungen mit 
dem Hinweis beigetreten, da8 die vorgeschlagene Rege­
lung um so gefährlicher sei, als sie politische Debatten 
auslösen könne. Nachdem aber BIRPI auf die jetzt schon 
bestehenden Beitragsrückstände aufmerksam gemacht 
und darauf hingewiesen hatte, da8 die von der UdSSR 
und Algerien angegriffene Bestimmung in internationa­
len Verträgen durchaus üblich sei, wurde der Vorschlag 
der UdSSR, die Vorschrift zu streichen, mit 25: 11: 4 
Stimmen zurückgewiesen. 

Es wurde lediglich der Teil der Bestimrnung gestrichen, 
der eine Verpflichtung des Generaldirektors vorsah, die­
jenigen Staaten an ihre Beitragszahlungen zu erinnern, 
die damit im Rückstand sind. Eine sachliche Änderung 
ist damit jedoch nicht verbunden. Es war lediglich die all­
gemeine Meinung, da8 eine sokhe Bestimmung nicht in 
die Konvention, sondern in das Finanzstatut gehört. 

Bei späterer Gelegenheit ergab sich die weitere Frage, 
ob der Stimmrechtsverlust auch eintreten soll, wenn und 
soweit der Staat, der mit seinen Beitragszahlungen im 
Rücksfand ist, die Funktion eines Mitglieds des Verwal­
tungsausschusses ausübt. Eine Delegation vertrat die Auf­
fassung, dals der Stimmrechtsverlust insoweit nicht ein­
treten dürfe, weil der betreffende Staat im Verwaltungs­
ausschuls nicht nur sich selbst, sondern drei weitere Staa­
ten vertrete. Dem wurde entgegengehalten, dals der Ver­
waltungsausschuB zwar von einem Viertel der Mitglieder 
der Versammlung gebildet wird, dals gleichwohl aber die 
einzelnen Mitglieder des Verwaltungsausschusses nicht 
die übrigen Mitglieder der Versammlung vertreten. Tat­
sächlich kann wohl von einer Vertretung im eigentlichen 
Sinne schon des wegen nicht gesprochen werden, weil die 
einzelnen Mitglieder des Verwaltungsausschusses ihr 
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Mandat nicht von drei anderen Staaten, sondern von 
allen Mitgliedstaaten, nämlich von der Versammlung 
insgesamt, erhalten. Andererseits ist nicht zu verkennen, 
da8 hier tatsächlich ein Problem steekt, da der Verwal­
tungsausschuls aus einem Viertel der Mitgliedstaaten be- _ 
stehen soli. Denn nur dann ist eine Repräsentation der 
Versarnmlung im Verwaltungsausschu8 in der angestreb­
ten Weise möglich. Dieses Problern wurde auf der Kon­
ferenz auch vonden Staaten nicht verkannt, die sich dafür 
einsetzten, an dem Stimmrechtsverlust auch für den Be­
reich des Verwaltungsausschusses festzuhalten. Eine Lö­
sung kann wahrscheinlich nur in der Richtung gefunden 
werden, da.B Mitglieder des Verwaltungsausschusses, die 
ihr Stimmrecht verloren haben, gleichzeitig auch den Sitz 
im Verwaltungsausschu.B verlieren und sich der Ausschuls 
durch Zuwahl ergänzt. 

Die Konferenz entschied sich zunächst nur dafür, für 
den Bereich des Verwaltungsausschusses keine Ausnahme 
vom Prinzip des Stimmrechtsverlustes vorzusehen. Es 
wird jetzt Aufgabe der Verfahrensordnung der Ver­
sammlung sein, das Problern angemessen zu lösen. 

. d) Eine sehr wichtige Vorschrift ist in Abs. 4 Buchst. f 
für den Fall der verspäteten Verabschiedung des Haus­
halts neu aufgenommen worden. Da es geschehen kann, 
da8 sich die Versammlung nicht rechtzeitig und mit der 
notwendigen Zweidrittelmehrheit auf den (neuen) Haus-

. halt einigt, war für diesen Fall Vorsorge zu treffen. Zu­
nächst ist daran gedacht worden, den alten Haushalt un­
verändert ein weiteres Jahr fortbestehen zu lassen, wenn 
und solange die Verabschiedung eines neuen Haushalts 
nicht gelingt. Diese Lösung hat sich aber als unzweck­
mälsig erwiesen; die einfache Wiederholung eines Haus­
halts kann sich schon deshalb verbieten, weil in dem frü­
heren Haushalt Aufgaben berücksichtigt worden sein 
können, die inzwischen erledigt sind. Ebensowenig hat 
sich eine Lösung als befriedigend erwiesen, die den Fort­
bestand des alten Haushalts nur für diejenigen Aufwen­
dungen vorsieht, die man etwa mit "regelmäfsig", 
,,dauernd" oder "gleichbleibend" oder ähnlîch umschrei­
ben könnte. Keine dieser Formeln, ebensowenig auch die 
Formel "laufende Personal- und Sachaufwendungen", er­
schien hinreichend präzise, urn eine eindeutige Feststel­
lung zuzulassen, aus welchen Zahlen der "verlängerte 
Haushalt" auf der Ausgabenseite besteht. Die Konferenz 
kam deshalb schlielslich zu dern Ergebnis, da8 eine brauch­
bare Fonnel nicht zu linden und eine absc:hlielsende Rege­
lung dieser Frage in der Konvention selbst nicht möglich 
sei. Sie hat sich daher dafür entschieden, lediglich den 
Grundsatz festzulegen, da8 im Falle der nicht rechtzeiti­
gen Verabschiedung eines neuen Haushalts das V o I u -
men des Vorjahreshaushalts fortbestehen soli. Die Ein­
zelheiten sollen jedoch im Finanzstatut geregelt werden. 

e) Schon der Entwurf sah in Art. 16 Abs. 6 PVO (bis­
her Art. 13quater Abs.6 PVÜ) einen Reservefonds 
(working capital fonds; fonds de roulement) vor. Die 
Bestimmung hat verschiedene Änderungen erfahren, die 
jedoch im wesentlichen redaktioneller Natur sind und nur 
eine präzisere Fassung zum Ziel batten. Dies gilt auch 
für Art. 25 Abs. 6 RBü. 

Manche Delegationen fürchteten, dais der Reservefonds 
allzuleicht verbraucht werden und gewissermalsen die 
Rolle eines Nebenhaushalts erlangen könne. Er rnüsse 
dann vielleicht sehr häufig, womöglich jedes Jahr, erneuert 
werden. Eine solche Verwendung des Reservefonds hätte 
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zwar im Widerspruch zu seiner Zweckbestimmung ge­
standen: Ausgaben und 'E.innahmen werden durch den 
Haushalt verbindlich festgelegt, so daB sich von dieser 
Seite her keine Möglichkeit ergeben kann, den Reserve­
fonds anders als zur Oberbrückung finanzieller Engpässe 
zu benutzen, die sich aus einer verspäteten Beitragszah­
Iung einzelner Mitgliedstaaten ergeben könnten. Urn 
ganz sicher zu gehen, hat man gleichwohl durch die neue 
Fassung der Vorschrift nom klarer herausgestellt, daB 
der Reservefonds grundsätzlidt nur eirunal gebildet wer­
den soll und dals er nur dann erweitert werden kann, 
wenn er unzureichend geworden ist. Unzureichend kann 
der fonds, und an diese Fälle hat man vornehmlich ge­
dacht, einmal durch einen WährungsverfaU und zum 
anderen dadurch werden, da8 er einem gegenüber dem 
Zeitpunkt seiner Konstituierung erweiterten Mitglieder­
bestand und Geschäftsumfang nicht mehr entspricht. 

5. Änderungen und Revisionen der Konventionen 
(Art.17, 18 PVO; Art. 26, 27 RBO) 

a) Schon der Entwurf sah vor, in der Zus t ä n d { g-: 
k ei t s reg e 1 u n g zwischen Änderungen der materiell­
rechtlichen Bestimmungen und Änderungen der Organi­
sationsnormen einen grundsätzlichen Unterschied zu 
machen. Die Änderungen der materiellrechtlichen Bestim­
mungen sollten weiterhin den Revisionskonferenzen vor­
behalten bleiben, während Ändenmgen der Organisa­
tionsnormen der Versammlung selbst überlassen werden 
sollten. Diese Konzeption, die ein Kompromi8 sehr ver­
schiedener Auffassungen über dlese Frage in den vorbe­
reitenden Konferenzen war, ist von der Konferenz ge­
billigt worden. Insoweit kann im wesentlichen auf die 
Bemerkung oben unter 1 e) Bezug genommen werden. 

b) Was die erforderlichen Me hr heit en betrifft, so 
war im Entwurf für die Änderungen der Organisations­
normen eine Dreiviertelmehrheit, für Änderungen des 
die Versammlung betreffenden Art. 13 PVO (Art. 22 RBÜ) 
jedoch Einstimmigkeit vorgesehen. Die deutsche Delega­
tion war der Auffassung, da8 die Einstimmigkeitsregel 
für Änderungen der Art.13 PVÜ und 22. RBÜ zu schwer­
fällig sei, und schlug deshalb vor, die Einstimmigkeit 
durch eine Vierfünftelmehrheit zu ersetzen. Die unga­
rische Deiegation war der entgegengesetzten Auffassung 
und sprach sich dafür aus, für alle Änderungen der Orga­
nisationsnormen, also auch anderer Bestimmungen als 
Art. 13 PVO und Art. 22 RBO, Einstimmigkeit vorzuse­
hen. Sie berief sich hierzu auf die Tradition und vertrat 
d_ie Auffassung, da8- eine einheitliche Regelung für die 
Änderung aller Organisationsnormen übersichtlicher und 
leichter zu handhaben sei und ein erheblidter Fortschritt 
gegenüber der bisherigen Revisionspraxis schon darin 
liege, da8 die Befugnis zur Änderung der Organisations­
normen von den Revisionskonferenzen auf die Versamm­
lung übergehe. Die Auffassung der deutschen Delegation 
wurde vor aHem von den Niederlanden und den USA 
geteilt, während der ungarische Vorsch1ag den Beifall der 
übrigen osteuropäischen Staaten fand. Bei der Abstim­
mung wurde der ungarische Vorschlag mit 11:22:6 Stim­
men abgelehnt, während der deutsche Vorschlag mit 
20:14:4 Stimmen angenommen wurde. 

6. Sonderabkommen (Art.19 PVO; Art. 20 RBO) 

Art.19 PVÜ und Art. 20 RBO stellen die unveränderte 
Obernahme der bîsherigen Art. 15 PVÜ und Art. 20 RBÜ 
dar, durch die die Berechtigung der Verbandsstaaten klar-
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gestellt wird, der Obereinkunft nicht widersprediende 
Sonderabkommen auf dem Cebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes und des Urheberrechts zu schlielsen. Auf 
der Stockholmer Konferenz hat die Bestimmung nicht zu 
Debatten Anla8 gegeben; sie hat lediglim bei der PVO 
im Zuge der neuen Durchnumerierung der Artikel eine 
andere Nummer erhalten. 

11. Obergangs• und SdtluBbestimmungen 
(Art. 20 bis 30 PVO; Art. 28 bis 38 RBO) 

Mit den Übergangs- und Schlulsbestimmungen sind, 
wie schon der Umstand deutlich macht, dals îhnen nicht 
weniger als zehn teilweise recht umfangreiche Artikel 
gewidmet sind, eine Reihe von Problemen verknüpft, die 
die Stockholmer Konferenz erheblich beschäftigt haben. 
Das schwierigste Problem war hierbei die Frage, welches 
Recht künftig zwischen Staaten geiten soli, die verschie­
denen Fassungen der Berner Union angehören, insbeson­
dere wenn der der Stockholmer Fassung angehörende 
Staat der Berner Union neu beigetreten ist. Dieses Pro­
blem hatte gerade für die Berner Union besondere Be­
deutung, weil die Stockholmer Fassung der RBO au8er 
Verbesserungen des Urheberrechtsschutzes auch Bestim­
mungen enthält, die eine Einschränkung des Mindest­
schutzes gegenüber der Brüsseler fassung bedeuten. Da­
neben waren aber auch eine Reihe anderer Fragen zu 
beantworten. Im einzelnen ist dazu folgendes zu be­
merken: 

1. Beitritt; Mitgliedschaft in den Unionen und der WIPO 

Die Art. 20 und 21 (Art. 16 und 16bis des Entwurfs) 
der Pariser Verbandsübereinkunft und die Art. 28 und 29 
(Art. 25 und 25bls des Entwurfs) der Berner Obereinkurift 
regeln den Beitritt zur Stockholmer Fassung dieser Ab­
kommen. Sie machen dabei einen grundsätzlichen Unter­
schied zwischen Staten, die den Unionen bereits angehö­
ren (Art. 20 PVÜ, Art. 28 RBO) und Staaten, die ihnen 
noch nicht angehören (Art. 21 PVÜ und Art. 29 RBO). 
Die Unionsländer können ihren Beitritt auf einen Teil 
der Stockholmer Fassung, nämlic:h auf die revidierten 
rnateriellrechtlichen Vorschriften oder die revidierten 
Organisationsnormen beschränken. Die Länder dagegen, 
die der Union bisher nicht angehört haben, können die 
Stockholmer Fassung nur in ihrer Gesamtheit annehmen. 
Die Ratifikation der Stockholmer Fassung insgesamt oder 
jedenfalls der: neuen Organisationsnormen bedeutet aber 
noch nicht, daB der ratifizierende oder beitretende Staat 
gleichzeitig der neuen Weltorganisation für geistiges 
Eigentum (WIPO) beitritt. Er kann vielmehr àie Ande­
rung der Organisationsnormen der Pariser Verbands­
übereinkunft und/oder der Revidierten Berner Oberein­
kunft bejahen und ihnen beitreten, gleichzeitig aber der 
neuen Organisation fernbleiben. Den Unionsstaaten ist 
es lediglich versagt, der l'VIPO beizutreten, ohne gleich­
zeitig die neuen Organisationsnormen der Pariser oder 
der Berner Obereinkunft anzunehmen. 

Die früheren Entwürfe sahen eine engere und nach 
Auffassung der deutschen Delegation bessere Verknüp­
fung zwischen der WIPO-Konvention und den neuen 
Bestimmungen über die Verwaltungsstruktur der Unio­
nen vor. Die Bundesregierung hat diesen Punkt in ihrer 
offiziellen Stellungnahme vor der Konferenz wie auch 
auf der Konferenz selbst aufgegriffen. Sie hat die Auf­
fassung vertreten, da!s sich die neue Verwaltungsstruktur 
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der Unionen und die neue Weltorganisation für geistiges 
Eigentum nicht voneinander trennen lassen: die neuen 
administrativen Bestimmungen der PVO und der RBO 
sehen kein eigene s Büro der Unionen mehr vor, son­
dern weisen die Verwaltungsaufgaben dem Intemationa­
len Büro der neuen Weltorganisation zu. Das ist zwar 
nicht ausdrücklich gesagt, denn der Text spricht nur von 
dem "Internationalen Büro", aber es ist gemeint. Zumin­
dest sind jedoch das Internationale Büro der Unionen und 
das Internationale Büro der Weltorganisation identisch. 
Auf die Wahl des Generaldirektors dieses Büros haben 
die Unionen als sokhe keinen Einflu8, wiewohl sie be­
rechtigt sind, ihm für den jeweiligen Bereich der Unio­
nen Weisungen zu erteilen. Der Generaldirektor wird 
vielmehr auf Vorschlag des Koordinierungsausschusses 
von der Generalversammlung der neuen Organisation 
berufen. Abgesehen von einer gewissen Obergangszeit 
sind in beiden Organen Länder, die der neuen Organisa­
tion nicht angehören, nicht vertreten. 

Die Auffassung der deutschen Delegation, da8 die An­
nahme der neuen Organisationsnormen notwendig mit 
der Annahme der WIPO-Konvention gekoppelt sein 
müsse, wurde im Prinzip von den Delegationen Hollands 
und Gro8britanniens geteilt. Die niederländische Dele­
gation machte -darüber hinaus den Vorschlag, einen Bei­
tritt der Unionsländer, der sich nur auf die revidierten 
rnateriellrechtlichen Bestimmungen bezieht, nicht zuzulas­
sen. Sie begründete den Vorschlag damit, daB zwar 
manche Länder einige Zeit brauchten, urn die neuen 
materiellrechtüchen Vorschriften, insbesondere der Ber­
ner Obereinkunft, zu ratifizieren; diesen Ländern solle 
die Möglichkeit gegeben werden, schon vorher den neuen 
administrativen Teil des Abkommens zu ratifizieren. 
Umgekehrt werde aber kein Land aus dem innerstaat­
lichen Recht herrührende Schwierigkeiten haben, die 
neuen Organisationsnormen sogleich anzunehmen. Daher 
brauche ein auf die materiellrechtlichen Bestimmungen 
beschränkter Beitritt nicht zugelassen zu werden. 

Der holländische Vorschlag wurde von Gro8britannîen 
und, mit gewissen Einschränkungen, auch von Austra­
lien unterstützt. Italien, Portugal und Frankreich setzten 
sich dagegen zusammen mit den osteuropäischen Staaten 
entschieden für die Aufrechterhaltung des Entwurfs ein. 
Der holländische Vorschlag wurde schlie8lich mit 3: 17: 16 
Stimmen abgelehnt. Angesichts dieses eindeutigen Ergeb­
nisses sah • die deutsche Delegation keine Chance für 
ihren Vorschlag, der auf ähnlichen Erwägungen beruhte 
wie der holländische Vorschlag, die notwendige Mehrheit 
zu finden. Es hlieb daher bei der Fassung des Entwurfs, 
d. h. die Stockholmer Fassung der Pariser und der Berner 
Obereinkunft kann von den Unionsstaaten insgesamt 
oder beschränkt auf ihren materiellrechtlichen oder admi­
nistrativen Teil angenommen werden, und zwar auch 
ohne gleichzeitigen Beitritt zur WIPO. Oieses Ergebnis 
ist wegen der sich aus ihm ergebenden Gefahren für den 
Bestand der neuen Cesamtorganisation zu bedauern, 
konnte aber angesichts der auf der Konferenz zutage 
tretenden fundamentalen Auffassungsunterschiede und 
Interessengegensätze nicht verhindert werden. 

2. Vorbehalte (Art. 22 PVÜ; ArL 30 RBÜ) 

Abgesehen vonder Möglichkeit, der Stockholmer Fas­
sung der Pariser Verbandsübereinkunft und der Berner 
übereinkunft nur hinsichtlich der geänderten materiell­
rechtlichen oder nur hinsichtlich der neuen administrati-
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ven Vorschriften beizutreten, sah der Entwurf für die 
Stockholmer Fassung der PVO keine Vorbehaltsmöglich­
keiten vor. Dies ist vonder Konferenz auch beschlossen 
worden (Art. 22 PVO). . 

Bei der Berner Obereinkunft lagen die Dinge dagegen 
anders. Auch hier hatte der Entwurf der Stockholmer 
Fassung die Tendenz, die in den früheren Fassungen 
gegebenen Möglichkeiten abzuschaffen, Vorbehalte zu 
machen oder alte Vorbehalte aufrechtzuerhalten. Neu 
beitretende Staaten sollten Vorbehalte überhaupt nicht 
erklären dürfen; Unionsstaaten sollten nur die Möglich­
keit haben, wie bei der Pariser Verbandsübereinkunft 
ihren Beitritt auf die neuen rnateriellrechtlichen Vor­
schriften oder auf die neuen administrativen Vorschrif­
ten zu beschränken. Ein Beitritt lediglich zu den neuen 
Organisationsnormen bedeutete natürlich · in materiell­
rechtlicher Hinsicht das Festhalten an einer früheren Fas­
sung und damit auch die Aufrechterhaltung etwa noch 
bestehender Vorbehalte. Dagegen sollten Unionsstaaten, 
die den materiellrechtlichen Teil annehmen, keine Vor­
behalte aufrechterhalten können.Die Regelung des Art. 25 
Abs. 2 RBÜ sollte à.lso nicht übernommen werden. 

Diese Konzeption hat sich in Stockholm nicht durch­
setzen lassen. Verschiedene Staaten wünschten auch für 
den Fall eines Beitritts zu den materiellrechtlichen Be­
stimmungen der Stockholmer Fassung der Berner über­
einkunft alte Vorbehalte aufrechterhalten zu können. 
Art. 30 Abs. 2 Buchst. a RBO bestimmt daher jetzt, da8 
solche Vorbehalte dadurch aufrechterhalten werden kön­
nen, daS bei der Hinterlegung der Beitritts- oder Ratifi­
kationsurkunde eine entsprechende Erklärung abgegeben 
wird. 

Wenn es mit dieser Bestimmung sein Bewenden gehabt 
hätte, so hätte man darin allerdings wohl eine gewisse 
Ung1eichbehandlung der neu beitretenden Nicht-Unions­
staaten sehen können. Deswegen ist als Art. 30 Abs. 2 
Buchst. b RBO eine neue Bestimmung eingefügt worden, 
nach der Nicht-Unionsstaaten bei ihrem Beitritt die Er­
klärung abgeben können, da8 sie, jedenfalls zeitweise, 
den das Obersetzungsrecht regelnden Art. 8 durch den 
Art. 5 der 1896 in Paris revidierten Fassung ersetzt sehen 
möchten. Wird eine solche Erklärung abgegeben, so kön­
nen die Länder, aus denen die übersetzten Werke stam­
men, sim gegenüher dem Land, das den Vorbehalt ge­
macht hat, auf einen entsprechenden niedrigeren Schutz 
beschränken (Gegenseitigkeitsprinzip). 

3. lnkrafttreten (Art. 20, 21 PVO; Art. 28, 29 RBO) 

Der Entwurf sah vor, da8 die neuen Organisationsnor­
men der Pari se r Uni on mit der zehnten Ratifikation, 
die materiellrechtlidien Bestimmungen, d. h. die Einbezie­
hung der Erfmderbescheinigung in Art. 4 PVO, jedoch 
schon mit der fünften Ratifikation in Kraft treten sollten. 
Unterstützt von Rumänien sprach sich jedoch die UdSSR 
dafür aus, auch die neuen materiellrechtlichen Bestim­
mungen erst in Kraft treten zu lassen, wenn sie von zehn 
Staaten angenommen worden sind. Nur dann komme 
dieser Änderung der PVO ein genügendes Gewicht zu. 
Die materiellrechtlichen und die administrativen Bestim­
mungen sollten ohne Oiskriminierung gleichbehandelt 
werden. Da die Einbeziehung der Erfinderbescheinigun­
gen in die PVÜ unmittelbar nur im Interess~ der ost­
europäischen Staaten liegt, bestanden bei den anderen 
Ländern keine Bedenken,dem sowjetischen Vorschlag zu­
zustimmen. Er wurde deshalb einstimmig angenommen. 
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Für die Berner Uni on sah der Entwurf vor, da8 
die materiellrechtlichen Bestimmungen rnit der Hinter­
legung der fünften und die administrativen Vorschriften 
mit der Hinterlegung der siebenten Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde in Kraft treten sollten. Diese Vorschrift 
ist von der Stockholmer Konferenz unverändert ange­
nommen worden. 

Dagegen ist für das Protokoll betreffend die 
Entwicklungsländer eine vom Entwurf abwei­
chende Regelung getroffen worden. Grundsätzlich tritt 
das Protokoll zugleich mit den geänderten materiellrecht­
lichen Bestimmungen für die Länder in Kraft, die die 
Stockholmer Fassung angenommen und dabei hinsicht­
lich der materiellen Bestimmungen und des Protokolls 
keine Vorbehalte angemeldet haben. Art. 25quater RBO in 
der Fassung des Entwurfs sah darüber hinaus vor, daB 
(entwickelte) Länder auch schon vor der Ratifikation für 
Werke, für die sie Ursprungsland sind, die Anwendung 
des Protokolis gestalten können. Auch im Falle einer sol­
chen Erlaubniserklärung konnten sich auf sie aber nur 
Entwicklungsländer berufen, die selbst den Stockholmer 
Text mit dem Protokoll ratifiziert hatten, und zwar erst 
von dem Zeitpunkt an, zu dem die Stockholmer Fassung 
mit dem Protokoll in Kraft getreten war. Das war in dem 
Entwurfstext zwar nicht ausdrücklich gesagt; zu diesem 
Ergebnis mu8te aber die Auslegung kommen. Der in 
Stockholm verabschiedete Text geht, was die vorläufige 
Anwendbarkeit des Protokolls anlangt, nunmehr noch 
wei ter: Art. z5quater wurde gestrichen und in unveränder­
ter Form als Art. 5 in das Protokoll selbst verlegt, um das 
selbständige vorzeitige "lnkrafttreten" des Protokolls zu 
ermöglichen. Nach Art. 5 des Protokolls kann jedes Ver­
bandsland, wenn es ein Entwicklungsland ist, schon vor 
dem Inkrafttreten der Stockholmer Fassung und damit 
auch vor dem allgemeinen Inkrafttreten des Protokolls, 
das einen integrierenden Bestandteil der Stockholmer 
Fassung darstellt, erklären, da8 es das Protokoll anwen­
den möchte. Die Anwendung ist gegenüber solchen (ent­
wickelten) Ländern zulässig, die ihrerseits erklärt haben, 
da8 sie die Anwendung des Protokolls gestatten. Zwi­
schen diesen Ländern gilt dann das Protokoll (man möchte 
fast sagen: auf bilateraler Basis) unabhängig von seinem 
allgemeinen lnkrafttreten, ja sogar unabhängig davon, 
ob die betreffenden Staaten den Stockholmer Text rati­
fiziert haben oder ihm beigetreten sind. Es genügt, daB 
sie ihn gezeichnet haben. 

Mit dieser Regelung, die die bisherige Praxis und 
Rechtstechnik der Unionsverträge durchbrkht, ist man 
den Entwicklungsländern sehr weit entgegengekommen. 
Mehreren entwickelten Ländern, das zeigte sich schon 
auf der Konferenz, dürfte es erhebliche innenpolitische 
Schwierigkeiten bereiten, die auf Drängen der Entwick­
lungsländer in den Vertragstexten vorgesehenen lösun­
gen zu vollziehen, insbesondere die Erklärungen über die 
Gestattung der (einstweiligen) Anwendung des Proto­
kolls betreffend die Entwicklungsländcr abzugcben. 

4. Abhängige Gebiete (Art. 24 PVO; Art. 31 RBÜ) 

Erhebliche, wenn auch etwas überraschende Auseinan­
dersetzungen verursachte die Erörterung der Art. 24 PVÜ 
(Art.16quinquies des Entwurfs) und 31 RBO (Art. 26 des 
Entwurfs). Bei diesen Bestimmungen handelt es sich urn 
die unveränderte übernahrne der seit langern als Art.16bis 
in der Pariser Verbandsübereinkunft und als Art. 26 in 
der Berner Übereinkunft enthaltenen Bestimmungen, die 
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es den Kolonialstaaten erlauben, die Erstreckung der 
Unionsverträge auf ihre Kolonien und andere au8enpoli­
tisch abhängige Gebiete zu erklären. 

Die osteuropäischen Staaten setzten sich nachhaltig für 
die Streichung dieser Bestimmungen ein. Polen erklärte, 
sie seien ein AusfluB des Kolonialismus und stünden in 
Widerspruch zum internationalen Recht und dem Bestre­
ben, den Kolonialismus in jeder Form zu beseitigen. 
Während Rumänien, Brasilien und Ru8land sich im gfei­
chen Sinne äu.8erten, erinnerte der Vertreter Gro8britan­
niens daran, da8 die angcgriffenen Bestimmungen den 
abhängigen Gebieten immerhin die Möglichkeit gäben, 
am intemationalen gewerblichen Rechtsschutz und Urhe­
berrecht teilzunehmen. Andere länder, so die Nieder­
lande, Deutschland und, bemerkenswerterweise, Kenia 
vertraten in noch stärkerem Ma8e die Auffassung, da8 
diese Bestimmungen, auch wenn sie 1etztlich eine Folge 
der Kolonialherrschaft seien, nur zum Vorteil der abhän­
gigen Gebiete dienten. 

Bei der Abstimmung wurde die Streichung der Bestim­
mungen rnit 13:18:11 Stimmen abge!ehnt. 

In diesern Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, da8 
eine in etwa korrespondierende Bcstimmung als Art. 6 in 
das Protokoll betreffend die Entwicllungstinder auf­
genommen worden ist. Danach sind die entwid.elten 
Staaten unter bestimmten Voraussetzungen berechtigt, 
die Inanspruchnahme der Vergünstigungen des Proto­
kolls für die von ihnen abhängigen Gcbiete zu crllären. 
Wegen der Einzelheiten und des Hintergrunds diescr Be­
stimmung kann auf den Berkht über die Hauptkommis­
sion II verwiesen werden"). 

5. Anwendbarkelt vers<hiedener fassungen 
(Art. 27 PVO; Art. 32 RBO) 

Ganz besondere Schwierigkeiten bereitete die Rege­
lung des Rechtsverhältnisses zwischen Staaten, die ver­
schiedenen Fassungen der Unionsverträge angehören. 
Diese Schwierigkeiten ergaben sich vor allem für die Ber­
ner Obereinkunft, weil hier die Stockholmer Fassung 
nicht nur einen verbesserten, sondern zum Teil auch einen 
gegenüber der Brüsseler Fassung abgesc..hwäd,ten SdtUtz 
vorsieht. Im folgenden sei deshalb zunächst das Problem 
des Verhältnisses der Mitglieder verschiedener Fassun­
gen zueinander für die Berner Union erörtert: 

a) Die B e r n e r O b e re i n k u n f t bestimmte in 
Art. 27 der Brüsseler Fassung, da8 für das Verhältnis 
zwischen zwei Ländern, die der Brüsseler Fassung ange­
hören, diese anwendbar ist, und da8 die früheren Fassun­
gen für die Länder anwendbar blciben, die der Brüsseler 
Fassung (noch) nicht angehören. Was für das Verhältnis 
zwischen zwei Ländern gilt, von denen eines die Brüsse­
ler Fassung ratifiziert hat, während das andere einer noch 
älteren Fassung angchtirt, sagte der Text nidit; in die­
sem Fall war aber wohl die letzte gem eins a me Fas­
sung malsgebend. Ungeachtet dessen gewähren die län­
der entsprechend dem Prinzip der Inländerbehandlung 
Schutz entsprechcnd ihrer eigenen innerstaatlichen Ge­
setzgebung, die mindestens der Fassung entsprechen 
müBte, der diese Staaten jeweils angehörten. 

Der für die Stockholmer Konferenz zunächst vorge­
legte Entwurf stellte lediglich eine gewisse Verfeinerung 
der Brüsseler Fassung des Art. 27 dar, indcm er die Mög­
lichkeit in Rechnung steilte, daB ein Land nicht der Stock-

•> Vgl. oben S. ♦H ff. 
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holmer Fassung insgesamt, sondern nur dem materiell­
rechtlichen oder nur dem neuen administrativen Teil bei­
tritt. Neu war der Vorschlag für einen Art. 27 Abs. 3. Er 
betraf das Verhältnis zwischen Unionsländern, die noch 
der Brüsseler Fassung (oder einer früheren) angehören, 
und Ländern, die der Union durch Ratifikation der Stock­
holmer Fassung beitreten. Zwischen diesen Ländern be­
steht keine "letzte gemeinsame fassung", wenn das neu 
beitretende Land nicht gleichzeitig den alten Fassungen 
beitritt. Der vorgeschlagene Art. 27 Abs. 3 schrieb für 
diesen Fall dem neu beitretenden Land vor; gegenüber 
dem einer älteren Fassung angehörenden Unionsland 
unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit die Stockholmer 
Fassung anzuwenden. 

Diese Regelung wie auch ein von BIRPI kurz vor Be­
ginn der Konferenz vorgelegter Alternativvorschlag er­
schien vielen Delegationen wegen der Schwierigkeiten 
nicht befriedigend, die sich aus dem Protokoll betreffend 
die Entwicklungsländer und aus dem Umstand ergeben, 
dals die Stockholmer Fassung gegenüber den früheren 
fassungen zum Teil eine Verstärkung, zum Teil aber auch 
eine gewisse Abschwächung des mindestens zu gewäh­
renden Urheberrechtsschutzes bedeutet. Die in Stockholm 
nach zahlreichen Änderungen und mehrfachen Sitzungen, 
über die hier nicht im einzelnen berichtet werden kann, 
beschlossene Fassung, jetzt Art. 32, versucht dem Pro­
blem mit einer differenzierteren Regelung beizukommen, 
als sie der ursprüngliche BIRPI-Vorschlag vorsah: 
aa) Zwischen zwei Unionsländern ist der letzte gemein­

same T ext maBgebend. 
bb) Nicht-Unionsländer, die der Stockholmer Fassung 

beitreten, wenden diese auch gegenüber Unions­
ländern an, die der Stockholmer Fassung noch nicht 
beigetreten sind. Die noch den früheren Fassungen 
angehörenden Unionsstaaten sind aber berechtigt, 
ihnen gegenüber 
1. die Bestimmungen der letzten Fassung anzuwen­

den, der sie angehören, und 
2. den Schutz, den sie gewähren, dem "Niveauu der 

Stockholmer Fassung anzupassen. 
Mit anderen Worten: die neu beitretenden Staaten 
wenden gegenüber den alten Unionsstaaten, die die 
Stockholmer Fassung noch nicht ratifiziert haben, 
diese an; den anderen Staaten steht es jedoch frei, 
nach der Stockholmer Fassung oder nach einer älte­
ren Fassung, der sie angehören, Schutz zu gewähren. 

cc) Das Protokoll betreffend die Entwicklungsländer 
kann nur gegenüber solchen Staaten angewendet 
werden, die es entweder ebenfalls ratifiziert oder 
doch wenigstens seine Anwendung gestattet haben. 

Diese Regeln finden, daran sei an dieser Stelle erinnert, 
noch eine Ergänzung in dem oben unter c) erörterten 
Art. 5 des Protokolls betreffend die EntwicklungsL.inder. 

b) Für den Bereich der Pariser Verbandsüber­
e in kun f t ergaben sich nicht die gleichen Schwierig­
keiten wie bei der Berner Obereinkunft. Art. 27 PVO in 
der Stockholmer Fassung schreibt daher lediglich vor, da!s 
zwischen den Unionsländern stets die letzte gemeinsame 
Fassung gilt (Abs. 1 und 2). Länder, die der Union neu 
beitreten, wenden gegenüber Unionsstaaten, die die 
Stockholmer Fassung noch nicht ratifiziert haben, gleich­
wohl die Stm.-kholmer Fassung an, sind aber damit ein­
verstanden, dals diese Unionsstaaten ihrerseits nur die 
Fassung anwenden, der sie angehören. 

7 
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6. Schiedsklauseln (Art. 28 PVO; Art. 33 RBO) 

Die Pariser Verbandsübereinkunft sah bisher eine Re­
gelung für die Beilegung von Streitigkeiten nicht vor. 
Der Versuch, die Obereinkunft durch eine Schiedsklausel 
zu ergänzen, war auf der Lissabonner Revisionskonfe­
renz noch gescheitert 10>. Im Gegensatz hierzu enthält die 
Berner Obereinkunft in· ihrer Brüsseler Fassung · in 
Art. 27bis eine zwingende Bestimmung, wonach Streitig­
keiten über die Auslegung oder Anwendung der Konven­
tion, die nicht durch Verhandlungen beigelegt werden 
können, vor den In terna tiona len Gerichts hof 
in Den Haag zu bringen sind, sofern sich nicht die be­
teiligten Länder auf eine andere Art, ihren Streit zu 
schlichten, einigen. 

Auf der Stockholmer Konferenz wurden in der Frage 
der Schiedsklausel zwei entgegengesetzte Tendenzen 
deutlich. Auf der einen Seite standen die Länder, vor 
allem die Niederlande, die eine obligatorische Schieds­
klausel auch für die Pariser Verbandsübereinkunft wünsch­
ten. Diese Länder vertraten den Standpunkt, da8 inter­
nationale Verträge in ihrem Wert entscheidend beein­
trächtigt würden, wenn sie nicht auch eine Schiedsklausel 
haben, die ihnen bei Streitigkeiten eine gewisse Exeku­
tierbarkeit gibt. Andere Länder, insbesondere die ost­
europäischen Staaten, sahen in der Unterwerfung unter 
ein Cerichtsurteil oder unter einen Schiedsspruch eine Be­
einträchtigung ihrer Souveränität. Sie wollten daher 
Schiedsklauseln genereII vermeiden oder jedenfalls doch 
so ausgestalten, da8 sie ihnen nicht zwangsläufig unter­
worfen sind. 

Aus diesen entgegengesetzten Bestrebungen ergab sich 
in Stockholm ein KompromiB. Die obligatorische Schieds­
klausel der Revidierten Berner Obereinkunft wurde da­
durch abgeschwächt, da8 ein Staat bei der Ratifikation der 
Berner Obereinkunft erklären kann, da8 er die Schieds­
klausel auf sich nicht angewendet wissen möchte. Zum 
Ausgleich für diese den Wünschen der osteuropäischen 
Staaten entgegenkommende Regelung wurde eine der 
Neufassung der Schiedsklausel der Berner Obereinkunft 
entsprechende Schiedsklausel in die Pariser Verbands­
übereinkunft aufgenommen. Mit dieser Kompromifs­
lösung hat sich zwar die im Hinblick auf die Ergebnisse 
der Lissaboner Konferenz geäufserte Skepsis von Kühne­
mann 11> bestätigt, da8 "die Zeiten seitdem (Brüssel) an­
dere geworden sind". Andererseits stellt die neue Lösung 
für die Pariser Verbandsübereinkunft doch eînen gewis­
sen Fortschritt dar. 

7. Sprachen (Art. 29 PVO: Art. 37 RBO) 

Der Text der Pariser Verbandsübereinkunft ist in 
Stockholm nur in französischer Sprache gezeichnet wor­
den. Insoweit stimmt die Regelung des Art. 29 PVO der 
Stockholmer Fassung mit der des Art. 19 PVÜ der Lissa­
boner Fassung überein. Neben dem französischen Ori­
ginaltext wird es offizielle Obersetzungen in die deutsche, 
die englische, die spanische, die italienische, die portu­
giesische und die russische Sprache geben. In dieser Auf­
zählung ist lediglich die russische Sprache neu. Aulserdem 
ist neu, dals die Versammlung der Union weitere offizielle 
Obersetzungen anordnen kann. 

Für die Berner Union gab es bisher auch nur einen Ori­
ginaltext in Französisch, daneben aber einen "gleich­
wertigen" T ext in Englisch, jedoch war bei einem Streit 

10) Vgl. hierzu Kühnemann in CRUR Int. 1959, 11:l. 
11) A.a.O. 
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über die Auslegung der Konvention der französische Text 
maBgebend (Art. 31 RBÜ). Der Entwurf für die entspre­
chende Bestimmung in der Stockholmer Fassung der RBÜ 
sah eine voHe Gleichberechtigung des französischen und 
des englischen Textes vor. Beide sollten Originaitexte 
sein, keiner von diesen sollte bei der Auslegung der Kon­
vention einen Vorrang genielsen. AuEerdem sollte es offi­
zielle übersetzungen in die deutsche, die italienische, die 
portugiesische, die spanische und die russische Sprache 
geben. Die Gleichberechtigung des englischen Textes rnit 
dem französischen Text wurde von der französischen 
Delegation, die dabei von Italien, Madagaskar und Polen 
unterstützt wurde, erbittert bekämpft. Begründet wurde 
diese Auffassung damit, da8 die Gleichberechtigung von 
zwei Texten, die aus sprachlichen Gründen nicht völlig 
inhaltsgleich sein könnten, immer zu Schwierigkeiten füh­
ren müsse. Die englisch-sprechenden Länder, insbesondere 
GroBbritannien, Kanada und Australien, setzten sich da­
gegen für die Gleichberechtigung des englischen Textes ein 
und machten geitend, so insbesondere Kanada auf Grund 
seiner Erfahrungen mit der zweisprachigen kanadischen 
Verfassung, dals im Gegenteil bei Unklarheiten sehr gut 
ein Text durch den anderen interpretiert werden könne. 
Die deutsche Delegation hat dann den Kompromils­
vorschlag gemacht, da.Is zwar der französische und der 
englische Text grundsätzlich gleichberechtigt sein sollten, 
jedoch bei Streitigkeiten über die.Auslegung der franzö­
sische Text vorgehen sollte. Dieser Vorschlag wurde mit 
16: 10: 4 Stimmen angenommen. 

Im übrigen blieb der Entwurf unverändert, d. h. es 
wird offizielle Obersetzungen in die deutsche, die italie­
nische, die portugiesische, die spanische und die russische 
Sprache geben. Aulserdem kann die Versamrnlung der 
Union weiter offizielle übersetzungen anordnen. 

8. Obergangsregelung (Art. 30 PVO; Art. 38 RBÜ) 

Die Übergangsregelung ist im wesentlichen so getrof­
fen worden, wie es der Entwurf vorsah. Bis zum Inkraft­
treten der WIPO-Konvention und damit bis zur Errich­
tung dieser Organisation und der rnit ihr verbundenen 
Organe werden die in den neuen Verwaltungsbestim­
mungen der Pariser und der Berner Obereinkunft dem 
Internationalen Büro und dem Generaldirektor der Orga­
nisation zugewiesenen Funktionen weiterhin von BIRPI 
und seinem Direktor ausgeübt. 

Der Entwurf sah auch. bereits vor, dals die Länder, die 
die neuen Organisatiónsnormen der PVÜ und der RBÜ 
noch nicht annehmen, für die Dauer von fünf Jahren seit 
dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen dieselben Mit­
gliedschaftsrechte sollten wahrnehmen können, wie die­
jenigen Länder, die die neuen Organisationsnorrnen be­
reits angenommen haben. Diese Regelung ist in Stock­
holm im Prinzip gebilligt, aber noch weiter konkretisiert 
worden. 

9. Nebenabkommen der Pariser Verbandsübereinkunft 

Auch die Nebenabkommen der Pariser Verbandsüber­
einkunft mulsten naturgemäls der neuen Verwaltungs­
struktur der Pariser Union angepalst werden. Soweit es 
sich bei den Nebenabkommen selbst urn Unionen handelt 
(Madrider Markenabkommen, Haager Musterabkommen, 
Nizzaer Klassifikationsabkommen und Lissaboner Ur­
sprungsabkornmen), haben diese Abkommen die gleichen 
Organisationsnormen wie die Pariser Verbandsüberein­
kunft erhalten. Sie werden auch mit den gleichen Orga-
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nen ausgestattet sein. Nur auf einen besonderen Ver­
waltungsausschuls hat man bei diesen Nebenabkommen 
verzichtet. 

Eine Besonderheit gilt allerdings für das Haag er 
M u s ter a b k o rn men. Dieses A bkommen ist in Stock­
holm nicht als sokhes geändert worden; seine Organisa­
tionsnormen und Schlu.lsbestimmungen sind vielmehr 
durch eine besondere Ergänzungsakte an die geänderte 
Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft angeglichen 
worden. Die Sonderbehandlung dieser Union restreinte 
war notwendig, weil die letzte Fassung des Haager 
Musterabkommens (Haager Fassung vom 28. November 
1960) noch nicht in Kraft getreten i5t und in ab5ehbarer 
Zeit mit ihrem lnkrafttreten auch noch nicht gerechnet 
werden kann. Die Ergänzungsakte stellt daher ein Zu­
satzabkommen zur Londoner Fassung des Abkommens, 
zu seiner Haager Fassung und zu dem bereits in Kraft 
befindlichen Zusatzabkommen von Monaco vom 18. No­
vember 1961 zur Haager Fassung des Haager Y\,1uster­
abkommens 12> dar. 

Eine weitere Zusatzakte ist in Stockhoim aulserdem 
auch für das Madrider Herkunftsabkommen 
beschlossen worden. Dies war erforderlich, weil das 
Madrider Herkunftsabkommen bisher selbst Organisa­
tionsnormen überhaupt nicht enthielt, da es für sich allein 
keine besondere "Union restreinte" bildete. Durch die 
Zusatzakte ist das Abkommen auch nicht in eine solche 
Sonderunion umgestaltet worden. Die Zusatzakte enthält 
vielmehr nur die erfordcrlichen Anpassungsvorschriften, 
die durch die neuen Organisationsnormen der Pariser 
Verbandsübereinkunft als des Hauptabkommens für das 
Madrider Herkunftsabkommen notwendig geworden sind. 
Dies gilt insbesondere für den übergang der Depositar­
funktionen (Art. 1 der Zusatzakte), für die Verweisung 
auf Vorschriften der Pariser Verbandsübereinkunft (Art. 2 
der Zusatzakte) und für die Unterzeichnung und Ratifi­
kation der Zusatzakte (Art. 3). Aufserdem enthält die 
Zusatzakte die üblichen Übergangs- und Schlulsbestim­
mungen. 

III. Resolution über das vorläufige Inkrafttreten 
der Stockholmer Akte 

Auf den vorbereitenden Konferenzen hatte man sich, 
urn die Schwierigkeiten des übergangs von der gegen­
wärtigen Ver':"altungsstruktur der Pariser und der Berner 
Union auf die neue Organisationsform und auf die WIPO 
zu erleichtern, dafür entschieden, die neuen Bestimmun­
gen auf Grund einer einstimmig zu fassenden Resolution 
so zu behandeln, als seien sie bereits in Kraft getreten. 
Obwohl der der Konferenz vorliegende Entwurf einer 
solchen Resolution gegenüber den auf den vorbereiten-

• den Konferenzen gefa8ten Beschlüssen schon ganz erheb­
lich abgeschwächt war, wurden doch gcgen die Resolution 
insbesondcre von Frankreich und Italien schwere Be­
denken geitend gemacht. Intensive Vermittlungsversuche 
insbesondere der deutschen und der amerikanischen Dele­
gation konnten diesen Widerstand nicht überwinden. 
BIRPI und die schwedische Delegation zogen daraufhin 
den Entwurf der Resolution zurück. Da nur eine verhält­
nismä.fsig geringe Zahl von Ratifikationen für das Inkraft­
treten der Stockholmer Fassung der Unionsverträge not­
wendig ist, erschien ihnen das Bedürfnis für die vorge­
schlag':ne Resolution nicht mehr sehr gro8. 

12) BGBl. II 1962 S. 9:i8. 
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IV. finanzfragen 
Der Konferenz lagen Beschlu8entwürfe vor, nach 

denen die Ausgaben-Höchstbeträge auf folgende Summen 
festgelegt werden: 

Pariser Union 
1 200 000 sfrs. für 1968, 
1 400 000 sfrs. für 1969, 
1600000 sfrs. für 1970 

Berner Union 
800 000 sfrs. für 1968, 
900 000 sfrs. für 1969, 

1 000 000 sfrs. für 1970 

Diese Vorschläge wurden von der Konferenz ohne 
langwierige Auseinandersetzungen einmütig gebilligt. 

D. Die Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) 

(Verfasser: Krieger) 

Zum Vorsitzenden der Hauptkommission V hatte die 
Konferenz den Leiter der amerikanischen Delegation, 
Braderman, Deputy Assistant Secretary im State Depart­
ment, gewählt. Er hatte sich bereits auf der Vorkonferenz 
des Jahres 1966 als Vorsitzender der für den Entwurf der 
WIPO-Konvention zuständigen Kommission bewährt 
und hat aum in Stockholm wieder mit Zielstrebigkeit, 
Festigkeit und gro8em Geschick diesen Teil der Konfe­
renz geleitet. Vorsitzender des Redaktionsausschusses 
der Hauptkommission V war der Leiter der Rechtsabtei­
lung des schwedischen Au.lsenminîsteriums, Kellberg. Im 
Zusammenwirken mit der leitung von BIRPI hatte er 
aum einen wesentlichen Teil der organisatorismen Vor­
bereitung der gesamten Konferenz übernommen und sich 
dadurch gemeinsam mit seinen schwedischen Kollegen 
Hesser, Bergerus, Hellberg, Nordenson und Uggla den 
Beifall und geradezu die Bewunderung aller Konferenz­
teilnehmer erworben. Zum Berichterstatter der Haupt­
kommission V war der Präsident des schweizerischen 
Patentamts, Voyame, gewählt worden. Sein umfassender 
Bericht13> gibt Verlauf und Ergebnis der Verhandlungen 
in dieser Kommission erschöpfend und besonders an­
schaulich wieder und ist aum bei dem nachfolgenden Be:­
richt jeweils mit berücksichtigt worden. 

Trotz dieser hervorragenden personellen Vorausset­
zungen für die Arbeit der Hauptkommission V war es 
bej dem Verhandlungsgegenstand dieser Kommission 
nimt überraschend, dals ihre Verhandlungen vereinzelt 
von heftigen, im wesentlimen politisch bedingten Mei­
nungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen ge­
kennzeichnet waren. Angesichts des die gesamte Konfe­
renz beherrschenden Geistes internationaler Zusammen­
arbeit und nicht zuletzt auf Grund der straffen Verhand­
lungsführung des Vorsitzenden Braderman haben diese 
Meînungsverschiedenheiten die Konferenz jedoch nîe in 
Gefahr gebracht und konnten schlielslich immer durch 
Kompromi!slösungen überbrückt werden, mögen dabei 
auch gewisse Verstimmungen nicht immervermieden wor­
den sein. 

Aufgabe der Hauptkommission V war die Beschluls­
fassung über den von BIRPI im Auftrage der schwedi­
schen Regierung der Konferenz unterbreiteten Entwurf 
einer Konvention über die Errichtung der \Veltorganisa­
tion für geistiges Eigentum (Convention establishing the 

H) Prop. ind. 1967, 191 ff.1 lnd. Prop. 1967, lllS ff.; DdA 1967, 161 ff.; 
Copyright 1gt,7, 154. 
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World Intellectual Property Organization - WIPO/ 
OMPI - nachstehend wieder Entwurf genannt). Wegen 
der Vorgeschichte und der entscheidenden Motive für 
diese neue weltweite Konvention kann auf frühere Aus­
führungen verwiesen werden14>. Ober die Verhandlungen 
in der Hauptkommission V und ihre Ergebnisse ist im 
einzelnen folgendes zu berichten: 

1. Errichtung der neuen Weltorganisation 
(Art. 1 und 10) 

1. Die Verhandlungen der Hauptkommission V wur-. 
den zunächst durch Grundsatzerklärungen ver­
schiedener Delegationen eröffnet, in denen diese noch­
mals die grundsätzliche Haltung ihrer Regierungen zu den 
Plänen für die Errichtung einer neuen Weltorganisation 
für geistiges Eigentum darlegten. 

Die Era nz ös is c he und die i talie nis ch e Deie­
gation unterstrichen dabei erneut die schon in den Vor­
verhandlungen immer wieder zum Ausdruck gebra~te 
grundsätzliche Auffassung ihrer Regierungen, da.Is eine 
Modernisierung der Verwaltungsstruktur der Parise~ und 
Berner Union aum innerhalb dieser Unionen durm Ände­
rung der Unionsverträge :möglich sei und es hierfür der 
Errichtung einer neuen Weltorganisation nicht bedürfe. 
Sie gaben andererseits aber doch eindeutig zu verstehen, 
daB sie auf der Konferenz der Errichtung der neuen Welt­
organisation nimt widersprechen würden, wenn die Mehr­
heit der Unionsstaaten sich dafür aussprechen sollte. 
Allerdings millsten sie auf der Wahrung der absoluten 
Souveränität und Unabhängigkeit der alten Unionen und 
deshalb auf einer Reihe von Änderungen des der Kon­
ferenz vorliegenden Entwurfs bestehen. 

Die Meh rzahl der Del eg a tionen, darunter vor 
allem auch die amerikanische und die sowjetische Dele­
gation, sprach sich demgegenüber eindeutig zugunsten 
der neuen Weltorganisation aus. Auch die deutsche Dele­
gation wies in einer Grundsatzerklärung nochmals darauf 
hin, da8 sie die der Stockholmer Konferenz unterbreite­
ten Pläne im Interesse einer Förderung und Ausweitung 
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Schutzes des geistigen Eigentums begrü8e und den letzten 
Entwurf der WIPO-Konvention im Verhältnis zu den 
ursprünglichen Entwürfen sogar als eine Mindestlösung 
betrachte, deren weitere Verwässerung nur urn den Preis 
einer entscheidenden Verminderung und Schwächung 
nicht nur der geplanten neuen Organisation, sondern 
überhaupt des Schutzes des geistigen Eigentums in der 
Welt zu erreichen sei. 

A uch die Vertreter zahlreicher i n te r n a ti o n a I e r 
Or ga nis a ti one n, die an der Konferenz als Beobach­
ter teilnahmen, befürworteten den Entwurf. Nur der Ver­
treter der UNESCO madite Vorbehalte geitend, die 
offensichtlich .durch den Umstand begründet waren, dals 
die UNESCO mit dem Welturheberrechtsabkommen 
aulserhalb des bisher von BIRPI verwalteten Bereichs 
steht und zumindest auf absehbare Zeit kaum bereit sein 
dürfte, das Welturheberrechtsabkommen der Verwal­
tung durch die neue Weltorganisation zu unterstellen, 
zumal da die WIPO anders als die UNESCO nicht eine 
Sonderorganisation der Vereinten Nationen sein wird. 

Insgesamt vermittelten schon die Grundsatzerklärun­
gen in der Eröffnungssitzung der Hauptkommission V 
den Eindruck, dals mit grundsätzlicher Opposition gegen 

U) Vgl. im einzelnen Krleger, 11..a.O. 
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die Errichtung der neuen Weltorganisation auf der Stock­
holmer Konferenz kaum zu rechnen sein und nur die 
Ausgestaltung des Entwurfs im einzelnen Gegenstand 
der Diskussionen sein würde. Dieser erste Eindruck wurde 
durch den Verlauf der Verhandlungen vollauf bestätigt. 
Trotzdem darf nicht verkannt werden, dals das Ergebnis 
der Verhandlungen insbesondere über die WIPO-Kon­
vention nur zu verstehen ist, wenn man sich stets den 
zumindest latent immer spürbar gewesenen Gegensatz 
vergegenwärtigt zwischen den Delegationen, die bei der 
Reform der Verwaltungsstruktur der Pariser und Berner 
Union über den durch die Unionsverträge gezogenen 
Rahmen möglichst nicht hinausgehen wollten, und den 
eindeutig die Mehrheit bildenden Delegationen, die die 
Reform der Verwaltungsstruktur mit einem entschlosse­
nen Schritt in die Zukunft internationaler Zusammen­
arbeit und moderner zwischenstaatlicher Organisations­
formen zu verwirklichen bereit waren. Diese völlig ver­
schiedenen Ausgangspositionen für die Reform der Ver­
waltungsstruktur der Pariser und Berner Union waren 
für die gesamten Verhandlungen der Hauptkommissio­
nen IV und V kennzeichnend, und die dadurch bedingten 
Meinungsverschiedenheiten flackerten gerade auch bei 
den Erörterungen über den Entwurf der vVIPO-Konven­
tion immer wieder auf. 

2. Das zeigte sich z. B. bei der Diskussion über die 
an sich untergeordnete, für die Stellung der neuen Orga­
nisation im Kreise aller übrigen internationa1en Organi­
sationen aber doch zumindest in psychologischer Hinsicht 
nicht unwesentliche Frage, ob die neue Organisation, wie 
der ursprüngliche Entwurf des Jahres 1964 dies vorgese­
hen hatte, als "Weltorganisation" oder "nur", wie dies 
schon bei den Vorverhandlungen vor allem vonder fran­
zösischen und italienischen Delegation gefordert worden 
war, als "Internationale Organisation" bezeichnet wer­
den sollte. 

Zu dem der Stockholmer Konferenz vorliegenden Ent­
wurf hatte sich BIRPI angesichts des in den Vorverhand­
lungen erkenn bar gewordenen Widerstandes resignierend 
mit der im internationalen Ansehen doch wohl geringer­
wertigen Bezeichnung "Internationale Organisation" ab­
gefunden, und die französische Delegation setzte sich in 
Stockholm, unterstützt allerdings nur von ltalien und 
Griechenland, nochmals nachdrücklich für diese Lösung 
ein. Vonder deutschen Delegation und anderen Delega­
tionen, von allem der USA, Gro8britanniens, der Schweiz 
und auch der Ostblockstaaten, wurde demgegenüber 
darauf hingewiesen, da8 die Bezeichnung ,,Internationale 
Organisation" den weltweiten Charakter der zu grün­
denden neuen Organisation und ihren Anspruch, die ein­
zige Organisation für den Schutz des geistigen Eigentums 
in der Welt zu sein, nicht hinreichend zum Ausdruck 
bringe und sogar im Sinne einer regional beschränkten 
Organisation mi8verstanden werden könne, zumal da 
schon die bisherigen Unionen die Mehrheit der Staaten 
der Welt über alle fünf Kontinente hinweg umfafsten. Die 
französische Delegation liefs daraufhin ihren Widerstand 
fallen und bewies damit ein weiteres Mal den Geist der 
intemationalen Zusammenarbeit, der die ganze Stock­
holmer Konferenz auszeichnete. Das Intermezzo über die 
Bezeichnungsfrage ist aber kennzeichnend für die grund­
sätzlichen Auffassungsunterschiede über die Grundkon­
zeption der Reform der Verwaltungsstruktur der Pariser 
und Berner Union, und diese Verschiedenheit der Aus-
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gangspositionen blieb für die gesamten Verhandlungen 
gerade auch der Hauptkornmission V maBgebend und 
muis bei der Beurteilung des Gesamtergebnisses dieser 
Verhandlungen und ihres Kompromilscharakters immer 
in Rechnung gestellt werden. 

3. Ihren Sit z wird die neue Weltorganisation in Genf 
haben (Art. 10). Eine Verlegung des Sitzes ist nach der 
ausdrücklichen Vorschrift des Art. 10 Abs. 2 nur auf 
Grund eines mit Zweidrittelmehrheit gefa8ten Beschlus­
ses der WIPO-Generalversammlung möglich, dem au8er­
dem auch die Versammlung der Pariser Union und die 
Versamrnlung der Berner Union je mit Zweidrittelmehr­
heit zugestimmt haben müssen (Art. 6 Abs. 3 g). Auch 
diese Regelung ist wieder ein Teilstück aus dem die ge­
samte \\IIPO-Konvention beherrschenden Primat der 
Unionen. 

II. Zweck und Aufgaben der neuen Weltorganisation 
(Präambel, Art. 2, 3 und 4) 

Zweck und Aufgaben der neuen Weltorganisation sind 
in der Präambel und in den Art. 3 und 4 der WIPO­
Konventîon umrissen. Dabei werden im wesentlichen drei 
Vertragszwecke unterschieden. 

1. Internationale Zusammenarbeit 

Auf Vorschlag der rumänischen Delegation wurde an 
den Anfang der Präambel das allgemeine Bestreben ge­
stellt, ,,zu einem besseren Verständnis und einer besse­
ren Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu ihrem 
gegenseitigen Vorteil Ul\d auf der Grundlage der Achtung 
ihrer Souveränität und Gleichheit beizutragen". So wich­
tig dieser Grundsatz ist und so bedeutsam er gerade 
auch für die Funktionsfähigkeit der neuen Weltorganisa­
tion sein wird, so kommt ihm doch mehr die Bedeutung 
eines allgemeinen Bekenntnisses zu internationaler Zu­
sammenarbeit auf der Grundlage des Prinzips der Nicht­
einmischung zu, ohne schon liber die konkreten Ver­
tragszwecke der neuen Weltorganisation etwas aus­
zusagen. 

2. Weltweite förderung des geistigen Eigentums 

Wesentlich konkreter ist der in der Präambel der 
Konvention an zweiter Stelle aufgeführte Zweck, ,,den 
Schutz des geistigen Eigentums weltweit zu fördern, urn 
dadurch schöpferische Tätigkeit anzuregen". Diese For­
mulierung geht auf einen Vorschlag der italienischen 
Delegation zurück und kennzeichnet den einen der beiden 
Hauptzwecke der neuen Organisation. Der Begriff des 
"geistigen Eigentums" ist dabei, wie die Legaldefinition 
in Art. 2 (VIII) zeigt, im weitesten Sinne zu verstehen 
und umfalst nicht nur die überkommenen Vertragsgegen­
stände der Pariser und Berner Union, sondern darüber 
hinaus alle Rechte, die sich auf den Gebieten der Indu­
strie, Wissenschaft, Literator oder Kunst aus der geisti­
gen Tätigkeit ergeben. Hervorzuheben ist die ausdrück­
liche Erwähnung des Schutzes gegen unlauteren Wettbe­
werb als Gegenstand des Schutzes des geistigen Eigen­
tums. Dies war von der deutschen Delegation schon wäh­
rend der ersten Vorverhandlungen 1964 vorgeschlagen 
worden. Die ausdrückliche Erwähnung der wissenschaft­
lichen Entdeckungen in der Legaldefinition des Art. 2 
(VIII) ist auf einen nachdrücklichen Wunsch der sozia­
listischen Staaten zurückzuführen. Sie zeigt deutlich die 
Ausweitung des überkommenen Begriffs des "geistigen 
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Eigentums". Dabei umfa8t der Begriff der wissenschaft­
lichen Entdeckungen, wie auch der Berichterstatter Voyame 
unter Nr. 14 seines Berichts 15l hervorhebt, auch Entdek­
kungen auf dem Gebiet der Medizin. 

Der Vertragszweck der weltweiten Förderung des gei­
stigen Eigentums wird in Art. 3 (i) der Konvention noch­
mals aufgenommen und dort auch auf die Zusammen­
arbeit mit anderen internationalen Organisationen kon­
kretisiert. Diese Vorschrift wird insbesondere die Rechts­
grundlage für die von BIRPI bereits vor Jahren eingelei­
tete Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und 
ihren Sonderorganisationen darstellen. 

Die sich aus dem Vertragszweck der weltweiten Förde­
rung des geistigen Eigentums im einzelnen ergebenden 
Aufgaben der Organisation sind in Art. 4 aufgezählt. 
Hervorzuheben ist hier die ausdrückliche Erwähnung der 
Harmonisierung der nationalen Gesetzgebungen auf dem 
Gebiet des Schutzes des geistigen Eigentums -Art. 4 (i) -, 
des Abschlusses neuer internationaler Vereinbarungen 
auf diesem Gebiet - Art. 4 (iv) - und vor allem die Ge­
währung juristisch-technischer Hilfe an Entwicklungs­
länder - Art. 4 (v). Ober die Bedeutung dieses Begriffs 
der juristisch-technischen Hilfe (nlegal-technical assist­
ance") ergab sich in der Hauptkommission V eine längere 
Diskussion, nachdem von verschiedenen Delegationen 
darauf hingewiesen worden war, dals sich die Hilfelei­
stung der neuen Organisation für die Entwicklungslän­
der nur auf die Unterstützung der Gesetzgebung oder 
Verwaltung dieser Länder durch Veranstaltung von Se­
minaren oder Kursen, Ausbildung von Beamten, Entsen­
dung von Experten, Ausarbeitung von Mustergesetzent­
würfen und ähnliche Vorhaben und nicht etwa auf direkte 
finanzielle Hilfeleistungen beziehen könne. Nach länge­
rer Debatte einigte man sich auf den Begriff der "legal­
technical-assistance", obwohl es sich im Grunde immer 
nur um eine "Rechtshilfe" im weitesten Sinne handeln 
kann. 

3. Modernfaierung der Verwahung der Unionen 

Als zweiter Hauptvertragszweck der WIPO-Konven­
tion ist in der Präambel, wenn auch erst an dritter Stelle, 
das Bestreben herausgestellt, die Verwaltung der Unio­
nen zum Schutz des geistigen Eigentums zu modernisie­
ren und wirksamer zu gestalten. Hier ist also unmittel­
bar die Reform der Verwaltungsstruktur der alten Unio­
nen angesprochen, die den Ausgangspunkt aller Über­
legungen für eine neue Organisation bildete, ohne da8 
man ursprünglich bereits an die Errichtung einer eigenen 
Weltorganisation für geistiges Eigentum neben den alten 
Unionen gedacht hatte. Bemerkenswert und für die An­
wendung und Auslegung der gesamten WIPO-Konven­
tion von ausschlaggebender Bedeutung ist, da8 bereits 
an dieser Stelle der Präambel der Grundsatz der Gewähr­
leistung der vollen Unabhängigkeit jeder der von der 
neuen Organisation verwalteten Unionen ausdrücklich 
hervorgehoben wird, ein Grundsatz, der sich dann, wie 
bereits erwähnt, wie ein roter Faden durch die gesamte 
Konvention hindurchzieht und insbesondere ihren orga­
nisatorischen Aufbau kennzeichnet. 

Auch dieser zweite Hauptzweck der neuen Organisa­
tion, die verwaltungsmä!sîge Zusammenarbeit der von 
der Organisation verwalteten Unionen untereinander zu 
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gewährleisten, wird in Art. 3 (ii) nochmals aufgenommen 
und in Art. 4 in verschiedener Hinsicht im einzelnen kon­
kretisiert. Hervorzuheben ist hier vor allem die in 
Art. 4 (ii) vorgesehene Aufgabe der Durchführung der 
Verwaltungsaufgaben der Pariser Union mit ihren Neben­
unionen sowie der Berner Union, die Übernahme der Ver­
waltung weiterer Übereinkünfte zum Schutz des geisti­
gen Eigentums - ·Art. 4 (ii) -, z. B. der Internationalen 
Übereinkunft zum Schutz von Pfl.anzenzüchtungen vom 
2. Dezember 1961 16), und die Sammlung und Vertretung 
aller für den Schutz des geistigen Eigentums bedeutsamen 
Informationen - Art. 4 (vi). Auf der Grundlage dieser 
Bestimmung könnte die neue Organisation z. B. ein eige­
nes Dokumentationszentrum über den Stand der Technik 
und eine Recherchenzentrale für Warenzeichen aufbauen. 
Auch der in Aussicht genommene Weltpatentindex 17> 
würde hierin seine gesetzliche Grundlage finden. Die wich­
tigste Bestimmung in diesem Katalog aber ist Art. 4 (vii), 
der die neue Organîsation ermächtigt, Dienststellen für 
die Registrierung von gewerblichen Schutzrechten zu 
unterhalten. Damit sind natürlich in erster Linie der inter­
nationale Markendienst auf der Grundlage des Madrider 
Markenabkommens und der internationale Geschmacks­
musterdienst auf der Grundlage des Haager Muster­
abkommens, ebenso aber auch andere entsprechende Ein­
richtungen gemeint, die vielleicht auf Grund künftiger 
Vereinbarungen geschaffen werden. 

III. Die Beitrittsklauseln 
(Art. 5, 14 und 16) 

Den Höhepunkt der vor aliem politisch bedïngten Aus­
einandersetzungen während der Verhandlungen der 
Hauptkommission V bildeten die Erörterungen über die 
Beitrittsklausel der WIPO-Konvention. Hierüber hatte 
schon auf Vorkonferenzen trotz langwieriger Debatten 
eine Einigung nicht erzielt werden können, weil sich, ob­
wohl dies fast nie ausgesprochen wurde, in diesem Punkt 
weit über den konkreten Anla8 hinaus der allgemeine 
politische Ost-West-Gegensatz offenbarte. Politischer 
Kern dieser Auseinandersetzungen war natürlich, ob­
wohl auch dies kaum je auch nur angedeutet wurde, die 
frage, ob der andere Teil Deutschlands, der sich entgegen 
der Auffassung der eindeutigen Mehrheit aller Mitglied­
staaten selbst als Mitglied sowohl der Pariser Verbands­
übereinkunft als auch der Berner übereinkunft betrachtet, 
zum selbständigen Beitritt zur WIPO-Konvention zuge­
lassen werden sollte. 

1. Die Alternativ-Vorschläge der Vorkonferenzen 1964/65 

Auf den Vorkonferenzen der Jahre 1964 und 1965 sind 
drei verschiedene Vorschläge gemacht worden, die sich 
gegenseitig ausschlossen. 

a) Zunächst der sog. ,,Alternativvorschlag A ", der vor 
allem von BIRPI und der französischen Delegation befür­
wortet wurde. Nach diesem Vorschlag sollten Mitglied 
der WIPO-Konvention werden können alle Mitgliedstaa­
ten der Pariser und Berner Union, alle Mitgliedstaaten 
anderer von der WIPO verwalteter Verträge, alle Mit­
gliedstaaten der Vereinten Nationen und ihrer Sonder­
organisationen und schliefslich Staaten, die von der Gene­
ralversammlung der WIPO mit qualifizierter Mehrheit 
zum Beitritt eingeladen würden. Die französische Dele-

181 GRUR Int. 1962, 348, 384. 
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gation begründete diesen Vorschlag vor allem mit dem 
Hinweis darauf, da8 auch in der Beitrittsklausel die 
Unionsstaaten als Gründerstaaten der WIPO erwähnt 
werden müBten, urn auch dadurch deutlich zu rnachen, 
da8 die neue Weltorganisation aus den alten Unionen. 
heraus gebildet werde. 

b) Demgegenüber wurde vor allem vonder deutschen 
und britischen Delegation auf den Vorkonferenzen der 
sog. ,.Alternativvorschlag B" befürwortet, der nur die 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und ihrer Son­
derorganisationen sowie solche Staaten zum Beitritt zu­
lassen sollte, die von der Generalversammlung der WIPO 
mit qualifizierter Mehrheit zum Beitritt eingeladen wür­
den. Die deutsche Delegation begründete diesen Vor­
schlag, der im sachlichen Ergebnis auch mit einem von 
der italienischen Delegation eingebrachten Vorschlag zur 
Ergänzung der die "Konferenz" betreffenden Vorschrift 
unter gleichzeitiger Streichung jeder ausdrücklichen Bei­
trittsklausel übereinstimmte, vor allem mit dem Hinweis 
darauf, daB nur auf diese Weise Meinungsverschieden­
heiten iiber die Staatsqualität eines den Beitritt erklären­
den Territoriums und über seine Anerkennung als Völ­
kerrechtssubjekt vermieden und damit politische Ausein­
andersetzungen von der Genera! versamrnlung der WIPO, 
die sokhe Streitfragen ohnehin •nicht lösen könne, fern­
gehalten würden. Dem Einwand, da8 dieser Vorschlag 
in Widerspruch zum Universalitätsprinzip stehe, von dem 
auch die WIPO-Konvention ausgehen müsse, und da8 
man zumindest nicht Mitglieder der Pariser und Berner 
Union vom Beitritt zur WIPO-Konvention ausschlieBen 
könne, begegnete die deutsche Delegation mit der Fest­
stellung, daB sämtliche Unionsmitglieder, selbst Liech­
tenstein und San l'vfarino, zumindest ei n er Sonderorga­
nisation der Vereinten Nationen angehören (die beiden 
genannten Staaten dem Weltpostverein), und • Nicht­
unionsstaaten, deren Staatsqualität unbestritten sei, ohne 
weiteres von der Generalversammlung zum Beitritt zu­
gelassen werden würden. Politische Streitigkeiten über 
die Staatsqualität eines den Beitritt erklärenden Territo­
riums aber mü8ten von der WIPO femgehalten werden, 
da sie schon wegen ihrer ganz speziellen, auf den Schutz 
des geistigen Eigentums gerichteten Zielsetzung mit der 
Entscheidung einer solchen Frage einfach überfordert sei. 

c) Die osteuropäischen Staaten schlie8lich forderten 
schon auf den Vorkonferenzen mit dem "Alternativvor­
schlag C" eine ganz allgemeine und uneingeschränkte 
Allstaatenklausel, nach der jeder Staat auf seinen Antrag 
ohne weitere Vorbedingungen zum Beitritt zugelassen 
werden sollte, sofern er die Vorsduiften der WIPO-Kon­
vention anzunehmen bereit sei. 1hr Hauptargument war 
der Hinweis auf das Universalitätsprinzip, das auch ,für 
die WIPO geiten müsse. Gerade weil die neue Organisa­
tion mit der Entscheidung politischer Streitfragen über­
fordert sei, müsse jeder Staat ohne alle Vorbedingungen 
der neuen Organisation beitreten können. 

Auf der Vorkonferenz des Jahres 1966 konnte eine 
Einigung über diese drei Altemativvorschläge nicht er­
zielt werden. Auf Vorschlag des schon damals den Vor­
sitz führenden Leiters der amerikanischen Delegation, 
Braderman, beschlo8 das Expertenkornitee, der Stockhol­
mer Konferenz alle drei Alternativvorschläge zur Ent­
scheidung vorzulegen, da es sich insoweit urn eine poli­
tische Frage handele, die allein in die Zuständigkeit einer 
Diplomatischen Konferenz falle. 
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2. Der BIRPI-Vorschlag 1967 

In dem der Konferenz unterbreiteten Entwurf der 
WIPO-Konvention war den drei Alternativvorschlägen 
iiberraschend als Vorschlag der Leitung von BIRPI eine 
vierte Alternative vorangestellt worden, mit der entspre­
chend einer auf der Expertenkonferenz von 19_66 vonder 
französischen Delegation gegebenen Anregung die Unter­
scheidung von Vollmitgliedern und assoziierten Mitglie­
dern der neuen Organisation vorgeschlagen wurde: die 
Vollmitgliedschaft sollten alle Unionsstaaten erwerben 
können; als assoziierte Staaten aber sollten nur sokhe 
Nichtunionsstaaten zugelassen werden, die entweder den 
Vereinten Nationen oder einer ihrer Sonderorganisatio­
nen angehören oder von der Generalversammlung der 
WIPO mit qualifizierter Mehrheit zum Beitritt eingela­
den wiirden, Mit diesem neuen Vorschlag sollte vor allem 
zweierlei erreicht werden: 

a) Mit der Unterscheidung von Vollmitgliedem und 
assoziierten Mitgliedern wollte man den Wünschen und 
Bedenken der der neuen Gesamtkonzeption wenn nicht 
ablehnend, so doch zumindest zurückhaltend gegenüber­
stehenden Minderheit der Unionsstaaten entgegenkom­
men, als deren Sprecher immer wieder vor allem die fran­
zösische und italienische Delegation auftraten. Die Unter­
scheidung sollte nochma1s den Grundsatz der Unabhän­
gigkeit und Souveränität der alten Unionen unterstrei­
chen und erneut deutlich machen, da8 die WIPO nur als 
Gründung der Unionsstaaten und nicht etwa als eine 
unabhängig von ihnen und selbständig ins Leben getre­
tene Institution angesehen werden darf. 

b) Darüber hinaus aber hoffte die Leitung von BIRPI 
mit ihrem neuen Vorschlag eine Komprorni8lösung zur 
Oberbrückung der politischen Auseinandersetzungen 
iiber die Beitrittsklausel anbieten zu können, die prak­
tisch auf die Beibehaltung des Status quo hinauslief. In 
der Sache war der BIRPI-Vorschlag insoweit mit dem 
Alternativvorschlag A identisch. Die Leitung von BIRPI 
war aber der Oberzeugung, da8 dies die einzige Lösung 
war, die scltlie.lslich von allen Mitgliedstaaten ohne Ver­
lust politischen Prestiges akzeptiert werden konnte. 

3. Die Diskussionen innerhalb der Hauptkommission V 

So war es nicht iiberraschend, da8 der BIRPI-Vorschlag 
von Anfang an im Mittelpunkt der Diskussionen inner­
halb der Hauptkommission V stand. Auf seiner Grund­
lage ist dann schlieBlich auch nach langen und heftigen 
Auseinandersetzungen eine Lösung gefunden worden, 
die die Billigung der gesamten Konferenz gefunden hat. 
Diesem abschlie.lsenden Ergebnis gingen aber noch meh­
rere Zwischenstadien voraus: 

a) Zunächst einigte man sich verhältnismä8ig schnell 
darüber, die von BIRPI vorgeschlagene Unterscheidung 
zwischen Vollmitgliedem und assoziierten Mitgliedern 
fallenzulassen. Auf einen gemeinsamen Antrag der tsche­
choslowakischen, ungarischen, niederländischen, polni­
schen und sowjetischen Delegation wurde im Interesse 
der Verrneidung jeder Art von Diskriminierung, die die 
ganze neue Weltorganisation gerade in den Augen der 
Entwicklungsländer hätte diskreditieren können, beschlos­
sen, die Untcrscheidung zwischen Vollmitgliedern und 
assoziierten I\1itgliedern ersatzlos aufzugeben. 

b) Dieser Unterscheidung kam aber in erster Linie nur 
terminologische Bedeutung zu, so dals rnit dem Beschlu8" 
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sie aufzugeben, noch nicht viel gewonnen war. Der vor 
allem politische Kern der Sache blieb die Frage, oh die 
Zulassung zum Beitritt zur WIPO in irgendeiner Weise 
beschrankt werden sollte, um von vornherein politische 
Streitfragen über den Rechtsstatus von Mitgliedern der 
neuen Organisation aus deren Gremien, insbesondere 
ihrer Generalversarnmlung, herauszuhalten. Zu dieser 
Frage konzentrierte sich die Debatte in der Hauptkom­
rnission V zunachst auf einen britischen Vorschlag, der 
bereits in der schriftlichen Stellungnahme der britischen 
Regierung zum Entwurf der WIPO-Konvention enthal­
ten war und seinem aufseren Eindruck nach auf dem 
Alternativvorschlag A aufbaute, der Sache nach aber mit 
dem Alternativvorschlag B nahezu identisch war: der Bei­
tritt zur WIPO sollte allen Unionsstaaten und allen Dritt­
staaten offenst�hen; immer aber un ter der Voraussetzung, 
daB diese Staaten den Vereinten Nationen oder jeden­
falls einer ihrer Sonderorganisationen oder dem Statut 
des lnternationalen Gerichtshofs in Den Haag angehor­
ten. Auch unausgesprochen war jedermann klar, daB mit 
dieser Formel ebenso wie mit der Alternative B praktisch 
aile Staaten zum Beitritt zugelassen und nur Rotchina, 
Nordkorea, Nordvietnam und der andere Teil Deutsch­
lands vom Beitritt ausgeschlossen waren. 

c) In der entscheidenden Sitzung der Hauptkommis­
sion V am 20. Juni 1967 wurde die Debatte mit einer 
Erklarung des Leiters der britischen Delegation, Grant, 
eroffnet, der nochmals den britischen Vorschlag begrün­
dete und dabei vor allem hervorhob, da8 nur eine diesem 
Vorschlag entsprechende Losung spatere politische Aus­
einandersetzungen über Beitrittsfragen in den verschie­
denen Gremien der WIPO vermeiden konne. Ihm traten 
sofort die tschechoslowakische und rumanische Delega­
tion entgegen. Sie forderten nochmals die Annahme der 
Alternative C ais der allein in Betracht kommenden Lo­
sung. In der Folge sprachen sich (in dieser nicht uninter­
essanten Reihenfolge) Kanada, Irland, Norwegen, Mexi­
ko, Frankreich, Kenia, Argentinien, Deutschland, Uganda, 
die USA, Israel, Spanien und Uruguay mit verschiedenen 
Begründungen, z. T. auch mit gewissen Vorbehalten, zu­
gunsten des britischen Vorschlags aus, wahrend aufser 
der tschechoslowakischen und der rumanischen Delega­
tion (wiederum in dieser Reihenfolge) auch die Delega­
tionen Ungarns, Polens, der Sowjetunion und Wei8ruB­
lands den britischen Vorschlag scharf ablehnten. Die 
schwedische Delegation sprach sich eindeutig für die An­
nahme des (terminologisch bereinigten) BIRPI-Vorschlags 
aus, weil nur dieser für aile auf der Konferenz vertre­
tenen Staaten annehmbar sei. Die deutsche Delegation 
legte in einer ausführlichen Erklarung im einzelnen die 
Gründe dar, aus denen die deutsche Delegation den bri­
tischen Vorschlag jeder anderen Losung vorziehen müsse. 
Sie wies insbesondere darauf hin, daB die sog. ,,Wiener 
Formel" (Bezugnahme auf die Zugehorigkeit zu den Ver­
ei!lten Nationen oder einer ihrer Sonderorganisationen 
ais Beitrittsvoraussetzung in Beitrittsklauseln internatio­
naler Vertrage), auf der auch der britische Vorschlag auf­
baue, seit1961 mit Zustimmung auch der osteuropaischen 
Staaten in zahlreiche multilaterale Abkommen übernom­
men worden sei und deshalb die geeignete Grundlage 
auch für die Beitrittsklausel der WIPO-Konvention bilde. 
Auch in den anderen Vertragen sei diese Formel nicht als 
diskriminierend empfunden worden. 1hr éntscheidender 
Vorzug bestehe darin, dais sie politische Auseinanderset-
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zungen über die Anerkennung der Staatsqualitat eines 
Mitglieds von vornherein ausschlie8e. 

d) Ein Zwischenspiel ergab sich, ais sich nach der Er­
klarung der schwedischen Delegation am Schlufs der 
Debatte der Prasident des Ost-Berliner Patentamts, Hiim­

merling, der ais Vertreter von COMECON, der Wirt­
schaftsorganisation der osteuropaischen Staaten, an der 
Stockholmer Konferenz teilnahm, zu Wort meldete und, 
nachdem er sich für die Annahme der Alternative C ein­
gesetzt hatte, für eine Erorterung der Frage der Mitglied­
schaft des anderen Teils Deutschlands in der Pariser und 
Berner Union pladierte. Der Vorsitzende der Hauptkom­
mission· V liefs diese Ausführungen ais nicht zur Tages­
ordnung gehorend nicht zu und führte, als der Vertreter 
von COMECON sie gleichwohl fortzusetzen versuchte, 
eine Abstimmung zur Geschaftsordnung herbei, die die 
Auffassung des Vorsitzenden einstimmig bestatigte. Ais 
der COMECON-Vertreter auch nach dieser Entscheidung 
der Kommission sofort anschlieBend zum dritten Mal die 
Frage der Mitgliedschaft des anderen Teils Deutschlands 
ansprach, entzog ihm der Vorsitzende das Wort und be­
endete die Aussprache. 

e) Damit aber war eine Entscheidung noch nicht gefal­
len. Die eindeutige Mehrheit der Delegationen, die sich 
zu Wort gemeldet hatten, hatte sich zwar zugunsten des 
britischen Vorschlags ausgesprochen. Zahlreiche Delega­
tionen aber hatten von einer Wortmeldung abgesehen, 
so da8 sich das Ergebnis einer Abstimmung nicht voraus­
sehen lie8. Der Vorsitzende wollte auch eine Kampf­
abstimmung offensichtlich vermeiden. Sie hatte zu einer 
Belastung der bis dahin guten Konferenzatmosphare füh­
ren kéinnen und erschien vor allem auch deshalb proble­
matisch, weil nach der Verfahrensordnung der Konferenz 
(Art. 37) die Annahme der WIPO-Konvention die Zu- · 
stimmung von zwei Dritteln der an der Schlufsabstim­
mung teilnehmenden Staaten erforderte, unter denen 
wiederum vier Fünftel der Mitgliedstaaten der Pariser 
Union und vier Fünftel der Mitgliedstaaten der Berner 
Union sein muBten. Angesichts des Erfordernisses einer 
so stark qualifizierten Mehrheit war nach dem Verlauf 
der Debatte die Annahme des britischen Vorschlags sehr 
zweifelhaft. Der Vorsitzende nahm deshalb Zuflucht zu 
einem in solchen Situationen bewahrten Mittel und schlug 
die Einsetzung einer Arbeitsgruppe vor, die zunachst den 
Versuch machen sollte, zu einer für alle Staaten annehm­
baren Losung zu gelangen. 

f) In dieser Arbeitsgruppe war die deutsche Delega­
tion nicht vertreten. Der Vorsitzende hatte vorgeschla­
gen, daB die Mitglieder der Arbeitsgruppe von ihm be­
stimrnt werden sollten, und dieser Vorschlag war bei 
einer Stimmenthaltung einstimmig angenommen worden. 
Auf Grund dieser Entscheidung forderte der Vorsitzende 
die Delegationen Frankreichs, Grolsbritanniens, Kenias, 
Mexikos, der Tschechoslowakei und der Sowjetunion auf, 
Vertreter für die Arbeitsgruppe zu benennen. Die Ar­
beitsgruppe tagte dann in mehreren Sitzungen unter Vor­
sitz des Vizedirektors von BIRPI, Dr. Bogsch, hinter ver­
schlossenen Türen. Wahrend dieser Zeit wollten die 
Gerüchte über den Verlauf der Sitzungen und ihre Ergeb­
nisse und die auch sonst wahrend der ganzen Konferenz 
sehr intensiven Gesprache in den ,,Couloirs" kaum ab­
reilsen. Offe'nsichtlich ist in der Arbeitsgruppe hart gerun­
gen worden. Das Ergebnis war eine Kompromi!slosung, 
die in der Sache praktisch dem BIRPI-Vorschlag und da-
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mit weitgehend auch dem ursprünglichen Alternativvor­
schlag A entsprach. Der Beitritt sollte offenstehen allen 
Mitgliedstaaten der Unionen sowie ferner allen Nicht­
unionsstaaten, diesen aber nur unter der Voraussetzung, 
dals sie entweder den Vereinten Nationen oder einer 
ihrer Sonderorganisationen, der Internationalen Atom­
energiebehörde in Wien ader dem Statut des Internatio­
nalen Gerichtshofs in Den Haag angehören oder dals sie 
mit qualifizierter Mehrheit von der Generalversammlung 
der WIPO zum Beitritt eingeladen werden. Mit Aus­
nahme von Mexiko haben alle Mitglieder der Arbeits­
gruppe dieser Lösung zugestimmt. Mexiko hat sich bis 
zuletzt für den britischen Vorschlag eingesetzt, auch als 
er von der britischen Delegation gar nicht mehr vertre-
ten wurde. • 

g) Eine Abstimmung über die Kompromilslösung der 
Arbeitsgruppe wurde in der Hauptkommission V vom 
Vorsitzenden vermieden. Er forderte die Delegationen 
lediglich zu einer Stellungnahme auf. Daraufhin ergab 
sich zunächst die merkwürdige Situation, dals zahlreiche 
Delegationen mit zum Teil gegensätzlichen Begründun­
gen erklärten, dals sie sich im Falie einer Abstimmung 
der Stimme enthalten würden. Als erste Delegation er­
klärte Israel, dals es eine Lösung auf der Grundlage der 
Wiener formel vorziehen würde, aber zur Stimmenthal­
tung bereit sei. Anschlielsend erklärten die Delegationen 
Rumäniens, der Sowjetunion, Polens, der Tschechoslo­
wakei, Bulgariens und Ungarns in dieser Reihenfolge im 
wesentlichen übereinstimmend, dals sie nach wie vor die 
Alternative C (Allstaatenklausel) für die allein befriedi­
gende Lösung hielten, sich bei einer Abstimmung aber 
ebenfalls der Stimme enthalten würden. Irland, Spanien, 
Griechenland, Indonesien und Japan schlossen sich im 
wesentlichen der Erklärung der israelischen Delegation 
an. Es sah schon fast so aus, als ob überhaupt nur mit 
Stimmenthaltungen zu rechnen sei, als endlich als erste 
die amerikanische Delegation erklärte, dals sie bereit sei, 
den Kompromilsvorschlag der Arbeitsgruppe anzuneh­
men, wenn sie auch den britischen Vorschlag vorgezogen 
hätte. Dieser Erklärung schlossen sich dann die Delega­
tionen Frankreichs, Grolsbritanniens, Italiens, der Schweiz, 
der Niederlande, Belgiens und Kenias an. Die deutsche 
Delegation wies nochmals darauf hin, dals sie wegen der 
zu erwartenden politischen Schwierigkeiten in den ver­
schiedenen WIPO-Gremien Bedenken gegen den Vor­
schlag der Arbeitsgruppe habe und den britischen Vor­
schlag für die weit bessere Lösung halte, im Geist inter­
nationaler Zusammenarbeit aber bereit sei, ihre Beden­
ken zurückzustellen und bei der Abstimmung sich der 
Stimme zu enthalten. 

h) In der Schlulsabstimmung der Konferenz ist dann 
die Kompromilslösung der Arbeitsgruppe ohne weitere 
Aussprache und ohne Gegenstimmen angenommen wor­
den, als über die WIPO-Konvention als Ganzes abge­
stimmt wurde. Eine Einzelabstimmung über diesen Vor­
schlag hat während der gesamten Konferenz niemals 
stattgefunden. 

4. Ergebnis: Status quo 

1m Ergebnis wird durch die Beitrittsklausel der WIPO­
Konvention der Status quo bestätigt. Wie bisher wird der 
andere Teil Deutschlands behaupten können, dals ihm 
als Mitglied der Pariser und Berner Union auch der Bei-
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tritt zur WIPO-Konvention offenstehe 18>. Wie bisher 
werden aber auch die Staaten, die den anderen Teil 
Deutschlands nicht als Völkerrechtssubjekt anerkennen, 
an ihrem Standpunkt festhalten können, dals der andere 
Teil Deutschlands mangels eigener Staatsqualität weder 
der Paiiser noch der Berner Union angehören und des­
halb auch der WIPO-Konvention nicht beitreten kann. 
Bei Annahme des britischen Vorschlags wäre diese Frage 
im letzteren Sinne entschieden gewesen. Nach Annahme 
des Kompromilsvorschlags der Arbeitsgruppe wird diese 
Frage v,-eiterhin streitig bleiben. 

5. Sontlcrbestimmungen für den Beitrilt von Unionsstaaten 

In Art. 14 der WIPO-Konvention ist angesichts der 
engen organisatorischen Verzahnung der WIPO mit der 
Pariser l!nd der Berner Union und im Interesse der Ver­
meidung praktischer Schwierigkeiten bei der Verwaltung 
dieser Unionen durch die neue Organisation der Beitritt 
der Mitgliedstaaten dieser Unionen zur WIPO-Konven­
tion von einem Beitritt zu den neuen Organisationsnor­
men der Pariser und Berner Union abhängig gemacht wor­
den: Unionsstaaten können danach nur dann Mitglied 
der WIPO werden, wenn sie vorher oder zumindest gleich­
zeitig entweder die Stockholmer Fassung der Organisa­
tionsno1men der Pariser Verbandsübereinkunft (Art.13 
bis 17) oder die Stockholmer Fassung der entsprechenden 
Vorschriften der Berner Obereinkunft (Art. 22 bis 26) 
ratifizie1t haben oder ihnen beigetreten sind. Wie bereits 
oben in Abschnitt C unter Nr. II, 1 dargelegt worden ist, 
kann du Beitritt zur Stockholmer Fassung der Pariser 
Verbandsübereinkunft und der Berner Übereinkunft nach 
Art. 20 rvü und Art. 28 RBÜ auf die materiellrechtlichen 
Vorschriften oder die Organisationsnormen dieser Ober­
einkünfte beschränkt werden. Der Beitritt zur WIPO setzt 
aber schon aus praktischen Gründen für die Unionsstaa­
ten eine:1 Beitritt auch zu den neuen Organisationsnor­
men der beiden Unionsverträge voraus, wei! die Organe 
der WIPO gerade aus den neuen Organen der Pariser 
und Ber:ier Union heraus gebildet werden sollen. Dies 
gilt insbesondere für den Koordinierungsausschuls der 
WIPO, der sich aus den Mitgliedern der erst durch die 
Stockholmer Fassung der Unionsverträge gebildeten Ver­
waltung5ausschüsse der Pariser und Berner Union zusam­
mensetzen soll 19 >. Ein Beitritt von Unionsstaaten ist des­
halb nach der ausdrücklichen Vorschrift des Art. 14 Abs. 2 
der WIPD-Konvention nur möglich, wenn sie die Stock­
holmer fassung der Pariser Verbandsübereinkunft oder 
der Berner übereinkunft entweder in ihrer Gesamtheit 
oder jedenfalls in ihren Organisationsnormen ratifiziert 
haben oder ihr beigetreten sind. 

6. Vorbehalte 

Vorbehalte anlälslich der Ratifikation oder des Beitritts 
zur WIPO-Konvention sind in Art. 16 ausdrücklich aus­
geschlossen worden. Dieser Vorschrift kommt aber nur 
klarstellende Bedeutung zu. 

~erkt sel, daS die Zone trotz wiederholter, offenbar muslver 
lnterventlonen von östllcher Selte auf diplomatischer Ebene noch 
während der konferenz zur Unterzelchnung der Konvenllon von der 
schwedhchen Regierung nicht zugelassen worden 111, eben10 wie 1ie 
von der schwedischen Regierung auch nicht zu der Konferenz eln• 
geladen worden war. 

H) Vgl. dazJ unten 5, 483 (IV Nr. 3). 
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IV. Die Organe 
• (Art. 6 bis 9) 

In dem der Stockholmer Konferenz vorliegenden BIRPI­
Entwurf waren vier Organe der neuen Weltorganisation 
vorgesehen: die Genera I versa mm I u n g mit allen 
Unionsstaaten, die Kon f ere nz mit allen WIPO-Staa­
ten, der K oord i n ie r u n g s a u s s c h u g und das I n -
ter nationale B ü r o. Dieser Vorschlag ist im Ergebnis 
von der Stockholmer Konferenz gebilligt worden. Mei­
nungsverschiedenheiten bestanden nur über die Frage, 
ob nicht die sog. Drittstaaten, die zwar der WIPO, nicht 
aber einer der von ihr verwalteten Unionen angehören, 
ebenfalls zur Generalversammlung zugelassen werden 
sollten. Dann wäre die Konferenz als Organ der WIPO 
überflüssig geworden. Ein gemeinsam von den Delega­
tionen der Tschechoslowakei, Ungarns, der Niederlande, 
Polens und der Sowjetunion eingebrachter Antrag sah 
denn auch eine entsprechende Straffung der Organisa­
tion vor mit der Malsgabe, daB die Nichtunionsstaaten 
in der Generalversammlung ausschlie!slich beratende 
Funktionen haben sollten, soweit Fragen behandelt wür­
den, die allein die Unionsstaaten angingen. Dieser An­
trag fand jedoch nicht die erforderliche Mehrheit. Ent­
sprechend dem Kompromi.lscharakter der Gesamtlösung 
sollten die beiden Hauptaufgaben der neuen Weltorga­
nisation auch in ihren Organen streng getrennt zum Aus­
druck kommen: die Generalversammlung soll das für die 
Zusammenarbeit zwischen den Unionen und die Aufsicht 
über das Internationale Büro zuständige Organ sein, die 
Konferenz das allen Staaten offenstehende Forum zur 
Förderung des geistigen Eigentums in der Welt. So blieb 
es bei der bereits im Entwurf vorgesehenen Aufteilung. 

1. Die Generalversammlung (Art. 6) 
a) Die Generalversammlung ist das oberste Organ der 

neuen Weltorganisation. Sie besteht aus allen Mitglied­
staaten der WIPO, die zumindest einer der von ihr ver­
walteten Unionen angehören. Die der WIPO angehören­
den Nichtunionsstaaten sind nur als Beobachter zur Gene­
ralversammlung zugelassen (Abs. 5). 

b) Vornehmste Aufgabe der Generalversammlung ist 
es neben dem Budgetrecht, auf Vorschlag des Koordinie­
rungsausschusses den Generaldirektor der Organisation 
zu ernennen und ihm und dem Koordinierungsausschu.B 
alle notwendigen Instruktionen zu geben. Gerade in die­
ser Weisungsbefugnis, die auf Vorschlag der deutschen 
Delegation auch expressis verbis in die WIPO-Konven­
tion eingefügt wurde (Art. 6 Abs. 2 (ii) und (iii)), kommt 
die Souveränität der Generalversammlung als des ober­
sten Organs der neuen Organisation klar zum Ausdruck. 
Dieser Befugnis könnte einmal entscheidende Bedeutung 
zukommen. 

c) Politisch bedeutsam ist aulser der Befugnis, Dritt­
staaten und internationale Organisationen zu den Sitzun­
gen der Generalversammlung als Beo ba c h ter zu­
zulassen (Art. 6 Abs. 2 (ix)), auch die Bestimrnung des 
Abs. 2 (vii), nach der die Generalversammlung unter Be­
rüd,sichtigung der Praxis der Vereinten Nationen über 
die Ar beits s prachen des lnternationalen Büros als 
des Sekretariats der neuen Organisation zu entscheiden 
hat. Der ursprüngliche Entwurf, der Englisch und Fran­
zösisch zwingend als Arbeitssprachen vorsah und der 
Generalversammlung nur die Befugnis zusprach, weitere 
Arbeitssprachen einzuführen, wurde auf eine lnterven-
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tion der spanischen Delegation hin geändert. Dies bedeu­
tet nun aber nicht, wie auch in dern abschlie.lsenden Be­
richt 20 ) des Berichterstatters Voyame hervorgehoben wird, 
da.Is Englisch oder Französisch nicht länger Arbeitsspra­
chen des lnternationalen Büros sein sollten oder dals 
künftig rnit der Einführung aller fünf Arbeitssprachen 
der Vereinten Nationen in der WIPO (Englisch, Franzö­
sisch, Spanisch, Russisch, Chinesisch) zu rechnen wäre 21 l .. 

Aulser Englisch und Französisch werden weitere Arbeits­
sprachen allenfalls in ferner Zukunft eingeführt werden, 
wenn sich eine Notwendigkeit hierfür herausstellen sollte 
und die Kostenfrage geklärt wäre. Die entsprechende 
Vorschrift der Konvention hat also mehr theoretische Be­
deutung. Da/5 sie gleichwohl zu einer lebhaften Debatte 
führte, beweist nur ein weiteres Mal, wie politisch viru­
lent Diskussionen über Sprachenfragen immer sind. 

d) Jeder Staat hat in der Generalversammlung eine 
Stimme ohne Rücksicht darauf, wievielen Unionen der 
Staat angehört (Art. 6 Abs. 3 a). Der Versuch Madagas­
kars, eine 5 t i mm re c h t s ü be r t ra g u n g zuzulassen, 
führte nur für die Stockholmer Fassung der Pariser Ver­
bandsübereinkunft zu einem Teilerfolg unter sehr engen 
Voraussetzungen 22). Die Hauptkommission V war der 
Auffassung, da.Is für die WIPO ein Bedürfnis zu einer 
so exzeptionellen Regelung schon deshalb nicht anzuer­
kennen sei, wei! die in der Pariser Verbandsübereinkunft 
vorausgesetzte Bedingung eines gemeinsamen Amts <ler 
OAMPI-Staaten nur für den Bereich des gewerblichen 
Eigenturns, nicht aber auch für d.en Bereich des Urheber­
rechts erfüllt wäre. Der Vertreter Madagaskars zog dar­
aufhin seinen Vorschlag zurück. Auf Vorschlag der deut­
schen Delegation wurde dann umgekehrt, um vor allem 
politisch motivierten Manipulationen mit Stimmrechts­
übertragungen von vornherein vorzubeugen, ausdrück­
lich bestimmt, da/5 jeder Delegierte nur einen Staat ver­
treten kann (Art. 6 Abs . .3 (i)). 

e) Die Generalversammlung wird alle drei Jahre zu 
ordentlichen Sitzungen zus a mm entre ten (Art. 6 
Abs. 4 a). Au8erordentliche Sitzungen sind nur vorgese­
hen, wenn ein Viertel ihrer Mitglieder oder der Koordi­
nierungsausschu8 dies beantragen (Art. 6 Abs. 4 b). Der 
Generaldirektor kann die Generalversammlung also nicht 
auf Grund eigener Initiative zu aulserordentlichen Sitzun­
gen einberufen. 

f) Für die Bes c h I u g f ä h i g kei t der Generalver­
sammlung hatte der Entwurf zunächst ein Quorum von 
einem Drittel der Mitgliedstaaten vorgesehen. Auf Vor­
schlag der tschechoslowakischen Delegation wurde dieses 
Quorum auf die Hälfte der Mitglieder erhöht (Art. 6 
Abs . .3 b). Die deutsche Delegation hatte sich zusammen 
mit anderen Delegationen aus rein praktischen Gründen 
für die Beibehaltung des niedrigeren Quorums ausgespro­
chen, drang damit aber gegen den entschlossenen Wider­
stand aller osteuropäischen Staaten nicht durch. Urn aber 
die Arbeitsfähigkeit der Generalversammlung sicherzu­
stellen und länger andauernde Perioden der BeschluB­
unfähigkeit, die bei der grolsen Zahl der auf solchen Sit­
zungen häufig nicht vertretenen Entwicklungsländer gar 
nicht so unwahrscheinlich erscheinen, nach Möglichkeit 
zu vermeiden, wurde wenigstens ebenso, wie dies die 

lO) A.a.O. 
Il) Die Einführung vol\ Deutsc:h als Arbeits.sprac:he_stan.d voft_vornhere_ift 

au8erhalb aller Erwägungen, obwohl 1mmerhm fur dre1 alle M1t­
gliedstaateft der Ul\Jonen Deutsch StaatHpracne l•t-

12) Vgl. hierzo im einzelnen oben S. 466 (C I, :l. g). 
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Abs. 6 a mit einfacher Mehrheit gefalst werden, jedoch 
mit der Malsgabe, dals jedes Mitglied des Ausschusses 
eine erneute Abstimmung verlangen kann, bei der den 
Verwaltungsausschüssen der Pariser und Berner Union 
eine Art Sperrminorität eingeräumt ist (Art. 8 Abs. 6 b). 
Auch dieses komplizierte Abstimmungsverfahren ist wie­
derum nur aus dem Bemühen der Stockholmer Konferenz 
heraus verständlich, die Unabhängigkeit und Souveräni­
tät der· Pariser und Berner Union trotz Errichtung der 
WIPO soweit wie irgend möglich zu wahren. 

4. Das Internationale Büro (Art. 9) 
Als Sekretariat der neuen Weltorganisation und damit 

.als letztes ihrer vier Organe sieht die WIPO-Konvention 
in Art. 9 das sog. Internationale Büró unter Leitung eines 
·Generaldirektors vor. Es wird praktisch alle Aufgaben 
übernehmen, die heute BIRPI obliegen, mit dem Unter­
,schied jedoch, da8 dem Generaldirektor eine weit gewich­
tigere Rolle zufällt als heute dem Direktor von BIRPI. 
Er wird nach Art. 6 Abs. 2 (i) auf Vorschlag des Koordi­
nierungsausschusses (Art. 8 Abs. 3 (V)) mit Zweidrittel­
mehrheit sowohl der Generalversammlung als auch der 
Versammlungen der Pariser und Berner Union ernannt und 
nach Art. 9 Abs. 4 das oberste ausführende Organ der 
WIPO sein und diese nadt au.Ben hin vertreten. Gerade 
.angesichts dieser herausragenden Stellung des General­
.direktors- sind in Art. 9 Abs. 8 mehrere Bestimmungen 
. aufgenommen worden, die die ausschlie81ich internatio­
nale Verantwortlichkeit des Generaldirektors gewähr­
leisten sollen. Der von verschiedenen Seiten als kleinlich 
und gezielt gegen die USA gerichtet empfundene Versuch 
der französischen Delegation, eine ausdrückliche Bestim­
mung des lnhalts durchzusetzen, da8 zum Generaldirektor 
nur ein Staatsangehöriger eines sowohl der Pariser Ver­
bandsübereinkunft als auch der Berner Obereinkunft an­
gehörenden Staates ernannt werden dürfe, wurde mit 
überwältigender Mehrheit zurückgewiesen. Der General­
direktor kann also sogar Angehöriger eines Staates sein, 
der weder Mitglied der Pariser noch Mitglied der Berner 
Union ist. Urn so grö8ere Bedeutung kommt den seine 
Unabhängigkeit von Einflüssen einzelner Regierungen 
sichernden Bestimmungen des Art. 9 Abs. 8 zu. Verant­
wortlich ist der Generaldirektor ausschlie81ich der Gene­
ralversammlung (Art. 6 Abs. 2 (ii), Art. 9 Abs. 4 c). 

Die vorgesehenen zwei oder mehr stellvertretenden 
Generaldirektoren werden vom Generaldirektor selbst 
ernannt. Er bedarf hierzu nur der Zustimmung des Koor­
dinierungsausschusses (mit einfacher Mehrheit). Die wei­
tere Vorschrift in Art. 9 Abs. 7, dals der Generaldirektor 
bei der Einstellung des Personals des Internationalen 
Büros die Bedeutung der Personalauswahl auf möglichst 
weiter geographischer Grundlage ("the importance of 
recruiting the staff on as wide a geographical basis as 
possible") zu berücksichtigen hat, entspricht einer nach­
drücklich vorgetragenen Forderung der osteuropäischen 
Staaten. 

V. Finanzfragen 
(Art. Il) 

Die Frage der Finanzierung der neuen Organisation 
war schon auf den Vorkonferenzen eines der schwierig­
sten und meistdiskutierten Probleme. Denn gerade in 
dieser Frage kam es wieder entscheidend darauf an, den 
Grundsatz der Unabhängigkeit und Souveränität der 
Pariser und der Berner Union im Verhältnis zu der neuen 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

Weltorganisation zu wahren. Deshalb war es von Anfang 
an selbstverständlich, dals jede Union für sich jeweils 
über ein eigenes Budget verfügen sollte. Umstritten war 
jedoch bis zuletzt, wie die Organisation als solche finan­
ziert werden sollte. 

Der Entwurf der WIPO-Konvention sah bereits ein 
eigenes, aber einheitliches Budget für die Organisation 
vor. Bereits vor Beginn der Konferenz zeigte sich, dals ins­
besondere die französische und italienische Seite dieser 
Lösung nicht zuzustimmen bereit war, weil sie nach ihrer 
Auffassung dem Grundsatz der Unabhängigkeit der 
Unionen im Verhältnis zur WIPO nicht hinreichend 
Rechnung trug. Die Leitung von BIRPI hat sich daraufhin 
unermüdlich bemüht, eine neue Lösung zu finden, und 
hat schlie8lich einen Vorschlag gemacht, der auch die Zu­
stimmung der französischen und italienischen Delegation 
fand. Dieser Vorschlag ist als gemeinsamer Antrag der 
deutschen, französischen, britischen, italienischen, ameri­
kanischen, ungarischen und sowjetischen Delegation ein­
gebracht und von der Hauptkommission V einstimmig 
angenommen worden. Danach gilt nunmehr für die Finan­
zierung der neuen Weltorganisation folgendes: 

1. Die Organisation wird nach Art.11 Abs.1 über zwei 
getrennte Budgets vetfügen: ein Budget für die die Unio­
nen geineinsam betreffenden Kosten und ein Budget für 
die Konferenz . 

2. Ober das Budget für die gemeinsamen Kosten der 
Unionen entscheidet allein die Generalversammlung 
(Art. 6 Abs. 2 (iv) ). Die Nichtunionsstaaten sind insoweit 
von einer Mitwirkung ausgeschlossen. Dies ist der ent­
scheidende Unterschied gegenüber dem ursprünglichen 
Entwurf der WIPO-Konvention. Dieser Unterschied erst 
hat den Weg für die Zustimmung insbesondere der fran­
zösischen und italienischen Delegation freigemacht. 

Der die Unionen gemeinsam betreffende Haushalt 
wird die Haushaltsansätze für alle Ausgaben enthalten, 
die mehr als nur eine Union betreffen (Art. Il Abs. 2 a). 
Er wird insbesondere durch Beiträge der Unionen als sol­
cher (nicht der Unionsstaaten), die jeweils von den Ver­
sammlungen der Unionen in eigener souveräner Zustän­
digkeit festgelegt werden, sowie durch die Einnahmen 
aus den verschiedenen Dienstleistungen und den Veröf­
fentlichungen des Internationalen Büros, die nicht unmit­
telbar eine der Unionen betreffen, finanziert (Art. 11 
Abs. 2 e). 

3. Der Haushalt der Konferenz wird demgegenüber 
nach Art. 11 Abs. 3 a nur die Ausgabenansätze für die Sit­
zungen der Konferenz und für die Kosten der juristisch­
technischen Entwicklungshilfe enthalten. Er wird abgese­
hen von weniger bedeutsamen Einnahmen sowohl durch 
Beiträge der Nichtunionsstaaten als auch durch Beiträge 
der Unionen (nicht der Unionsstaaten) finanziert, die wie­
derum von den Versammlungen der Unionen in eige­
ner Zuständigkeit souverän festgesetzt werden (Art. 11 
Abs. 3 b). Die Unabhängigkeit der Unionen ist sogar 
soweit getrieben, dals es ihnen nach der ausdrücklichen 
Vorschrift des Art.11 Abs. 3 b (ii) völlig freisteht, ob sie 
Beiträge zum Haushalt der Konferenz !eisten wollen oder 
nicht. Ober diesen Haushalt entscheidet in logischer 
Übereinstimmung mit dieser Konstruktion nach Art. 7 
Abs. 2 (ii) allein die Konferenz, in der sowohl die Nicht­
unionsstaaten als auch die Unionsstaaten stimmberech­
tigt sind. Die Beiträge der Nichtunionsstaaten bestimmen 
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sich nach einem besonderen Klassensystem, dessen Ein-
zelheiten in Art. 11 Abs. 4 geregelt sind. • 

4. Diese Finanzierungsregelung macht mehr als alle 
anderen Vorschriften der WIPO-Konvention deutlich, 
wie schwer es gewesen ist, eine Lösung zu fmden, die 
den grundsätzlichen Auffassungen aller beteiligten Staa­
ten hinreichend Rechnung trug. Man könnte kritisch be­
merken, daB hier das Prinzip der Unabhängigkeit und 
Souveränität der Unionen auf die Spitze getrieben, wenn 
nicht gar ad absurdum geführt sei. Andererseits macht 
diese Regelung den ausgesproch.enen KompromiBcharak­
ter der Gesamtkonzeption besonders deutlich. Mehr war 
einfach unter den gegebenen Umständen und namentlich 
angesichts des Widerstands insbesondere der französi­
schen und italienischen Delegation nicht erreichbar. So­
wohl die Vorkonferenzen wie auch die Stockholmer Kon­
ferenz selbst haben eindeutig gezeigt, da8 die Zeit für 
eine in sich geschlossene, straffe und konsequent allein 
auf die Zweckbestimmung einer solchen Organisation 
ausgerichtete Lösung etwa nach Art des der Arbeits­
gruppe des Jahres 1964 von BIRPI vorgelegten ersten 
Entwurfs der WIPO-Konvention 27> noch nicht reif ist. 
Es bleibt nur übrig, nunmehr aus den Gegebenheiten das 
Beste zu machen und darauf zu vertrauen, da8 selbst 
eine so kompromi8beladene Regelung wie die WIPO­
Konvention in der praktischen täglichen Arbeit ihr eige­
nes Schwergewicht entwickeln und sich im Geist inter­
nationaler Zusammenarbeit, wie er sich trotz aller grund­
sätzlicher Auffassungsunterschiede auch in Stockholm 
eindeutig manifestiert hat, als ein zumindest für die 
nächste absehbare Zukunft brauchbares Instrument er­
weisen wird. Auf den guten Willen aller Beteiligten wird 
es allerdings entscheidend ankommen. 

5. Vonden übrigen Finanzbestimmungen der WIPO­
Konvention, die weitgehend noch der Ergänzung durch 
die von der Generalversammlung nach Art. 6 Abs. 2 (vi) 
zu beschlie!senden "Financial Regulations" bedürfen (z. B. 
hinsichtlich der Frage, .ob die Generalversammlung oder 
die Konferenz für die den Kapitalfonds der Organisation 
- Art. 11 Abs. 8 - betreffenden Fragen zuständig sein 
soli, oder welcher Institution die Rechnungsprüfung ob­
liegen wird), ist nur noch die wichtige Regelung des 
Art. 11 Abs. 5 hervorzuheben. Danach können Staaten, 
die mit ihren Beiträgen zur Organisation (Nichtunions­
staaten) oder zu einer der Unionen (Unionsstaaten) mehr 
als zwei Jahre im Rückstand sind, ihr Stimmrecht in den 
verschiedenen Organen der Organisation verlieren. Diese 
Regelung ist angelehnt an eine entsprechende Vorschrift 
in der Charta der Vereinten Nationen, die schon wieder­
holt An!a8 zu die Spalten der Weltpresse füllenden poli­
tischen Auseinandersetzungen gewesen ist. Der Vorschlag, 
eine ähnliche Bestimmung auch in die WIPO-Konvention 
aufzunehmen, stieB erwartungsgemä8 auf den Wider­
stand der osteuropäischen Staaten, die auch bei den Ver­
einten Nationen immer wieder gegen die Anwendung die­
ser einschneidenden Sanktion aufgetreten sind. Sie erklär­
ten sich aber schlie8lich mit dieser Regelung einverstan­
den, nachdem sie urn die Bestimmung ergänzt worden 
war, dals die jeweiligen Organe der Organisation das 
Stimmrecht auch den in Zahlungsverzug geratenen Staa­
ten weiterhin zubilligen können, wenn und solange der 
Zahlungsverzug als auf aulsergewöhnlichen und unver­
meidlichen Umständen beruheng, anerkannt wird. Mit 

~ dazu im einzelnen Krieger, a.a.O. 
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diesem Zusai:z ist die abschreckende Wirkung der Sank­
tion entscheidend gemildert. Sie wird unter diesen Um­
ständen in der Praxis vielleicht kaum je angewandt wer­
den. 

VI. Rechtsstellung der Weltorganisation. 
Beziehungen zu anderen Organisationen 

(Art. 12 und 13) 

1. Rechtsstellung 
Der O;ganisation ist nach Art. 12 Abs. 1 in allen Ver­

tragsstaaten die Rechtsstellung einzuräumen, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt. Diese Vorschrift, die 
zunächst nur eine völkerrechtliche Verpflichtung der Mit­
gliedstaa ten bedeutet, dürfte vor allem für den Mitglied­
staat praktische Bedeutung haben, in dem die Organisa­
tion ihren Sitz hat. Mit diesem Staat wird sie aufserdem 
ein besonderes "headquarters agreement" abschliefsen 
(Art. 12 Abs. 2). 

Nach dem Vorbild anderer internationaler Organisatîo­
nen, in:sbesondere der Vereinten Nationen und ihrer Son­
derorganisationen, war von der tschechoslowakischen 
Delegation vorgeschlagen worden, im Entwurf der WIPO­
Konvention ausdrücklich zu bestimmen, da8 die Organi­
sation in den Mitgliedstaaten nicht nur die jeweils erfor­
derliche Rechtsstellung, sondem darüber hinaus auch 
alle für die Durchführung ihrer Aufgaben benötigten 
Vorrechte und Befreiungen (Immunitäten) gei:iie8en 
sollte. Eine solche Vorschrift enthält z. B. auch die Charta 
der Vereinten Nationen (Art. 105 Abs. 1 und 2). Ver­
schiedene andere Delegationen, darunter auch die deut­
sche Delegation, waren jedoch der Auffassung, dals es 
einer materiellrechtlichen Regelung in der Konvention 
selbst auf absehbare Zeit noch nicht bedürfe und eine 
unmittelbar wirkende Regelung in der Konvention in 
verschiedenen Staaten auch verfassungsrechtlichen Schwie­
rigkeiten begegnen würde. Die Hauptkommission V 
stimmte daraufhin der im Entwurf der WIPO-Konven­
tion bereits vorgesehenen Regclung zu, nach der die 
Organisation nur ermächtigt wird, mit den Mitglied­
staaten zwei- oder mehrseitige Abkommen über die Ge­
währung von Vorrechten und Befreiungen an die Ange­
hörigen der Organisation abzuschlieBen (Art. 12 Abs. 3).­
Von einer völkerrechtlichen Verpflîchtung der Mitglied­
staaten durch die WIPO-Konvention se!bst wurde abge­
sehen. 

In Art.12 Abs. 4 ist auf Antrag der französischen und 
schweizerischen Delegation lediglich klargestellt worden, 
daJs der Generaldirektor der Organisation heim Abschluis 
und bei der Zeichnung von zwei- oder rnehrseitigen Ab­
kommen der Organisation mit den Vertragsstaaten der 
vorherigen Zustimmung des Koordinierungsausschusses 
bedarf. Die Verhandlungen selbst kann er allerdings auf 
Grund eigener Initiative führen. 

2. Beziehungen zu anderen Organisationen 

Auch Vereinbarungen mit anderen intemationalen 
staatlichen und nicht staatlichen Organisationen kann der 
Generaldirektor der WIPO nach Art. 13 nur mit vorheri­
ger Zustirnmung des Koordinationsausschusses treffen. 
Hervorzuheben ist hier nur, dafs unter diese Vorschrift 
nur sog. Arbeitsabkommen und Zusammenarbeitsverträge 
fallen, nicht aber ein Vertrag mit den Vereinten Nationen 
über eine Umwandlung der WIPO in eine Sonderorgani­
sation der Vereinten Nationen gemä8 den Art. 57 und 63 
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ihrer Charta. Ein sokher Vertrag kann nach Art. 6 
Abs. 3 (f) der WIPO-Konvention allein mit Zustimmung 
der Generalversammlung und nur mit der qualifizierten 
Mehrheit von neun Zehnteln der abgegebenen Stimmen 
abgeschlossen werden. 

VII. lnkrafttreten 
(Art. IS) 

Schon im Entwurf der WIPO-Konvention war vor­
gesehen, daB die Konvention erst nach Ratifizierung 
durch eine grö8ere Zahl von Staaten in Kraft treten 
sollte. Etwa entsprechend der Relation der Zahl der Mit­
gliedstaaten der Pariser Verbandsübereinkunft (jetzt 79) 
und der Berner Obereinkunft (jetzt 58) sollte das Inkraft­
treten der WIPO-Konvention von der Ratifikation durch 
zehn Mitgliedstaaten der Pariser Union und sieben Mit­
gliedstaaten der Berner Union abhängig gemacht werden, 
wobei Staaten, die beiden Unionen angehören, in beiden 
Gruppen gezählt werden sollten. Die WIPO-Konvention 
sollte also unter denselben Voraussetzungen in Kraft tre­
ten wie die neuen Organisationsnormen der Pariser Ver­
bandsübereinkunft und dei: Berner Übereinkunft (vgl. 
Art. 20 Abs. 2 [b] PVO und Art. 28 Abs. 2 [b] RBO). 

Die französische Delegation setzte sich jedoch in Stock­
holm für eine wesentlidte Erhöhung dieser Zahlen ein, 
offensichtlich nicht zuletzt wegen ihrer allgemein sehr 
zurückhaltenden Einstellung zu dem gesamten Projekt, 
obwohl sie selbst in diesem Zusammenhang ankündigte, 
da/3 Frankreich zu den ersten Staaten gehören werde, die 
die WIPO-Konvention ratifizieren würden. Nach ihrem 
Vorschlag sollte die WIPO-Konvention erst in Kraft tre­
ten, wenn 30 Mitgliedstaaten der Pariser Union und 
20 der Berner Union sie ratifiziert hätten. Sie begründete 
ihre Auffassung mit dem Hinweis darauf, da8 die Errich­
tung der WIPO eine so einschneidende Strukturänderung 
der Pariser und der Berner Union zur Folge habe, da8 
man ihr Inkrafttreten von einer Ratifikation durch zumin­
dest mehr als ein Drittel der Mitgliedstaaten der beiden 
Unionen abhängig machen solle. Nur auf diese Weise 
könne auch das unvermeidliche Nebeneinanderbestehen 
ganz verschiedener Verwaltungssysteme abgekürzt wer­
den. 

Diesen nicht zu unterschätzenden Gesichtspunkten hat 
sich die Hauptkommission V jedoch nicht angeschlossen. 
Eine Annahme des französischen Vorschlags hätte eine 
ganz wesentliche Verzögerung des Inkrafttretens der 
Strukturreform bedeutet, zumal da die WIPO-Konven­
tion nach ihrem Art. 14 Abs. 2 28> vonden Unionsstaaten 
nur zusammen mit den neuen Organisationsnormen der 
beiden Unionsverträge ratifiziert werden kann. Die 
Hauptkommission V war demgegenüber mit grolser 
Mehrheit der Auf( assung, dafs die WIPO-Konvention so 
schnell wie möglich in Kraft treten sollte, und stimmte 
deshalb der sdton im Entwurf vorgesehenen Regelung 
des Art. 15 zu. 

VIII. Änderungen der WIPO-Konvention 
(Art.17) 

Für die Pariser Verbandsübereinkunft und die Berner 
Obereinkunft galt seit ihrer Gründung uneingeschränkt 
das Prinzip, da/5 sie nur auf Grund einstimmiger Be­
schlüsse von Revisionskonferenzen geändert werden 
könnten. Dieses Prinzip ist für die materiellrechtlichen 
Bestimmungen der beiden Unionsverträge auch in Stock-

~") Vgl. oben S. 48o (JJI Nr. 4). 
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holm aufrechterhalten worden (vgl. Art. 18 PVO, Art. 27 
RBÜ). Schon für die Organisationsnormen der beiden 
Unionsverträge aber ist man in Stockholm von diesem 
Einstimmigkeitsprinzip abgegangen (vgl. Art. 17 PVÜ 
und Art. 26 RBO) 29>. Diese vereinfachte Regelung ist auch 
in die WIPO-Konvention übernommen worden. Dies be­
deutet, da8 die WIPO-Konvention, ohne da8 die Ein­
berufung einer formellen Revisionskonferenz erforderlich 
wäre, auf Grund von Mehrheitsentscheidungen geändert 
werden kann. 

Bei der Ausgestaltung dieser Regelung im einzelnen ist 
andererseits aber wieder das andere Prinzip der absolu­
ten Unabhängigkeit und Souveränität der Unionen in 
einer Weise zum Ausdruck gekommen, die das Verfah­
ren zur Änderung der WIPO-Konvention erheblidt kom­
pliziert. Nach Art. 17 Abs. 2 entscheidet über Änderun­
gen der WIPO-Konvention konsequenterweise grund­
sätzlich die Konferenz, also das einzige WIPO-Organ, in 
dem alle WIPO-Staaten, auch die Nichtunionsstaaten, 
vertreten sind. Den Nichtunionsstaaten ist aber ein 
Stimmrecht nur für solche Änderungen zugebilligt wor­
den, durch die ihre Rechte und Verpflichtungen berührt 
werden. Für alle anderen Fälle haben sich die Unions­
staaten das alleinige Stimmrecht vorbehalten. Sämtliche 
Änderungen der WIPO können darüber hinaus zwar mit 
einfacher Mehrheit beschlossen werden; Voraussetzung 
ist jedoch, da8 die Änderungsvorschläge vorher bereits 
von den Versammlungen der Pariser und der Berner 
Union nach den für die Änderung der Organisations­
normen der Unionsverträge geltenden Bestimmungen, 
d. h. aber mit Dreiviertelmehrheit (!) der Versammlun­
gen der Pariser und der Berner Union (vgl. Art.17 Abs. 2 
PVU und Art. 26 Abs. 2 RBÜ) angenommen worden sind. 
Die Bestimmung des Art. 17 Abs. 2 der WIPO-Konven­
tion, dals Änderungen der Konvention von der Konferenz 
mit einfacher Mehrheit beschlossen werden können, steht 
also praktisch auf dem Papier. 

Mit dieser Regelung ist das Prinzip der Unabhängig­
keit und Souveränität der Unionen ähnlich wie sdton bei 
den Finanzvorschriften der WIPO-Konvention 30) nahezu 
ad absurdum geführt. Sie bedeutet zudem eine einschnei­
dende Besdtränkung für die Nichtunionsstaaten, die an 
sich in der Konferenz volles Stimmrecht ha ben sollen 31>. 
SdtlieBlich birgt diese Regelung mit der vagen Abgren­
zung zwischen Änderungen, die die Rechte und Pflichten 
der Nichtunionsstaaten berühren oder nicht berühren, 
erheblichen Konfliktstoff in sidt. Andererseits muis aber 
- abgesehen von der Tatsache, daB der Versuch, eine 
liberalere Regelung durchzusetzen, angesichts der für die 
Annahme der WIPO-Konvention nach der Verfahrens­
ordnung der Stockholmer Konferenz erforderlichen Vier­
fünftelmehrheit der Unionsstaaten von vornherein zum 
Scheitern verurteilt war - berücksidttigt werden, dals es 
doch schon einen erheblichen Schritt vorwärts darstellt, 
wenn die WIPO-Konvention jedenfalls das Einstimmig­
keitsprinzip ausdrücklich verwirft. Da8 man auf dem 
Wege vom Einstimmigkeitsprinzip weg nur sehr vor­
sichtig vorzugehen bereit ist, liegt sicherlidt nicht nur an 
der Skepsis und einem vielleidtt übersteigerten Mi8trauen 
einiger Staaten gegenüber der neuen Organisation, son­
dern zumindest auch an der allgemein weitverbreiteten 

t•) Wegen der Elnzelheiten kann lnsoweit auf die Ausführungen oben 
S. 470 (C 1, 5) verwiesen werden. 

30) Vgl. oben S. 484 (V). 
31) Vgl. Art. 7 Abs. J (a), oben S. 482 (IV Nr. 2). 
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Sorge vor Majorisierungen. Die Zeit für weitergehende, 
d, h. liberalere Lösungen ist noch richt reif, auch abgese­
hen von den speziellen Einflüssen, die den KompromiB­
charakter der gesamten WIPO-Konvention entscheidend 
geprägt haben. 

Wichtig sind noch die Bestimmungen des Art. 17 Abs. 3 
über das Wi r ksa m werden der gemäB Art. 17 Abs. 2 
von der Konferenz beschlossenen Änderungen der WIPO­
Konvention. Auch hier lehnt sich die Konvention an die 
entsprechenden Bestimmungen der Stockholmer Fassung 
der Pariser Verbandsübereinkunft (Art. 17 Abs. 3) und 
der Berner Übereinkunft (Art. 26 Abs. 3) an. Änderungs­
beschlüsse werden danach in Kraft treten, sobald drei 
Viertel der stimmberechtigten 32) Mitgliedstaaten sie nach 
.t,,faBgabe ihres innerstaatlichen Verfassungsrechts ange­
nommen haben. Die Verweisung auf die Stimmberechti­
gung der Staaten wird aus den oben dargelegten Gründen 
rnöglicherweise zu Zweifeln über den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens einer Änderung führen. Dem kann 
wenigstens in gewissem· Umfang nur dadurch vorgebeugt 
werden, da8 die Konferenz vor ihren Abstimmungen die 
Frage der Stimmberechtigung jeweils eindeutig, notfalls 
durch Abstimmung zur Geschäftsordnung, zu klären ver­
sucht. Bernerkenswert ist auch hier wieder, da8 die wirk­
sam gewordenen Änderungsbeschlüsse, sofern sie nicht 
erhöhte finanzielle Verpflichtungen zur Folge haben, auch 
diejenigen Mitgliedstaaten binden, die ihnen nicht zu­
gestimmt haben. Jedenfalls diese Regelung zeugt doch in 
nicht unerheblichem MaBe von der Bereitschaft zur Inten­
sivierung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit. 

IX. Kündigung 
(Art.18) 

Nach Art. 18 der \VIPO-Konvention ist eine Kündi­
gung der Konvention ohne jede Einschränkung zulässig. 
Die deutsche Delcgation hat sich zusammen mit einigen 
anderen Delegationen nachdrücklich dafür eingesetzt, die 
Kündigung der WIPO-Konvention im Interesse der Stär­
kung der neuen Organisation an eine gleichzeitige Kün­
digung zumindest der neuen Organisationsnormen der 
Pariser und der Berner Union zu binden. Sie hat ins­
besondere darauf hingewiesen, da8 ohne eine solche Bin­
dung sogar der Bestand der neuen Organisation erheblich 
gefährdet sein könnte, ganz abgesehen von den Unzu­
träglichkeiten, die sich zwangsläufig ergeben müssen, 
wenn ein Teil der Unionsstaaten auf die Dauer durch die 
neuen Organisationsnormen der Unionsverträge, nicht 
aber durch die WIPO-Konvention gebunden ist. 

Die deutsche Delegation konnte rnit ihrem Vorschlag 
jedoch nicht durchdringen. Die Mehrheit in der Haupt­
kommission V trug einen ausgesprochenen Optimismus 
zur Schau und war der Auffassung, dafs das durch die 
fehlende Bindung gegebene Risiko so gering sei, daB es 
in Kauf genommen werden könne. 

X. Schlu8- und Ubergangsbestimmungen 
(Art. 19 bis 21) 

1. Schlu8bestimmungen 
Die Art. 19 und 20 der WIPO-Konvention enthalten 

die üblichen Schlufsbestimmungen eines multilateralen 
Vertrages. Hervorzuheben ist lediglich, da8 die WIPO­
Konvention gemä8 ihrem Art. 20 Abs. 1 abweichend von 
den entsprechenden Bestimmungen der Pariser Verbands-

12) Vgl. oben. 
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übereinkunft und der Berner Übereinkunft nicht nur in 
französischer (Art. 29 P\lÜ) oder in französischer und 
englischer Sprache (Art. 37 RBO), sondern in den vier 
Sprachen Englisch, Französisch, Russisch und Spanisch 
gezeichnet worden und in allen diesen Sprachen verbind­
lich ist. In dieser Vorschrift zeigt sich die Parallele zu den 
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen. Offizielle 
Übersetzungen sollen in Deutsch, Italienisch und auf 
Grund eines von der portugiesischen Delegation einge­
brachten Änderungsantrags auch in Portugiesisch her­
gestellt werden (Art. 20 Abs. 2). 

Depositarstaat ist nach Art. 20 Abs. 1 Schweden. Be­
merkenswert ist jedoch, dal$ gleichwohl aller erforder­
lichen Notifikationen (Art. 19, Art. 20 Abs. 3 und 4) nicht 
von der schwedischen Regierung, sondern von dem Ge­
neraldirektor der neuen Organisation vorgenornmen wer­
den sollen, der allein der Generalversammlung der îVIPO 
verantwortlich ist (Art. 6 Abs. 2 [ii]). Beim Generaldirek­
tor und nicht bei der schwedischen Regierung sind nach 
Art. 14 Abs. 3 der Konvention auch die Ratifikations­
und Beitrittsurkunden zu hinterlegen. Dieser Regelung 
könnte unter Umständen nicht unerhebliche politische Be­
deutung zukommen. 

2. Obergangsbestimmungen 
Die Ubergangsbestimmungen der WIPO-Konvention 

sind Gegenstand langwieriger Erörterungen schon auf 
den Vorkonferenzen und auch auf der Stockholmer Kon­
ferenz gewesen. Die Problematik bestand vor allem darin, 
wie der Übergang vonder bisherigen Verwaltungsstruk­
tur der Pariser und Berner Union auf die völlig anders­
artige Verwaltungsstruktur des neuen Regimes (neue 
Organisationsnormen der PVU und der RBÜ und WIPO) 
übergeleitet und der unvermeidbare Zeitraum des vor­
läufigen Ncbeneinanderbestehens beider Regime über­
brückt werden könnte. Ursprünglich hatte man an eine 
sehr schnelle vorläufige Inkraftsetzung der neuen Be­
stimmungen im \Nege einer vonder Stockholmer Konfe­
renz zu beschlieBenden Resolution gedacht. Gegen diese 
Lösung ergab sich aber so heftiger \Viderstand, dessen 
Hauptsprecher wiederum die französische Delegation war, 
dals auch die Leitung von BIRPI, die sich zunächst sehr 
nachdrücklich für eine solche vorläufige Anwendung ein­
gesetzt hatte, auf eine wesentlich weniger weitgehende 
Lösung zurückwich. 

Für die Übergangsregelung sind nunmehr nach Art. 21 
vier verschiedene Phasen vorgesehen: 

a) Während der ersten Phase zwischen der Zeichnung 
der WIPO-Konvention, die nach Art. 20 Abs. 1 (b) übri­
gens noch bis zum 13. Januar 1968 (sechs Monate nach 
Abschluls der Stockholmer Konferenz) offensteht, und 
dem Zeitpunkt der Arntsübernahme des Generaldirek­
tors der WIPO, d. h. praktisch bis zum Inkrafttreten der 
WIPO-Konvention, sollen alle dem Generaldirektor der 
WIPO und ihrem Sekretariat (Internationales Büro) zu­
stehenden Funktionen von BIRPI und seinem Direktor 
wahrgenommen werden (Art. 21 Abs. 1). Dies gilt ins­
besondere für die nach Art. 19 und 20 Abs. 3 und 4 erfor­
derlichen Notifikationen und ähnliche bereits vor lnkraft­
treten der Konvention notwendigen Handlungen. Beim 
Direktor von BIRPI sind bis zum Inkrafttreten der WIPO­
Konvention infolgedessen auch die Ratifikations- und 
Beitrittsurkunden, die die WIPO betreffen, zu hinterlegen 
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(Art. 14 Abs. 3), obwohl Beitritte zur Pariser Union und 
ihren Nebenabkommen und zur Berner Union bis zu die­
sem Zeitpunkt weiterhin der Schweizerischen Regierung 
gegenüber zu erklären sind. 

b) Vom Inkrafttreten der \NIPO-Konvention an bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem der letzte Unionsstaat sowohl 
die neuen Organisationsnormen der Unionsverträge als 
auch die WIPO-Konvention ratifiziert hat oder ihnen 
beigetreten ist, werden nach Art. 21 Abs. 3 der General­
direktor der WIPO und ihr Internationales Büro für die 
Staaten, für die noch das alte Regime gilt, die Funktionen 
von BIRPI und seines Direktors wahrnehrnen. Diese Peri­
ode wird also von verhältnismälsig langer Dauer sein. 

c) '\Nährend einer Frist von fünf Jahren nach dern In­
krafttreten der WIPO-Konvention sollen die noch durch 
das alte Regime gebundenen Staaten auf Antrag die­
selben Rechte ha ben, die ihnen als Mitgliedern der WIPO­
Konvention zustehen würden (Art. 21 Abs. 2 [a]). Dabei 
ist ausdrücklich ein schriftlicher Antrag vorgeschrieben 
worden, insbesondere urn Schwierigkeiten bei der Ermitt­
lung des Quorums in den verschiedenen Organen der 
WIPO zu vermeiden. Denn bis zum Ablauf der Fünf­
jahresfrist sollen die Staaten, die einen solchen Antrag 
stellen, nach der ausdrücklichen Vorschrift des Art. 21 
Abs. 2 (a) Satz 3 als Vollrnitglieder sowohl der General­
versammlung als auch der Konferenz angesehen werden. 
In demselben Umfang können sie natürlich auch Mitglie­
der des Koordinierungsausschusses werden. Nach Ablauf 
der Fünfjahresfrist sollen diese Staaten weder in der 
Generalversammlung noch in der Konferenz noch im 
Koordinierungsausschuls Stimmrecht besitzen (Art. 21 
Abs. 2 [b]). 

Dieser Obergangsregelung kommt naturgemäB gerade 
für den Beginn der Tätigkeit der neuen Organisation ent­
scheidende Bedeutung zu. Der Verlauf dieser übergangs­
periode wird vielleicht für das Schicksal der gesamten 
Neuorganisation ausschL1ggebend sein. Die Attraktivität 
der Regelung liegt vor allem darin, dals sie den Unions­
staaten, die sich noch nicht zum Beitritt zur WIPO-Kon­
vention entschlieBen können, praktisch nur Rechte ein­
räumt und keinerlei Verpflichtungen auferlegt: auch 
wenn sie nach Art. 21 Abs. 2 (a) Satz 3 als Mitglieder der 
WIPO-Organe angesehen werden,könnten rechtliche Ver­
pflichtungen für sie doch nur durch den formellen Akt 
der Ratifikation oder des Beitritts zur WIPO-Konvention 
entstehen. Diese gerade den zögernden Unionsstaaten 
sehr entgegenkommende Obergangsregelung ist sicher­
lich für ihre einstimmige Annahme durch die Hauptkom­
mission V ausschlaggebend gewesen. 

d) Erst wenn alle Mitgliedstaaten der Pariser Ver­
bandsübereinkunft und der Berner Obereinkunft Mit­
glieder der WIPO geworden sind, werden nach Art. 21 
Abs. 4 alle Rechte, Verpflichtungen und Vermögenswerte 
von BIRPI auf das als Internationales Büro bezeichnete 
Sekretariat der neuen Organisation übergehen. Erst von 
diesem Zeitpunkt an wird die WIPO endgültig an die 
Stelle der bisherigen Verwaltungsorganisation der Pariser 
und Berner L:niori. getreten sein und BIRPI seine lang­
jährige verdienstvolle Geschichte abgeschlossen haben. 
Entsprechende Vorsduiften sind auch in die Stockholmer 
Fassungen der beiden Unionsverträge aufgenommen 
worden (Art. 30 Abs. 4 PVO und Art. 38 Abs. 4 RBÜ). 
Sie sind aber auch in die WIPO-Konvention aufgenom­
men worden, urn insoweit auch die WIPO zu binden. 
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E. Schlulfüemerkungen 

(Verfnsser: Krieger) 

Der vorstehende Bericht sollte vor al!em deutlich 
machen, daB man dem auf den ersten Bliek von vielen 
sicher als zwiespältig empfundenen Ergebnis der Ver­
handlungen der Stockholmer Konferenz über die Reform 
der Verwaltungsstruktur der Pariser und Berner Union 
und über die Errichtung der neuen vVeltorganisation für 
geistiges Eigentum nicht gerecht werden würde, wenn 
man sich nicht immer vergegenwärtigt, dals die Verhand­
lungen angesichts der so grundsätzlich unterschiedlichen 
Ausgangspositionen der verschiedenen Staatengruppie­
rungen ständig unter dem Zwang standen, nicht nur für 
die Gesamtkonzeption, sondern auch für die zahlreichen 
umstrittenen Einzelprobleme Kornpromilslösungen zu 
suchen und zu finden, die schlielslich für alle Teilnehmer­
staaten annehmbar waren .. 

Bei diesem Bemühen hat sich vor allem die Leitung von 
BIRPI mit dem unermüdlichen Einsatz seines Direktors, 
Professor Dr. Bodenhausen, und seines Vizedirektors, 
Dr. Bogsch, unter oft schwierigsten Verhältnissen ent­
scheidende Verdienste erworben. Selbst in scheinbar aus­
sichtslosen Situationen haben sie doch nie resigniert 
und immer wieder versucht, doch noch Lösungen zu fin­
den, mit denen die Gegensätze überbrückt werden konn­
ten. Welche ganz auBerordentliche physische und psychi­
sche Belastung mit dieser Arbeit verbunden war, kann 
wohl nur der annähernd richtig ermessen, der Professor 
Bodenhausen und Dr. Bogsc/1 in der täglichen, oft ge­
radezu hektischen Konferenzarbeit während dieser fünf­
wöchigen Mammutkonferenz erlebt hat. Sie haben prak­
tisch die Hauptlast zumindest dieses Teils der Konferenz 
getragen, unterstützt von einem ausgezeichneten Arbeits­
stab, für dessen Qualifikation Namen wie Masouyé, 
Pfanner und andere nur Beispiele sind. Ihnen ist deshalb 
auch in erster Linie der Erfolg dieses Teils der Konferenz 
zu danken. 

Dieser Erfolg wäre aber nicht erreicht worden, wenn 
nicht auch alle Delegationen trotz aller Meinungsverschie­
denheiten im Geist wirklicher internationaler Zusammen­
arbeit das ihre dazu beigetragen hätten und immer wie­
der bereit gewesen wären, Bedenken zurückzustellen 
und selbst leidenschaftlich vertretene eigene Auffassun­
gen und Positionen zugunsten der urn der Sache willen 
notwendigen Kompromilslösungen wenn nicht zu opfern, 
so doch jedenfalls erheblîch zu modifizieren. Man hat 
oft der Bewunderung darüber Ausdruck gegeben, in wel­
cher Weise die Väter der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft vor mehr als 80 J ah ren 
diese Unionsverträge geschaffen haben, und dabei mit 
gröBter Skepsis die Frage gestellt, ob ähnliche Leistungen 
internationaler Zusammenarbeit noch wiederholbar seien. 
Man wird nun zwar sicherlich die Ergebnisse der Stock­
holmer Konferenz mit dem Erfolg der Väter der Pariser 
und Berner Union nicht auf eine Stufe stellen dürfen. 
Vieleicht wird man aber doch später einrnal auch diesem 
in einer vielfach gespaltenen Welt erreichten Konferenz­
ergebnis den Respekt nicht versagen. 

Dies aber wird natürlich entscheidend davon abhängen, 
wie sich die neue Verwaltungsstruktur der Pariser und 
Berner Union und die neue Weltorganisation in der Pra­
xis bewähren werden. Dodt sollte man in dieser Hinsicht 
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trotz des ausgesprochenen Kompromiikharakters der ge­
samten Neuregelung nicht zu pessimistisch sein. Die 
KompromiBlösungen dürfen nicht darüber hinweg­
täuschen, dals nunmehr, abgesehen nur vom Welturheber­
remtsabkommen, das nach wie vor im Verwaltungs­
bereich der UNESCO und damit der Vereinten Nationen 
verbleibt, der gesamte internationale Schutz des geistigen 
Eigentums in einer einheitlichen Organisation zusammen­
gefalst ist. Zwar führen die einzelnen Unionen innerhalb 
der VvlPO ein weitgehend selbständiges Dasein. Die 
Organisation kann aber nach aulsen hin und insbesondere • 
im Verhältnis zu den Regierungen der Staaten sowie zu 
anderen intemationalen Organisationen und Staaten­
verbänden als einheitliche, alle Mitgliedstaaten umfas­
sende und ihre lnteressen auf dem Gebiet des Schutzes 
des geistigen Eigentums repräsentierende Organisation 
tätig werden und glaubwiirdig als die malsgebliche inter­
nationale Einrichtung auf diesem Rechtsgebiet auftreten. 
Die bereits nach den Vorkonferenzen geäulserte 33l Zu­
versicht, dais die neue Organisation trotz zahlreicher 
institutioneller Erschwemisse im Laufe ihrer Entwicklung 
ihr eigenes Schwergewicht erlangen werde, wenn es nur 
gelänge, ihr erst einmal zum Leben zu verhelfen, dürfte 

~') Vgl. Krieger, ,1.a.O., 5. 405. 
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auch nach AbschluJs der Stockholmer Konfecenz berech­
tigt bleiben. 

Der Direktor des Eidgenössischen Amtes für geistiges 
Eigentum, Voyame, hat als Berichterstatter der Haupt­
kommission V in seinem abschlielsenden Bericht die Situa­
tion in der Geburtsstunde der neuen Weltorganisation für 
geistiges Eigentum treffend gekenn:zeichnet. Deshalb sol­
len seine Worte auch diesen Bericht abschliel3en: 

« Préparée avec grand soin par les BlRPI, Ie Gouverne­
ment de la Suède et divers comités d'experts, la Con­
vention qui crée l'OMPI paraît maintenant bien au 
point. Le fonctionnement de la nouvelle Organisation. 
exigera peut-être une certaine période d'adaptation .. 
Cependant, mème si Ie désir légitime de sauvegarder 
l'indépendance de chaque Union a entraîné la création. 
de nombreux organes, la Conférence de Stockholm a 
réussi à délimiter clairement leurs compétences respec­
tives. De même, les rouages financiers des Unions et de 
l'Organisation paraissent parfaitement adaptés aux 
besoins. Il se peut, certes, que des problèmes pratiques 
surgissent encore, qui ne sauraient être prévus aujour­
d'hui. Mais on peut espérer que !'esprit de coopération 
internationale qui a animé la Conférence de Stockholm 
continuera de régner dans la nouvelle Organisation et 
pennettra de résoudre toutes les difficultés. C'est ainsi 
que l'OMPI pourra atteindre Ie noble hut qui lui est 
assigné, qu'elle pourra encourager efficacement l'activité 
créatrice et, par là, contribuer à l'enrichissement spiri­
tuel et au bien-être matériel de tous les hommes. » 

Berner Obereinkunft 
zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst 

-convention de Berne • 
pour la protection des ceuvres littéraires et artistiques 

du 9 septembre 1686 
complétée à Paris Ie 4 mai 1896, 

révisée à Berlin Ie 13 novembre 1908, 
complétée à Berne Ie 20 mars 1914, 

révisée à Rome Ie 2 juin 1928, 
révisée à Bruxelles Ie 26 juin 1948 

et révisée à Stockholm le 14 juillet 1967 

Les pays de )'Union, également animés du désir de protéger 
d'une manière aussi efficace et aussi uniforme que possible 
les droits des auteurs sur leurs reuvres littéraires et artis­
tiques, 

Ont résolu de réviser et de compléter l' Acte signé à Berne 
Ie 9 septembre 1886, complété à Paris Ie 4 mai 1896, révisé 
à Berlin Ie 13 novembre 1906, complété à Berne Ie 20 mars 
1914, révisé à Rome Ie 2 juin 1928 et révisé à Bruxelles Je 
26 juin 1948. 

En conséquence, les Plénipotentiaires soussignés, après 
présentation de leurs pleins pouvoirs, reconnus en bonne et 
due forme, sont convenus de ce qui suit : 

Article premier 
Les pays auxquels s'applique la présente Convention sont 

constitués à l'état d'Union pour la protection des droits des 
auteurs sur leurs reuvres littéraires et artistiques. 

Article 2 
(1) Les termes «reuvres littéraires et artistiques" compren­

nent toutes les productions du domaine littéraire, scientifique 
et artistique, que! qu'en soit Ie mode ou la forme d'expression, 
telles que : les livres, brochures et autres écrits; les confé­
rences, allocutions, sermons et autres reuvres de même 
nature ; les reuvres dramatiques ou dramatico-musicales ; les 
reuvres chorégraphiques et les pantomimes ; les composi­
tions musicales avec ou sans paroles ; les reuvres cinémato­
graphiques, auxquelles sont assimilées les reuvres exprimées 
par un procédé analogue à la cinématographie ; lee reuvres 
de dessin, de peinture, d'architecture, de sculpture, de gra­
vure, de lithographie ; les reuvres photographiques, aux­
quelles sont assimilées les reuvres exprimées par un procédé 
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Berne Convention 
for the Protection of literary and Artistic Works 

of September 9, 1886, 
completed at Paris on May 4, 1896, 

revised at Berlin on November 13, 1908, 
completed at Berne on March 20, 1914, 

revised at Rome on June 2, 1928, 
revised at Brussels on June 26, 1948, 

and revised at Stockholm on July 14, 1967 

The countries of the Union, being equally animated by the 
desire to proleet, in as effective and uniform a manner as 
possible, the rights of authors in their literary and artistic 
works, 

Have resolved to revise and to complete the Act signed at 
Berne on September 9, 1886, completed at Paris on May 4, 
1896, revised at Berlîn on November 13, 1908, completed at 
Berne on March 20, 1914, revised at Rome on June 2, 1928, 
and revised at Brussels on June 26, 1948. 

Consequently, the undersigned Plenipotentiaries, having 
presented their full powers, recognized as in good and due 
form, have agreed as follows: 

Article 1 
The countries to which this Convention applies constitute 

a Union for the protection of the rights of authors in their 
literary and artistic works. 

Article 2 
(1) The expression llliterary and artistic works" shall 

include ervery production in the literary, scientific and artistic­
domain, whatever may be the mode or from of its expres­
sion, such as hooks, pamphlets and other writings; lectures, 
addresses, sermons and other works of the same nature; 
dramatic or dramatico-musical works; choreographic works 
and entertainments in dumb show; musical compositions 
with or without words; cinematographic works to which are 
assimilated works expressed by a process analogous to cine­
matography; works of drawing, painting, architecture, sculp­
ture, engraving and lithography; photographic works to 
which are assimilated works expressed by a process analo­
gous to photography; works of applied art; illustrations, 
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analogue à la photographie ; les ceuvres des arts appliqués ; 
Jes illustrations, les cartes géographiques; les plans, croquis 
et ouvrages plastiques relatifs à la géographie, à la topo­
graphie, à l' architecture ou aux sciences. 

(2) Est toutefois réservée aux législations des pays de 
l'Union la faculté de prescrire que les reuvres littéraires et 
artistiques ou bien l'une ou plusieurs catégories d'entre elles 
ne sont pas protégées tant qu'elles n'ont pas été fixées sur un 
support matériel. 

(3) Sont protégées comme des reuvres originales, sans pré­
judice des droits de \'auteur de l'ceuvre originale, les traduc­
tions, adaptations, arrangements de musique et autres trans­
formations d'une ceuvre littéraire ou artistique. 

(4) Il est réservé aux législations des pays de l'Union de 
déterminer Ja protection à accorder aux textes officiels d'ordre 
législa tif, administra tif ou judiciaire, ainsi qu' aux traductions 
-0fficielles de ces textes. 

(5) Les recueils d'ceuvres littéraires ou artistiques tels que 
les encydopédies et anthologies qui, par Ie choix ou la dispo­
sition des matières, constituent des créations intellecluelles 
sont protégés comme telles, sans préjudice des droits des 
auteurs sur chacune des ceuvres qui font partie de ces recueils. 

(6) Les ceuvres mentionnées ci-dessus jouissent de la pro­
tection dans tous les pays de l'Union. Cet!e proteclion s'exerce 
au ,profit de !'auteur et de ses ayants droit. 

(7) Il est réservé aux Jégislations des pays de l'Union de 
régler le champ d'application des lois concernant les reuvres 
des arts appliqués et les dessins et modèles industriels, ainsi 
que les conditions de protection de ces ceuvres, dessins et 
modèles, compte tenu des dispositions de l'article 7 (4) de la 
présente Convention. Pour les ceuvres protégées uniquement 
comme dessins et modèles dans Ie pays d'origine, il ne peut 
être réclamé dans un autre pays de l'Union que la protection 
spéciale accordée dans ce pays aux dessins et rnodèles ; toute­
fois, si une telle protection spéciale n'est pas accordée dans ce 
pays, ces ceuvres seront protégées comme reuvres artistiques. 

(8) La protection de la présente Convention ne s'applique 
pas aux nouvelles du jour ou aux faits divers qui ont Ie carac­
tère de simples informations de presse. 

• Article 2bis 

(1) Est réservée aux législations des pays de l'Union la 
faculté d'exclure partiellement ou tolalement de la protection 
prévue à l'article précédent les discours politiques et les dis­
cours prononcés dans les débats judiciaires. 

(2) Est réservée également aux législations des pays de 
l'Union la faculté de statuer sur les conditions dans lesquelles 
les conférences, allocutions et autres ceuvres de mème nature, 
prononcées en public, pourront être reproduites par la presse, 
radiodiffusées, transmises par fil au public et faire l'objet des 
communications publiques visées à l'article Ubis (1) de la pré­
sente Convention, lorsqu'une lelie utilisation est justifiée par 
Ie but d'information à atteindre. 

{3) Toutefois, l'auteur jouit du droit exclusif de réunir en 
.recueil ses ceuvres mentionnées aux alinéas précédenl~. 

Article 3 

(1) Sont protégés en vertu de la présente Convention : 
(a) les auteurs ressortissant à l'un des pays de l'Union, pour 

leurs ceuvres, publiées ou non ; 
(b) les auteurs ne ressortissanl pas à l'un des pays de l'Union, 

pour les ceuvres qu'ils publient pour la première fois dans 
l'un de ces pays ou simultanément dans un pays étranger 
à l'Union et dans un pays de l'Union. 

(2) Les auteurs ne ressorlissant pas à l'un des pays de 
l'Union mais ayant leur résidence habituelle dans l'un de 
ceux-ci sont, pour l'application de la présente Convention, 
assimilés aux auteurs ressortissant audit pays. 

(3) Par « ceuvres publiées », il faut entendre les <EUVres 
éditées avec Ie consentement de leurs auteurs, quel que soit 
Ie mode de fabrication des exemplaires, pourvu que la mise à 
disposition de ces derniers ait été telle qu'elle satisfasse les 
besoins raisonnables du public, compte tenu de la nature de 
l'<Euvre. Ne constituent pas une publication la représentation 
d'une oeuvre dramatique, dramatico-musicale ou cinémato-
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maps, plans, sketches and three-dimensional works relative 
to geography, architecture or science, 

(2) It shall, however, be a matter for legislation in the 
countries of the Union to prescribe that works in genera! or 
any specified categories of works shall not be protected 
unless they have been fixed in some material form. 

(3) Translations, adaptations, arrangements of music and 
other alternations of a literary or artistic work shall be pro­
tected as original works without prejudice to the copyright 
in the original work. 

(4) lt shall be a matter for legislahon in the countries of 
the Union to determine the protection to be granted to offi­
cial texts of a legislative, administrative and legal nature, 
and to official translations of such texts. 

(5) Collections of literary or artistic works such as ency­
clopaedias and anthologies which, by reason of the selection 
and arrangement of their contents, constitute intellectual 
creations shall be protected as such, without prejudice to the 
copyright in each of the works forming part of such collec­
tions. 

(6) The works mentióned in this Article shall enjoy pro­
tection in all countries of the Union. This protection shall 
operate for the benefit of the author and his successors in 
title. 

(7) Subject to the provisions of Article 7 (4) of this Con­
vention, it shall be a matter for legislation in the countries 
of the Union to determine the extent of the application of 
their laws to works of applied art and industrial designs and 
models, as wel! as the conditions under which such works, 
designs and models shall be protected. Works protected in 
the country of origin solely as designs and models sha!i be 
entitled in another country of the Union only to such special 
protection as is granted in that country to designs and 
models; however, if no such special protection is granted in 
that country, such works shall be protected as artistic works. 

(8) The protection of this Convention shall not apply to 
news of the day nor to miscellaneous facts having the char­
acter of mere items of press information. 

Article 2bls 

(1) It shall be a matter for legislation ir. the countries of 
the Union to exclude, wholly or in part, from the protection 
provided by the preceding Article politica! speeches and 
speeches delivered in the course of legal proceedings, 

(2) It shall also be a matter for legislation in the countries 
of the Union to determine the conditions under which lec­
tures, addresses and other works of the same nature which 
are delivered in public may be reproduced by the press, 
broadcast, communicated to the public by wire and made the 
subject of public communication as envisaged in Article 
nbis (1) of this Convention, when such use is juslified by 
the informatory purpose. 

(3) Nevertheless, the author shall enjoy the exclusive right 
of making a collection of nis works menlioned in the pre­
ceding paragraphs. 

Article 3 
(1) The protection of this Convention shall apply to: 

(a) authors who are nalionals of one of the countries of the 
Union, for their works, whether published or not; 

(b) authors who are nol nationals of one of the counlries of 
the Union, for their works first published in one of those 
counlries, or simultaneously in a country outside the 
Union and in a country of the Union. 

(2) Authors who are not nationals of one of the countries 
of the Union but who have their habitual residence in one of 
!hem shall, for the purposes of this Convention, be assimi­
lated to nationals of that country. 

(3) The expression "published works" means works pub­
Jished with the consent of their authors, whatever may be 
the means of manufacture of the copies, provided that the 
availability of such copies has been such as to Htisfy the 
reasonable requirements of the public, having regard to the 
nature of the work. The performance of a dramatic, drama­
tico-musical, cinematographjc or musical work, the public 
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graphique, l'exécution d'une ll!uvre musicale, la rédtation 
publique d'une oeuvre littéraire, la transmission ou la radio­
diffusion des ll!Uvres !ittéraires ou artistiques, l'exposition 
d'une ceuvre d'art et la construction d'une ceuvre d'architec­
ture. 

(4) Est considérée comme pub!iée simultanément dans plu­
sieurs pays toute ll!uvre qui a paru dans deux ou plusieurs 
pays dans les trente jours de sa première publication. 

Artkle 4 
Sont protégés en vertu de la présente Convention, même si 

les conditions prévues à l'article 3 ne sont pas remplies, 
(a) les auteurs des ll!uvres cinématographiques dont Ie pro­

ducteur a son siège ou sa résidence habituelle dans l'un 
des pays de l'Union ; 

(b) les auteurs des reuvres d'architecture édifiées dans un 
pays de l'Union ou des oeuvres des arts graphiques et 
plastique faisant corps avec un immeuble situé dans un 
pays de !'Union. 

Article S 
(1) Les auteurs jouissent, en ce qui concerne les ll!UVres 

pour lesquelles i!s sont protégés en vertu de la présente 
Convention, dans les pays de l'Union autres que Ie pays 
d'origine de l'reuvre, des droits que les lois respectives accor­
dent actuellement ou accorderont par la suite aux nationaux, 
ainsi que des droits spécialement accordés par la présente 
Convention. . 

(2) La jouïssance et J'exercice de ces droits ne sont subor­
donnés à aucune formalité; cette jouïssance et eet exercice 
sont indépendants de l'existence de la protection dans Ie pays 
d'origine de l'reuvre. Par suite, en dehors des stipulations de 
Ia présente Convention, l'étendue de la protection ainsi que 
les moyens de recours garantis à !'auteur pour sauvegarder 
ses droits se règlent exclusivement d'après la législation du 
pays ou la protection est réclamée. 

(3) La protection.dans Ie pays d'origine est réglée par la 
]égislation nationale. Toutefois, lorsque !'auteur ne ressortit 
pas au pays d'orgine de l'a!uvre pour laquelle il est protégé 
par la présente Convention, il aura, dans ce pays, les mêmes 
droits que les auteurs nationaux. 

(4) Est considéré comme pays d'origine: 
(a) pour les ll!uvres publiées pour la première fois dans l'un 

des pays de l'Union, ce dernier pays; toutefois, s'il s'agit 
d'reuvres publiées simultanément dans plusieurs pays de 
l'Union admettant des durées de protection différentes, 
celui d'entre eux dont la législation accorde la durée de 
protection la moins longue ; 

(b) pour les oeuvres publiées simultanément dans un pays 
étranger à l'Union et dans un pays de l'Union, ce dernier 
pays; 

(c) pour les ll!Uvres non publiées ou pour les ll!Uvres publiées 
pour la première fois dans un pays étranger à l'Union, 
sans publication simultanée dans un pays de l'Union, Ie 
pays de l'Union dont !'auteur est ressortissant; toutefois, 

(i) s'il s'agit d'll!uvres cinématographiques dont Ie pro­
ducteur a son siège ou sa résidence habituelle dans 
un pays de l'Union, Ie pays d'origine sera ce dernier 
pays, et 

(ii) s'il s'agit d'll!uvres d'architecture édifiées dans un 
pays de l'Union ou d'reuvres des arts graphigues et 
plastiques faisant corps avec un immeuble situé dans 
un pays de l'Union, Ie pays d'origine sera ce dernier 
pays. 

Article 6 
(1) Lorsqu'un pays étranger à l'Union ne protège pas d'une 

manière suffisante les oeuvres des auteurs qui sont ressortis­
sants de l'un des pays de l'Union, ce dernier pays pourra 
restreindre la protection des reuvres dont les auteurs sont, au 
moment de la première publication de ces reuvres, ressortis­
sants de l'autre pays et n'ont pas leur résidence habituelle 
dans l'un des pays de l'Union. Si Ie pays de la première publi­
cation fait usage de cette faculté, les autres pays de l'Union 
ne seront pas tenus d'accorder aux a>uvres ainsi soumises 
à un traitement spécial une protection plus large que celle qui 
leur est accordée dans Ie pays de la première publication. 

(2) Aucune restriction, étab!ie en vertu de l'a!inéa précé­
dent, ne devra porter préjudice aux droits qu'un auteur aura 

\ 
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recitation of a literary work, the communication by wire or 
the broadcasting of literary or artistic works, the exhibition 
ob a work of art and the construction of a Work of archi­
tecture shall not constitute publication. 

(4) A work shall be considered as having been published 
simultaneously in several countries if it has been published 
in two or more countries within thirty days of its first pub­
lication. 

Article 4 
The protection of this Convention shall apply, even if the­

conditions of Article 3 are not fulfilled, to: 
(a) authors of cinematographic works the ·maker of which. 

has his headquaters or habitual residence in one of the 
countries of the Union; . 

(b) authors of works of architecture erected in a country of 
the Union or of other artistic works incorporated in a 
building or other structure located in a country of the­
Union. 

Article S 
(1) Authors shall enjoy, in respect of works for which 

they are protected under this Convention, in countries of the 
Union other than the country of origin, the rights which 
their respective laws do now or may hereafter grant to their 
nationals, as wel! as the rights specially granted by this Con-­
vention. 

(2) The enjoyment and the exercise of these rights shaU 
not be subject to any formality; such enjoyment and such 
exercise shall be independent of the existence of protection.· 
in the country of origin of the work. Consequently, apart 
from the provisions of this Convention, the extent of protec­
tion, as well as the means of redress afforded to the author 
to protect his rights, shall be governed exclusively by the­
laws of the country where protection is claimed. 

(3) Protection in the country of origin is govemed by 
domestic law. However, when the author is not a national of 
the country of origin of the work for which he is protected 
under this Convention, he shall enjoy in that country the 
same rights as national authors. • 

(4) The country of origin shall be considered to be: 
(a) in the case of works first published in a country of the­

Union, that country; in the case of works published 
simultaneously in several countries of the Union which 
grant different terms of protection, the country whose 
legislation grants the shortest term of protection; 

(b) in the case of works published simultaneously in a coun­
try outside the Union and in a country of the Union, the 
latter country; 

(c) in the case of unpublished works or of works first pub­
lished in a country outside the Union, without simulta­
neous publication in a country of the Union, the country 
of the Union of which the author is a national, provided 
that: • 
(i) when these are cinematographic works the maker of 

which has his headquaters or his habitual residence­
in a country of the Union, the country of origin shall 
be that country, and 

(ii) when these are works of architecture erected in a 
country of the Union or other artistic works incor­
porated in a building or other structure located in a 
country of the Union, the country of origin shall be 
that country. • 

Article 6 
(1) Where any country outside the Union fails to proleet 

in an adequate manner the works of authors who are nation­
als of one of the countries of the Union, the Jatter country 
may restrict the protection given to the works of authors­
who are, at the date of the first publication thereof, nationals 

. of the other country and are not habitually resident in one 
of the countries of the Union. If the country of first publica­
tion avails itself of this right, the other countries of the 
Union shall not be required to grant to works thus subjected 
to special treatment a wider protection than that granted to 
them in the country of first publication. 

(2) No restrictions introduced by virtue of the preceding­
paragraph shall affect the rights which an author may have-
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acquis sur une ceuvre publiée dans un pays de l'Union avant 
la mise à exécution de cette restriction. 

(3) Les pays de l'Union qui, en vertu du présent article, 
restreindront la protection des droits des auteurs, Ie noti­
fieront au Directeur général de l'Organisation Mondiale de la 
Propriété Intellectuelle (ei-après désigné le « Directeur géné­
ral ») par une déclaration écrite, ou seront indiqués les pays 

. vis-à-vis desquels la protection est restreinte, de même que 
les restrictions auxquelles les droits des auteurs ressortissant 
à ces pays sont soumis. Le Directeur général communiquera 
aussitöt Ie fait à tous les pays de l'Union. 

Article 6bis 

(1) Indépendamment des dcoits patrimoniaux d'auteur, et 
même après la cession desdits droits, !'auteur conserve Ie 
droit de revendiquer la paternité de l'ceuvre et de s'opposer 
à toute déformation, mutilation ou autre modification de 
cette ceuvre ou à toute autre atteinte à la mème ceuvre, 
préjudiciables à son honneur ou à sa réputation. 

(2) Les droits reconnus à }'auteur en vertu de l'alinéa (1) 
ci-dessus sont, après sa mort, maintenus au moins jusqu'à 
l'extinction des droits patrimoniaux et exercés par les per­
sonnes ou institutions auxquelles la législation nationale du 
pays ou la protection est réclamée donne qualité. Toutefois, 
les pays <lont la législation, en vigueur au moment de Ja rati­
fication du présent Acte ou de l'adhésion à celui-ci, ne 
contient pas de dispositions assurant la protection après la 
mort de }'auteur de tous les droits reconnus en vertu de 
l'alinéa (1) ci-dessus ont la faculté de prévoir que certains de 
ces droits ne sont pas maintenus après la mort de !'auteur. 

(3) Les moyens de recours pour sauvegarder les droits 
reconnus dans Ie présent article sont réglés par la législation 
du pays ou la protection est réclamée. 

Artide 7 
(1) La durée de la protection accordée par la présente 

Convention comprend la vie de !'auteur et cinquante ans après 
sa mort. 

(2) Toutefois, pour les ceuvres cinématographiques, les 
pays de l'Union ont la faculté de prévoir que la durée de la 
protection expire cinquante ans après que l'ceuvre aura été 
rendue accessible au public avec Ie consentement de !'auteur, 
ou qu'à défaut d'un tel événement intervenu dans les cin­
quante ans à compter de la réalisation d'une telle ceuvre, 
la durée de la protection expire cinquante ans après cette 
réalisation. 

(3} Pour les ceuvres anonymes ou pseudonymes, la durée 
de la protection accordée par la présente Convention expire 
cinquante ans après que l'ceuvre a été licitement rendue 
accessible au public. Toutefois, quand Ie pseudonyme adopté 
par !'auteur ne laisse aucun doute sur son identité, la durée 
de la protection est celle prévue à l'alinéa (1). Si !'auteur 
d'une ceuvre anonyme ou pseudonyme révèle son identité 
pendant la période ci-dessus indiquée, Ie délai de protection 
applicable est celui prévu à l'alinéa (1). Les pays de l'Union 
ne sont pas tenus de protéger les ceuvres anonymes ou 
pseudonymes pour lesquelles il y a tout lieu de présumer que 
leur auteur est mort depuis cinquante ans. 

( 4) Est réservée aux législations des pays de l'Union la 
faculté de régler la durée de la protection des ceuvres photo­
graphiques et celle des ceuvres des arts appliquées protégées 
en tant qu'ceuvres artistiques; toutefois, cette durée ne pourra 
être inférieure à une période de vingt-cinq ans à compter de 
la réalisation d'une telle ceuvre. 

(5) Le délai de protection postérieur à la mort de !'auteur 
et les délais prévus aux alinéas (2), (3) et (4) ci-dessus com­
mencent à courir à compter de la mort oude l'événement visé 
par ces alinéas, mais la durée de ces délais n'est calculée qu'à 
partir du 1er janvier de l'année qui suit la mort ou !edit 
événement. 

(6) Les pays de l'Union ont la faculté d'accorder une durée 
de protection supérieure à celles prévues aux alinéas précé-. 
dents. 

(7) Les pays de l'Union liés par l'Acte de Rome de la pré­
sente Convention et qui accordent, dans leur législation natio­
nale en vigueur au moment de la signature du présent Acte, 
des durées inférieures à celles prévues aux alinéas précédents 
ont la faculté de les maintenir en adhérant au présent Acte 
,ou en Ie ratifiant. 
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acquired in respect of a work published in a country of the 
Union before such restrictions were put into force. 

(3) The countries of the Union which restrict the grant of 
copyright in accordance with this Article shall give notice 
thereof to the Director Genera! of the World Intellectual 
Property Organization (hereinafter designated as "the Direc­
tor Genera!") by a written declaration specifying the coun­
tries in regard to which protection is restricted, and the 
restrictions to which rights of authors who are nationals of 
those countries are subjected. The Director Genera! shall 
immediately communicate this declaration to all the coun­
tries of the Union. 

Ar ticle 6bis 

(1) Independently of the author's economie rights, and 
even after the transfer of the said rights, the author shatl 
have the right to claim authorship of the work and to object 
to any distortion, mutilation or other modi/kation of, or other 
derogatory action in relation to, the said work, which would 
be prejudicial to his honor or reputation. 

(2) The rights granted to the author in accordance with 
the preceding paragraph shall, after his death, be maintained, 
at least until the expiry of the economie rights, and shall be 
exercisab!e by the persons or instutions authorized by the 
legislation of the country where protection is claimed. How­
ever, those countries whose legislation, at the moment of 
their ratification of or accession to this Act, does not provide 
for the protection after the death of the author of all the 
rights set out in the preceding paragraph .may provide that 
some of these rights rnay, after his death, cease to be rnain­
tained. 

(3} The means of redress for safeguarding the rights 
granted by this Article shall be govemed by the legislation 
of the country where protected is claimed. 

Article 7 

(1) The term of protection granted by this Convention 
shall be the life of the author and fifty years after his death. 

(2) However, in the case of cinematographic works, the 
countries of the Union may provide that the term of protec­
tion shall expire fifty years after the work has been made 
available to the public with the consent of the author, or, 
failing such an event within fifty years from the making of 
such a work, fifty years after the making. 

(3) In the case of anonymous or pseudonymous works, the 
term of protection granted by this Convention shall expire 
fifty years after the work has been lawfully made available to 
the public. However, when the pseudonym adopted by the 
author leaves no doubt as to his identity, the term of protec­
tion shall be that provided in paragraph (1). If the author of 
an anonymous or pseudonymous work discloses his identity 
during the above-mentioned period, the term of protection 
applicable shall be that provided in paragraph (1). The coun­
tries of the Union shall not be required to protect anonymous 
or pseudonymous works in respect of which it is reasonable 
to presume that their author has been dead for fifty years. 

(4} It shall be a matter for legislation in the countries of 
the Union to determine the term of protection of photo­
graphic works and that of works of applied art in so far as 
they are protected as artistic works; however, this term shall 
last at least until the end of a period of twenty-five years 
from the making of such a work. 

(5) The term of pcotection subsequent to the death of the 
author and the terms provided by paragraphs (2), (3) and (4) 
shall run frorn the date of death or of the event referred to in 
those paragraphs, but such terms shall always be deemed to 
begin on the first of January of the year following the death 
or such event. , 

(6} The countries of the Union may grant a term of pro­
tection in excess of those provided by the preceding para­
graphs. 

(7) Those countries of the Union bound by the Rome Act 
of this Convention, which grant, in their national legislation 
in force at the time of signature of the present Act, shorter 
terms of protection than those provided for in the preceding 
paragraphs, shall have the right to maintain such terms when 
ratifying or acceding to the present Act. 
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(8) Dans tous les cas, la durée sera réglée par la loi du 
pays ou la protection sera réclamée ; toutefois, à moîns que la 
législation de ce dernier pays n'en dédde autrement, elle 
n'excédera pas la durée fixée dans Ie pays d'origine de 
l'ceuvre. 

Artide 7his 

Les dispositions de l'article précédent sont également appli­
cables lorsque Ie droit d'auteur appartient en commun aux 
col!dborateurs <l'une ceuvre, sous réserve que les Jélais 
consécutifs à la mort de !'auteur soient calculés à partir de la 
mort du dernier survivant des collaborateurs. 

Article 8 
Les auteurs d'ceuvres littéraires et artistiques protégées 

par la présente Convention jouissent, pendant toute la durée 
de leurs droits sur l'ceuvre originale, du droit exdusif de faire 
ou d'autoriser la traduction de leurs ceuvres. 

Artide 9 

(1) Les auteurs d'ceuvres littéraires et artistiques protégées 
par la présente Convention jouissent du droit exclusif d'auto­
riser la reproduction de ces ceuvres, de quelque manière et 
sous quelque forme que ce soit. 

(2) Est réservée aux législations des pays de l'Union la 
faculté de permettre la reproduction desdites ceuvres dans 
certains cas spéciaux, pourvu qu'une tel!e reproduction ne 
porte pas atteinte à l'exploitation normale de l'ceuvre ni ne 
cause un préjudice injustifié aux intérêts légitimes de !'auteur. 

(3) Tout enregistrement sonore ou visuel est considéré 
comme une reproduction au sens de la présente Conventlon. 

Article 10 
(1} ·Sont licites les citations tirées d'une ceuvre, déjà rendue 

licitement accessible au public, à condition qu'elles soient 
conformes aux bons usages et dans la mesure justifiée par Ie 
but à atteindre, y compris les citations d'articles de journaux 
et recueils périodiq1,/.es sous forme de revues de presse. 

(2) Est réservé l'effet de la législation des pays de l'Union 
et des arrangements particuliers existants ou à conclure entre 
eux, en ce qui concerne la faculté d'utiliser licitement, dans la 
mesure justifiée par Ie but à atteindre, des ceuvres littéraires 
ou artistiques à titre d'illustration de l'enseignement par Ie 
moyen de publications, d'émissions de radiodiffusion ou 
d'enregistremenls sonores ou visuels, sous réserve qu'une 
telle u!ilisation soit conforme aux bons usages. 

(3) Les citations et utilisations visées aux alinéas précé­
dents devront faire mention de la source et du nom de 
!'auteur, si ce nom figure dans la source. 

Article lObis 

(1) Est réservée aux !égislations des pays de l'Union la 
faculté de permettre la reproduction par la presse, ou la radio­
diffusion ou la transmission par fil au public, des articles 
d'actualité de discussion économique, politique ou religieuse, 
publiés dans des journaux ou recueils périodiques, ou des 
ceuvres radiodiffusées ayant Ie même caractère, dans les cas 
ou la reproduction, Ia radiodiffusion ou ladite transmission 
n'en est pas expressément réservée. Toutefois, Ia source doît 
toujours être clairement indiquée ; la sanction de cette obli­
gation est déterminée par la législation du pays ou la pro­
tection est réclamée. 

(2) Il est également réservé aux législations des pays de 
l'Union de régler les conditions dans lesquelles, à !'occasion 
de compies rendus des événements d'actualité par Ie moyen 
de la photographie ou de la cinématographie, ou par voie de 
ra<liodiffusion ou de transmission par fil au public, les ceuvres 
littéraires ou artistiques vues ou entendues au cours de l'évé­
nement peuvent, dans la mesure justifiée par Ie but d'infor­
mation à atteindre, être reproduites et rendues accessibles au 
public. 

Article 11 

(l) Les auteurs d'ceuvres dramatiques, dramatico-musicales 
et musicales jouissent du droit exclusif d'autoriser : 

(i) la représentation et l'exécution publiques de leurs 
<l!uvres, y compris la représentation et l'exécution 
publiques par tous moyens ou procédés; 

(îi) la transmission publique par tous moyens de la repré­
sentation et de l'exécution de leurs <l!uvres. 
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(8) In any case, the term shall be governed by the legisla­
tion of the country where protection is claimed; however, 
unless the legislation of that country otherwise provides, the 
term shall not exceed the term fixed in the country of origin 
of the work. 

Article 7bis 

The provisions of the preceding Article shall also apply in 
the case of a work of joint authorship, provided that the 
terms measured from the death of the author shall be calcu­
lated from the death of the last surviving author. 

Article 8 

Authors of literary and artistic works protected by this 
Convention shall enjoy the exclusive right of making and 
of authorizing the translation of their works throughout the 
term of protection of their rights in the original works. 

Article 9 
(1) Authors of literary and artistic works protected by this 

Convention shal! have the exclusive right of authorizing the 
reproduction of these works, in any manner or form. 

(2) It shall be a matter for legislation in the countries of 
the Union to permit the reproduction of such works in cer­
tain special cases, provided that such rcproduction does not 
conflict with a normal exploitation of the work and does not 
unreasonably prejudice the legitimate interests of the author. 

(3) Any sound or visual recording sha!I be considered as 
a reproduction for the purposes of this Convention. 

Article 10 
(1) 1t shall be permissible to make quotations from a work 

which has already been lawfully made available to the pub­
lic, provided that their making is compatible with fair prac­
tice, and their extent does not exceed that justified by the 
purpose, including quotations from newspaper articles and 
periodicals in the form of press summaries, 

(2) It shall be a matter for legislation in the countries of 
the Unîon, and for special agreements existing or to be con­
cluded between them, to permit the utlization, to the extent 
justified by the purpose, of literary or artistic works by way 
of illustration in publicatîons, broadcasts or sound or visual 
recordings for teaching, provided such utilization is com­
patible with fair practice. 

(3) Where use is made of works in accordance with the 
preceding paragraphs of this Article, mention shall be made 
of the source, and of the name of the author if it appears 
thereon. 

Article lObis 

(1) It shall be a matter for legislation in the countries of 
the Union to permit the reproduction by the press, the broad­
casting or the communication to the public by wire of arti­
cles published in newspapers or periodicals on current eco­
nomie, politica! or religious topies, and of broadcast works 
of the same character, in cases in which the reproduction, 
broadcasting or such communication thereof is not expressly 
reserved. Nevertheless, the source must always be clearly 
indicated; the legal consequences of a breach of this obliga­
tion sha!I be determined by the legislation of the country 
where protection is claimed. 

(2) It shall also be a matter for legislation in the countries 
of the Union to determine the conditions under which, for 
the purpose of reporting current events by means of photo­
graphy, cinematography, broadcasting or communîcation to 
the public by wire, literary or artistic works seen or heard 
in the course of the event may, to the extent justified by the 
informatory purpose, be reproduced and made available to 
the public. 

Article 11 
(1) Authors of dramatic, dramatico-musical and musical 

works shall enjoy the exclusive right of authorizing: 
(i) the public performance of their works, including such 

public performance by any means or process; 

(ii) any communication to the public of the performance 
of their works. 
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(2) Les mêmes droits sont accordés aux auteurs d'ceuvr!s 
dramatiques ou dramatico-musicales pendant toute la duree 
de leurs droits sur l'reuvre originale, en ce qui concerne la 
traduction de leurs reuvres. 

Article 11 bis 

(1) Les auteurs d'ceuvres littéraires et artistiques jouissent 
du droit exclusif d'autoriser : 

(i) Ia radiodiffusion de leurs <l!uvres ou la communication 
publique de ces <l!uvres par tout autre moyen servant à 
diffuser sans fil les signes, les sons ou les images ; 

(ii) toute communication publique, soit par fil, soit sans fil, 
de l'reuvre radiodiffusée, lorsque cette communication 
est faile par un autre organisme que cel ui d'origine; 

(iii) Ia communication publique, par haut-parleur ou par 
tout autre instrument analogue transmetteur de signes, 
de sons ou d'images, de l'ceuvre radiodiffusée. 

(2) Il appartient aux législations des pays de l'Union de 
régler les conditions d'exercice des droits visés par I'alinéa (1) 
ci-dessus, mais ces conditions n'auront qu'un effet strictement 
limité aux pays qui les aurait établies. Elles ne pourront en 
aucun cas porter atteinte au droit mora! de !'auteur, ni au 
droit qui appartient à !'auteur d'obtenir une rémunération 
équitable fixée, à défaut d'accord amiable, par l'autorité com­
pétente. 

(3) Sauf stipulation contraire, une autorisation accordée 
conformément à l'alinéa (1) du présent article n'implique pas 
l'autorisation d'enregistrer, au moyen d'instruments portant 
fixation des sons ou des images, l'reuvre radiodiffusée. Est 
toutefois réservé aux législations des pays de l'Union Ie 
régime des enregistrements éphémères effectués par un orga­
nisme de radiodiffusion par ses propres moyens et pour ses 
émissions. Ces législations pourront autoriser la conservation 
de ces enregistrements dans des archives officielles en raison 
de leur caractère exceptionnel de documentation. 

Article 11 Ier 

(1) Les auteurs d'reuvres littéraires jouissent du droit 
exclusif d'autoriser: , 

(i) la récitation publique de leurs reuvres, y compris la 
récitation publique par tous moyens ou procédés ; 

(ii) la transmission publique par tous moyens de la récita­
tion de Ieurs reuvres. 

(2) Les mêmes droits sont accordés aux auteurs d'amvres 
littéraires pendant toute la durée de leurs droits sur l'ceuvre 
originale, en ce qui concerne la traduction de leurs ceuvres. 

Article 12 
Les· auteurs d'ceuvres littéraires ou artistiques jouissent du 

droit exclusif d'autoriser les adaptations, arrangements et 
autres transformations de leurs reuvres. 

Article 13 
(1) Chaque pays de l'Union peut, pour ce qui Ie concerne, 

établir des réserves et conditions relatives au droit exclusif de 
!'auteur d'une amvre musicale et de !'auteur des paroles, 
dont l'enregistrement avec l'ceuvre musicale a déjà été auto­
risé par ce dernier, d'autoriser l'enregistrement sonore de 
ladite oeuvre musicale, avec, le cas échéant, les paroles; mais 
toutes réserves et conditions de cette nature n'auront qu'un 
effet strictement limité• au pays qui les aurait établies et ne 
pourront en aucun cas porter atteinte au droit qui appartient 
à !'auteur d'obtenir une rémunération équitable fixée, à défaut 
d'accord amiable, par l'autorité compétente. 

(2) Les enregistrements d'amvres musicales qui auront été 
réalisés dans un pays de l'Union conformément à l'article 
13 (3) des Conventions signées à Rome Ie 2 juin 1928 et à 
Bruxelles le 26 juin 1948 pourront, dans ce pays, faire l'objet 
de reproductions sans Ie consentement de !'auteur de l'reuvre 
musicale jusqu'à l'expiration d'une période de deux années à 
partir de la date à laquelle !edit pays devient lié par Ie présent 
Acte. 

(3) Les enregistrements faits en vertu des alinéas (1) et (2) 
du présent article et importés, sans autorisation des parties 
intéressées, dans un pays ou ils ne seraient pas licites, pour­
ront y être saisis. 
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(2) Authors of dramatic or dramatico-musical works shall 
enjoy, during the full term of their rights in the original 
works, the same rights with respect to translation thereof. 

Article llhis 

(1) Authórs of literary and artistic works shall enjoy the 
exclusive right of authorizing: 

(i) the broadcasting of their works or the communication 
thereof to the public by any other means of wireless 
diffusion of signs, sounds or images; 

(ii) any communication to the public by wire or by rebroad­
casting of the broadcast of the work, when this com­
munication is made by an organization other than the 
original one; 

(iii) the public communication by loudspeaker or any other 
analogous instrument transmitting, by signs, sounds or 
images, the broadcast of the work. 

(2) It shall be a matter for legislation in the countries of 
the Union to determine the conditions under which the rights 
mentioned in the preceding paragraph may be exercised, hut 
these conditions shall apply only in the countries where they 
have been prescribed. They shall not in any circumstances be 
prejudical to the mora! rights of the author, nor to his right 
to obtain equitable remuneration which, in the absence of 
agreement, shall be fixed by competent authority. 

(3) In the absence of any contrary stipulation, permission 
granted in accordance with paragraph (1) of this Article shall 
not imply permission to record, by means of instruments 
recording sounds or images, the work broadcast. It shall, 
however, be a matter for legislation in the countries of the 
Union to determine the regulations for ephemeral recordings 
made by a broadcasting organization by means of its own 
facilities and used for its own broadcasts. The preservation 
of these recordings in official archives may, on the ground 
of their exceptional documentary character, be authorized 
by such legislation. 

Article 11 ter 

(1) Authors of literary works shall enjoy the exclusive 
right of authorizing: 

(i) the public recitation of their works, including such 
public recitation by any means or process; 

(ii) any communication to the public of the recitation of 
their works. 

(2) Authors of literary works shall enjoy, during the full 
term of their rights in the original works, the same rights 
with respect to translation thereof. 

Article 12 
Authors of literary or artistic works shall enjoy the exclu­

sive right of authorizing adaptations, arrangements and other 
alterations of their works. 

Artide 13 
(1) Each country of the Union may impose for itself reser­

vations and conditions on the exclusive right granted to the 
author of a musical work and to the author of any words, 
the recording of which together with the musical work has 
already heen authorized by the latter, to authorize the sound 
recording of that musical work, together with such words, 
if any; hut all such reservations and conditions shall apply 
only in the countries which have imposed them and shall 
not, in any circumstances, be prejudicial to the rights of 
these authors to obtain equitable remuneration which, in the 
absence of agreement, shall be fixed by competent authority. 

(2) Recordings of musical works made in a country of the 
Union in accordance with Article 13 (3) of the Conventions 
signed at Rome on June 2, 1928, and at Brussels on June 26, 
1948, may be reproduced in that country without the permis­
sion of the author of the musical work until a date two years 
after that country becomes bound by this Act. 

(3) Recordings made in accordance with paragraphs (1) 
and (2) of this Article and imported without permission from 
the parties concerned into a country where they are treated 
as infringing recordings shall be liable to seizure. 
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Artide 14 
(1) Les auteurs d'ceuvres littéraires ou artistiques ont Ie 

droit exclusif d'autoriser: 
(i) l' adaptation et la reproduction cinématographiques de 

ces reuvres et la mise en circulation des ceuvres ainsi 
adaptées ou reproduites ; 

(ii) la représentation et l' exécution publiques et la trans­
mission par fil au public des ceuvres ainsi adaptées ou 
reproduites. 

(2) L'adaptation sous toute autre forme artistique des réali­
sations cinématographiques tirées d'ceuvres littéraires ou artis­
tiques reste sournîse, sans préjudice de l'autorisation de leurs 
auteurs, à l'autorisation des auteurs des ceuvres originales. 

(3) Les dispositions de l'article 13 (1) ne sont pas appli­
cables. 

Article t4bis 

(1) Sans préjudice des droîts de !'auteur de toute ceuvre qui 
pourrait avoir été adaptée ou reproduite, l'ceuvre cinémato­
graphique est protégée comme une reuvre originale. Le titu­
laire du droit d'auteur sur l'reuvre cinématographique jouit 
des rnêmes droits que !'auteur d'une ceuvre originale, y 
compris les droits visés à l'article précédent. 

(2) ( a) La détermination des titulaires du droit d' auteur sur 
J'ceuvre cinématographique est réservée à Ja législation du 
pays ou la profection est réclamée. 

(b) Toutefois, dans les pays de l'Union ou la Jégisla!ion 
reconnaît parrni ces titulaires les auteurs des contributions 
apportées à Ia réalisation de l'ceuvre cinématographique, 
ceux-ci, s'ils se sont engagés à apporter de telles contributions, 
ne pourront, sauf stipulation contraire ou particulière, s'op­
poser à la reproduction, la mise en circulation, la représenta­
tion et l'exécution publiques, la transmission par fil au public, 
la radiodiffusion, la communication au public, Ie sous-titrage 
et Ie doublage des textes, de l'ceuvre cinématographique. 

(c) La queslion de savoir si la forme de !'engagement visé 
ei-des sus doit, peur l'application du sous-alinéa (b) précédent, 
être ou non un contrat écrit ou un acte écrit équivalent est 
réglée par la législation du pays de l'Union ou Ie producteur 
de l'ceuvre cinématographique a son siège ou sa résidence 
habituelle. Est toutefois réservée à la législation du pays de 
l'Union ou la protection est réclamée la faculté de prévoir que 
eet engagement doit être un contrat écrit ou un acte écrit 
équivalent. Les pays qui font usage de cette faculté devront Ie 
notifier au Directeur général par une déclaration écrite qui 
sera aussitót communiquée par ce dernier à tous Jes autres 
pay._ de l'Union. 

( d) Par « stipulation contraire ou particulière », il faut 
entendre toute condition restrictive dont peut être assorti 
!edit engagement. 

(3) A moins que la législa!ion nationale n'en décide autre­
ment, les dispositions de l'alinéa (2) (b) ci-dessus ne sont 
applicables ni aux auteurs des scénarios, des dialogues et des 
reuvres musica!es, créés pour la réalisation de l'ceuvre ciné­
matographique, ni au réalisateur principal de celle-ci. Toute­
fois, les pays de l'Union dont la législation ne contient pas des 
dispositions prévoyant l'application de l'alinéa (2) (b) précité 
audit réalisateur devront Ie notifier au Directeur général par 
une déclaration écrite qui sera aussitot communiquée par ce 
dernier à tous les autres pays de l'Union. 

Artide 14ter 

(1) En ce qui concerne les ceuvres d'art originales et les 
manuscrits originaux des écrivains et compositeurs, !'auteur 
- ou, après sa mort, les personnes ou institutions auxquelles 
la législation nationale donne qua!ité - jouit d'un droit 
inaliénable à être intéressé aux opérations de vente dont 
l'ceuvre est l'objet après la première cession opérée par 
l'auteur. 

(2) La protection prévue à l'alinéa ci-dessus n'est exigible 
dans chaque pays de l'Union que si la législation nationale de 
l'auteur admet cette protection et dans la mesure ou le 
permet la législation du pays oû cette protection est rédamée. 

(3) Les modalités et les taux de la perception sont déter-
minés par chaque législation nationale. • 
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Article 14 
(1) Authors of literary or artistic works shall have the 

exdusive right of authorizing: 
(i) the cinematographic adaptation and reproduction of 

these works, and the distribution of the works thus 
adapted or reproduced; 

(ii) the public performance and communication to the pub­
lic by wire of the works thus adapted or reproduced. 

(2) The adaptation into any other artistic form of a cine­
matographic production derived from literary or artistic 
works shall, without prejudice to 1he authorization of the 
author of the cinematographic production, remain subject to 
the authorization of the authors of the original works. 

(3) The provisions of Article 13 (1) shall not apply. 

Article 14bis 

(1) Without prejudice to the copyright in any work which 
may have been adapted or reproduced, a cinematographic 
work shall be protected as an original work. The owner of 
copyright in a cinematographk work shall enjoy the same 
rights as the author of an original work, including the rights 
referred to in the preceding Article, 

(2) (a) Ownership of copyright in a cinematographic work 
shall be a matter for legislation in the country where protec­
tion is claimed. 

(b) However, in the countries of the Union which, by 
legislation, include arnong the owners of copyright in a cine­
matographic work authors who have brought contributions 
to the making of the work, such authors, if they have under­
taken to bring such contributions, may not, in the absence 
of any contrary or special stipulation, object to the reproduc- • 
tion, distribution, public performance, communication to the 
public by wire, broadcasting or any other communication to 
the public, or to the subtitling or dubbing of texts, of the 
work. 

(c) The question whether or not the form of the under­
taking referred to above should, for the application of the 
preceding subparagraph (b), be in a written agreement or a 
written act of the same effect shall be a matter for the legis­
lation of the country where the maker of the cinematographic 
work has his headquaters or habitual residence. However, ît 
shall be a matter for the legislation of the country of the 
Unîon where protection is clairned to provide that the said 
undertaking shall be in a written agreement or a written act 
of the same effect. The countries whose legislation so pro­
vides shall notify the Director Genera! by means of a writ­
ten declaration, which will be immediately communicated by 
him to all the other countries of the Union. 

(d) By "contrary or special stipulation" is meant any 
restrictive condition which is relevant to the aforesaid under­
taking. 

(3) Unless the national legislation provides to the con­
trary, the provisions of paragraph (2) (b) above shall not be 
applicable to authors of scenarios, dialogues and musical 
works created for the making of the cinematographic work, 
nor to the principal director thereof. However, those coun­
tries of the Union whose legislation does not contain rules 
providing for the application of the said paragraph (2} (b) 
to such director shall notify the Director Genera! by means 
of a written declaration, which will be immediately corn­
municated by him to all the other countries of the Union. 

Artide J4ter 

(1) The author, or after his death the persons or institu­
tions authorized by national legislation, shall, with respect to 
original works of art and original manuscripts of writers and 
composers, enjoy the inalienable right to an interest in any 
sale of the work subsequent to the first transfer by the 
author of the work. 

(2) The protection provided by the preceding paragraph 
may be claimed in a country of the Union only if legislation 
in the country to which the author belongs so permits, and 
to the extent permitted by the country where this protection 
is claimed. 

(3) The procedure for collection and the amounts shall be 
matters for determination by national legislation. 
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Article 15 
(1) Pour que les auteurs des reuvres littéraires et artis­

tiques protégés par la présente Convention soient, sauf preuve 
contraire, considérés comme !els et admis en conséquence 
devant les tribunaux des pays de I'Union à exercer des pour­
suites contre les contrefacteurs, il suffit que Je nom soit 
indiqué sur l'reuvre en la manière usitée. Le présent alinéa 
est applicable, même si ce nom est un pseudonyme, dès lors 
que Ie pseudonyme adopté par l'auteur ne laisse aucun doute 
sur son identi té. 

(2) Est présumé producteur de l'reuvre cinématographique, 
sauf preuve contraire, la personne physique ou morale dont 
Ie nom est indiqué sur ladite ceuvre en la manière usitée. 

(3) Pour les reuvres anonymes et pour Je reuvres pseudo­
nymes autres que celles donl il est fait mention à l'alinéa (1) 
ci-dessus, l'éditeur dont Ie nom est indiqué sur l'reuvre est, 
sans autre preuve, réputé représenter !'auteur; en cette qua­
lité, il est fondé à sauvegarder et à faire valoir les droits de 
celui-ci. La disposition du présent alinéa cesse d'être appli­
cable quand !'auteur a révélé son identité et justifié de sa 
qualité. 

(4) (a) Pour les ceuvres non publiées dont l'identité de 
]'auteur est inconnue, mais pour lesquelles il y a tout lieu de 
présumer que eet auteur est ressortissant d'un pays de 
l'Union, il est réservé à la législation de ce pays la faculté de 
désigner l'autorité compétente représentanl eet auteur et 
fondée à sauvegarder et faire valoir les droits de celui-ci dans 
les pays de l'Union. 

(b) Les pays de l'Union qui, en vertu de cette disposition, 
procéderont à une telle désignation, Ie notifieront au Direc­
teur général par une déclaration écrite ou seront indiqués 
tous renseignements relatifs à l'autorité ainsi désignée. Le 
Directeur général communiquera aussitöt cette déclaration à 
tous les autres pays de l'Union. 

Artkle 16 
(1) Toute ceuvre contrefaite peut être saisie dans les pays 

de l'Union ou l'reuvre originale a droit à la protection légale. 

(2) Les dispositions de l'alinéa précédent sont également 
• applicables aux reproductions provenant d'un pays ou !'reuvre 
n'est pas protégée ou a cessé de !'être. 

(3) La saisie a lieu conformément à la législation de chaque 
pays. 

Artide 17 
Les dispositions de la présente Convention ne peuvent 

porter préjudîce, en quoi que ce soit, au droit qui appartient 
au Gouvernement de chacun des pays de l'Union de per­
mettre, de survei!ler ou d'interdire, par des mesures de légis­
lation ou de police intérieure, Ia circulation, la représentation, 
l'exposition de tout ouvrage ou production à l'égard desquels 
l'autorité compétente aurait à exercer ce droit. 

Artide 18 
(1) La présente Convention s'applique à toutes les reuvres 

qui, au moment de son entrée en vigueur, ne sont pas encore 
tombées dans Ie domaine public de leur pays d'origine par 
l'expiration de la durée de la protection. 

(2) Cependant, si une ceuvre, par l'expiration de la durée 
de la protection qui lui était antérieurement reconnue, est 
tombée dans Ie domaine public du pays ou la prntection est 
réclamée, cette reuvr~ n'y sera pas protégée à nouveau. 

(3) L'application de ce principe aura lieu conformément 
aux stipulations contenues dans les conventions spéciales 
existantes ou à conclure à eet effet entre pays de I'Union. 
A défaut de semblables stipulations, les pays respectifs régle­
ront, chacun pour ce qui Ie concerne, les modalités relatives à 
cette application. 

(4) Les dispositions qui précèdent s'appliquent également 
en cas de nouvelles accessions à l'Union et dans les cas ou la 
protection serait étendue par application de l'article 7 ou par 
abandon de réserves. 

Article 19 
Les dispositions de la présente Convention n'empêchent 

pas de revendiquer l'application de dispositions plus Iarges 
qui seraient édictées par la législation d'un pays de l'Union. 
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Article 15 
(1) In order that the author of a literary or artistic work 

protected by this Convention shall, in the absence of proof 
to the contrary, be regarded as such, and consequenlly be 
entitled to ins"titute infringement proceedings in the coun­
tries of the Union, it shall be sufficient for his name to 
appear on the work in the usual manner. This paragraph 
shall be applicable even if this name is a pseudonym, where 
the pseudonym adopted by the author leaves no doubt as to 
his identiy. 

(2) The person or body corporale whose name appears on 
a cinematographic work in the usual manner shall, in the 
absence of proof to the contrary, be presumed to be the 
maker of the said work. 

(3) In the case of anonymous and pseudonymous works, 
other than those referred to in paragraph (1) above, the pub­
lisher whose name appears on the work shall, in the absence 
of proof to the contrary, be deemed to represent the author, 
and in this capacity he shall be entitled to protect and enforce 
the author's rights, The provisions of this paragraph shall 
cease to apply when the author reveals his identity and estab­
lishes his claim to authorship of the work. 

(4) (a) In the case of unpublished works where the iden­
tity of the author is unknown, but where there is every 
ground to presume that hè is a national of a country of the 
Union, it shall be a matter for legislation in that country to 
designate the competent authority who shall represent the 
author and shall be entitled to protect and enforce his rights 
in the countries of the Union. 

(b) Countries of the Union which make such designation. 
under the terms of this provision shall notify the Director 
Genera! by means of a written declaration giving full infor­
mation conceming the authority thus designated. The Direc­
tor Genera! shall at once communicate this declaration to 
all other countries of the Union. 

Article 16 
(1) Infringing copies of a work shaH be liable to seizure 

in any country of the Union where the work enjoys legal 
protection. 

(2) The provisions of the preceding paragraph shall also 
apply to reproductions coming from a country where the 
work is not protected, or has ceased to be protected. 

(3) The seizure sha!l take place in accordance with the 
legislation af each country. 

Article 17 
The provisions of this Convention cannot in any way 

affect the right of the Government of each country of the 
Union to permit, to control, or to prohibit by legislation or 
regulation, the circulation, presentation, or exhibition of any 
work or production in regard to which the competent author­
ity may find it necessary to exercise that right. 

Article 18 
(1) This Convention shall apply to all works which, at the 

moment of its coming into force, have not yet fallen into the 
public domain in the country of origin through the expiry of 
the term of protection. 

(2) If, however, through the expiry of the term of protec­
tion which was previously granted, a work has fallen into 
the public domain of the country where protection is claimed, 
that work shall not be protected anew. 

(3) The· application of this principle shall be subject to 
any provisions contained in special conventions to that effect 
existing or to be concluded between countries of the Union. 
In the absence of such provisions, the respective countries 
shall determine, each in so far as it is concemed, the condi­
tions of application of this principle. 

(4) The preceding provisions shall also apply in the case 
of new accessions to the Union and to cases in which protec­
tion is extended by the application of Article 7 or by the 
abandonment of reservations, 

Artlcle 19 
The provisions of this Convention shall not preclude the 

making of a claim to the benefit of any greater protection 
which may be granted by legislation in a country of the 
Union. 
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Article 20 
Les Gouvernements des pays de l'Union se réservent Ie 

droit de prendre entre eux des arrangements particuliers, en 
tant que ces arrangements conféreraient aux auteurs des droits 
plus étendus que ceux accordés par la Convention, ou qu'Us 
renfermeraient d'autres stipulations non contraires à la pré­
sente Convention. Les dispositions des arrangements existants 
qui répondent aux conditions précitées restent applicables. 

Article 21 
(1) Des dispositions particulières concernant les pays en 

voie de développement figurent dans un protocole intitulé 
« Protocole relatif aux pays en voie de développement ». 

(2) Sous réserve des dispositions de l'article 28 (1) (b) (i) 
et (c), Ie Protocole relatif aux pays en voie de développement 
forme partie intégrante du présent Acte. 

Article 22 
(1) (a) L 'Union a une Assemblée composée des pays de 

l'Union Jiés par les articles 22 à 26. 

(b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté par un 
délégué, qui peut être assisté de suppléants, de conseillers et 
d'experts. 

(c) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 

(2) (a) L'Assemblée: 
(i) traite de toutes les questions concernant Ie maintien et 

Je développement de l'Union et l'application de la pré­
sente Convention ; 

(ii) donne au Bureau international de la propriété intellec­
tuelle (ei-après dénommé « Ie Bureau international») 
visé dans la Convention instituant l'Organisation Mon­
diale de la Propriété lntellectuelle (ei-après dénommée 
" l'Organisation,.) des directives concemant la prépara­
tion des conférences de révision, compte étant dûment 
tenu des observations des pays de l'Union qui ne sont 
pas liés par les articles 22 à 26 ; 

(iii) examine et approuve les rapports et les activités du 
Directeur général de l'Organisation relatifs à l'Union et 
lui donne toutes directives utiles concernant les ques­
tions de la compétence de l'Union ; 

(iv) élit les membres du Comité exécutif de l' Assemblée; 

(v) examine et approuve les rapports et les activités de son 
Comité exécutif et lui donne des directives ; 

(vî) arrête Ie programme, adopte Ie budget triennal de 
l'Union et approuve ses comptes de cloture ; 

(vii) adopte Ie règlement financier de l'Union ; • 
(viiî) crée les comités d'experts et groupes de travail qu'elle 

juge utiles à la réalisation des objectifs de l'Union ; 
(ix) décide quels sont les pays non membres de l'Union et 

quelles sont les organisations intergouvernementales et 
internationales non gouvernementales qui peuvent être 
admis à ses réunions en qualité d'observateurs; 

(x) adopte les modifications des articles 22 à 26 ; 
(xi) entreprend toute autre action appropriée en vue d'at­

teindre les objectifs de l'Union ; 
(xii) s'acquitte de toutes autres taches qu'implique la pré­

sente Convention ; 
{xiii) exerce, sous réserve qu'elle les accepte, les droits qui lui 

sont conférés par la Conventîon instituant l'Organisa­
tion. 

(b) Sur les questions qui intéressent également d'autres 
Uni ons administrées par l'Organisation, l' Assemblée sta tue 
connaissance prise de l'avis du Comité de coordination de 
l'Organisation. 

(3) (a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose d'une 
voîx. 

(b) La moitié des pays membres de I' Assemblée constitue 
Ie quorum. 

(c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa (b), si, lors 
d'une session, Ie nombre des pays représentés est inférieur à 
la moitié mais égal ou supérieur au tiers des pays membres de 
I' Assemblée, celle-ci peut prendre des décisions ; toutefois, les 
décisions de l' Assemblée, à l'exception de celles qui concer-

10 

497 

Article 20 
The Governments of the countries of the Union reserve 

the right to enter into special agreements among themselves, 
in so far as such agreements grant to authors more extensive 
rights than those granted by the Convention, or contain 
other provisions not contrary to this Convention. The pro­
visions of existing agreements which satisfy these conditions 
shall remain applicable. 

Article 21 
(1) Special provisions regarding developing countries are 

included in a protocol entitled "Protocol Regarding Develop­
ing Countries". 

(2) Subject to the provisions of Article 28 (l)(b) (i) and (c), 
the Protocol Regarding Developing Countries forms an inte­
gral part of the present Act. 

Artide 22 
(1) (a) The Union shall have an Assembly consisting of 

those countries of the Union whîch are bound by Articles 2Z 
to 26. 

(b) The Government of each country shall be represented 
by one delegate, who may be assisted by alternate delegates, 
advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delegation shall be borne by the 
Government which has appointed it. 

(2) (a) The Assembly shall: 
(i) deal with all matters concerning the maintenance and 

development of the Union and the implementation.of 
this Convention; 

(ii} give directions concerning the preparation for confer­
ences of revision to the International Bureau of Intel­
lectual Property (hereinafter designated as •the Inter­
national Bureau") referred to in the Convention estab­
lishing the World Intellectual Property Organization 
(hereinafter designated as "the Organization"), due 
account being taken of any comments made by those 
countries of the Union which are not bound by Articles 
22 to 26; 

(iii) review and approve the reports and activities of the 
Director Genera! of the Organization conceming the 
Union, and give him all necessary instructions concern­
ing matters wîthin the competence of the Union; 

(iv) elect the members of the Executive Committee of the 
Assembly; 

(v) review and approve the reports and activities of its 
Executive Committee, and give instructions to such 
Committee; 

(vi) determine the program and adopt the triennial budget 
of the Union, and approve its final accounts; 

(vii) adopt the financial regulations of the Union; 
(viii) establish such committees of experts and working 

groups as may be necessary for the work of the Union; 
(ix) determine which countries not members of the Union 

and which intergovernmental and international non­
governmental organizations shall be admitted to its 
meetings as observers; 

(x) adopt amendments to Articles 22 to 26; . 
(xi) take any other appropriate action designed to further 

the objectives of the Unioi:i; 
(xii) exercise such other functions as are appropriate under 

this Convention; 
(xiii) subject to its acceptance, exercise such rights as are 

given to it in the Convention establishing the Organi- • 
zation. 

(b) With respect to matters which are of interest also to 
other Unions administered by the Organization, the Assem­
bly shall make its decisions after having heard the advice of 
the Coordination Committee of the Organization. 

(3) (a) Each country member of the Assembly shall have 
one vote. 

(b) One-half of the countries members of the Assembly 
shall constitute a quorum. 

(c) Notwithstanding the provisions of subparagraph (b), 
if, in any session, the number of countries represented is less 
than one-half but equal to or more than one-third of the 
countries members of the Assembly, the Assembly may make 
decisions but, with the exception of decisions concerning its 
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nent sa procédure, ne deviennent exécutoires que lorsque les 
conditions énoncées ei-après sont remplies. Le Bureau inter­
national communique lesdites décisions aux pays membres de 
l'Assemblée qui n'étaient pas représentés, en les invitant à 
exprimer par écrit, dans un délai de trois mois à compter de la 
date de ladite communication, leur vote ou leur abstention. 
Si, à l'expiration de ce dé!ai, Ie nombre des pays ayant ainsi 
exprimé leur vote ou leur abstention est au moins égal au 
nombre de pays qui faisait défaut pour que Ie quorum fût 
atteint lors de la session, lesdites décisions deviennent exécu­
toires, pourvu qu'en même temps la majorité nécessaire reste 
acquise. 

(d) Sous réserve des dispositions de l'artide 26 (2), les 
décisions de l'Assemblée sont prises à la majorité des deux 
tiers des votes exprimés. 

(e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(f) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays et ne 

peut voter qu'au nom de celui-ci. 
( g) Les pays de l'Union qui ne sont pas mem bres de I' As­

sernblée sont adrnis à ses réunions en qualité d'observateurs. 
(4) (a) L'Assemblée se réunit une fois tous les trois ans en 

session ordinaire, sur convocation du Directeur général et, 
sauf cas exceptionnels, pendant la même période et au même 
lieu que l'Assemblée générale de J'Organisation. 

(b) L' Assernblée se réunit en session extraordinaire sur 
convocation adressée par Ie Directeur général, à la demande 
du Comité exécutif ou à la dernande d'un quart des pays 
mernbres de l'Assemblée. 

(5) L' Assemblée adopte son règlement intérieur. 

Article 23 

(1) L'Assemblée a un Comité exécutif. 
(2) (a) Le Comité exécutif est composé des pays élus par 

J'Assemblée parmi les pays rnembres de celle-ci. En outre, Ie 
pays sur le territoire duquel l'Organisation a son siège dis­
pose, ex officio, d'un siège au Comité, sous réserve des dis­
positions de l'article 25 (7) (b). 

(b) Le Gouvernement de chaque pays membre du Comité 
exécutif est représenté par un délégué, qui peut être assisté 
de suppléants, de conseillers et d'experts. 

(c) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 

(3) Le nombre des pays membres du Comité exécutif cor­
respond au quart du nombre des pays mem bres de I' Assem­
blée. Dans Ie cakul des sièges à pourvoir, le reste subsistant 
après la division par quatre n'est pas pris en considération. 

(4) Lors de l'élection des membres du Comité exécutif, 
J'Assemblée tient compte d'une réparlilion géographique 
équitable et de la nécessité pour les pays parties aux Arrange­
ments particuliers qui pourraient être établis en relation avec 
l'Union d'être parmi les pays constituant Ie Comité exécutif. 

(5) (a) Les mernbres du Comité exécutif restent en fonc­
tions à partir de la doture de la session de l'Assemblée au 
cours de laquelle ils ont été élus jusqu'au terme de la session 
ordinaire suivante de l'Assemblée. 

(b) Les membres du Comité exécutif sont réélîgibles dans 
la limile maximale des deux tiers d'entre eux. 

(c) L'Assemblée réglemente les modalités de l'élection et 
de la réélection éventuelle des membres du Comité exécutif. 

(6) (a) Le Comité exécutif: 
(i) prépare Ie projet d'ordre du jour de l'Assemblée; 

(ii) sou met à l' Assemblée des propositions relatives aux 
projets de programme et de budget triennal de l'Union 
préparés par Ie Directeur général ; 

(iii) se prononce, dans les limites du programme et du 
budget triennal, sur les programmes et budgets annuels 
préparés par Ie Directeur général ; . 

(iv) soumet à l' Assemblée, avec les commentaires appro­
priés, les rapports périodiques du Directeur général et 
les rapports annuels de vérification des comptes ; 

(v) prend toutes mesures utiles en vue de l'exécution du 
programme de l'Union par Ie Directeur général, confor-
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own procedure, all such decisions shall take effect only if the 
following conditions are fulfilled. The Jnternational Bureau 
shall communicate the said decisions to the countries mem­
bers of the Assembly which were not represented and shall 
invite them to express in writing !heir vote or abstention 
within a period of three months from the date of the com­
rnunication. If, at the expiration of this period, the number 
of countries having thus expressed their vote or abstention 
attains the number of countries which was lacking for attain­
ing the quorum in the session itself, such decisions shall 
take effect provided that at the same time the required ma­
jority still obtains. 

( d) Subject to the provisions of Article 26 (2), the decisions 
of the Assembly shall require two-thirds of the votes cast. 

(e) Abstentions shall not be considered as votes. 
(f) A delegate may represent, and vole in the name of, 

one country only. 
(g) Countries of the Union not members of the Assembly 

shall be adrnitted to its meetings as observers. 
(4) (a) The Assembly shall meet once in every third calen­

dar year in ordinary session upon convocation by the Direc­
tor General and, in the absence of exceplionaf circumstances, 
during the same period and at the same place as the Genera! 
Assernbly of the Organization. 

(b) The Assembly shall meet in extraordinary session 
upon convocation by the Director Genera], at the request of 
the Executive Committee or at the request of one-fourth of 
the countries members of the Assembly. 

(5) The Assembly shall adopt its own rules of procedure. 

Artide 23 

(1) The Assembly shall have an Executive Committee. 
(2) (a) The Executive Committee shall consist of coun­

tries elected by the Assembly Erom among countries mem­
bers of the Assembly. Furthermore, the country on whose 
territory the Organization has its headquaters shall, subject 
to the provisions of Article 25 (7) (b), have an ex officio seat 
on the Committee. 

(b) The Government of each country member of the Execu­
tive Committee shall be represented by one delegate, who 
may be assisted by alternate delegates, advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delegalion shall be borne by the 
Government which has appointed it. 

(3) The number of countries members of the Executive 
Commiltee shall correspond to one-fourth of the number of 
countries members of the Assembly. ln establishing the num­
ber of seats to be filled, remainders after division by four 
shall be disregarded, 

(4) In electing the member9 of the Executive Committee, 
the Assembly shall have due regard to an equitable geo­
graphical distribution and to the need for countries party to 
the Special Agreements which might be established in rela­
tion with the Union to be among the countries constituting 
the Executive Committee. 

(5) (a) Each member of the Executive Committee shall 
serve from the close of the session of the Assemb!y which 
elected it to the close of the next ordinary session of the 
Assernbly. 

(b) Members of the Executive Committee may be re­
elected, but not more than two-thirds of thern. 

(c) The Assembly shall establish the details of the rules 
governing the election and possible re-election of the rnem­
bers of the Executive Committee. 

(6) (a) The Executive Committee shall: 
(i) prepare the draft agenda of the Assembly; 

(ii) submit proposals to the Assembly respecting the draft 
program and triennial budget of the Union prepared 
by the Director Genera!; 

(iii) approve, within the limits of the program and the trien­
nial budget, the specîfic yearly budgets and programs 
prepared by the Director Genera!; 

(iv) submit, with appropriate comments, to the Assembly 
the periodical reports of the Director Genera! and the 
yearly audit reports on the accounts; 

(v) in accordance with the decisions of the Assembly and 
having regard to circumstances arising between two 
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mément aux décisions de l' Assemblée et en tenant 
compte des circonstances survenant entre deux sessions 
ordinaires de ladite Assemblée ; 

(vi) s'acquitte de toutes autres taches qui lui sont attribuées 
dans Ie cadre de la présente Convention. 

(b) Sur les questions qui intéressent également d'autres 
Unions administrées par l'Organisation, Ie Comité exécutif 
statue connaissance prise de l'avis du Comité de coordination 
de l'Organisation. 

(7) (a) Le Comité exécutif se réunit une fois par an en 
session ordinaire, sur convocation du Directeur général, 
autant que possible pendant la même période et au même lieu 
que Ie Comité de coordination de l'Organisation. 

(b) Le Comité exécutif se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par Ie Directeur général, soit à l'ini­
tiative de celui-ci, soit à la demande de son président ou d'un 
quart de ses membres. 

(8) (a) Chaque pays membre du Comité exécutif dispose 
d'unevoix. 

(b) La moitié des pays membres du Comité exécutif cons­
titue Ie quorum. 

(c) Les décisions sont prises à la majorité simple des votes 
exprimés. 

(à) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(e) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays et ne 

peut voter qu'au nom de celui-ci. 
(9) les pays de l'Union qui ne sont pas mem bres du Comité 

exécutif sont admis à ses réunions en qualité d'ohservateurs. 
(10) Le Comité exécutif adopte son règlement intérieur. 

Article 24 
(1) (a) les taches administratives incomhant à l'Union sont 

assurées par Ie Bureau international, qui succède au Bureau 
de l'Union réuni avec Ie Bureau de l'Union institué par la 
Convention internationale pour la protection de la propriété 
industrielle. 

(b) Le Bureau international assure notamment Ie secréta­
riat des divers organes de l'Union. 

(c) Le Directeur général de l'Organisation est Ie plus haut 
fonctionnaire de l'Union et la représente. 

(2) Le Bureau international rassemble et publie les infor­
mations concernant la protection du droit d'auteur. Chaque 
pays de l'Union communique aussitot que possible au Bureau 
international Ie texte de toute nouvelle loi ainsi que tous 
textes officiels concernant la protection du droit d'auteur. 

(3) Le Bureau international publie un périodique mensuel. 

(4) Le Bureau international fournit à tout pays de l'Union, 
sur sa demande, des renseignements sur les questions relatives 
à la protection du droit d'auteur. 

(S) Le Bureau international procède à des études et fournit 
des services destinés à faciliter la protection du droit d'auteur. 

(6) Le Directeur général et tout membre du personnel dési­
gné par lui prennent part, sans droit de vote, à toutes les 
réunions de l'Assemblée, du Comité exécutif et de tout autre 
comité d'experts ou groupe de travail. Le Directeur général 
ou un membre du personnel désigné par lui est d'office secré­
taire de ces organes. 

(7) (a) Le Bureau international, selon les directives de)' As­
semblée et en coopération avec Ie Comité exécutif, prépare 
les conférences de révision des dispositions de la Convention 
autres que les artides 22 à 26. 

(b) Le Bureau international peut consulter des organisa­
tions intergouvernementales et internationales non gouverne­
mentales sur la préparation des conférences de révision. 

(c) Le Directeur général et les personnes désignées par lui 
prennent part, sans droit de vote, aux délibérations dans ces 
conférences. 

(8) Le Bureau international exécute toutes autres taches 
qui lui sont attribuées. 
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ordinary sessions of the Assembly,· take all necessary 
measures to ensure the execution of the program of the 
Union by the Director Genera!; 

(vi) perform such other functions as are allocated to it 
under this Convention. 

(b) With respect to matters which are of interest also to 
other Unions administered by the Organization, the Execu­
tive Committee shall make its decisions after having heard 
the advice of the Coordination Committee of the Organiza­
tion. 

(7) (a) The Executive Committe shall meet once a year 
in ordinary session upon convocation by the Director Gen­
eral, preferably during the same period and at the same 
place as the Coordination Committee of the Organization. 

(b) The Executive Committee shall meet in extraordinary 
session upon convocation by the Director Genera!, either on 
his own initiative, or at the request of its Chairman or one­
fourth of its members, 

(8) (a) Each country rnember of the Executive Committee 
shall have one vote. 

(b) One-half of the memhers of the Executive Committee 
shall constitute a quorum. 

(c) Decisions shall he made by a simple majority of the 
votes cast. 

(d) Abstentions shall not be consided as votes. 
(e) A delegate may represent, and vote in the name of, 

one country only. 
(9) Countries of the Union not memhers of the Executive 

Committee shall be admitted to its meetings as observers. 
(10) The Executive Committee shall adopt its own rul~s 

of procedure. 

Article 24 
(1) (a) The administrative tasks with respect to the Union 

shall be performed by the International Bureau, which is a 
continuation of the Bureau of the Union united with the 
Bureau of the Union established by the International Con­
vention for the Protection of Industrial Property. 

(b) In particular, the International Bureau shall provide 
the secretariat of the various organs of the Union, 

(c) The Director General of the Organization shall be the 
chief executive of the Union and shall represent the Union. 

(2) The International Bureau shall assemble and publish 
information concerning the protection of copyright. Each 
country of the Union shall promptly communicate to the 
International Bureau all new laws and official texts concern­
ing the protection of copyright. 

(3) The International Bureau shall publish a monthly 
periodical. 

(4) The International Bureau shall, on request, furnish 
information to any country of the Union on matters con­
cerning the protection of copyright. 

(5) The International Bureau shall conduct studies, and 
shall provide services, designed to facilitate the protection 
of copydght. 

(6) The Director General and any staff member designated 
by him shall participate, without the right to vote, in all 
meetings of the Assembly, the Executive Committee, and 
any other committee of experts or working group. The Direc­
tor Genera!, or a staff member designated by him, shall be 
ex officio secretary of these hodies. 

(7) (a) The International Bureau shall, in accordance with 
the directions of the Assembly and in coorperation with the 
Executive Committee, make the preparations for the confer­
ences of revision of the provisions of the Convention other 
than Artides 22 to 26. 

(b) The International Bureau may consult with intergov­
ernmental and international non-governmental organizations 
concerning preparations for conferences of revision. 

. (c) The Director Genera! and persons designated by him 
shali take part, without the right to vote, in the discussions 
at these conferences. 

(8) The International Bureau shall carry out any other· 
ta sks assigned to it. 
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Article 25 
(1) (a) L'Union a un budget. 
(b) Le budget de l'Union comprend les recettes et les 

dépenses propres à l'Union, sa contribution au budget des 
dépenses communes aux Unions, ainsi que, Ie cas échéan!, la 
somme mise à la disposition du budget de la Conférence de 
l'Organisation. 

( c) Sont considérées commes dépenses communes aux 
Unions les dépenses qui ne sont pas attribuées exclusivement 
à l'Union mais également à une ou plusieurs autres Unions 
.administrées par l'Organisation. La part de l'Union dans ces 
dépenses communes est proportionnelle à l'intérêt que ces 
dépenses présentent pour elle. 

(2) Le budget de l'Union est arrêté cornpte tenu des exi­
gences de coordination avec les budgets des autres Unions 
adrninistrées par l'Organisalion. 

(3) Le budget de l'Union est financé par les ressources sui­
vantes: 

(i) les contributions des pays de l'Union ; 
·(ii) les taxes et sommes dues pour les services rendus par 

Ie Bureau international au titre de l'Union; 
(iii) Ie produit de la vente des publications du Bureau inter­

national concernant l'Union et les droits afférents à ces 
publications ; 

(iv) les dons, legs et subventions ; 
(v) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 
(4) (a) Pour déterminer sa part contributive dans Ie budget, 

chaque pays de l'Union est rangé dans une classe et paie ses 
contributions annuelles sur la base d'un nombre d'unités fixé 
comme suit : 

Classe I 
Classe II 
Classe III 
Classe IV 
ClasseV 
Classe VI 
Classe VII 

25 
20 
15 
10 

5 
3 
1 

(b) A mains qu'il ne l'ait fait précédemment, chaque pays 
îndique, au moment du dépöt de son instrument de ratification 
ou d'adhésion, la classe dans laquelle il désire être rangé. Il 
peut changer de classe. S'il choisit une classe inférieure, Ie 
pays doit en faire part à l'Assemblée lors d'une de ses sessions 
ordinaires. Un tel changement prend effet au début de l'année 
civile suivant ladite session. 

(c) La contribution annuelle de chaque pays consisle en un 
montant dont Ie rapport à la somme totale des contributions 
annuelles au budget de l'Union de tous les pays est Ie même 
que Ie rapport entre Ie nombre des unités de la classe dans 
laquelle il est rangé et Ie nombre total des unités de !'ensemble 
des pays. 

( d) Les contributions sont dues au premier jan vier de 
chaque année. 

(e) Un pays en retard dans Ie paiement de ses contribu­
tions ne peut exercer son droit de vote, dans aucun des 
organes de l'Union dont il est membre, si Ie montant de son 
arriéré est égal ou supérieur à celui des contributions dont il 
est redevable pour les deux années complètes écoulées. Ce­
pendant, un tel pays peut être autorisé à conserver l'exercice 
de son droit de vote au sein dudit organe aussi longtemps 
que ce dernier estime que Ie retard résulte de circonstances 
exceptionnelles et inévi tab les. 

(f) Dans Ie cas ou Ie budget n' est pas adopté avant Ie début 
d'un nouvel exercice, Ie budget de l'année précédente est 
reconduit selon les modalités prévues par Ie règlement finan­
cier. 

(5) Le montant des taxes et sommes dues pour des services 
rendus par Ie Bureau international au titre de l'Union est fixé 
par Ie Directeur général, qui en fait rapport à I' Assemblée et 
au Comité exécutif. 

(6) (a) L 'Union possède un fonds de roulement constitué 
par un versement unique effectué par chaque pays de l'Union. 
Si Ie fonds devient insuffisant, l' Assemblée décide de son 
augmentation. 

(b) Le montant du versement initia! de chaque pays au 
fonds précité oude sa participation à l'augmentation de celui­
ci est proportionnel à la contribution de ce pays pour l'année 
au cours de laquelle Ie fonds est constitué ou l'augmentation 
.décidée. 
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Artide 25 
(1) (a) The Union shall have a budget, 
(b) The budget of the Union shall include the income and 

expenses proper to the Union, its contribution to the budget 
of expenses common to the Unions, and, where applicable, 
the sum made available to the budget of the Conference of 
the Organization. 

(c) Expenses not attributable exclusively to the Union but 
also to one or more other Unions administered by the Organ­
ization shall be considered as expenses common to the 
Unions. The share of the Union in such common expenses 
shall be in proportion to the interest the Union has in them, 

(2) The budget of the Union shall be established with due 
regard to the requirements of coordination with the budgets 
of the other Unions administered by the Organization. 

(3) The budget of the Union shall be financed from the 
following sou rees: 

(i) conlributions of the counlries of the Union; 
(ii) fees and charges due for services performed by the 

International Bureau in relation to the Union; 
(iii) sale of, or royalities on, the publications of the Inter-

national Bureau concerning the Union; 

(iv) gifts, bequests, and subventions; 
(v) rents, interests, and other miscellaneous income. 
(4) (a) For the purpose of establishing îts contribution 

towards the budgt'.t, each country of the Union shall belong 
to a class, and shall pay its annaal contributions on the basis 
of a number of units fixed as follows: 

Class I 25 
Class II 20 
Class III 15 
Class IV 10 
Class V 5 
Class VI 3 
Class VII 1 

(b) Unless it has already done so, each country sh~II indi­
cate, concurrently with dcpositing its instrument of ratifica­
tion or accession, the class to which it wishes to belang. Any 
country rnay change class. If it chooses a lower class, the 
country must announce it to the Assembly at one of its 
ordinary sessions. Any such change shall take effect at the 
beginning of the calendar year following the session. 

(c) The annual contribution of each country shall be an 
amount in the same proportion to the total sum to be con­
tributed to the annual budget of the Union by all countries 
as the number of its units is to the total of the units of all 
contributing countries. 

( d) Contributions shall become due on the first of January 
of each year. 

( e) A country which is in arrears in the payment of its 
contributions shall have no vote in any of the organs of the 
Union of which it is a member if the amount of its arrears 
equals or exceeds the amount of the contributions due from 
it for the preceding two full years. However, any organ of 
the Union may allow such a country to continue to· exercise 
its vote in that organ if, and as long as, it is satisfied that 
the delay in payment is due to exccptional and unavoidable 
circumstances. 

(f) If the budget is not adopted before the beginning of a 
new financial period, it shall be at the same level as the 
budget of the previous year, in accordance with the financial 
regulations. 

(5) The amount of the fees and charges due for services 
rendered by the International Bureau in relation to the Union 
shall be established, and shall be reported to the Assembly 
and the Executive Committee, by the Director Genera!. 

(6) (a) The Union shall have a working capita! fund which 
shall be constituted by a single payment made by each coun­
try of the Uni on. If the fund becomes insufficient, an increase 
shall be decided by the Assembly. 

(b) The amount of the initial payment of each country to 
the said fund or of its participation in ihe increase thereof 
shall be a proportion of the contribution of that country for 
the year in which the fund is established or the. increase 
decided. 
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(c) La proportion et les rnodalités de versement sont arrê­
tées par l'Assemblée, sur proposition du Directeur général et 
après avis du Comité de coordination de l'Organisation. 

(7) (a) L'Accord de siège conclu avec Ie pays sur Ie terri­
toire duquel l'Organisation a son siège prévoit que, si le fonds 
de roulement est insuffisant, ce pays accorde des avances. Le 
rnontant de ces avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, d'accords séparés 
entre Ie pays en cause et l'Organisation. Aussi longtemps 
qu'il est tenu d'accorder des avances, ce pays dispose ex offi­
cio d'un siège au Comité exécutif. 

(b) Le pays visé au sous-alinéa (a) et l'Organîsation ont 
chacun Ie droit de dénoncer !'engagement d'accorder des 
avances rnoyennant notification par écrit. La dénonciation 
prend effet trois ans après la fin de l'année au cours de 
laquelle elle a été notifiée. 

(8) La vérification des compte5 est assurée, selon les moda­
lités prévues par Ie règlement financier, par un ou plusieurs 
pays de l'Union ou par des controleurs extérieurs, qui sont, 
a vee leur consentement, désignés par l' Assemblée. • 

Artide 26 
(1) Des propositions de modification des articles 22, 23, 24, 

25 et du présent article peuvent être présentées par tout pays 
membre de I' Assemblée, par Ie Comité exécutif ou par Ie 
Directeur général. Ces propositions sont communiquées par 
ce dernier aux pays membres de l'Assemblée sîx rnois au 
moins avant d'être soumises à l'examen de l' Assemblée. 

(2) Toute modification des articles visés à l'alinéa (1) est 
adoptée par l'Assemblée. L'adoption requiert les trois quarts 
des votes exprimés; toutefois, toute modi/lcation de l'article 
22 et du présent alinéa requiert les quatre cinquièmes des 
votes exprimés. 

(3) Toute modification des articles visés à l'alinéa (1) entre 
en vigueur un mois après la réception par Ie Directeur génêral 
des notifications écrites d'acceptation, effectuée en confor­
mité avec leurs règles constitutionelles respectives, de la part 
des trois quarts des pays qui étaient membres de l' Assemblée 
au moment ou la modification a été adoptée. Toute modifica­
tion desdits articles ainsi acceptée !ie tous les pays qui sont 
membres de l'Assemblée au moment ou la modification entre 
en vigueur ou qui en deviennent membres à une date ulté­
rieure; toutefois, toute modification qui augmente les obliga­
tions financières des pays de l'Union ne lie que ceux d'entre 
eux qui ont notifié leur acceptation de ladite modification. 

Artide 27 
(1) La présente Convention sera soumise à des révisions en 

vue d'y introduire les améliorations de nature à perfectionner 
Ie système de l'Union. 

(2) A cel effet, des conférences auront lieu, successivement, 
' dans l'un des pays de l1Jnion, entre les délégués desdits pays. 

(3) Sous réserve des dispositions de l'artide 26 applicables 
à la modification des articles 22 à 26, toute révision de la pré­
sente Convention, y compris le Protocole relatif aux pays en 
voie de développement, requiert l'unanimité des votes expri­
més. 

Article 28 
(1) (a) Chacun des pays de l'Union qui a signé Ie présent 

Acte peut Ie ratifier et, s'il ne l'a pas signé, peut y adhérer. 
Les instruments de ratification et d'adhésion sont déposés 
auprès du Directeur général. 

(b) Chacun des pays de l'Union peut déclarer, dans son 
instrument de ratification ou d'adhésion, que sa ratification 
ou son adhésion n'est pas applicable: 

(i) aux articles 1 à 21 et au Protocole relatif aux pays en 
voie de développement, ou 

(ii) aux articles 22 à 26. 
(c) Si un pays de 11Jnion a déjà séparément accepté Ie 

Protocole relatif aux pays en voie de développement confor­
rnément à l'article S dudit Protocole, sa déclaration faite selon 
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(c) The proportion and the terms of payment shall be 
fixed by the Assembly on the proposal of the Director Gen­
nerai and after it has heard the advice of the Coordination 
Commîttee of the Organization. 

(7) (a) In the headquarters agreement concluded with the 
country on the territory of which the Organization has its 
headquarters, it shal! be provided that, whenever the working 
they are granted shall be the subject of separate agreements, 
capita! fund is insufficient, such country shall grant advances. 
The amount of these advances and the conditions on which 
they are granted shall be the subject of seperate agreements, 
in each case, between such country and the Organization. 
As long as il rernains under the obligation to grant advances, 
such country shall have an ex officio seat on the Executive 
Committee. 

(b) The country referred to in subparagraph (a) and the 
Organization shall each have the right to denounce the obli­
gation to grant advances, by written notîfication. Denuncia­
tion shall take effect three years after the end of the year 
in which it has been notified. 

(8) The auditing of the accounts shall be effected by one 
or more of the countries of the Union or by external auditors, 
as provided in the financial regulations. They shall be desig­
nated, with their agreement, by the Assembly. 

Article 26 
(1) Proposals for the amendment of Articles 22, 23, 24, 

25, and the present Artide, rnay be inihated by any country 
member of the Assembly, by the Executive Committee, or by 
the Director Genera!. 5uch proposals shall be communicated 
by the Director Genera! to the member countries of the 
Assembly at least six months in advance of their consîdera­
tion by the Assembly. 

(2) Amendments to the Articles referred to in paragraph (1) 
shall be adopted by the Assembly. Adoption shall require 
three-fourths of the votes cast, provided that any amend­
ment of Article 22, and of the present paragraph, shall 
require four-fifths of the votes cast. 

(3) Any amendment to the Articles referred to in para­
graph (1) shall enter into force one rnonth after written noti­
fications of acceptance, effected in accordance with their 
respectîve conshtutional processes, have been received by 
the Director Genera! from three-fourths of the countries 
members of the Assembly at the time it adopted the amend­
ment. Any amendment to the said Articles thus accepted 
shall bind all the countries which are members of the Assem­
bly at the time the amendment enters into force, or which 
become members thereof at a subsequent date, provided that 
any amendment increasing the financial obligations of coun­
tries of the Union shall bind only those countries which have 
notified their acceptance of such amendment. 

Article 27 
(1) This Convention shall be submitted to revision with a 

view to the introduction of amendments designed to improve 
the system of the Union. 

(2) For this purpose, conferences shall be held successively 
in one of the countries of the Union among the delegates of 
the said countries. 

(3) Subject to the provisions of Article 26 which apply 
to the amendment of Articles 22 to 26, any revision of this 
Convention, induding the Protocol Regarding Developing 
Countries, shall require the unanimity of the votes cast. 

Artide 28 
(1) (a) Any country of the Union which has signed this 

Act rnay ratify il, and, if it has not signed it, rnay accede to 
it. lnstruments of ratification and accession shall be depos­
ited with the Director General. 

(b) Any country of the Union may deciare in its instru­
ment of ratification or accession that its ratification or acces­
sion shall not apply: 

(i) to Artides 1 to 21 and the Protocol Regarding Revelop­
ing Countries, or 

(ii) to Articles 22 to 26. 
(c) IE a country of the Union has already separately 

accepted the Protocol Regarding Developing Countries in 
accordance with Article 5 of such Protocol, its declaration 
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Ie point (i) du sous-alinéa précédent ne peut se rapporter 
qu'aux articles 1 à 20. 

(d) Chacun des pays de l'Union qui, conformément aux 
sous-alinéas (b) et (c), a exclu des effets de sa ratification ou 
de son adhésion l'un des deux groupes de dispositions visés 
dans lesdits sous-alinéa peut, à tout moment ultérieur, 
déclarer qu'il étend les effets de sa ratification ou de son 
adhésion à ce groupe de dispositions. Une telle déclaration 
est déposée auprès du Directeur général. 

(2) (a) Sous réserve des dispositions de l'article 5 du Pro­
tocole relatif aux pays en voie de développement, les articles 
1 à 21 et !edit Protocole entrent en vigueur, à l'égard des cinq 
premiers pays de l'Union qui ont déposé des instruments de 
ratifîcation ou d'adhésion sans faire une déclaration comme 
Ie permet l'alinéa (1) (b) (i), trois mois après Ie dépot du 
cinquième de ces instruments de ratification ou d'adhésion. 

(b) Les articles 22 à 26 entrent en vigueur, à l'égard des 
sept premiers pays de l'Union qui ont déposé des instruments 
de ratification ou d'adhésion sans faire une déclaration , 
comme Ie permet l'alinéa (1) (b) (ii), trois mois après Ie dépot 
du septième de ces instruments de ratification ou d'adhésion. 

(c) Sous réserve de l'entrée en vigueur initiale, confor­
mément aux dispositions des sous-alinéas (a) et (b), de chacun 
des deux groupes de dispositions visés à l'alinéa (1) (b) (i) 
et (ii), et sous réserve des dispositions de alinéa (1) (b ), les 
articles 1 à 26 et Ie Protocole relatif aux pays en voie de 
développement entrent en vigueur à l'égard de tout pays de 
l'Union, autre que ceux visés aux sous-alinéas (a) et (b), qui 
dépose un instrument de ratification ou d'adhésion, ainsi qu'à. 
l'égard de tout pays de l'Union qui dépose une déclaration en 
application de l'alinéa (1) (d), trois mois après la date de la 
notification, par Ie Directeur général, d'un tel dépot, à moins 
qu'une date postérieure n'ait été indiquée dans !'instrument 
ou la déclaration déposé. Dans ce dernier cas, le présent Acte 
entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date ainsi indiquée. 

(d) L'application du Protocole relatif aux pays en voie de 
développement selon les termes de son article 5 est admise, 
avant l'entrée en vigueur du présent Acte, dès sa signature. 

(3) A l'égard de chaque pays de l'Union qui dépose un ins­
trument de ratification ou d'adhésion, les articles 27 à 38 
entrent en vigueur à la première date à laquelle l'un quel­
conque des groupes de dispositions visés à l'alinéa (1) (b) 
entre en vigueur à l'égard de ce pays conformément à l'alinéa 
(2) (a), (b) ou (c). 

Article 29 
(1) Tout pays étranger à l'Union peut adhérer au présent 

Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union. Les instru­
ments d'adhésion sont déposés auprès du Directeur général . 
. (2) (a) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a 

déposé son instrument d'adhésion un mois ou plus avant la 
date d'entrée en vigueur des dispositions du présent Acte, 
celui-ci entre en vigueur à la date à laquelle les dispositions 
sont entrées en vigueur pour la première fois en application 
de l'article 28 (Z) (a) ou (b), à moins qu'une date postérieure 
n' ait été indiquée dans !'instrument d' adhésion; toutefois : 

(i) si les artides 1 à 21 ne sont pas entrés en vigueur à cette 
date, un tel pays sera lié, durant la période intérimaire 
avant l'entrée en vigueur de ces dispositions, et en rem­
placement de celles-d, par les articles 1 à 20 de l' Acte 
de Bruxelles ; 

(ii) si les articles 22 à 26 ne sont pas entrés en vigueur à 
cette date, uri tel pays sera lié, durant la période intéri­
maire avant l'entrée en vigueur de ces dispositions, et 
en remplacement de celles-ci, par les articles 21 à 24 de 
l'Acte de Bruxelles. 

Si un pays indique une date postérieure dans son instru­
ment d'adhésion, Ie présent Acte entre en vigueur à l'égard 
de ce pays à la date ainsi indiquée. 

(b) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion à une date postérieure à l'entrée en 
vigueur d'un seul groupe de dispositions du présent Acte ou 
à une date qui la précède de moins d'un mois, Ie présent Acte 
entre en vigueur, sous réserve de ce qui est prévu au sous­
alinéa (a), trois mois après la date à laquelle son adhésion à 
été notifiée par Ie Directeur général, à moins qu'une date _pos-

GRUR Int. 1967 Heft 12 

under item (i) of the preceding subparagraph may relate 
only to Articles 1 to 20. 

( d) Any country of the Union which, in accordance with 
subparagraphs (b) and (c), has exduded from the effects of 
its ratification or accession one of the two groups of pro­
visions referred to in those subparagraphs may at any later 
time deciare that it extends the effects of its ratification or 
accession to that group of provisions. Such declaration shall 
be deposited with the Director Genera!. 

(2) (a) Subject to the provisions of Article 5 of the Pro­
tocol Regarding Developing Countries, Articles 1 to 21 and 
the said Protocol shall enter into force, with respect to the 
first five countries of the Union which have deposited instru­
ments of ratification or accession without making the decla­
ration permitted by paragraph (1) (b) (i), three months after 
the deposit of the fifth such instrument of ratification or 
accession. 

(b) Articles 22 to 26 shall enter into force, with respect to 
the first seven countries of the Union which have deposited 
instruments of ratification or accession without making the 
declaration permitted by paragraph (1) (b) (ii), three months 
after the deposit of the seventh such instrument of ratifica­
tion or accession. 

(c) Subject to the initia! entry into force, pursuant to the 
provisions of subparagraphs (a) and (b), of each of the two 
groups of provisions referred to in paragraph (1) (b) (i) and 
(ii), and subject to the provisions of paragraph (1) (b), Arti­
cles 1 to 26 and the Protocol Regarding Developing Coun­
tries shall, with respect to any country of the Union, other 
than those referred to in subparagraphs (a) and (b), which 
deposits an instrument of ratification or accession or any 
country of the Union which deposists a declaration pursuant 
to paragraph (1) (d), enter into force three months after the 
date of notification by the Director General of such deposit, 
unless a subsequent date has been indicated in the instru­
ment or dedaration deposited. In the latter case, this Act 
shall enter into force with respect to that country on the 
date thus indicated. 

(d) The Protocol Regarding Developing Countries may be 
applied, pursuant to Article 5 thereof, prior to the entry inlo 
force of this Act, from the date of its signature. 

(3) With respect to any country of the Union which de­
posits an instrument of ratification or accession, Articles 27 
to 38 shall enter into force on the earlier of the dates on 
which any of the groups of provisions referred to in para­
graph (1) (b) enters into force with respect to that country 
pursuant to paragraph (2) (a), (b) or (c). 

Article 29 
(1) Any country outside the Union may accede to this Act 

and thereby become a member of the Union. Instruments of 
accession shall be deposited with the Director Genera!. 

(2) (a) With respect to any country outside the Union 
which deposits its instrument of accession one month or 
more before the date of entry into force of any provisions 
of the present Act, this Act shall enter into force, unless a 
subsequent date has been indicated in the instrument of 
accession, on the date upon which provisions first enter into 
force pursuant to Article 28 (2) (a) or (b); provided that: 

(i) if Articles 1 to 21 do not enter into force on that date, 
such country shall, during the interim period before the 
entry into force of such provisions, and in substitution 
therefor, be bound by Articles 1 to 20 of the Brussels 
Act; 

(ii) if Articles 22 to 26 do not enter into force on that date, 
such country shall, during the interim period before the 
entry into force of such provisions, and in substitution 
therefore, be bound by Articles 21 to 24 of the Brussels 
Act. 

If a country indicates a subsequent date in its instrument of 
accession, this Act shall enter into force wilh respect to that 
country on the date thus indicated. 

(b) With respect to any country outside the Union which 
deposits its instrument of accession on a date which is sub­
sequent to, or precedes by less than one month, the entry 
into force of one group of provisions of the present Act, this 
Act shall, subject to the provisio of subparagraph (a), enter 
into force three months after the date on which ils accession 
has been notified by the Director Genera!, unless a sub-
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térieure n'ait été indiquée dans !'instrument d'adhésion. Dans 
ce dernier cas, Ie présent Acte entre en vigueur à l'égard de ce 
pays à la date ainsi indiquée. 

{3) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion après la date d'entrée en vigueur 
du présent Acte dans sa totalité, ou moins d'un mois avant 
cette date, Ic préscnt Acte entre en vigueur trois mois après 
la date à laquelle son adhésion a été notifiée par Ie Directeur 
général, à moins qu'une date postérieure n'ait été indiquée 
dans !'instrument d'adhésion. Dans ce dernier cas, Ie présent 
Acte entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date ainsi 
indiquée. 

Article 30 
(1) Sous réserve des exceptions possibles prévues à l'alinéa 

suivant et aux. articles 28 (1) (b) et 33 (2), ainsi que dans le 
Protocole rclatif aux pays en voie de développement, la rati­
fication ou l'adhésion emporte de plein droit accession à 
toutes les clauses et admission à tous les avantages stipulés 
par Ie présent Acte. 

(2) (a) Tout pays de l'Union ratifiant Ie présent Acte ou y 
adhérant peut conserver Ie bénéfice des réserves qu'il a for­
mulées antérieurement, à la condition d'en faire la déclara­
tion Iors du dépot de son instrument de ratification ou d'adhé­
sion. 

(b) Tout pays étrangcr à l'Union peut, en adhéranl au pré­
sent Acte, déclarer gu'il entend substituer, provisoirement au 
moins, à l'artide 8, concernant Ie droit de traduction, les dis­
positîons de l'article S de la Convention d'Union de 1886 révi­
sée à Paris en 1896, étant bien entendu que ces disposîtions 
ne visent que la traduction dans la ou les langues du pays. 
Tout pays de l'Union a la faculté d'appliquer en ce qui 
conccrne le droit de traduction des ceuvrcs ayant pour pays 
d'origine un pays faisant usage d'une telle réserve une pro­
tection équivalente à celle accordée par ce dernier pays. 

(c) Tout pays. peut, - à tout moment, retirer de telles 
réserves, par notification adrcssée au Directeur général. 

Artide Jl 
(1) Tout pays peut déclarer dans son instrument de ratifi­

cation ou d'adhésion, ou peut informer le Directeur général 
par écrit à tout moment ultérieur, que Ia présente Convention 
est applicable à tout ou partie des territoires, désignés dans la 
dédaration ou la notification, pour lesquels il assume la res­
ponsibilité des relations extérieures. 

(2) Tout pays qui a fait une telle dédaration ou effectué 
une telle notifica!ion peut, à tout moment, notifier au Direc­
teur général que la présente Convention cesse d'être applî­
cable à tout ou partie de ces terriloires. 

(3) (a) Toute déclaration faite en vertu de l'alinéa (1) prend 
effet à la même date que la ratification ou l'adhésion dans 
)'instrument d€ laquelle el!e a été incluse, et toute notification 
effectuée en vertu de eet alinéa prend effet trois mois après 
sa notification par Ie Directeur général. 

(b) Toute notificalion effectuée en vertu de l'alinéa (2) 
prend effet douze mois après sa réception par Ie Directeur 
général. 

Artide 32 
(1) Le présent Acte remplace dans les rapports entre les 

pays de l'Union, et dans la mesure ou il s'applique, Ia Conven­
tion de Berne du 9 septembre 1886 et les Actes de révision 
subséquents.· Les Actes précédemment en vigueur conservent 
leur application, dans leur totalité ou dans la mesure ou. Je 
présent Acte ne les remplace pas en vertu de la phrase précé­
dente, dans les rapports evec les pays de l'Union qui ne rati­
fieraient pas Ie présent Acte ou n'y adhéreraient pas. 

(2) Les pays étrangers à l'Union qui deviennent parties au 
présent Acte l'appliquent, sous réserve des dispositions de 
l'alinéa (3), à l'égard de tout pays de l'Union qui n'est pas 
partie à cel Acte ou qui, bien qu'y étant partie, a fait la décla­
ration prévue à l'article 28 (1) (b) (i). Lesdlts pays admettent 
<JUe Ie pays de l'Union considéré, dans ses relations avec eux : 

(i) applique les dispositions de l'Acte Ie plus récent auquel 
il est partie, et 

(ii) a la faculté d'adapter la protection au niveau prévu par 
Ie présent Acte. 
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sequent date has been indicated in the instrument of aces­
sion. In the !alter case, this Act shall enter into force with 
respect to that country on the date thus indicated. 

(3) With respect to any country outside the Union which 
deposits its instrument of accession after the date of entry 
into force of the present Act in its entirety, or less than one 
month bdore such date, this Act shall enter into force three 
months after the date on which its accession has been noti­
fied by the Director Genera!, unless a subsequent date has 
been indicated in the instrument of accession. In the latter 
case, this Act shall enter into force with respect to that coun­
try on the date thus indicated_ 

Article 30 
(l} Subject to the possibilities of exceptions provided for 

in the following paragraph, in Artides 28 (1) (b) and 33 (2), 
and in the Protocol Regarding Developing Countries, ratifi­
cation or accession shall automatically entail acceptance of 
all the clauses and admission to all the advantages of this 
Act. 

(2) (a) Any country of the Union ratifying or acceding to 
this Ad may retain the benefit of the reservations it has pre­
viously formulated on condition that it makes a declaration 
to that effect at the time of the deposit of its instrument of 
ratification or accession. 

(b) Any country outsidc the Union may, in acceding to 
this Act, deciare that it intends to substitute, temporarily at 
least, for Article 8 concerning the right of translation, the 
provisions of Article S of the Union Convention of 1886, as 
revised in Paris in 1896, on the clear understanding that the 
said provisions are applicable only to translation into the 
language or languages of the said country. Any country of 
the Uni.on has the right to apply, in relation to the right of 
translation of works whose country of origin is a country 
availing itself of such a reservation, a protection which is 
equivalent to the protection granted by the Jatter country. 

(c) Any country may withdraw such reservation at any 
time by notification addressed to the Director Genera!. 

Artide Jl 
(1) Any country may dcclare in its instrument of ratifica­

tion or accession, or may inform the Director Genera! by 
written notification any time thereafter, that this Conven­
tion shall be applicated to all or part of those territories, 
designated in the declaration or notfication, for the external 
relations of which it is responsible. 

(2) Any country which has made such a declaration or 
given such a notification may, at any time, notify the Direc­
tor Genera! that this Convention shall cease to be applicable 
to all or part of such territories. 

(3) (a) Any declaration made under paragraph (l) shall 
take effect on the same date as the ratification or accession 
in which it was included, and any notification given under 
such paragraph shall take effect three months after its noti­
fication by the Director Genera!. 

(b) Any notification given under paragraph (2) shall take 
effect twelve months after its receipt by the Director Genera!. 

Article 32 
(1) The present Act shall, as regards the relations between 

the countries of the Union, and to the extent that it applics, 
replace the Berne Convention of September 9, 188ó, and the 
subsequent Acts of revision. The Acts previously in force 
shall continue to be applicable, in their entirety or to the 
extent that the present Act does not replace them by virtue 
of the preceding sentence, in relations with countries of the 
Union whîch do not ratify or accede to this Act. 

(2) Countries outside the Union which become party to 
this Act shall, subject to the provisions of paragraph (3), 
apply it with respect to any country of the Union not party 
to this Act or which, although party to this Act, has made 
a declaration pursuant to Article 28 (1) (o) (i). Such coun­
tries recognize that the said country of the Union, in its 
relations with them: 

(i) may apply the provisions of the most recent Act to 
which it is party, and 

(ii) has the right to adapt the protection to the level pro­
vided for by this Act. 
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(3) Les pays qui, en ratifiant Ie présent Acte ou en y adhé­
rant, ont fait l'une quelconque ou toutes les réserves autori­
sées par Ie Protocole relatif aux pays en voie de développe­
ment peuvent appliquer ces réserves dans leurs rapports avec 
les autres pays de l'Union qui ne sont pas parties à eet Acte 
ou qui, bien qu'y étant parties, ont fait une déclaration se Ion 
l'article 28 (1) (b) (i), à condition que ces derniers pays aient_ 
accepté cette application. 

Artide 33 
(1) Tout différend entre deux ou plusieurs pays de l'Union 

concernant l'interprétation ou l'applicalion de la présente 
Convention, qui ne sera pas réglé par voie de négociation, 
peut être porté par l'un quelconque des pays en cause devant 
la Cour internationale de Justice par voie de requête conforme 
au Statut de la Cour, à mains que les pays en cause ne 
conviennent d'un autre mode de règlement. Le Bureau inter­
national sera informé par Ie pays requérant du différend 
soumis à la Cour ; il en donnera connaissance aux autres pays 
de l'Union. 

(2) Tout pays peut, au moment oû il signe Ie présent Acte 
ou dépose son instrument de ratification ou d'adhésion, décla­
rer qu'il ne se considère pas lié par les dispositions de l'alinéa 
(1). En ce qui concerne tout différend entre un tel pays et tout 
autre pays de l'Union, les dispositions de l'alinéa (1) ne sont 
pas applicables. 

(3) Tout pays qui a fait une déclaration conformément aux 
dispositions de l'alinéa (2) peut, à tout moment, la retirer par 
une notification adressée au Directeur général. 

Article 34 
Après l'entrée en vigueur du présent Acte dans sa totalité, 

un pays ne peut adhérer à des Actes antérieurs de la présente 
Convention. 

Artide 35 

(1) La présente Convention demeure en vigueur sans limi­
tation de durée. 

(2) Tout pays peut dénoncer Ie présent Acte par notifica­
tion adressée au Directeur général. Cette dénonciation 
emporte aussi dénonciation de tous les Actes antérieurs et ne 
produit son effet qu'à l'égard du pays qui l'a faite, la Conven­
tion restant en vigueur et exécutoire à l'égard des autres pays 
de l'Union. 

(3) La dénonciation prend effet un après Ie jour oû Ie 
Directeur général a reçu la notification. 

(4) La faculté de dénonciation prévue par Ie présent article 
ne peut être exercée par un pays avant l'expiration d'un délai 
de cinq ans à compter de la oote à laquelle il est devenu 
membre de l'Union. 

Arlicle 36 
(1) Tout pays partie à la présente Convention s'engage à 

adopter, conformément à sa constitution, les mesures néces­
saires pour assurer l'application de la présente Conventîon. 

(2) Il est entendu qu'au moment ou un pays dépose son 
instrument de ratification ou d'adhésion, il sera en mesure, 
conforrnérnent à sa législation interne, de donner effet aux 
dispositions de la présente Convention. 

Article 37 

(1) (a) Le présent Acte est signé en un seul exemplaire dans 
Jes 1angues anglaise et française et déposé auprès du Gouver­
nement de la Suède. 

(b) Des textes officiels sont établis par Ie Directeur géné­
ral, après consultatlon des Gouvernements intéressés, dans 
les langues allemande, espagnole, italienne et portugaise, et 
dans les autres langues que l'Assernblée pourra indiquer. 

(c) En cas de contestation sur l'interprétation des divers 
textes, Ie texte français fera foi. 

(2) Le présent Acte reste ouvert à la signature, à Stock­
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

(3) Le Directeur général transmet deux copies, certifiées 
conformes par Je Gouvernement de la Suède, du texte signé 
du présent Acte aux Gouvernements de tous Ie pays de 
)'Union et, sur demande, au Gouvernement de tout autre pays. 

(4) Le Directeur général fait enregistrer Je présent Acte 
auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations Unies. 
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(3) Any country which, in ratifying or acceding to the 
present Act, has made any or all of the reservations per­
mitted under the Protocol Regarding Developing Countries 
may apply them in its relations with other countries of the 
Union which are not party to lhis Act or which, although 
party to this Act, have made a declaration as permitted by 
Article 28 (1) (b) (i), provided that the Jatter countries have 
accepted the application of the said reservations. 

Article 33 
(1) Any dispute between two or more countries of the 

Union concerning the interpretation or application of this 
Convention, not settled by negotiation, .may, by any one of 
the countries concerned, be brought before the International 
Court of Justice by application in conformity with the Stat­
ule of the Court, unless the countries concerned agree on 
some other method of sett!ement. The country bringing the 
dispute before the Court shall inform the International 
Bureau; the International Bureau shall bring the matter to 
the attention of the other countries of the Union. 

(2) Each country may, at the time it signs this Act or 
deposils its instrument of ratification or accession, deciare 
that ft does not consider itself bound by the provisions of 
paragraph (1). \Vith regard to any dispute between such 
country and any other country of the Union, the provisions 
of paragraph {1} shall not apply. 

(3) Any country having made a declaration in accordance 
with the provisions of paragraph (2) may, at any time, with­
draw its declaration by notification addressed to the Director 
Genera!. 

Artide 34 
After the entry into force of this Act in its entirety, a 

country may not accede to earlier Acts of this Convention. 

Article 35 
(1) This Convention shall remain in force without limita­

tion as to time. 
(2) Any country may denounce this Act by notification 

addressed to the Director Genera!. Such denunciation shall 
constitute also denunciation of all earlier Acts and shall 
affect on!y the country making it, the Convention remaining 
in full force and effect as regards the other countries of the 
Union. 

(3) Denunciation shall take effect one year after the day 
on which the Director Genera! has received the notification. 

(4) The right of denunciation provided by this Article 
shall not be exercised by any country before the expiration 
of five years frorn the date upon which it becomes a member 
of the Union. 

Article 36 
(1) Any country party to this Convention undertakes to 

adopt, in accordance with its constitution, the measures 
necessary to ensure the application of this Convention. 

(2) lt is understood that, at the time a country deposits its 
instrument of ratification or accession, it will be in a posi­
tion under its domestic law to give effect to the provisions 
of this Convention. 

Artkle 37 
(1) (a) This Act shall be signed in a single copy in the 

French and English languages and shall be deposited with 
the Government of Sweden. 

(b) Official texts shall be established by the Director Gen­
era!, after consultation with the interested Governrnents, in 
the German, Italian, Portuguese and Spanish languages, and 
such other languages as the Assembly may designate. 

(c) In case of differences of opinion on the interpretation 
of the various texts, the French text shall prevail. 

(2) This Act shall remain open for signature at Stockholm 
until January 13, 1968. . 

(3) The Director General shall transmit two copies, certi­
fied by the Government of Sweden, of the signed text of this 
Act to the Governments of all countries of the Union and, 
on request, to the Government of any other country. 

(4) The Director Genera) shall register this Act with the 
Secretariat of the United Nations. 



GRUR Int. 1967 Heft 12 

(5) Le Directeur général notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union les signatures, les dépots d'instru­
ments de ratification ou d'adhésion et de déclarations com­
prises dans ces instruments ou faites en application de 
l'article 28 (1) (d), l'entrée en vigueur de toutes dispositions 
du présent Acte, les notifications de dénonciation et les notifi­
cations faites en application de l'article 31. 

Article 38 
(1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 

général, les références, dans Ie présent Acte, au Bureau inter­
national de l'Organisation ou au Directeur général sont consi­
dérées comme se rapportant respectivement au Bureau de 
l'Union ou à son Directeur. 

(2) Les pays de l'Union quine sont pas liés par les articles 
22 à 26 peuvent, pendant cinq ans après l'entrée en vigueur 
de la Convention instituant l'Organisation, exercer, s'ils Ie 
désirent, Jes droits prévus par les articles 22 à 26 du présent 
Acte, comme s'ils étaient liés par ces articles. Tout pays qui 
désire exercer lesdits droits dépose à cette fin auprès du 
Directeur général une notification écrite qui prend effet à la 
date de sa réception. De tels pays sont réputés être membres 
de l'Assemblée jusqu'à l'expiration de ladite période. 

(3) Aussi longtemps que tous les pays de l'Union ne sont 
pas devenus membres de l'Organisation, Ie Bureau inter­
national de l'Organisation agit également en tant que Bureau 
de l'Union, et Ie Directeur général en tant que Directeur de ce 
Bureau. 

(4) Lorsque tous les pays de l'Union sont devenus membres 
de l'Organisation, les droits, obligations et biens du Bureau 
de l'Union sont dévolus au Bureau international de l'Organi­
sation. 

Protocole relatif aux pays en voie de développement 

Article premier 
Tout pays, considéré comme pays en voie de développe­

ment conformément à la pratique établie del' Assemblée géné­
rale des Nations Unies, qui ratifie l' Acte de la présente 
Convention dont Ie présent Protocole forme partie intégrante 
ou qui y adhère et qui, eu égard à sa situation économique et 
à ses besoins sociaux ou culturels, ne s'estime pas en mesure 
dans l'immédiat de prendre les dispositions propres à assurer 
la protection de tous les droits tels que prévus dans eet Acte, 
peut, par une notification déposée auprès du Directeur géné­
ral au moment de sa ratification ou de son adhésion compre­
nant l'article 21 dudit Acte, déclarer que, pendant les dix pre­
mières années durant lesquelles il est partie à celui-ci, il se 
prévaudra de l'une quelconque ou de toutes les réserves sui­
vantes : 
(a) il substituera au délai de cinquante ans prévu aux alinéas 

(1), (2) et (3) de l'article 7 de la présente Convention un 
délai aulre, qui ne pourra toutefois être inférieur à vingt­
cinq ans, et au délai de vingt-cinq ans prévu à l'alinéa (4) 
dudit article un délai autre, qui ne pourra toutefois être 
inférieur à dix ans ; 

(b) il substituera à l'article 8 de la présente Convention les 
dispositions suivanles : 

(i) les auteurs des ceuvres littéraires et artistiques pro­
tégées par la présente Convention jouissent, dans les 
pays autres que Ie pays d'origine de leurs ceuvres, du 
droit exclusif de faire ou d'autoriser la traduction 
de celles-ci pendant la durée de protection de ]eurs 
droits sur les ceuvres originales. Toutefois, Ie droit 
exclusif de traduction cessera d'exister lorsque !'au­
teur n'en aura pas fait usage dans un délai de dix 
ans à partir de la première publication de l'ceuvre 
originale, en publiant ou en faisant publier, dans un 
des pays de l'Union, une traduction dans la langue 
pour laquelle la protection sera réclamée; 

(ii) lorsque, à l'expiration d'une période de trois années 
à compter de la première publication d'une ceuvre 
littéraire ou artistique, ou d'une période plus longue 
déterminée par la législation nationale du pays en 
voie de développement intéressé, la traduction n'en 
a pas été publiée dans ce pays dans la ou l'une des 

Il 
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(5) The Director General shal! notify the Governments of 
all countries of the Union of signatures, deposits of instru­
ments of ratification or accession and any declarations in­
cluded in such instruments or made pursuant to Article 
28 (1) (d), entry into force· of any provisîons of this Act, 
notifications of denunciation, and notifications pursuant to 
Article 31. 

Article 38 
(1) Until the first Director Genera! assumes office, rcfer­

ences in this Act to the International Bureau of the Organi­
zation or to the Director Genera! shall be deemed to be 
references to the Bureau of the Union or its Director, respec­
tively, 

(2) Countries of the Union not bound by Articles 22 to 26-
may, until five years after the entry into force of the Conven­
tion establishing the Organization, exercise, if they so desire, 
the rights provided under Articles 22 to 26 of this Act as if 
they were bound by those Articles. Any country desiring to 
exercise such rights shall give written notification to this 
effect to the Director Gener al; this notification shall be effec­
tive on the date of its receipt. Such countries shall be deemed 
to be members of the Assembly until the expiration of the 
said period. 

(3) As long as all the countries of the Union have not be­
come Members of the Organization, the International Bureau 
of the Organization shall also function as the Bureau of the 
Union, and the Director Genera( as the Director of the said 
Bureau. 

(4) Once all the countries of the Union have become 
Members of the Organization, the rights, obligations, and 
property, of the Bureau of the Union shall devolve on the 
International Bureau of the Organization. 

Protocol Regarding Developing Countries 

Article 1 
Any country regarded as a developing country in con­

formity with the established practice of the Genera! Assem­
bly of the United Nalions which ratifies or accedes to the 
Act of this Convention of which this Protocol forms an inte­
gral part and which, having regard to its economie situation 
and its social or cultural needs, does not consider itself 
immediately in a position to make provision for the protec­
tion of all the rights as provided in the Act may, by a noti­
fication deposited with the Director Genera!, at the time of 
making a ratification or accession, which includes Article 21 
of the Act, deciare that it wil!, for a period of the first ten 
years during which it is a party thereto, avail itself of any 
or all of the following reservations: 

(a) substitute for the term of fifty years referred to in para­
graphs (1), (2) and (3) of Article 7 of this Convention a 
different term, provided that it shall not be less than 
twenty-five years; and substitute for the term of twenty­
five years referred to in paragraph (4) of the said Article 
a different term, provided that it shall not be less than 
ten years; 

(h) subs~i~ute for Article 8 of this Convention the following 
prov1s1ons: 

(i) authors of literary and artistic works protected by 
this Convention shall enjoy in countries other than 
the country of origin of their works the exclusive 
right of making and of authorizing the translation 
of their works throughout the term of protection of 
their right in the original works. Nevertheless the 
exclusive right of translation shall cease to exist if 
the author shall not have availed himself of it, dur­
ing a term of ten years from the date of the first 
publication of the original work, by publishing or 
causing to be published, in one of the countries of 
the Union, a translation ,in the language for which 
protection is to be claimed; 

(ii) if,after the expiration of a period of three years 
from the date of the first publication of a literary 
or artistic work, or of any Jonger period determined 
by national legislation of the developing country 
concerned, a translation of such work has not been 
published in that country into the national official 
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langues nationales, officielles ou régionales de ce 
pays par Ie titulaire du droit de traduction ou avec 
son autorisation, tout ressortissant dudit pays pourra 
obtenir de l'autorité compétente une licence ·non 
exclusive pour traduire l'ceuvre et publier l'ceuvre 
ainsi trad uite dans l'une des langues nationales, offi­
cielles ou régionales en laquelle elle n' a pas été 
publiée. Cette licence ne pourra être accordée que 
si Ie requérant, conformément aux dispositions en 
vigueur dans Ie pays ou est introduite la demande, 
justifie avoir dernandé au titulaire du droit de tra­
duction l'autorisation de traduire et de publier la 
traduction et, après dues diligences de sa part, n'a 
pu atteindre Ie titulaire du droit d'auteur ou obtenir 
son autorisation. Aux rnêmes conditions, la licence 
pourra égalernent être accordée si, pour une tra­
duction déjà publiée dans cette langue dans ce pays, 
les éditions sont épuisées ; 

(iii) si Ie titulaire du droit de traduction n'a pu être 
atteint par Ie requérant, cel ui-ei doi t adresser des 
copies de sa demande à l'éditeur <lont Ie nom figure 
sur l'ceuvre et au représentant diplomatique ou 
consulaire du pays dont Ie titulaire du droit de tra­
duction est ressortissant, lorsque la nationalité du 
titulaire du droit de traduction est connue, ou à 
!'organisme qui peut avoir été désigné par Ie Gou­
vernement de ce pays. La licence ne pourra être 
accordée avant l'expiration d'un délai de deux mois 
à <later de !'envoi des copies de la demande ; 

(iv) la législation nationale adoptera les disposîtions 
appropriées pour assurer au titulaire du droit de 
traduction une rémunération équitable, ainsi que le 
paiement et Ie transfert de cette rémunération, sous 
réserve de Ja réglementation nationale en matière 
de devises, et pour garantir une traduction correcte 
de l'reuvre; 

(v) Ie titre et Ie nom de !'auteur de l'ceuvre originale 
doivent être également imprimés sur tous les exem­
plaires de la traduction publiée: La licence ne sera 
valable que pour l'édition à l'intérieur du territoire 
du pays de l'Union ou cette licence est demandée. 
L'importation et la vente des exemplaires dans un 
autre pays de l'Union sont possibles si l'une des 
langues nationales, officielles ou régionales de eet 
autre pays est la même que celle dans laquelle 
l'ceuvre a été traduite, si la loi nationale admet la 
licence et si aucune des disposîtions en vigueur dans 
ce pays ne s'oppose à l'importation et à la ven te; 
l'importation et la vente sur Ie territoire de tout 
pays de l'Union dans lequel Jes conditions précé­
dentes n'existent pas sont réservées à la !égislation 
de ce pays et aux accords conclus par lui. La licence 
ne pourra être cédée par son bénéficîaire; 

(vi) la licence ne peut être accordée lorsque !'auteur a 
retiré de la circulation les exemplaires de l' reuvre ; • 

(vii) toutefois, si !'auteur se prévaut du droit conféré 
conformément au sous-alinéa (i) ci-dessus dans Ie 
délai de dix ans à compter de la date de la pre­
mière publication, la licence expirera à partir de la 
date à Jaquelle l' auteur publie ou fait pub lier sa 
traduction dans Ie pays ou la licence a été accordée ; 
il est entendu, cependant, que tout exemplaire de la 
traduction déjà prêt avant la date d'expiration de 
la lîcence pourra continuer à être vendu; 

(viii) si !'auteur ne se prévaut pas du droit conféré confor­
mément au sous-alinéa (i) ci-dessus dans Ie délai 
de dix ans, la rémunération prévue par la licence 
non exclusive dont il est question ci-dessus cesse 
d'être due pour toute utilisation postérieure à l'ex­
piration de ce délai ; 

(ix) si l'auteur bénéficie du droit exclusif de traduction 
dans un pays pour avoir publié ou fait publier une 
traduction de son reuvre dans ce pays dans un délai 
de dix ans à compter de la première publication, 
mais si, postérieurement et pendant la durée du 
droit de !'auteur sur cette reuvre toutes les éditions 
de cette traduction autorisée dans ce pays viennent 
à être épuisées, une licence non exclusive de traduc­
tion de l'reuvre pourrait alors être obtenue de l'au­
torité compétente de la même manière et dans les 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

or regional language or languages of that country by 
the owner of the right of translation or with his 
authorization, any national of such country rnay 
obtain a non-exclusive license from the competent 
authority to translate the work and publish the 
work so translated in any of the national or official 
or regional languages in which it has not been pub­
lished; provided that such national, in accordance 
with the procedure of the country concerned, estab­
lishes either that he has requested, and been denied, 
authorization by the proprietor of the right to make 
and publish the translation, or that, after due dili­
gence on his part, he was unable to find the owner 
of the right. A license may also be granted on the 
same conditions if all previous editions of a trans­
lation in such language in that country are out of 
print; 

(iii) if the owner of the right of translation cannot be 
found, then the applicant for a license shall send 
copies of his application to the publisher whose 
name appears on the work and, if the nationality of 
the owner of the right of translation is known, to 
the diplomatie or consular representative of the 
country of which such owner is a national, or to the 
organization which rnay have been designated by 
the Government of that country. The license shall 
not be granted before the expiration of a period of 
two months from the date of the dispatch of the 
copies of the application; 

(iv) due provision shall be made by domestic legislation 
to assure to the owner of the right of translation a 
just compensation, to assure payment and trans­
mittal of such compensation, subject to national 
currency regulations, and to assure a correct trans­
lation of the work; 

(v) the original title and the name of the author of the 
work shall be printed on all copies of the published 
translation. The license shall be valid only for pub­
lication of the translation in the territory of the 
country of the Union where it has been applied for. 
Copies so published may be imported and sold in 
another country of the Union if one of the national 
or official or regional languages of such other coun­
try is the same language as that into which the work 
has been so translated, and if the domestîc law in 
such other country makes provision for such licenses 
and does not prohibit such importation and sale. 
Where the foregoing conditions do not exist, the 
importation and sale of such copies in a country of 
the Union shall be governed by its domestic law and 
its agreements. The license shall not be transferable 
by the licensee; 

(vi) the license shall not be granted when the author has 
withdrawn from circulation all copies of the work; 

(vii) should, however, the author avail himself of the 
right under subparagraph (i) above during the term 
of ten years from the date of first publication, the 
license shall terminate from the date on which the 
author publishes or causes to be published his trans­
lation in the country where the license has been 
granted, provided, however, that any copies of the 
translation already made before the license is termi­
nated may continue to be sold; 

(viii) should, however, the author not avail himself of the 
right under subparagraph (i) above during the said 
term of ten years, compensation under the non­
exclusive license referred to above shall cease to be 
due for any uses made after the expiry of such term; 

(ix) should the author be entitled to exclusive transla­
tion rights in a country by having published or 
caused to be published a translation of the work in 
that country within ten years from the date of first 
publication, but should thereafter during the term 
of the author's copyright in the work all edltions of 
the authorized translation in that country be out of 
print, then a non-exclusive license to translate the 
work may be obtained from the competentauthority 
in the same manner and subject to the same con-
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mêmes conditions que pour la licence non exclusive 
visée aux sous-alinéas (ii) à (vi) ci-dessus, mais sous 
réserve des dispositions du sous-alinéa (vii) ci­
dessus; 

(c) il appliquera les dispositions de l'article 9 (1) de la pré­
sente Convention sous réserve des dispositions suivantes: 

(i) lorsque, à l'expiration d'une période de trois années 
à compter de la première publication d'une ceuvre 
littéraire ou artistique, ou d'une période plus longue 
déterminée par la légisJation nationale du pays en 
voie de développement intéressé, cette ceuvre n'a pas 
été publiée dans ce pays en la forme originale dans 
laquelle elle a été créée, par Ie titulaire du droit de 
reproduction ou avec son aulorisalion, tout ressor­
tissant dudit pays pourra obtenir de l'autorité com­
pétente une licence non exclusive pour reproduire 
et publier cette ceuvre à des fins éducatives ou cul­
turelles. Cette licence ne pourra être accordée que si 
Ie requérant, conformément aux dispositions en 
vigueur dans Ie pays ou. est introduite la demande, 
justifie avoir demandé au titulaire du droit l'autori­
sation de reproduire et de publier l'ceuvre à des 
fins éducatives ou culturelles et, après dues dili­
gences de sa pari, n'a pu alteindre Ie titulaire du 
droit ou obtenir son autorisation. Aux mêmes condi­
tions, la licence pourra également être accordée si, 
pour cette ceuvre déjà publiée en ladite forme ori­
ginale dans ce pays, les éditions sont épuisées ; 

(ii) si Ie titulaire du droit de reproduction n'a pu être 
atteint par Ie requérant, celui-ci doit adresser des 
copies de sa demande à l'éditeur donl Ie nom figure 
sur l'ceuvre et au représentant diplomatique ou 
consulaire du pays donl Ie titulaire du droit de repro­
duction est ressortissant, lorsque la nationalité du 
titulaire du droil de reproduction est connue, ou à 
!'organisme qui peut avoir été désigné par Ie Gou­
vernement de ce pays. La licence ne pourra être 
accordée avant l'expiration d'un délai de deux mois 
à dater deJ'envoi des copies de Ia demande; 

(iii) la législation nationale adoptera les dispositions 
appropriées pour assurer au titulaire du droit de 
reproduction une rémunération équitable, ainsi que 
Ie paiement et Ie transfer! de cette rémunération, 
sous réserve de la réglementation nationale en ma­
tière de devises, et pour garantir une reproduction 
correcte de l'ceuvre; 

(iv) Ie titre original et Ie nom de ('auteur de l'ceuvre 
doivent être égalcmenl imprimés sur tous les exern­
plaires de la reproduction publiée. La licence ne 
sera valable que pour l'édition à l'intérieur du terri­
toire du pays de l'Union ou. cette licence est deman­
dée. L'importation et la vente des exemplaires dans 
un autre pays de l'Union sont possibles à des fins 
éducatives ou culturelles si sa loi nationale admet 
la licence et si aucune des dispositions en vigueur 
dans ce pays ne s'oppose à l'importation et à la 
vente; l'importation et la vente sur Ie tcrritoire de 
tout pays de l'Union dans lequel les conditions 
précédentes n' existent pas sont réservées à la légis­
lation de ce pays et aux accords conclus par lui. La 
licence ne pourra êh e cédée par son bénéficiaire ; 

(v) la licence ne peut être accordée lorsque ('auteur a 
retiré de la circulation les exernplaires de l'ceuvre; 

(vi) toutefois, si ('auteur se prévaut du droit de repro­
duire l'ceuvre, la licence expirera à partir de la date 
à laquelle }'auteur publie ou fait publier son ceuvre 
en sa dite forme originale dans Ie pays ou. la licence 
a été accordée ; il est entendu, cependant, que tout 
exemplaire de l'ceuvre déjà prêt avant la date d'ex­
piration de la licence pourra continuer à être vendu ; 

(vii) si !'auteur publie ou fait publier son ceuvre en sa dite 
forme originale dans un pays mais si, postérieure­
ment et pendant la durée du droit de !'auteur sur 
cette ceuvre toutes les éditions autorisées en ladite 
forme originale viennent à être épuisées dans ce 
pays, une licence non exclusive de reproduction et 
de publication de l'ceuvre pourrait alors être obte­
nue de l'autorité compétente de la même manière 
et dans les mêmes conditions que pour la licence 
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ditions as are provided with respect to the non­
exclusive license referred to in subparagraph (ii) 
to (vi) above, but subject to the provisions of sub­
paragraph (vii) above; 

(c) apply the provisions of Article 9 (1) of this Convention 
subject to the following provisions: 

(i) if, after the expiration of a period of three years 
from the date of the first publication of a literary or 
artistic work, or of any Jonger period determined 
by national legislation of the developing country 
concerned, such work has not been published in that 
country in the original form in which it was created, 
by the owner of the right of reproduction or with 
his authorization, any national of such country may 
obtain a non-exclusive license from the competent 
authority to reproduce and publish such work for 
educational or cultural purposes; provided that such 
national, in accordance with the procedure of the 
country concerned, establishes either that he has 
requested, and been denied, authorization by the 
proprietor of the right to reproduce and publish 
such work for educational or cultural purposes, or 
that, after due diligence on his part, he was unable 
to find the owner of the right. A license may also 
be granted on the same conditions if all previous 
editions of such work in its said original form in 
that country are out of print; 

(ii) if the owner of the right of reproduction cannot be 
found, then the applicant for a license shall send 
copies of his application to the publisher whose 
name appears on the work and, if the nationality 
of the owner of the right of reproduction is known, 
to the diplomatie or consular representative of the 
country of which such owner is a national, or to the 
organization which may have been resignated by 
the Government of that country. The license shall 
not be granted before the expiration of a period of 
two months from the date of the dispatch of the 
copies of the applica tion; 

(iii) due provision shall be made by domestic legislation 
to assure to the owner of the right of reproduction 
a just compensation, to assure payment and trans­
mittal of such compensation, subject to national 
currency regulations, and to assure an accurate 
reproduction of the work; 

(iv) the original title and the name of the author of the 
work shall be printed on all copies of the published 
reproduction. The license shall be valid only for 
publication in the territory of the country of the 
Union where it has been applied for. Copies so pub­
lished may be imported and sold in another country 
of the Union for educational or cultural purposes if 
the domestic law in such other country makes pro­
vision for such licenses and does not prohibit such 
importation and sale. Where the foregoing condi­
tions do not exist, the importation and sale of such 
copies in a country of the Union shall be governed 
by its domestic law and its agreements. The license 
'shall not be tranferable by the license; 

(v) the license shall not be granted when the author has 
withdrawn from circulation all copies of the work; 

(vi) should, however, the author avail himself of the 
right to reproduce the work, the license shall termi­
nale from the date on which the author publishes 
or causes to be published his work in its said origi­
nal form in the country where the license has been 
granted, provided, however, that any copies of the 
work already made before the license is terminated 
rnay continue to be sold; 

(vii) should the author publish or cause to be published 
his work in its said original form in a country, but 
should thereafter during the term of the author's 
copyright in the work all authorized editions in such 
original form in that country be out of print, then 
a non-exclusive license to reproduce and publish the 
work may be obtained from the competent author­
ity in the same manner and subject to the same .. 
conditions as are provided with respect to the non-



508 

non exclusive v1see aux sous-alinéas (i) à (v) ci­
dessus, mais sous réserve des dispositions du sous­
alinéa (vi) ci-dessus ; 

{d) il substituera aux alinéas (1) et (2) de l'article llbis de la 
présente Convention les dispositions suivantes : 

(i) les auteurs d'reuvres littéraires et artistiques jouis­
sent du droit exclusif d'autoriser Ja radiodiffusion 
de leurs reuvres et la communication publique de la 
radiodiffusion de ces reuvres si cette communication 
est faite à des !ins lucratives ; 

(ii) il appartient aux législations nationales des pays de 
l'Union de régler les conditions d'exercice du droit 
visé au sous-alinéa précédent, mais ces conditions 
n'auront qu'un effet strictement limité au pays qui 
les aurait établies. Elles ne pourront en aucun cas 
porter atteinte ni au droit mora! de l'auteur, ni au 
droit qui appartient à !'auteur d'obtenir une rému­
nération équitable .fixée, à défaut d'accord amiable, 
par l'autorité compétente; 

( e) il se réserva Ie droit, exclusivement à des !ins d' ensei­
gnement, d'études et de recherches dans tous Jes domaines 
de l'éducation, de restreindre la protection des ceuvres 
littéraires et artistiques pourvu que des dispositions 
appropriées soient adoptées par la législation nationale 
pour assurer à !'auteur une rémunération qui soit conforme 
aux normes de paiement applicables aux auteurs natio­
naux ; Ie paiement et Ie transfert de cette rémunération 
seront soumis à la réglementation nationale en matière de 
devises. Les exemplaires d'une reuvre publiée en applica­
tion des réserves faites en vertu du présent alinéa peuvent 
être importés et vendus dans un autre pays de l'Union aux 
fins déterminées ci-dessus si ce dernier pays s'est prévalu 
desdites réserves et n'interdit pas cette importation et 
cette vente. Lorsque les conditions précitées ne sont pas 
remplies, l'importation et la vente de ces exemplaires dans 
un pays de l'Union non bénéficiaire du présent Protocole 
sont interdites en !'absence d'accord de !'auteur, ou de ses 
ayants droit. 

Article 2 
Tout pays qui n'a plus besoin de maintenir l'une quel­

conque des réserves ou toutes les réserves faites confor­
mément à l'article premier du présent Protocole retirera cette 
ou ces réserves par notification déposée auprès du Directeur 
général. 

Article 3 

Tout pays qui a fait des réserves conformément à l'article 
premier ,du présent Protocole et qui ne se considère pas 
encore, à la fin de Ja période de dix années prévue, eu égard 
à sa situation économique et à ses besoins sociaux ou cul­
turels, en mesure de retirer les réserves faites conformément 
à eet article premier, peut maintenir l'une quelconque des 
réserves ou toutes Jes réserves jusqu'au moment ou il ratifie 
l' Acte adopté par la prochaine conférence de révision de la 
présente Convention, ou y adhère. 

Article 4 
Si, conformément à la pratique établie de l' Assemblée 

générale des Nations Unies, un pays cesse d'être considéré 
comme pays en voie de développement, Ie Directeur général 
Ie notifiera au pays intéressé et à tous les atitres pays de 
l'Union, A l'expiration d'une période de six années, à compter 
de cette notification, !edit pays n'aura plus Ie droit de main­
tenir l'une quelconque des réserves faites en vertu du présent 
Protocole. 

Article 5 
(1) Tout pays de l'Union peut déclarer, à partir de Ja signa- · 

ture de la présente Convention et à tout moment avant de 
devenir lié par les articles 1 à 21 de ladite Convention et par 
Ie présent Protocole, 
(a) s'il s'agit d'un pays visé à l'article premier du présent Pro­
, tocole, qu'il entend appliquer les dispositions de ce Pro-

tocole aux reuvres dont Ie pays d'origine est un pays de 
l'Union qui accepte l'application des réserves du présent 
Protocole, ou 

.(b) qu'il admet l'application des dispositions de ce Protocole 
aux ceuvres dont il est Ie pays d'origine, par les pays qui, 
en devenant liés par les articles 1 à 21 de la présen te 
Convention et par Ie présent Protocole ou en faisant une 
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exclusive license referred to in subparagraphs (i) 
to (v) above, but subject to the provisions of sub­
paragraph (vi) above; -

(d) substitute for paragraphs (1) and (2) of Article 11bis of 
this Convention the following provisions: 

(i) authors of literary and artistic works shall enjoy the 
exclusive right of authorizing the broadcasting of 
their works and the communication to the public 
of the broadcast of the works if such communica­
tion is made for profit-making purposes; 

(ii) the national legislation of the countries of the Union 
may regulate the conditions under which the right 
mentioned in the preceding subparagraph shall be 
exercised, hut the effect of those conditions will be 
strictly limited to the countries which have put 
them in force. Such conditions shall not in any case 
prejudice the mora! right of the author, nor the 
right which belongs to the author to obtain an equi­
table remuneration which shall be fixed, failing 
agreement, by the competent authority; 

(e) reserve the right, exclusively for teaching, study and re­
search in all fields of education, to restrict the protection 
of literary and artistic works, provided due provision 
shall be made by domestic legislation to assure to the 
author a compensation which conforms to standards of 
payment made to national authors; the payment and 
transmittal of such compensation shall be subject to 
national currency regulations. Copies of a work published 
pursuant to reservations under this paragraph may be 
imported and sold in another country of the Union for 
purposes as aforesaid if that country has invoked the 
said reservations and does not prohibit such importation 
and sale. Where the foregoing conditions do not exist, 
the importation and sale of such copies in a country of 
the Union which cannot take advantage of this Protocol 
are prohibited in the absence of agreement of the author 
or his successors in title. 

Article 2 
Any country which no longer needs • to malntain ány or all 

of the reservations made in accordance with Article 1 of this 
Protocol shall withdraw such reservation or reservations by 
notification deposited with the Director Genera!. 

Article 3 
Any country which has made reservations in accordance 

with Article 1 of this Protocol, and which at the end of the 
period of ten years prescribed therin, having regard to its 
economie situation and its social or cultural needs, still does 
not consider itself in a position to withdraw the reservations 
under the said Article 1, may continue to maintain any or 
all of the reservations until it ratifies or accedes to the Act 
adoped by the next revision conference of this Convention. 

Article 4 
If, in conformity with the established practice of the Gen­

era! Assembly of the United Nations, a country should cease 
to be regarded as a developing country, the Director Genera! 
shall give notfication of such cessation to the country con­
cerned and to all of the other countries of the Union. At the 
expiry of a period of six years from the date of such notifica­
tion the said country shall no Jonger have the right to main­
tain any of the reservations under this Protocol. 

Article 5 
(1) Any country of the Union may deciare, as from the 

signature of this Convention, and at any time before becom­
ing bound by Articles 1 to 21 of this Convention and by this 
Protocol, 
( a) in the case of a country referred to in Article 1 of this 

Protocol, that it intends to apply the provisions of this 
Protocol works whose country of origin is a country 
of the Union which admits the application of the reserva­
tions under the Protocol, or 

(b) that it admits the application of the provisions of the 
Protocol to works of which it is the country of origin by 
countries which, on becoming bound by Article 1 to 21 
of this Convention and by this Protocol, or on making 
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a declaration of application of this Protocol by virtue of 
the provision of subparagraph (a), have made reserva­
tions permitted under this Protocol. 

déclaration d'application du présent Protocole en vertu de 
la disposition du sous-alinéa (a), ont fait les réserves per­
mises selon ledit Protocole. 

(2) la déclaration doit être faite par écrit et déposée 
auprès du Directeur général. Elle prend eCfet à la date à la­
quelle elle a été déposée. 

(2) The declaration shall be made in writing and shall be 
deposited with the Director Genera!. The declaration shall 
become effective from the date it is deposited. 

Article 6 
Tout pays que est lié par les dispositions du présent Proto­

cole et qui aura fait une dédaration ou une notification aux 
termes de l'article 31 (1) de la présente Convention au sujet 
de territoires qui, à la date de la signature de la présente 
Convention, n'assurent pas leurs relations extérieures et dont 
la situation peut être considérée comme analogue à celle des 
pays visés à l'article premier du présent Protocole, peut noti­
fier au Directeur général que les dispositions du présent 
Protocole s'appliqueront à tout ou partie desdits territoires 
et peut déclarer dans cette notification qu'un tel territoire se 
prévaudra de l'une quelconque ou de toutes les réserves auto-
risées par Ie présent Protocole. -

Article 6 
Any country which is bound by the provisions of this Pro­

tocol and which has made a declaration or notification under 
Article 31 (1) of this Convention in respect of territories 
which, on the date of the signature of this Convention, are 
not responsible for their extemal relations, and the situation 
of which can be regarded as analogous to that of the coun­
tries referred to in Article 1 of this Protocol, may notify the 
Director Genera! that the provisions of this Protocol shall 
apply to all or part of those territories and may in such 
notification deciare that any such territory will avail itself 
of any or all of the reservations permitted by this Protocol. 

Empfehlungen auf dem Gebiete des Urheberredits 

Reconunandations 
adoptées en matière de droit d'auteur 

I. 
Les pays membres de l'Union de Berne pour la Protection 

des CEuvres littéraires et artistiques, 
Réunis en Conférence à Stockholm, du 12 juin au 14 juillet 

1967, 
CONSIDtRANT que certains pays ont exprimé Ie désir que 

la durée générale de protection des ceuvres littéraires et 
artistiques soit prolongée, 

que certains pays admettent déjà une durée excédant cin­
quante ans après la mort de !'auteur, 

qu'er\ outre, plusieurs pays de l'Union ont prolongé la 
durée de protection, pour des raisons dues à des événements 
de guerre, 

que des négociations ont déjà eu lieu sur Ie plan inter­
national en vue de prévoir une prolongation de la durée de 
la protection par voie d'un arrangement particulier, 

que, d'autre part, des accords bilatéraux ont déjà été 
conclus, entre certains pays, pour l'application réciproque des 
délais de prorogation intervenus en raison des événements 
de guerre, 

EXPRIMENT LE VCEU que soient poursuivies entre les 
pays intéressés les négociations tendant à Ja conclusion d'un 
arrangement multilatéral sur la prolongation de la durée de 
protection dans les pays qui seront parties à eet arrangement. 

ll. 
les pays membres de l'Union de Berne pour la protection 

des CEuvres littéraires et artistiques, . 
. Réunis en Conférence à Stockholm, du 12 juin au 14 juillet 
1967, ' 

SAISIS DE propositions tendant à insérer dans la Conven­
tion de Beme des dispositions selon lesquelles 

(i) serait imposée à l'éditeur d'une ceuvre littéraire, dra­
matico-musicale ou musicale publiée dans un pays de 
l'Union l'obligation de déposer à la bibliothèque 
nationale de ce pays, ou dans tout autre établisse­
ment similaire, un fac-similé de }'exemplaire le plus 
ancien et Ie plus authentique d'une telle ceuvre en la 
forme approuvée par son auteur; 

(ii) serait réseTVée à la législation des pays de l'Union la 
faculté de prévoir que, dans Ie cas oà une ceuvre 
dramatico-musicale ou musicale a été rendue acces­
sible au public avec Ie consentement de son auteur, 
les exemplaires graphiques de ladite ceuvre soient 
également rendus accessibles au public sans restric­
tions contraires aux bons usages, 

CONSIDtRENT, avec sympathie, l'esprit et Ie but de ces 
propositions, sous la réserve que soient sauvegardés les 
droits des auteurs desdites ceuvres; et 

Recommendations 
adopted in the &eld of copyright 

I. 
The countries members of the Berne Union for the Pro­

tection of literary and Artis.tic Works, 
In a Conference assembled at Stockholm from June 12 to 

July 14, 1967, . 
CONSIDERING that certain countries have expressed a 

desire for the general term of protection of literary and 
artistic works to be extended, 

that certain countries already grant a term of protection in 
excess of fifty years after the death of the author, 

that, moreover, several countries of the Union have ex­
tended the term of protection, for reasons resulting from the 
war, 

that negotiations have already taken place at the inter­
national level with the object of providing for an extension 
of the term of protection by a special agreement, 
, that, in addition, bilateral agreements have already been 

concluded between certain countries for the reciprocal appli­
cation of extensions of terms of protection, for reasons result• 
ing Erom the war, ' 

• EXPRESS THE WISH that negotiations be pursued bet­
ween the countries concerned for the condusion of a multi­
lateral agreement on the extension of the term of protection 
in countries parties to that agreement. 

II. 
The countries members of the Berne Union for the Pro­

tection of Literary and Artistic Works, 
In a Conference assembled at Stockholm from June 12 to 

July 14, 1967, 

HA VING BEFORE THEM proposals to insert in the Berne 
Convention provisions under which 

(i) the publisher of a literary, dramatico-musical or mu­
sical work published in a country of the Union 
should be under an obligation to deposit with the 
national library of that country, or with some other 
similar establishment, a facsimile of the earliest and 
most authentic copy of such work in the form 
approved by its author; • 

(ii) it should be a matter for the legislation of the coun­
tries of the Union to provide that, where a drama­
tico-musical or musical work has been made avail­
able to the public with the consent of the author 
thereof, the graphic copies of the said work should 
also be made accessible to the public without restric­
tions contrary to fair practice; 

CONSIDER sym~athetically the spirit and purpose of 
these proposals, sub1ect always to the protection of the rights 
of authors of such works; and 
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EXPRIMENT LE VCEU que Ie Bureau international pro­
cède à l'étude des questions ainsi soulevées, afin que puisse 
être envisagée la possibilité d'inclure dans une prochaine 
révision de la Convention des dispositions s'y rapportant. 

III. 
Les pays membres de l'Union de Berne pour la Proteclion 

des CEuvres littéraires et artistigues, 
Réunis en Conférence à Stockholm, du 12 juin au 14 juillet 

• 1967, 

RECONNAISSANT les besoins économigues et culturels 
particuliers des pays en voie de développement, 

DÉSIREUX de leur permettre d'avoir accès, pour leurs 
besoins d'éducation, aux reuvres protégées par Ie droit 
d'auteur, 

A YANT ADOPTÉ à eet effet Ie Protocole relatif aux pays 
en voie de développement, 

RECOMMANDENT au Bureau international d'entrepren­
dre, en association avec d'autres organisations gouverne­
mentales et non gouvernementales, une étude des voies et 
moyens en vue de créer les rouages financiers permettant 
d'assurer aux auteurs une éguitable et juste rémunération. 

GRUR Int. 1967 Heft 12 

EXPRESS THE WISH that the International Bureau under­
take a study of the above questions, in order that considera­
tion may be given to the possibility of including provisions 
relating to them in a future revision of the Convention. 

III. 
The countries members of the Berne Union for the Pro­

tection of Literary and Arlistic Works, 
In a Conference assembled at Stockholm from June 12 to 

July 14, 1967, 

RECOGNIZING the special economie and cultural needs 
of developing countries, 

DESIROUS of enabling developing countries to have 
access to works protected by copyright for their educalional 
requirements, 

HA VING for this purpose adopted the Protocol Regarding 
Developing Countries, 

RECOMMEND the International Bureau to undertake in 
association with other governmental and non-governmental 
organizations a study of ways and means of creating finan­
cial machinery to ensure a fair and just return to authors. 

P ariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 

Convention de Paris 
pour la protection de la propriété industrielle 

du 20 mars 1883 
révisée 

à Bruxelles Ie 14 décembre 1900, 
à Washington Ie 2 juin 1911; 

à La Haye Ie 6 novembre 1925, 
à Londres Ie 2 juin 1934, 

à Lisbonne Ie 31 octobre 1958 

et à Stockholm Ie 14 juillet 1967 

Article premier 
[Constitution de l'Union; 

domaine de la propriété industrielle] 0 ) 

(1) Les pays auxquels s'applique la présente Convention 
sont constitués à l'état d'Union pour la protection de Ja pro­
priété industrielle. 

(2) La protection de la propriété induslrielle a pour objet 
les brevets d'invention, les modèles d'utilité, les dessins ou 
modèles industriels, les marques de fabrique ou de commerce, 
les marques de service, Ie nom commercial et les indications 
de provenance ou appellations d'origine, ainsi que la répres­
sion de la concurrence déloyale. 

(3) La propriété industrielle s'entend dans l'acception Ia 
plus large et s'applique non seulement à !'industrie et au com­
merce proprement dits, mais également au domaine des indus­
tries agricoles et extractives et à tous produits fabriqués ou 
naturels, par exemple : vins, grains, feuilles de tabac, fruits, 
bestiaux, minéraux, eaux minérales, bières, fleurs, farines. 

( 4) Parmi les breve Is d'inven tion sont comprises les di­
verses espèces de brevets industriels admises par Jes légis­
lations des pays de l'Union, telles que brevets d'importation, 
brevets de perfectionnement, brevets et certificats d'addition, 
etc. 

Article 2 
[Traitement national 

pour les ressortissants des pays de l'Union] 
(1) Les ressortissanls de chacun des pays de l'Union joui­

ront dans tous les autres pays de l'Union, en ce qui concerne 

••) Die Untertltel stammen von BIRPI und sollen lediglida du Ver• 
ständnis der einzelnen Artikel erlelchtem. Der authentlsche französl­
sche Text enthält keine Untertitel. 

Paris Convention 
for the Protection of Industrial Property 

of March 20, 1883 
as revised 

at Brussels on December 14, 1900, 
at Washington on June 2, 1911, 

at The Hague on November 6, 1925, 
at London on June 2, 1934, 

at Lisbon on October 31, 1958, 

and at Stockholm on July 14, 1967 

Provisional English Translation •) 

Article 1 
[Establishment of the Union; 

Scope of Industrial Property] ••) 
(1) The countries to which this Convention applies con­

stitute a Union for the protection of industrial property. 

(2) Protection of industrial property shall have as its 
object patents, utility models, industrial designs, tradernarks, 
service marks, trade names, indications of source or appela­
tions of origin, and the repression of unfair cornpetition. 

(3) Industrial property shall be understood in the broadest 
sense and shall apply not only to industry and commerce 
proper, bul likewise to agricultural and extractive industries 
and to all manufactured or natura! products, for example, 
wines, grain,. tobacco leaf, fruit, cattle, minerals, mineral 
waters, beer, flowers, and flour. 

(4) Patenls shall include the various kinds of industrial 
patents recognized by the laws of the countries of the Union, 
such as patents of irnportation, patents of improvement, 
patents and certificates of addition, etc. 

Article 2 
[National Treatment 

for Nationals of Countries of the Union] 
(1) Nationals of any country of the Union shall, as regards 

the protection of industrial property, enjoy in all the other 

•) Vorläullge engllsche Obersetzung. Die Stockholmer Faosung der Parl­
ser Verbandsüberelnkunft sleht vor, da8 der Generaldirektor der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum oder, bis zu seiner Emen­
nung, der Dlrektor von BIRPI, nada konsultatlon der lntere11lerten 
Regierungen eine amtliche englische Fassung anzufertlgen hat. Die 
hier abgedruckte engllsche Fassung wurde uns von BIRPI zur Ver­
fügung gestellt. Sle liegt zur Zeil den beteiligten Reglerungen zur 
Stellungnahme vor. 
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la protection de la propriété industrielle, des avantages que 
les lois respectives accordent actuellement ou accorderont par 
la suite aux nationaux, Ie tout sans préjudice des droits spé­
cialement prévus par la présente Convention. En conséquence, 
îls auront la même protection que ceux-ci et Ie même recours 
légal contre toute atteinte portée à leurs droits, sous réserve 
de l'accornplissement des conditions et formalités irnposées 
aux nationaux. 

(2) Toutefois, aucune condition de domicile ou d'établisse­
ment dans Ie pays ou. la protection est réclamée ne peut être 
exigée des ressortissants de l'Union pour la jouissance d'aucun 
des droits de propriété industrielle. 

(3) Sont expressément réservées les dispositions de la 
législation de chacun des pays de l'Union relatives à la procé­
dure.judiciaire et adrninistrative et à la compétence, ainsi qu'à 
l'élection de domicile ou à la constitution d'un mandataire, 
qui seraient requises par les lois sur la propriété industrielle. 

Article 3 

[Assimilation de certaines catégories de personnes 
aux ressortissants des pays de l'Union] 

Sont assimilés aux ressortissants des pays de l'Union les 
ressortissants des pays ne faisant pas partie de I'Union qui 
sont domiciliés ou ont des établissements industriels ou com­
rnerciaux effectifs et sérieux sur Ie territoire de l'un des pays 
de l'Union. 

Artide 4 
[A. à I. Brevets, modèles d'utilité, dessins et modèles indus­
triels, marques, certificats d'auteur d'invention: droit de 

priorité. - G. Brevets: division de la demande] 
A. - (1) Celui qui aura régulièrement fait Ie dépot d'une 

demande de brevet d'invention, d'un rnodèle d'utilité, d'un 
dessin ou modèle industriel, d'une marque de fabrique ou de 
commerce, dans l'un des pays de l'Union, ou son ayant cause, 
jouira, pour effectuer Ie dépót dans les autres pays, d'un droit 
de priorité pendant. les délais déterminés ei-après. 

(2) Est reconnu comme donnant naissance au droit de 
priorité tout dépót ayant la valeur d'un dépót national 
régulier, en vertu de la législation nationale de chaque pays 
de l'Union ou de traités bilatéraux ou multilatéraux conclus 
entre des pays de l'Union. 

(3) Par dépót nalional régulier on doit entendre tout dépot 
qui suffit à établir la date à laquelle la demande a été déposée 
dans Ie pays en cause, que! que soit Ie sort ultérieur de cette 
dernande. 

B. - En conséguence, Ie dépàt ultérieurement opéré dans 
l'un des autres pays de l'Union, avant l'expiration de ces 
délais, ne pourra être invalidé par des faits accomplis dans 
l'intervalle, soit, notamment, par un autre dépot, par la publi­
cation de l'invention ou son exploitation, par la mise en 
vente d'exemplaires du dessin ou dt• m.odèle, par l'emploi de 
la marque, et ces faits ne pourront faire naître aucun droit de 
tiers ni aucune possession personne!le. Les droits acquis par 
des tiers avant Ie jour de la première demande qui sert de 
base au droit de priorité sont réservés par l'effet de la légis­
lation intérieure de chaque pays de l'Union. 

C. - (1) Les délais de priorité mentionnés ci-dessus seront 
de douze mois pour les brevets d'invention et les modèles 
d'utilité, et de six mois pour les dessins ou modèles indus­
triels et pour Jes marques de fabrique ou de commerce. 

(2) Ces délais commencent à courir de la date du dépot de 
la première demande ; Ie jour du dépot n'es_t pas compris 
dans Ie délai. 

(3) Si Ie dernier jour du délai est un jour férié légal, ou 
un jour ou Je Bureau n'est pas ouvert pour recevoir Ie dépot 
des dernandes dans le pays ou Ia protection est réclamée, Ie 
délai sera prorogé jusqu'au premier jour ouvrable qui suit. 

(4) Doit être considérée comme première demande dont 
la date de dépót sera Ie point de départ du délai de priorité, 
une demande ultérieure ayant Ie même objet qu'une première 
demande antérieure au sens de l'alinéa (2) ci-dessus, déposée 
dans Ie même pays de l'Union, à la condition que cette de­
mande antérieure, à la date du dép&t de la demande ultérieure, 
ait été retirée, abandonnée, ou refusée, sans avoir été soumise 
à l'inspection publique et sans laisser subsister de droits, et 
qu'elle n'ait pas encore servi de base pour la revendication 
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countries of the Union the advantages that their respective 
laws now grant, or may hereafter grant, to nationals, without 
prejudice, however, to the rights specially provided for by 
this Convenlion. Conseguently, they shall have the same 
protection as the Jatter, and the same legal remedy against 
any infringement of their rights, provided that the condi­
tions and formalities imposed upon nationals are complied 
with. 

(2) However, no requirement as to domicile or establish­
ment in the country where protection is daimed may be 
imposed upon nationals of countries of the Union for the 
enjoyment of any industrial property rights. 

(3) The provisions of the laws of each of the countries of 
the Union relating to judicia! and administrative procedure 
and to jurisdiction, and to the designation of an address for 
service or the appointment of an agent, which may be re­
quired by the laws on industrial property, are expressly 
reserved. 

Article 3 
[Same Treatment for Certain Categories of Persons 

as for Nationals of Countries of the Union] 
Nationals of countries outside the Union who are domi­

ciled or who have real and effective industrial or commercial 
establishments in the territory of one of the countries of the 
Union shall be treated in the same manner as nationals of 
the countries of the Union. 

Article 4 
[A to 1. Patents, Utility Models, Industrial Designs, Marks, 
Inventors' Certificates: Right of Priority. - G. Patents: 

Division of the Application] 
A. - (1) Any person who has properly filed an application 

for a patent, or for the registration of a utility model, or of 
an industrial design, or of a tradernark, in one of the coun­
tries of the Union, or his successor in title, shall enjoy, for 
the purpose of filing in the other countries, a right of priority 
during the periods hereinafter fixed. 

(2) Any fi!ing that has the effect of a proper national 
filing under the domestic law of any country of the Union 
or under bilateral or multilateral trealies concluded between 
countries of the Union shall be recognized as giving rise to 
the right of priority. 

(3) By a proper nalional filing is meant any filing that 
suffices to establish the date on which the application was 
filed in the country concerned, whatever may be the sub­
sequent fate of the application. 

B. Consequently, any subsequent filing in any of the olher 
countries of the Union before the expiration of the periods 
to above shall not be invalidated by reason of any acts 
accomplished in the interval, in particular, another filing, the 
publication or exploitation of the invention, the putting on 
sale of copies of the design or model, or the use of the mark, 
and such acts cannot give rise to any third-party rights or 
any personal possession. Rights acquired by third parties 
before the date of the first application serving as the basis 
for the right of priority shall be reserved by operation of the 
domestic law of each country of the Union. 

C. (1) The periods of priority referred to above shall be 
twelve rnonths for patents and utility models, and six rnonths 
for industrial designs and tradernarks. 

(2) These periods shall stad from the date of filîng of the 
first application; the day of filing shall not be included in 
the period. 

(3) If the last day of the period is an official holiday, or 
a day when the Office is not open for the filing of applica­
tions in the country where protection is claimed, the period 
shall be extended untiI the first following working day. 

(4) A later application concerning the same subject as an 
earlier first application within the meaning of paragraph (2), 
above, filed in the same country of the Union, shall be con­
sidered as the first application, of which the filing date shall 
be the starting point of the period of priority, if, at the time 
of filing the later application, the said earlier application has 
been withdrawn, abandoned, or refused, without having 
been Iaid open to public inspection and without leaving any 
rights to subsist, and if it has not yet served as a basis for 



512 

du droit de priorité. La demande antérieure ne pourra plus 
alors servir de base pour la revendication du droit de priorité. 

D. - (1) Quiconque voudra se prévaloir de la priorité d'un 
dé~t antérieur sera tenu de faire une déclaration indiquant 
la date et Ie pays de ce dépót. Chaque pays déterminera à 
quel moment, au plus tard, cette déclaration devra être 
effectuée. 

(2) Ces indications seront mentionnées dans les publica­
tions émanant de l' Administration compétente, notamment 
sur les brevets et les descriptions y relatives. 

(3) Les pays de l'Union pourront exiger de celui qui fait 
une déclaration de priorité la production d'une copie de la 
demande (description, dessins, etc.) déposée antérieurement. 
La copie, certifiée conforme par I' Administration qui aura 
reçu cette demande, sera dispensée de toute légalisation et elle 
pourra en tout cas être déposée, exempte de frais, à n'importe 
quel moment dans Ie délai de trois mois à dater du dépót de 
la demande ultérieure. On pourra exiger qu'elle soit accompa­
gnée d'un certificat de la date du dépöt émanant de cette 
Administration et d'une traduction. . . 

(4) D'autres formalités ne pourront être requises pour la 
déclaration de priorité au moment du dépót de la demande. 
Chaque pays de l'Union déterminera les conséquences de 
l'omission des formalités prévues par Ie présent article, sans 
que ses conséquences puissent excéder la perte du droit de 
priorité. 

(5) Ultérieurement, d'autres justifications pourront être 
demandées. 

Celui qui se prévaut de la priorité d'un dépót antérieur 
sera tenu d'indiquer Ie numéro de ce dépöt; cette indication 
sera publiée dans les conditions prévues par l'alinéa (2) 
ci-dessus. 

E. - (1) Lorsqu'un dessin ou modèle industrie! aura été 
déposé dans un pays en vertu d'un droit de priorité basé sur 
Ie dépot d'un modèle d'utilité, Ie délai de priorité ne sera que 
celui fixé pour les dessins ou modèles industriels. 

(2) En outre, il est permis de déposer dans un pays un 
modèle d'utilité en vertu d'un droit de priorité basé sur Ie 
dépöt d'une demande de brevet et inversement. 

F.-Aucun pays de l'Union ne pourra refuser une ·prio­
rité ou une demande de brevet pour Ie motif que Ie déposant 
revendique des priorités multiples, même provenant de pays 
différents, ou pour Ie motif qu'une demande revendiquant une 
ou plusieurs priorités contient un ou plusieurs éléments qui 
n'étaient pas compris dans la ou les demandes dont la prio­
rité est revendiquée, à la condition, dans les deux cas, qu'il y 
ait unité d'invention, au sens de la loi du pays. 

En ce qui concerne les éléments non compris dans la ou les 
demandes dont la priorité est revendiquée, Ie dé~t de la 
demande ultérieure donne naissance à un droit de priorité 
dans les conditions ordinaires. 

G. - (1) Si !'examen révèle qu'une demande de brevet est 
complexe, Ie demandeur pourra diviser la demande en un 
certain nombre de demandes divisionnaires, en conservant 
comme date de chacune la date de la demande initiale et, s'il 
y a lieu, Ie bénéfice du droit de priorité. 

(2} Le demandeur pourra aussi, de sa propre initiative, 
diviser la demande de brevet, en conservant comme date -de 
chaque demande divisionnaire la date de la demande initiale 
et, s'il y a lieu, Ie bénéfice du droit de priorité. Chaque pays 
de l'Union aura la faculté de déterminer les conditions aux­
quelles cette division sera autorisée. 

H. - La priorité ne peut être refusée pour Ie motif que 
certains éléments de l'invention pour lesquels on revendique 
la priorité ne figurent pas parmi les revendications formulées 
dans la demande au pays d'origine, pourvu que )'ensemble des 
pièces de la demande révèle d'une façon précise lesdits élé­
ments. 

1. - (1) Les demandes de certificats d' auteur d'invention, 
déposées dans un pays oû les déposants ont Ie droit de 
demander à leur choix soit un brevet, soit un certificat 
d'auteur d'invention, donneront naissance au droit de prlorité 
institué par Ie présent article dans les mêmes condition& et 
avec les mêmes effets que les demandes de brevets d'invention. 

(2) Dans un pays oû les déposants ont Ie droit de demander 
à leur choix soit un brevet, soit un certificat d'auteur d'inven­
tion,. le demandeur d'un certificat d'auteur d'invention béné-
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claiming a right of priority. The earlier application may 
thereafter no longer serve as a basis for claiming a right of 

. priority. . 
D. (1) Any person desiring to take advantage of the pri­

ority of an earlier filing shall be required to make a declara­
tion indicating the date of such filing and the country in 
which it was made. Each country shall determine the latest 
date on which such declaration must be made. 

(2) These particulars shall be mentioned in the publica­
tions issued by the competent authority, and in particular in 
the patents and the descriptions relating thereto. 

(3) The countrles of the Union may require any person 
making a declaration of priority to produce a copy of the 
earlier filed application (description, drawings, etc.). The 
copy, certified by the authority which received such applica­
tion, shall not require any legalization, and may in any case 
be filed, without fee, at any time within three months of the 
filing of the later application. They may require it to be 
accompanied by a certiflcate from the same authority show­
ing the date of filing, and by a translation. 

(4) No other formalities may be required for the declara­
tion of priority at the time of filing the application. Each 
country of the Union shall determine the consequences of 
failure to comply with the formalities prescribed by this 
Article, but such consequences shall in no case go beyond 
the loss of the right of priority. 

(5) Subsequently, further justification may be required. 
Any person who avails himself of the priority of an applica­
tion filed earlier shall be required to specîfy the number of 
that application; this number shall be published as provided 
for by paragraph (2) above. 

E. (1) Where an industrial design is filed in a country by 
virtue of a right of priority based on the filing of a utility 
model, the period of priority shall be the same as that fixed 
for industrial designs. 

(2) Furthermore, it is perrnissible to file a utility model 
in a country by virtue of a right of priority based on the 
filing of a patent application, and vice versa. 

F. No country of the Union may refuse a priority or a 
patent application on the ground that the applicant claims 
multiple priorities, even if they originate in different coun­
tries, or on the ground that an application claiming one or 
more priorities contains one or more elements that were not 
included in the application or applications whose priority is 
clairned, provided that, In both cases, there is unity of inven­
tion wilhin the meaning of the law of the country. 

With respect to the elements not included in the applica• 
tion or applications whose priority is claimed, the filing of 
the later application shall give rise to a right of priority 
under ordinary conditions. 

G. - (1) If the examination reveals that an application for 
a patent is complex, the applicant may divide the application 
into a certain number of divisional applications and preserve 
as the date of each the date of the initia! application and the 
benefit of any possible right of priority. 

(2) The applicant may also, on his own initiative, divide 
a patent application and preserve as the date of each divi­
sional application the date of the initia) application and the 
benefit of any possible right of priority. Each country of the 
Union shall have the right to determine the conditions under 
which such division shall be authorized. 

H. - Priority may not be refused on the ground that cer­
tain elements of the invention for which priority is claimed 
do not appear among the claims formulated in the applica­
tion in the country of origin, provided that the documents, 
as a whole, pertaining to such application, disclose such 
elements clearly. 

I. - (1) Applications for inventors' certificates filed in a 
country in which applicants have the right to apply at their 
own option either for a patent or for an inventor's certificate 
shall give rise to the right of priority provided for by this 
Article, under the same conditions and with the same effects 
as applications for patents. 

(2) In a country in which applicants have the right to 
apply at their own option either for a patent or for an inven­
tor's certificate, an applicant for an inventor's certifkate 
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ficiera, selon les dipositions du présent article applicables 
aux demandes de brevets, du droit de priorîté basé sur Ie 
dépot d'une demande de brevet d'invention, de modèle d'uti­
lité oude certificat d'auteur d'invention. 

Artide 4bis 

[Brevets: indépendance des brevets obtenus pour la même 
invention dans différents pays] 

(1) Les brevets demandés dans les différents pays de 
l'Union par des ressortissants de l'Union seront indépendants 
des brevets obtenus pour la même invention dans les autres 
pays adhérenls ou non à l'Union. 

(2) Cette disposition doit s'entendre d'une façon absolue, 
notamment en ce sens que les brevets demandés pendant Ie 
délai de priorité sont indépendants, tant au point de vue des 
causes de nullité et de déchéance qu'au point de vue de la 
durée normale. 

(3) Elle s'applique à tous les brevets existant au moment 
de sa mise en vigueur. 

(4) Il en sera de même, en cas d'accession de nouveaux 
pays, pour les brevets existant de part et d'autre au moment 
de l'accession. 

(5) Les brevets obtenus avec Ie bénéfice de la priorité joui­
ront, dans les différents pays de l'Union, d'une durée égale à 
celle dont ils jouiraient s'ils étaient demandés ou délivrés 
sans Ie bénéfice de la priorité. 

Artide 4ter 

[Brevets: mention de l'inventeur dans Ie brevet] 
L'inventeur a Ie droit d'être mentionné comme tel dans Ie 

brevet. 
Article 4quater 

[Brevets: brevetabilité en cas de restriction légale de la vente] 
La délivrance d'un brevet ne pourra être refusée et un 

brevet ne pourra être invalidé pour Ie motif que la vente du 
produit breveté ou obtenu par un procédé breveté est soumise 
à des restrictions-ou limitations résultant de la législation 
nationale. 

Article S 
[A. Brevets: introduction d'objets, défau·t ou insuffisance 
d'exploitation, licences obligatoires. - B. De5sins et modèlcs 
industriels: défaut d'exploitation, introduction d'objets. -
C. Marques: manque d'ulilisation, formes différentes, emploi 
par copropriétaires. - D. Brevets, modèles d'utilité, marques, 

dessins et modè/es industriels: signes et mentions] 
A. - (1) L'introduction, par Ie breveté, dans Ie pays oû Ie 

brevet a été délivré, d'objets fabriqués dans l'un ou l'autre 
des pays de l'Union, n'entraînera pas la déchéance. 

(2) Chacun des pays de l'Union aura la faculté de prendre 
des mesures législatives prévoyant la concession de licences 
obligatoires, pour prévenir les abus qui pourraient résulter de 
l'exercice du droit exclusif conféré par Ie brevet, par exemple 
faute d'exploitation. 

(3) La déchéance du brevet ne pourra être prévue que 
pour Ie cas ou la concession de licences obligatoires n'aurait 
pas suffi pour prévenir ces abus. Aucune action en déchéance 
ou en révocation d'un brevet ne pourra être inlroduite avant 
('expiration de deux années à compter de la concession de la 
première )icence obligatoire. 

(4) Une licence obligatoire ne pourra pas être demandée 
pour cause de défaut ou d'insuffisance d'exploitation avant 
l'expiration d'un délai de quatre années à compter du dépot 
de la demande de brevet, ou de trois années à compter de la 
délivrance du brevet, Ie délai qui expire Ie plus tard devant 
être appliqué; elle sera refusée si Ie breveté justifie son 
inaction par des excuses légitimes. Une telle licence obligatoire 
sera non exclusive et ne pourra être transmise, même sous la 
forme de concession de sous-licence, qu'avec la partie de 
J'entreprise ou du fonds de commerce exploitant cette licence. 

(5) Les dispositions qui précèdent seront applicables, sous 
réserve des modifications nécessaires, aux modèles d'utilité. 

B. - La protection des dessins et modèles industriels 
ne peut être atteinte par une déchéance quelconque, soit 
pour défaut d'exploitation, soit pour introduction d'objets 
conformes à ceux qui sont protégés. 
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shal!, in accordance with the provisions of this Article relat­
ing to patent applications, enjoy a right of priority based on 
an application for a patent, a utility model, or an inventor's 
certificate. 

Article 4bis 

[Patents: Independence of Patents Obtained for the Same 
Invention in Different Countries] 

(1) Patents applied for in the various countries of the 
Union by nationals of countries of the Union shall be inde­
pendent of patents obtained for the same invention in other 
countries, whether members of the Union or not. 

(2) The foregoing provision is to be understood in an 
unrestricted sense, in particular, in the sense that patents 
applied for during the period of priority are independent, 
both as regards the grounds for nulity and forfeiture, and 
as regards their normal duration. 

(3) The provision shall apply to all patents existing at the 
time when it comes into effect. 

(4) Similarly, it shall apply, in the case of the accession 
of new countries, to patents in existence on either side at the 
time of accession. 

(5) Patents obtained with the benefit or priority shall, in 
the various countries of the Union, have a duration equal to 
that which they would have, had they been applied for or 
granted without the benefit of priority. 

Article 4ter 

[Patents: Mention of the Inventor in the Patent] 
The inventor shall have the right to be mentioned as such 

in the patent. 

Artide 4quater 

[Patents: Patentability in Case of Restriction of Sale by LawJ 
The grant of a patent shall not be refused and a patent 

shall not be invalidated on the ground that the sale of the 
patented goods or of goods obtained by means of a patented 
process is subjected to restrictions or limitations resulting 
from the domestic law. 

Article 5 
[A. Patents: Importation of Articles; Fai!ure to \Vork or 
Insufficient Working; Compulsory Licenses. - B. Indus/ria[ 
Designs: Failure to Work; Importation of Articles. -
C. Marks: Failure to Use; Different Forms; Use by Co-pro­
prietors. - D. Patents, Utility Models, Marks, Industrial 

Designs: Sign or Mention] 
A. - (1) Importation by the patentee into the country 

where the patent has been granted of articles manufactured 
in any of the countries of the Union shall not entail forfei­
ture of the patent. 

(2) Each country of the Union shall have the right to take 
lcgislative measures providing for the grant of compulsory 
licenses to prevent the abuses which might result from the 
exerdse of the exclusive rights conferred by the patent, for 
example, failure to work. 

(3) Forfeiture of the patent shall not be provided for 
except in cases where the grant of compulsory licenses would 
not have been sufficient to prevent the said abuses. No pro­
ceedings for the forfeiture or revocation of a patent may be 
instituted before the expiration of two years from the grant 
of the first compulsory license. 

(4) A compulsory license may not be applied for on the 
ground of failure to work or insufficient working before the 
expiration of a period of four years from the date of filing 
of the patent application or three years from the date of the 
grant of the patent, whichever period expires last; it shall 
be refused if the patentee justifies his inaction by legitimate 
reasons. Such a compulsory license shall be non-exclusive 
and shall not be transferable, even in the form of the grant 
of a sub-license, except with that part of the enterprise or 
goodwill which exploits such license. 

(S) The foregoing provisions shall be applicable, mutatis 
mutandis, to utility models. 

B. - The protection of industrial designs shall not, under 
' any circumstance, be subject to forfeiture, either on account 
of failure to work or by reason of the importation of articles 
corresponding to those which are protected. 
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C. - (1) Si, dans un pays, l'uttlisation de la marque enre­
gistrée est obligatoire, l'enregistrement ne pourra être annulé 
qu'après un délai équitable et si l'intéressé ne justifie pas des 
causes de son inaction. 

(2) L'emploi d'une marque de fabrique ou de commerce, 
par Ie propriétaire, sous une forme qui diffère, par des élé­
ments n'altérant pas Ie caractère distinctif de la marque dans 
la forme sous laquelle celle-ci a été enregistrée dans l'un des 
pays de l'Union, n'entraînera pas l'invalidation de l'enregis­
trement et ne diminuera pas la protection accordée à la 
marque. 

(3) L'emploi simultané de la même marque sur des produils 
identiques ou sirnilaires, par des établissements industriels ou 
commerciaux considérés comme copropriétaires de la marque 
-d'après les dispositions de la loi nationale du pays ou la pro­
tection est réclamée, n'empêchera pas l'enregistrement, ni ne 
diminuera d'aucune façon la protection accordée à ladite 
marque dans n'importe que! pays de l'Union, pourvu que !edit 
emploi n'ait pas pour effet d'induire Ie public en erreur et 
qu'il ne soit pas contraire à l'intérêt public. 

D. -Aucun signe ou mention du brevet, du modèle d'uti­
lité, de l'enregistrement de la marque de fabrique oude com­
merce, ou du dépót du dessin ou modèle industrie! ne sera 
exigé sur Ie produit pour la reconnaissance du droit. 

Article 5bis 

fTous les droits de propriété industrielle: délai de gràce pour 
Ie paiement de taxes pour Ie maintien des droits; Brevets : 

resta uration] 
(1) Un délai de gràce, qui devra être au minimum de six 

mois, sera accordé pour Ie paiement des taxes prévues pour Ie 
maintien des droits de propriété industrielle, moyennant Ie 
versement d'une surtaxe, si la législation nationale en impose 
une. 

(2) Les pays de l'Union ont la faculté de prévoir la restau­
ration des brevets d'invention tombés en déchéance par suite 
de non-paiement de taxes. 

Article ster 

[Brevets: introduction libre d'objets brevetés faisant partie 
de moyens de locomotion] 

Dans chacun des pays de l'Union ne seront pas considérés 
comme portant atteinte aux droits du breveté : 
1° l'emploi, à bord des navires des autres pays de l'Union, 

des moyens faisant l'objet de son brevet dans Ie corps 
du navire, dans les machines, agrès, apparaux et autres 
accessoires, lorsque ces navires pénétreront temporaire­
ment ou accidentellement dans les eaux du pays, sous 
réserve que ces moyens y soient employés exclusivement 
pour les besoins du navire ; 

20 l'emploi des moyens faisant l'objet du brevet dans la 
conslruction ou Ie fonctionnement des engins de loco­
motion aérienne ou terrestre des autres pays de l'Union 
ou des accessoires de ces engins, lorsque ceux-ci pénétre­
ront temporairement ou accidentellement dans ce pays. 

Article 5quater 

{Brevets: introduction de produits fabriqués en application 
d'un procédé breveté dans Ie pays d'importationJ 

Lorsqu'un produit est introduit dans un pays de l'Union 
ou il existe un brevet protégeant un procédé de fabrication 
dudit produit, Ie breveté aura, à l'égard du produit introduit, 
tous les droits que la législation du pays d'importation lui 
accorde, sur la base du brevet de procédé, à J'égard des pro­
duits fabriqués dam.Ie pays même. 

Article 5quinquies 

[Dessins et modèles industrielsj 
Les dessins et modèles industriels seront protégés dans 

tous les pays de l'Union. 

Artide 6 
[Marques: conditions d'enregistrement, indépendance de la 

protection de la même marque dans différents pays] 
(1) Les condi tions de dépot et d' enregistrement des marques 

de fabrique ou de commerce seront déterminées dans chaque 
pays de l'Union par sa législation nationale. 
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C. - (1) lf, in any country, use of the registered mark is 
compulsory, the registration may be cancelled only after a 
reasonable period, and then only if the person concerned 
does not justify the causes of his inaction. 

(2) Use of a trademark by the proprietor in a form differ­
ing in elements which do not alter the distinctive character 
of the mark in the form in which it was registered in one of 
the countries of the Union shall not entail invalidation of 
the registration and shall not diminish the protection granted 
to the mark. 

(3) Concurrent use of the same mark on identical or 
similar goods by industrial or commercial establishments 
considered as co-proprietors of the mark according to the 
provisions of the domestic law of the country where protec­
tion is claimed shall not prevent registration or diminish in 
any way the protection granted to the said mark in any 
country of the Union, provided that such use does not result 
in misleading the public and is not contrary to public 
interest. 

D. - No sign or mention of the patent, of the utility model, 
of the registration of the trademark, or of the deposit of the 
industrial design, shall be required upon the goods as a con­
dition of recognition of the right to protection. 

Article 5bis 

[All lndustrial Property Rights: Period of Grace for the 
Payment of Fees for the Maintenance of Rights; Patents: 

Restoration] 
(1) A period of grace of not less than six months shall be 

allowed for the payment of the fees prescribed for the main­
tenance of industrial property rights, subject, if the domestic 
legislation so provides, to the payment of a surcharge. 

(2) The countries of the Vnion shall have the right to 
provide for the restoration of patents which have lapsed by 
reason of non-payment of fees. 

Artide 5ter 

{Patents: Free lmportation of Patented Devices Forming Part 
of Vessels, Aircraft, or Land Vehicles] 

In any country of the Union the followîng shall not be 
considered as infringements of the rights of the patentee: 
1. the use on board vessels of other countries of the Union 

of devices forming the subject of his patent in the body 
of the vessel, in the machinery, tackle, gear and other 
accessories, when such vessels temporarily or accidentally 
enter the waters of the said country, provided that such 
devices are used there exclusively for the needs of the 
vessel; 

2. the use of devices forming the subject of the patent in the 
construction or operation of aircraft or land vehicles of 
other countries of the Union, or of accessories of such 
aircraft or land vehicles, when the Jatter temporarily or 
accidentally enter the said country. 

Article 5quater 

[Patents: Importation of Goods Manufactured by a Process 
Patented in the lmporting Country} 

When goods are irnported into a country of the Unîon 
where there exists a patent protecting a process of manu­
facture of the said goods, the patentee shall have all the 
rights, with regard to the imported goods, that are accorded 
to him by the legislation of the country of importation, on 
the basis of the process patent, with respect to goods manu­
factured in that country. 

Artide 5quinquies 

[industrial Designs] 
Indus trial designs shall be· protected in all the countries 

of the Union. 

Article 6 
[Marks: Conditions of Registration; Independence of Pro­

tection of Same Mark in Different Countries] 
(1) The conditions for the filing and registration of trade­

marks shall be determined in each country of the Union by 
its domestic legislation. 
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(2) Toutefois, une rnarque déposée par un ressortissant 
d'un pays de l'Union dans un quelconque des pays de l'Union 
ne pourra être refusée ou invalidée pour Ie motif qu'elle 
n'aura pas été déposée, enregistrée ou renouvelée au pays 
d'origine. 

(3) Une marque régulièrement enregistrée dans un pays 
de l'Union sera considérée comme indépendante des marques 
enregistrées dans les autres pays de l'Union, y compris le 
pays d'origine. 

Article 6bis 

[Marques: marques notoirement connues] 
(1) Les pays de l'Union s'engagent, soit d'offlce si la légis­

lation du pays Ie permet, soit à la requête de l'intéressé, à 
refuser ou à invalider l'enregistrement et à interdire l'usage 
d'une marque de fabrique ou de commerce qui constitut la 
reproduction, l'imitation ou la· traduction, susceptibles de 
créer une confusion, d'une marque que l'autorité compétente 
du pays de l'enregistrement ou de l'usage estimera y être 
notoirement connue comme étant déjà la marque d'une per­
sonne admise à bénéficier de la présente Convention et uti­
lisée pour des produits identiques ou similaires. Il en sera de 
même lorsque la partie essentielle de la marque constitue la 
reproduction d'une telle marque notoirement connue ou une 
imitation susceptible de créer une confusion avec celle-ci. 

(2) Un délai minimum de cinq années à compter de la 
date de l'enregistrement devra être accordé pour réclamer la 
radiation d'une telle marque. Les pays de l'Union ont 
la faculté de prévoir un délai dans lequel l'interdiclion d'usage 
devra être réclamée. 

(3) Il ne sera pas fixé de délai pour rédamer la radiation 
ou l'interdiction d'usage des marques enregistrées ou utilisées 
de mauvaise foi. 

Artide 61er 

(Marques: interdictions quant aux emblèmes d'Etat, signes 
officiels de controle et emblèmes d'organisations inter­

gouvemementales] 
(1) (a) Les pays de l'Union conviennent de refuser ou d'in­

valider l'enregistrement et d'interdire, par des mesures appro­
priées, l'utilisation, à défaut d'autorisation des pouvoirs com­
pétents,soit comme marque de fabrique oude commerce, soit 
comme élément de ces marques, des armoiries, drapeaux et 
autres ernblèmes d'Etat des pays de l'Union, signes el poinçons 
officiels de controle et de garantie adoptés par eux, ainsi que 
toute imitation au point de vue héraldique. 

(b) Les dispositions figurant sous la lettre ( a) ci-dessus 
s'appliquent également aux armoiries, drapeaux et autres 
emblèmes, sigles ou dénominations des organisations inter­
nationales intergouvernementales dont un ou p!usieurs pays 
de l'Union sont membres, à l'exception des armoiries, dra­
peaux et autres emblèmes, sigles ou dénominations qui ont 
déjà fait l'objet d'accords internationaux en vigueur destinés 
à assurer leur protection. 

(c) Aucun pays de l'Union ne pourra être tenu d'appliquer 
des dispositions figurant sous la lettre (b) ci-dessus au détri­
ment des titulaires de droits acquis de bonne foi avant l'entrée 
en vigueur, dans ce pays, de la présente Convention. Les pays 
de l'Union ne sont pas tenus d'appliquer lesdites dispositions 
lorsque l'utilisation ou l'enregistrement visé sous la lettre (a) 
ci-dessus n'est pas de nature à suggérer, dans !'esprit du 
public, un lien entre l'organisation en cause et les armoiries, 
drapeaux, emblèmes, sigles ou dénominations, ou si cette 
utilisation ou enregistrement n'est vraisemblablement pas de 
nature à abuser Ie public sur l'existence d'un lien entre l'uti!i­
sateur et l'organisation. 

(2) L'interdiction des signes et poinçons officiels de controle 
et de garantie s'appliquera seulement dans les cas ou les 
marques qui les comprendront seront destinées à être utilisées 
sur des marchandises du même genre ou d'un genre similaire. 

(3) (a) Pour l'application de ces dispositions, les pays de 
l'Union conviennent de se communiquer réciproquement, par 
l'intermédiaire du Bureau international, la liste des emblèmes 
d'Etat, signes et poinçons officiels de contröle et de garantie, 
qu'ils désirent ou désireront placer, d'une façon absolue ou 
dans certaines limites, sous la protection du présent article, 
ainsi que toutes modifications ultérieures apportées à cette 
liste. Chaque pays de l'Union mettra à la disposition du 
public, en temps utile, les listes notifiées. 
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(2) However, an application for the registration of a mark 
filed by a national of a country of the Union in any country 
of the Union may not be refused, nor may a registration 
be invalidated, on the ground that filing, registration, or 
renewal, has not been effected in the country of origin. 

(3) A mark proper!y registered in a country of the Union 
shall be regarded as independent of marks registered in the 
other countries of the Union, including the country of origin. 

Article 6bis 

[Marks: \-Vell-Known Marks] 
(1) The countries of the Union undertake, ex officio if 

their legislation so permits, or at the request of an interested 
party, to refuse or to cancel the registration, and to prohibit 
the use, of a trademark which constitutes a reproduction, an 
imitation, or a translation, capable of creating confusion, of 
a mark considered by the competent authority of the coun­
try of registration or use to be wel! known in that country 
as being already the mark of a person entitled to the benefits 
of this Convention and used for identical or similar goods. 
These provisions shall also apply when the essential part of 
the mark constitutes a reproduction of any such wel! known 
mark or an imitation capable of creating confusion there­
with. 

(2) A period of at least five years from the date of regis­
tration shall be allowed for claiming the cancellation of such 
a mark. The countries of the Union may provide for a period 
within the prohibition of use must be claimed. 

(3) No time limit shall be fixed for claiming the cancella­
tion or the prohibition of the use of marks registered or 
used in bad faith. 

Artide. 6!er 

[Marks: Prohibitions concerning State Emblems,Officia1Hall 0 

marks, and Emblems of Intergovernmental Organizations] 

(1) (a) The countries of the Union agree to refuse or 
invalidate the registration, and to prohibit by appropriate 
measures the use, without authorization by the competent 
authorities, either as trademarks or as elements of trade­
marks, of armorial hearings, flags, and other State emblems, 
of the countries of the Union, official signs and hallmarks 
indicating control and warranty adopted by them, and all 
imitations from a heraldic point of view. 

(b) The provisions of subparagraph (a), above, shall apply 
equally to armorial hearings, flags, other emblems, abbrevia­
tions, and names, of intergovernmental international organi­
zations of which one or more countries of the Union are 
members, with the exception of armorial bearings, flags, 
other emblems, abbreviations, and names, that are already 
the subject of international agreements in force, intended to 
ensure their protection. 

(c) No country of the Union shall be required to apply 
the provisions of subparagraph (b), above, to the prejudice 
of the owners of rights acquired in good faith before the 
entry into force, in that country, of this Convention. The 
countries of the Union shall not be required to apply the 
said provisions when the use or registration referred to in 
subparagraph (a), above, is not of such a nature as to suggest 
to the public that a connection exists between the organiza­
tion concerned and the armorial hearings, flags, emblems, 
abbreviations, and names, or if such use or registration is 
probably not of such a nature as to mislead the public as 
to the existence of a connection between the user and the 
organization. 

(2) Prohibition of the use of official signs and hallmarks 
indicating control and warranty shall apply solely in cases 
where the marks in which they are incorporated are intended 
to be used on goods of the same or a similar kind. 

(3) (a) For the application of these provisions, the coun­
tries of the Union agree to communicate reciprocally, through 
the intermediary of the International Bureau, the list of 
State emblems, and official signs and hallmarks indicating 
control and warranty, which they desire, or may hereafter 
desire, to place wholly or within certain limits under the 
protection of this Article, and all subsequent modifications 
of such list. Each country of the Union shall in due course· 
make available to the public the lists thus notified. 
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Toutefois, cette notification n'est pas obligatoire en ce 
qui conceme les drapeaux des Etats. 

(b) Les dispositions figurant sous la lettre (b) de l'alinéa 
(1) du présent article ne sont applicables qu'aux armoiries, 
drapeaux et autres emblèmes, sigles ou dénominations des 
organisations internationales intergouvernementales que 
celles-ci ont communiqués aux pays de l'Union par l'inter­
médiaire du Bureau international. 

(4) Tout pays de l'Union pourra, dans un délai de douze 
mois à partir de la réception de la notification, transmettre, 
par l'intermédiaire du Bureau international, au pays ou à 
l' organisation internationale intergouvemementale intéressés, 
ses objections éventuelles. 

(5) Pour les drapeaux de l'Etat, les mesures prévues à 
l'alinéa (1) ci-dessus s'appliqueront seulement aux marques 
enregistrées après Ie 6 novembre 1925. 

(6) Pour les emblèmes d'Etat autres que les drapeaux, pour 
les signes et poinçons officiels des pays de l'Union et pour les 
armoiries, drapeaux et autres emblèmes, sigles ou dénomina­
tions des organisations intemationales intergouvernementales, 
~es dispositions ne seront applicables qu'aux marques enregis­
trées plus de deux mois après réception de la notification 
prévue à l'alinéa (3) ci-dessus. 

(7) En cas de mauvaise foi, les pays auront la faculté de 
faire radier même les marques enregistrées avant Ie 6 no­
vembre 1925 et comportant des emblèmes d'Etat, signes et 
poinçons. 

(8) Les nationaux de chaque pays qui seraient autorisés à 
faire usage des emblèmes d'Etat, signes et poinçons de leur 
pays, pourront les utiliser, même s'il y avait similitude avec 
ceux d'un autre pays. 

(9) Les pays de l'Union s'engagent à interdire l'usage non 
autorisé, dans Ie commerce, des armoiries d'Etat des autres 
pays de l'Union, lorsque eet usage sera de nature à induire en 
erreur sur l'orgine des produits. 

(10) Les dispositions qui précèdent ne font pas obstacle 
à l'exercice, par les pays, de la faculté de refuser ou d'inva­
lider, par application du chiffre (3) de la lettre B de l'article 
6quinquies, les marques contenant, sans autorisation, des 
armoiries, drapeaux et autres emblèmes d'Etat, ou des signes 
et poinçons officiels adoptés par un pays de l'Union, ainsi 
que des signes distinctifs des organisations internationales 
intergouvernementales mentionnés à l'alinéa (1) ci-dessus. 

Article óquater 

[Marques: transfert de la marqueJ 
(1) Lorsque, conformément à la législation d'un pays de 

l'Union, la cession d'une marque n'est valable que si elle a 
lieu en même temps que Ie transfert de l'entreprise ou du 
fonds de commerce auquel la marque appartient, il suffira, 
pour que cette validité soit admise, que la partie de l'entre­
prise ou du fonds de commerce située dans ce pays soit trans­
mii.e au cessionnaire avec Ie droit exclusif d'y fabriquer ou 
d'y vendre les produits portant la marque cédée. 

(2) Cette disposition n'impose pas aux pays de l'Union 
l'obligation de considérer comme valable Ie transfert de toute 
marque dont l'usage par Ie cessionnaire serait, en fait, de 
nature à induire Ie public en erreur, notamment en ce qui 
conceme la provenance, la nature ou les qualités substan­
tielles des produits auxquels la marque est appliquée. 

Article 6quinquies 

[Marques: protection des marques enregistrées dans un pays 
de l'Union dans les• autres pays de l'Union (dause « telle 

quelle »)] 
A. - (1) Toute marque de fabrique ou de commerce régu­

lièrement enregistrée dans Ie pays d'origine sera admise au 
dépot et protégée telle quelle dans les autres pays de J'Union, 
sous les réserves indiquées au présent article. Ces pays pour­
ront, avant de procéder à l'enregistrement définitif, exiger la 
production d'un certificat d'enregistrement au pays d'origine, 
délivré par l'autorité compétente. Aucune légalisation ne sera 
requise pour ce certificat. 

(2) Sera considéré comme pays d'origine Ie pays de l'Union 
ou Ie déposant a un établissement industriel ou commercial 
effectif et sérieux, et, s'il n'a pas un tel établissement dans 
.l'Union, Ie pays de l'Union oà il a son domicile, et, s'il n'a pas 
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Nevertheless, no such notification is required in respect of 
the flags of States. 

(b) The provisions of subparagraph (b) of paragraph (1) 
of this Article shall apply only to such armorial hearings, 
flags, other emblems, abbreviations, and names, of inter­
governmental international organizations as the latter have 
communicated to the countries of the Union through the 
intermediary of the International Bureau. 
' (4) Any country of the Union may, within a period of 
twelve months Erom the receipt of the notification, transmit, . 
through the intermediary of the International Bureau, its 
possible objections to the country or intergovernmental 
international organization concerned, 

(5) In the case of State flags, the measures prescribed by 
paragraph (1), above, shall apply solely to marks registered 
after November 6, 1925. 

(6) In the case of State emblems other than flags, and of 
official signs and hallmarks of the countries of the Union, 
and in the case of armorial hearings, flags, other emblems, 
abbreviations, and names, of intergovernmental interna­
tional organizations, these provisions shall apply only to 
marks registered more than two months after receipt of the 
notification provided for in paragraph (3), above. 

(7) In cases of bad faith, the countries shall have the 
right to cancel even those marks incorporating State em­
blems, signs, and hallmarks, which were registered before 
November 6, 1925. 

(8) Nationals of any country, authorized to make use of 
the State emblems, signs, and hallmarks, of their country, 
may use them even if they are similar to those of another 
country. • 

(9) The countries of the Union undertake to prohibit the 
unauthorized use in trade of the State armorial hearings of 
the other countries of the Union, when the use is of such 
a nature as to be misleading as to be origin of the goods. 

(10) The above provisions shall not prevent the countries 
from exercising the right given in paragraph (3) of Article 
6quinquies, Section B, to refuse or to invalidate the registra­
tion of marks incorporating, without authorization, armorial 
hearings, flags, other State emblems, or official signs and 
hallmarks adopted by a country of the Union, as well as the 
dis~inctive signs of intergovernmental international organi­
zatlons referred to in paragraph (1), above. 

Article 64uater 

[Marks: Ássignment of Marks] 
(1) When, in accordance with the legislation of a country 

of the Union, the assignment of a mark is valid only if it 
takes place at the same time as the transfer of the business 
• or goodwill to which the mark belongs, it shall suffice for 
the recognition of such validity that the portion of the busi­
ness or goodwill located in that country be transferred to 
the assignee, together with the exclusive right to manufac­
ture in the said country, or to sell therein, the goods hear-
ing the mark assigned. . 

(2) The foregoing provision does not impose upon the 
countries of the Union any obligation to regard as valid the 
assignment of any mark the use of which by the assignee 
would, in fact, be of such a nature as to mislead the public, 
particularly as regards the origin, nature, or essential quali­
ties, of the goods to which the mark is applied. , 

Article óquinquies 

[Marks: Protection of Marks Registered in one Country of 
the Union in the Other Countries of the Union] 

• A. - (1) Every trademark properly registered in the coun­
try of origin shall be accepted for filing and protected as 
it is, in the other countries of the Union, subject to the 
limitations indicated in this Article. Such countries may 
before proceeding with the final registration, require the 
production of a certificate, issued by the competent author­
ity, of registration in the country of origin. No legalization 
of such certificate shall be required. 

(2) Shall be considered the country of origin the country 
of the Union where the applicant has a real and effective 
industrial or commercial establishment, or, if he has no such 
establishment within the Union, the country of the Union 
where he has his domicile, or, if he has no domicile within 
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de domicile dans l'Union, Ie pays de sa nationalité, au cas ou 
il est ressortissant d'un pays de l'Union. 

B. - les marques de fa brique ou de commerce, visées par 
Ie présent article, ne pourront être refusées à I' enregistrement 
ou invalidées que dans les cas suivants: 
10 lorsqu'elles sent de nature à porter atteinte à des droits 

acquis par des liers dans Je pays ou la proteclion est 
réclamée; 

zo lorsqu'elles sont dépourvues de tout caractère distinctif, 
ou bien composées exdusivement de signes ou d'indica­
tions pouvant servir, dans Ie commerce, pour désigner 
l'espèce, la qualité, la quantité, la destination, la valeur, 
Ie lieu d'origine des produits ou !'époque de production, 
ou devenus usuels dans Ie !angage courant ou les habi­
tudes loyales et constantes du commerce du pays ou la 
protection est réclamée; 

30 lorsqu'elles sont contraires à la morale ou à l'ordre 
public et notamment de nature à !romper Ie public. Il est 
entendu qu'une marque ne pourra être considérée comme 
contraire à l'ordre public pour la seule raison qu'elle n'est 
pas conforme à quelque disposition de la législation sur 
les marques, sauf Ie cas ou cette disposition elle-même 
conceme l'ordre public. 

Est toutefois réservée l'application de l'article lObis. 

C. - (1) Pour apprécier • si la marque est susceptible de 
protection, on devra tenir compte de toutes les circonstances 
de fait, notamment de la durée de l'usage de la marque. 

(2) Ne pourront être refusées dans les autres pays de 
l'Union les marques de fa brique oude commerce pour le seul 
motif qu'elles ne différent des marques protégées dans Ie 
pays d'origine que par des éléments n'altérant pas Ie caractère 
distinctif et ne touchant pas à l'identité des marques, dans la 
ferme sous laquelle celles-ci ont été enregistrées audit pays 
d'origine. 

D. - Nul ne pourra bénéficier des dispositions du présent 
article si la marque <lont il revendique la protection n'est pas 
enregistrée au pays d'origine. 

E. -Toutefois, en aucun cas, Ie renouvellement de l'enre­
gislrement d'une marque dans Ie pays d'origine n'entraînera 
l'obligation de renouveler l'enregistrement dans les autres 
pays de l'Vnion ou la marque aura été enregistrée. 

F. - Le bénéfice de Ia p_Jiorité reste acquis aux dépöts de 
marques effectués dans Ie délai de l'article 4, même lorsque 
l'enregistrement dans Ie pays d'origine n'intervient qu'après 
l'expiration de ce délai. 

Artide 6sexies 

[1'v1arques: marques de service] 
Les pays de l'Union s'engagent à protéger les marques de 

service. lls ne sont pas tenus de prévoir l'enregistrement de 
ces marques. 

Article 6•epties 

[!',1arques: enregistrements effectués par !'agent ou Ie repré­
sentant du titulaire sans l'autorisation de celui-ci] 

(1) Si l'agent ou Ie représentant de celui qui est titulaire 
d'une marque dans un des pays de l'Union demande, sans 
l'autorisation de ce titulaire, l'enregistrement de cette marque 
en son propre nom, dans un ou plusieurs de ces pays, Ie titu­
laire aura Ie droit de s'opposer à l'enregistrement demandé ou 
de réclamer la radiation ou, si la loi du pays Ie permet, le 
transfert à son profit dudit enregistrement, à moins que eet 
agent ou repésentant ne justifie de ses agissements. 

(2) Le titulaire de la marque aura, sous les réserves de 
l'alinéa (1) ci-dessus, Ie droit de s'opposer à l'utilisation de sa 
marque par son agent ou représentant, s'il n'a pas autorisé 
cette utilisation. 

(3) Les législations nationalcs ont la faculté de prévoir un 
délai équitable dans lequel Ie titulaire d'une marque devra 
faire valoir les droits prévus au présent article. 

Article 7 
[Marques: nature du produit portant la marque] 

La nature du produit sur lequel la marque de fabrique ou 
de commerce doit être apposée ne peut, dans aucun cas, faire 
obstacle à l'enregistrement de la marque. 
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the Union but is a national of a country of the Union, the 
country of which he is a national. 

B. - Trademarks covered by this Article may neither be 
denied registration nor invalidated except in the following 
cases: 
1. when they are of such a nature as to infringe' rights 

acguired by third parties in the country where protection 
is claimed; 

2. when they are devoid of any distinctive character, or 
consist exclusively of signs or indications which may 
serve, in trade, to designate the kind, quality, quantity, 
intended purpose, value, place of origin, of the goods, or 
the time of production, or have become customary in the 
current language or in the fair and established practices 
of the trade of the country where protection is claimed; 

3. when they are contrary to morality or public order and, 
in particular, of such a nature as to deceive the public. 
lt is understood that a mark may not be considered con­
trary to public order for the sole reason that it does not 
conform toa provision of the legislation on marks, except 
if such provision itself relates to public order. 

This prov1s1on is subject, however, to the application of 
Article lObis. 

C. - (1) In determining whether a mark is eligible for 
protection, all the factual circumstances must be taken into 
consideration, particularly the length of time the mark has 
been in use. 

(2) No trademark shall be refused in the other countries 
of the Union for the sole reason that it differs from the mark 
protected in the country of origin only in respect of elements 
that do not alter its distinctive character and do not affect 
its identy in the form in which it has been registered in the 
said country of origin. 

D. - No person ~ay b~nefit from the provisions of this 
Article if the mark for which he claims protection is not 
registered in the <;ountry of origin. 

E. - However, in no case shall the renewal of the registra­
tion of the mark in the country of origin involve an obliga­
tion to renew the registration in the other countries of the 
Union in which the mark has been registered. 

F. - The benefit of priority shall remain unaffected for 
applications for the registration of marks filed within the 
period fixed by Article 4, even if the registration in the 
country of origin is effected only after the expiration of such 
period. 

Article 6••xies 

[Marks: Service Marks] 
The countries of the Union undertake to proleet service 

marks. They shall not be required to provide for the regis­
tration of such marks. 

Article 6septies 

[Marks: Registration in the Name of the Agent or Represent­
ative of the Proprietor Without the Latter's Authorization} 

(1) If the agent or representative of the person who is the 
proprietor of a mark in one of the countries of the Union 
applies, without the authorization of such proprietor, for the 
registration, in his own name, of the mark in one or more 
countries of the Union, the proprietor shall be entitled to 
oppose the registration applied for or demand its cancella­
tion or, if the law of the country so allows, the assignment 
in his favor of the said registration, unless such agent or 
representative justifies his action. 

(2) The proprietor of the mark shall, subject to the pro­
visions of paragraph (1), above, be entitled to oppose the 
use of his mark by his agent or representative if he has not 
authorized such use. 

(3) Domestic legislations may provide an equitable time 
limit within which the proprietor of a mark must exercise 
the rights provided for in this Article. 

Article 7 
[Marks: Nature of the Goods to which the Mark is Applied] 

The nature of the goods to which the trademark is to be 
applied shall in no case form an obstacle to the restration of 
the mark. 



518 

Article 7bis 

[Marques: marques collectives] 
(1) Les pays de l'Union s'engagent à admettre au dépöt et 

à protéger les marques collectives appartenant à des collecti­
vités <lont l'existence n'est pas contraire à la loi du pays 
d'origine, même si ces collectivités ne possèdent pas un éta­
blissement industrie! ou commercial. 

(2) Chaque pays sera juge des conditions particulières sous 
lesquelles une marque collective sera protégée, et il pourra 
refuser la protection si cette marque est contraire à l'intérêt 
public. 

(3) Cependant, la protection de ces marques ne pourra 
être refusée à aucune collectivité dont l'existence n'est pas 
contraire à Ia loi du pays d'origine, pour le motif qu'elle n'est 
pas établie dans Ie pays oû la protection est requise ou 
qu'e!le n'est pas constituée conformément à la législation de 
ce pays. 

Article 8 
[Noms commerciaux] 

Le nom commercial sera protégé dans tous les pays de 
l'Union sans obligation de dépöt ou d'enregistrernent, qu'il 
fasse ou non partie d'une marque de fa brique ou de commerce. 

Artide 9 
[Marques, noms commerciaux: saisie à l'importation, etc., 
des produits portant illicitement une marque ou un nom 

commercial] 
(1) Tout produit portant illicitement une marque de fa brique 

ou de commerce ou un nom commercial, sera saisi à l'impor­
tation dans ceux des pays de l'Union dans lesquels cette 
marque ou ce nom commercial ont droit à la protection légale. 

(2) La saisie sera également effectuée dans Ie pays oû l'ap­
position illicite aura cu lieu, ou dans les pays ou aura été 
importé Ie produit. 

(3) La saisie aura lieu à la requète soit du Ministère public, 
soit de toute autre autorité compétente, soit d'une partie inté­
ressée, personne physique ou morale, conformément à la 
législation intérieure de chaque pays. 

(4) Les aulorités ne seront pas tenues d'effectuer la saisie 
en cas de transit. 

(5) Si la législation d'un pays n'admet pas la saisie à l'im­
portation, la saisie sera remplacée par la prohibition d'im­
porta tion ou lá saisie à l'intérieur. 

(6) Si la législation d'un pays n'admet ni la saisie à l'im­
portation, ni la prohibition d'importation, ni la saisie à l'inté­
rieur, et en attendant que cette législation soit modifiée en 
conséquence, ces mesures seront remplacées par les actions 
et moyens que la loi de ce pays assurerait en pareil cas aux 
nationaux. 

Article 10 
[lndications fausses: saisie à l'importation, etc., des produits 
portant des indications fausses concernant la provenance des 

produits ou l'identité du producteur, etc.] 
{1) Les dispositions de l'article précédent seront appli­

cables en cas d'utilisation directe ou indirecte d'une indication 
fausse concernant la provenance du produit ou l'identité du 
producteur, fabricant ou commerçant. 

(2) Sera en tout cas reconnu comme partie intéressée, que 
ce soit une personne physique ou morale, tout producteur, 
fabricant ou commerçant engagé dans la production, la fabri­
cation ou Ie commerce de ce produit et établi soit dans la 
localité faussement indiquée comme lieu de provenance, soit 
dans la région ou cetle localité est située, soit dans Ie pays 
faussement indiqué, soit dans Ie pays ou la fausse indication 
de provenance est employée. 

Article l0bis 

[Concurrence déloyale] 
(1) Les pays de l'Union sont tenus d'assurer aux ressortis­

sants de l'Union une protection effective contre la concurrence 
déloyale. 

(2) Constitue un acte de concurrence déloyale tout acte 
de concurrence contraire aux usages honnêtes en matière 
industrielle ou commerciale. 
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Article 7bis 

[Marks: Collective Marks] 
(1) The countries of the Union undertake to accept for 

filing and to proleet collective marks belonging to organized 
groups the existence of which is not contrary to the law of 
the country of origin, even if such organized groups do not 
possess an industrial or commercial establishment. 

(2) Each country shall be the judge of the particular con­
ditions under which a collective mark shall be protected 
and may refuse protection îf the mark is contrary to public 
interest. 

(3) Nevertheless, the protection of these marks shall not 
be refused to any organized group the existence of which 
is not contrary to the Iaw of the country of origin, on the 
ground that such organized group is not established in the 
country where protection is sought or is not constituted 
according to the legislation of the Jatter country. 

Arlicle 8 
{Trade NamesJ 

A trade name shall be protected in all the countries of the 
Union without the obligation to file or register, whether or 
not it forms part of a trademark. 

Article 9 
[Marks, Trade Names: Seizure, on lmportation, etc., of 

Goods Unlawfully Bearing a Mark or Trade Name] 
(1) All goods unlawfully bearing a tradernark or trade 

name shall be seized on importation into those countries of 
the Union where such mark or trade name is entitled to 
legal protection. 

(2) Seizure shall likewise be effected in the country where 
the unlawful affixation occurred or in the country into which 
the goods were imported. 

(3) Seizure shall take place at the request of the public 
prosecutor, or any other competent authority, or any inter­
ested party, whether a natura) person or a legal entity, in 
conformity with the domestic legislation of each country. 

(4) The authorities shall not be bound to effect seizure of 
goods in transit. 

(5) lf the legislation of a country does not permit seizure 
on importation, seizure shall be replaced by prohibition of 
importalion or by seizure inside the country. 

(6) If the legislation of a country permits neither seizure 
on importation nor prohibition of imporlation nor seizure 
inside the country, then, until such time as the legislation 
is modified accordingly, these measures shall be replaced by 
the actions and remedies available in such cases to nationals 
under the law of such country. 

Article 10 
[False Indications: Seizure, on Importation, etc., of Goods 
Bearing False Indications as to their Source or the Identity 

of the Producer] 
(1) The provisions of the preceding Article shall apply in 

cases of direct or indirect use of a false indication of the 
source of the goods or the identi!y of the producer, manu­
facturer, or merchant. 

(2) Any producer, manufacturer, or merchant, whether a 
natura! person or a legal entity, engaged in the production 
or manufacture of or trade in such goods and established 
either in the locality falsely indicated as the source, or in the 
region where such locality is situated, or in the country 
falsely indicated, or in the country where the false indica­
tion of source is used, shall in any case be deemed an inter­
ested party. 

Article I0bis 

[Unfair CompetitionJ 
(1) The countries of the Union are bound to assure to 

nationals of such countries effective protection against unfair 
competition. 

(2) Any act of competition contrary to honest practices in 
industrial or commercial matters constitutes an act of unfair 
competition. 
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(3) Notamment devront être interdits : 
10 tous faits quelconques de nature à créer une confusion 

par n'importe que! moyen avec l'établissement, les pro­
duîts ou l'activité industrielle ou commerciale d'un con­
current; 

2° les allégations fausses, dans l'exercice du commerce, de 
nature à discréditer l'établissement, les produits ou l'acti­
vité industrielle ou commerciale d'un concurrent; 

3° les indications ou allégations dont l'usage, dans l'exercice 
du commerce, est susceptible d'induire Ie public en 
erreur sur la nature, Ie mode de fabrication, les caracté­
ristiques, l'aptitude à l'emploi ou la quantité des mar­
chandises. 

Article loter 

[Marques, noms commerciaux, indications fausses, concur­
rence déloyale; recours légaux; droit d'agir en justice] 

(1) les pays de l'Union s'engagent à assurer aux ressortis­
sants des autres pays de l'Union des recours légaux appro­
priés pour réprimer efficacement tous les actes visés aux 
articles 9, 10 et 1obis. 

(2) lis s'engagent, en outre, à prévoir des mesures pour 
permettre aux syndicats et associations représentant les in­
dustriels, producteurs ou commerçants intéressés et dont 
l'existence n'est pas contraire aux lois de leurs pays, d'agir en 
justice ou auprès des autorités administratives, en vue de la 
répression des act es prévus par les articles 9, 10 et 1obis, 
dans la mesure ou la loi du pays dans lequel la protection est 
réclamée Ie permet aux syndicats et associations de ce pays. 

Article 11 
(lnventions, modèles d'utilité, dessins et nwdèles industriels, 
marques: protection temporaire à certaines expositions 

internationalesJ 
(1) les pays de l'Union accorderont, conformément à leur 

législation intérieure, une protection temporaire aux inven­
tions brevetables, aux modèles d'utilité, aux dessins ou 
modèles industriels ainsi qu'aux marques de fabrique ou de 
commerce, pour les produits qui figureront aux expositions 
internationales officielles ou officiellement reconnues orga­
nisées sur Ie lerritoire de l'un d'eux. 

(2) Cette proteclion temporaire ne prolongera pas les 
délais de l'article 4. Si, plus tard, le droit de priorité est 
invoqué, l' Administration de chaque pays pourra faire partir 
Ie délai de la date de l'introduction du produit dans l'exposi­
tion. 

(3) Chaque pays pourra exiger, comme preuve de l'identilé 
de l'objet exposé et de la date d'introduclion, les pièces justi­
ficatives qu'il jugera nécessaire. 

Article 12 
[Services nationaux spéciaux pour la propriété industrielle] 

(1) Chacun des pays de l'Union s'engage à établir un ser­
vice spécial de la propriété industrielle et un dépot centra! 
pour la communication au public des brevets d'invention, des 
modèles d'utilité, des dessins ou modèles industriels et des 
marques de fabrique ou de commerce. 

(2) Ce service publiera une feuille périodique officielle, 
Il publiera régulièrement: 
(a) les noms des tilulaires des brevets délivrés, avec une 

brève désignation des inventions brevetées; 
(b) les reproductions des marques enregistrées. 

Article 13 
[Assemblée de l'Union] 

(1) (a) L'Union a une Assemblée composée des pays de 
l'Union liés par les articles 13 à 17. 

(b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté par 
un délégué, qui peut être assisté de suppléants, de conseillers 
et d'experts. 

(c) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 

(2) (a) L'Assemblée: 
(i) traite de toutes les questions concernant Ie maintien et 

Ie développement de l'Union et l'application de la pré­
sente Convention; 
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(3) The following in particular shaH be prohibited: 
1. all acts of such a nature as to create confusion by any 
• means whatever with. the establishment, the goods, or the 

industrial or commercial activities, of a competitor; 

2. false allegations in the course of trade of such a nature 
as to discredit the establishment, the goods, or the indus­
trial or commercial activities, of a competitor, 

3. indication or allegations the use of which in the course 
of trade is liable to mislead the public as to the nature, 
the manufacturing process, the characteristics, the suita­
bility for their purpose, or the quantity, of the goods, 

Article toter 

[Marks, Trade Names, False Indications, Unfair Competi­
tion: Remedies, Right to SueJ 

(1) The countries of the Union undertake to assure to 
nationals of the other countries of the Ünion appropriate 
legal remedies effectively to repress all the acts referred to 
in Articles 9, 10, and 1Qbls. 

(2) They undertake, further, to provide measures to permit 
federations and associations representing interested indus­
trialists, producers, or merchants, provided that the existence 
of such federations and associations is not contrary to the 
laws of their countries, to take action in the courts or before 
the administrative authorities, with a view to the repression 
of the acts referred to in Articles 9, 10, and 1obis, to the 
extent to which the law of the country in which protection 
is claimed allows such action by federations and associa­
tions of that country. 

Article 11 
[lnventions, Utility Modeis, Industrial Designs, Marks: Tem­

porary Protection at Certain International Exhibitions] 

(1) The countries of the Union shall, in conformity with 
their domestic legislations, grant temporary protection to 
patentable inventions, utility models, industrial designs, and 
trademarks, in respect of goods exhibited at official or offi­
cially recognized international exhibitions held in the terri­
tory of any of them. 

(2) Such temporary protection shall not extend the periods 
provided by Article 4. lf, la ter, the right of priority is in­
voked, the authorities of any country may provide that the 
period shall start from the date of introduction of the goods 
into the exhibition. 

(3) Each country may require, as proof of the identity of 
the article exhibited and of the date of its introduction, such 
documentary evidence as it considers necessary. 

Article 12 
[Special Nalional Industrial Property Services] 

(1) Each country of the Union undertakes to establish a 
special industrial property service and a central office for 
the communication to the public of patents, utility models, 
industrial designs, and trademarks. 

(2) This service shall publish an official periodical journal. 
H shall publish regularly: • 
(a) the names of the proprietors of patents granted, with a 

brief designation of the inventions patented; 
(b) the reproductions of registered trademarks. 

Article 13 
[Assembly of the Union] 

(1) (a) The Union shall have an Assembly consisting of 
those countries of the Union which are bound by Article 13 
to 17, 

(b) The Government of each country sha!l be represented 
by one delegate, who may be assisted by alternate delegates, 
advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delegation shall be home by the 
Government which has appointed it. 

(2) (a) The Assembly shall: 
(i) deal with all matters concerning the maintenance and 

development of the Union and the implementation of 
this Convention; 
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(ii} donne au Bureau international de la Propriété intcllec­
tuelle (ei-après dénornmé ~ Ie Bureau international») 
visé dans la Convention instituant l'Organisation l'vfon­
diale de la Propriété IntellectueHe (ei-après dénommée 
« l'Organisation ») des directives concernant la prépara­
tion des conférences de révision, compie étant dûrnent 
tenu des observations des pays de l'Union qui ne sont 
pas liés par les artidcs 13 à 17; 

(iii) examine et approuve les rapports et les activités du 
Directeur général de l'Organisation relatifs à l'Union et 
lui donne toutes directives utiles concernant les qucs­
tions de la compétcnce de l'Union; 

(iv) élit les membres du Comité exécutif de l'Assemblée; 

(v) examine et approuve les rapports et les aclivités de son 
Comité exécutif et lui donne des directives; 

(vi) arrête Ie programme, adopte Ie budget triennal de 
l'Union et approuve ses comptes de cloture; 

(vii) adopte Ie règ!ement financier de l'Union; 
(viii) crée les comités d'experts et groupes de travail qu'elle 

juge utiles à la réalisation des objectifs de l'Union; 

(ix) décide quels sont les pays non membres de l'Union et 
quelles sont les organisations intergouvernementales et 
internationales non gouvernementales qui peuvent être 
admis à ses réunions en qualité d'observateurs; 

(x) adopte les modifications des articles 13 à 17; 
(xi) entreprend toute autre action appropriée en vue d'at­

teindre les objectifs de l'Union; 
(xii) s'acquitte de toutes autres taches qu'implique la pré­

sente Convent ion; 
(xiii) exerce, sous réserve qu'elle les accepte, les droits qui lui 

sont conférés par Ia Convention instituant l'Organisa­
tion. 

(b) Sur les questions qui intéressent également d'autres 
Unions administrées par l'Organisation, l'Assemblée statue 
connaissance prise de !'avis du Comité de coordinalion de 
l'Organisation, 

(3) ( a) Sous réserve des dispositions du sous-alinéa (b ), 
un délégué ne peut représenter qu'un seul pays. 

(b) Des pays de l'Union groupés en vertu d'un arrange­
ment particulier au sein d'un office commun ayant pour 
chacun d'eux Ie caractère de service national spécial de la 
propriété industrielle visé à l'article 12 peuvent être, au cours 
des discussions, représentés dans leur ensemble par l'un 
d'eux, 

(4) (a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose d'une 
voix. 

(b) La moitié des pays membres de l'Assemblée constitue 
Ie quorum, 

(c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa (b), si, lors 
d'une session, le nombre des pays représentés est inférieur à 
la moitié mais égal ou supérieur au tiers des pays membres 
de l'Assemblée, celle-ci peut prendre des décisions; toutefois, 
les décisions de!' Assemblée, à l'exception de celles qui concer­
n ent sa procédure, ne deviennent exécutoires que lorsque les 
conditions énoncées ei-après sont remplies. Le Bureau inter­
national communique lesdites décisions aux pays membres de 
l'Assernblée qui n'étaient pas représentés, en les invitant à 
exprimer par écrit, dans un délai de trois mois à compter de 
la date de ladite communication, leur vote ou leur abstention. 
Si, à l'expiration de ce délai, Ie nombre des pays ayant ainsi 
exprimé leur vote ou leur abstention est au moins égal au 
nombre de pays qui, faisait défaut pour que Ie quorum fût 
atteint lors de la session, lesdites décisions deviennenl exécu­
toires, pourvu qu'en même temps la majorité nécessaire reste 
acquise, 

(d) Sous réserve des dispositions de l'article 17 (2), les 
décisions de l'Assemblée sont prises à la majorité des deux 
tiers des votes exprimés. 

(e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(5) (a) Sous réserve du sous-alinéa (b), un délégué ne peut 

voter qu'au nom d'un seul pays. 
(b) Les pays de l'Union visés à l'alinéa (3) (b) s'efforcent, 

en règle générale, de se faire représenter aux sessions de 
l'Assemblée par leun propres délégations. Toulefois, si, pour 
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(ii) give direclions concerning the preparation for confer­
ences of revision to the International Bureau of In!el­
lectual Property (hereinafter designated as "the Inter­
national Bureau") referred to in the Convention estab­
lishing the World Intellectual Property Organization 
(hereinafter designated as "the Organization"), due 
account being taken of any comments made by those 
countrics of the Union which are not bound by Articles 
13 to 17; 

(iii} review and approve the reports and activities of the 
Director Genera! of the Organization conceming the 
Union, and give him all necessary ins!ructions concern­
ing matters within the competence of the Union; 

(iv) elect the members of the Executive Committee of the 
Assembly; 

(v) review and approve the reports and activi!ies of its 
Executive Committee, and give instructions to such 
Committee; 

(vi) determine the program and adopt the triennial budget 
of the Union, and approve its final accounts; 

(vii) adopt the financial regulations of the Union; 
(viii) establish such committees of expHts and working 

groups as it deerns appropriale to achieve the objec­
tives of the Union; 

(ix} determine which counlries not members of the Union 
and which intergovernmental and international non­
governmental organizations shall be admitted to its 
meetings as observers; 

(x) adopt amendments to Article 13 to 17; 
(xi) take any other appropriate action designed to further 

the objectives of the Union; 
(xii) perform such other functions as are appropriale under 

this Convention; 
(xiii) subject to its acceptance, exercise such righls as are 

givcn to ît in the Convention establishing the Organi­
zation. 

(b) With respect to matters which are of interest also to 
other Unions administcred by the Organization, the Assem­
bly shall make its decisions after having heard the advice of 
the Coordination Committee of the Organization. 

(3) (a) Subject to the provisions of subparagraph (b), a 
delegate rnay represent one country only. 

(b) Countries of the Union grouped undn the terms of a 
special agreement in a common office possessing for each of 
them the character of a special national service of îndustrial 
property as referred to in Article 12 may be jointly repre­
sented during discussions by one of their number. 

(4) (a) Each country member of the Assembly shall have 
one vote. 

(b) One-half of the countries members of the Assernbly 
shall constitute a quorum. 

(c) Notwithstandîng the provisions of subparagraph (b). 
if, in any session, the number of countries represented is less 
than one-half but equal to or more than one-third of the 
countries rnembers of the Assembly, the AssembJy may make 
decisions but, with the exception of decisions concerning its 
own procedure, all such decisions shal! take effect only if the 
conditions set forth hereinafter are fulfilled. The Interna­
tional Bureau shall communic:ate the said decisions to the 
countries members of the Assembly which were not repre­
sented and shall invite them to express in writing their vote 
or abstention within a period of three months from the date 
of the communication. If, at the expiration of this period, the 
number of countries having thus expressed their vote or 
abstention attains the number of countries which was lack­
ing for attaining the quorum in the session itself, such deci­
sions shall take effect provided that at the same time the 
required majority still obtains, 

(d) Subject to the provisions of Article 17(2), the decisions 
of the Assembly shall require two-thirds of the votes cast. , 

(e) Abstentions shall not be considered as voles. 
(5) (a) Subject to the provisions of subparagraph (b), a 

delegate may vote in the name of one country only. 
(b) The countries of the Union referred to in paragraph 

(3) (b) shall, as a genera! rule, endeavor to send their own 
delegations to the sessions of the Assembly. If, however, for 
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des raisons exceptionnelles, l'un <lesdits pays ne peu; se f�i�e
représenter par sa propre délégation, il peut donner a la dele­
gation d'un autre de ces pays le pouvoir de voter en son nom, 
étant entendu qu'une délégation ne peut voter par procura­
tion que pour un seul pays. Tout pouvoir à cet effet doi� �aire 
l'objet d'un acte signé par le chef de l'Etat ou par le mm1stre 
compétent. 

exceptional reasons, any such country cannot send its own 
delegation, it may give to the delegation of another such 
country the power to vote in its name, provided that each 
delegation may vote by proxy for one country only. Such 
power to vote shall be granted in a document signed by the 
Head of State or the competent Minister. 

(6) les pays de l'Union �ui _ne sont pas .Il!e�bres de l'As­
semblée sont admis à ses reumons en quahte d observateurs. 

(7) (a) l'Assemblée se réunit une fois t_ous les tr".is ,ans en
session ordinaire sur convocation du Directeur general et, 
sauf cas exceptionnels, pendant la même période et au même 
lieu que l'Assemblée générale de l'Organisation. 

(b) l'Assemblée se réunit en session extraordinaire sur
convocation adressée par le Directeur général, à la demande 
du Comité exécutif ou à la demande d'un quart des pays 
membres de l'Assemblée. 

(8) l'Assemblée adopte son règlement intérieur.

Article 14 
[Comité exécutif] 

(1) l'Assemblée a un Comité exécutif.
(2) (a) le Comité exécutif est composé des pays élus par

l'Assemblée parmi les pays membres de celle-ci. En outre, le 
pays sur le territoire duquel l'Organisation a son siège dis­
pose, ex officio, d'un siège au Comité, sous réserve des dis­
positions de l'article 16 (7) ( b ). 

(b) le Gouvernement de chaque pays membre du Comité
exécutif est représenté par un délégué, qui peut être assisté de 
suppléants, de conseillers et d'experts. 

(c) les dépenses de chaque délégation sont supportées par
le Gouvernement qui l'a désignée. 

(3) le nombre des pays membres du Comité exécutif cor­
respond au quart du nombre des pays membres de I' Assem­
blée. Dans le calcul des sièges à pourvoir, le reste subsistant 
après la division par quatre n'est pas pris en considération. 

(4) lors de l'élection des membres du Comité exécutif,
l'Assemblée tient compte d'une répartition géographique équi­
table et de la nécessité pour tous les pays parties aux Arran­
gements particuliers établis en relation avec l'Union d'être 
parmi les pays constituant le Comité exécutif. 

(5) (a) les membres du Comité exécutif restent en fonc­
tions à partir de la clôture de la session de l'Assemblée au 
cours de laquelle ils ont été élus jusqu'au terme de la session 
ordinaire suivante de l'Assemblée. 

(b) les membres du Comité exécutif sont rééligibles dans
la limite maximale des deux tiers d'entre eux. 

(c) l'Assemblée réglemente les modalités de l'élection et
de la réélection éventuelle des membres du Comité exécutif. 

(6) (a) le Comité exécutif:
(i) prépare le projet d'ordre du jour de l'Assemblée;

(ii) soumet à l'Assemblée des propositions relatives aux
projets de programme et de budget triennal de l'Union
préparés par le Directeur général ;

(iii) se prononce, dans les limites du programme et du bud­
get triennal, sur les programmes et budgets annuels
préparés par le Directeur général ;

(iv) soumet à l'Assemblée, avec les commentaires appro­
priés, les rapports périodiques du Directeur général et
les rapports annuels de vérification des comptes ;

(v) prend toutes mesures utiles en vue de l'exécution du
programme de l'Union par le Directeur général, confor­
mément aux décisions de l'Assemblée et en tenant
compte des circonstances survenant entre deux sessions
ordinaires de ladite Assemblée ;

(vi) s'acquitte de toutes autres tâches qui lui sont attribuées
dans le cadre de la présente Convention.

(6) Counlries of the Union not members of the Assembly
shall be admitted to the meetings of the latter as observers. 

(7) (a) The Assembly shall meet once in every third calen­
dar year in ordinary session upon convocation by the Direc­
tor General and, in the absence of exceptional circumstances,
during the same period and at the same place as the General
Assembly of the Organization.

(b) The Assembly shall meet in extraordinary session.
upon convocation by the Director General, at the request of 
the Executive Committee or at the request of one-fourth of 
the countries members of the Assembly. 

(8) The Assembly shall adopt its own rules of procedure.

Article 14 
[Executive Committee] 

(1) The Assembly shall have an Executive Committee.
{2) (a) The Executive Committee shall consist of countries:

elected by the Assembly from among countries mernbers of 
the Assembly. Furthermore, the country on whose territory 
the Organization has its headquarters shall, subject to the 
provisions of Article 16 (7) (b ), have an ex officio seat on the 
Committee. 

(b) The Government of each country member of the
Executive Committee shall be represented by one delegate, 
who may be assisted by alternate delegates, advisors, and 
experts. 

(c) The expenses of each delegation shall be borne by the
Government which has appointed it. 

(3) The nurnber of countries members of the Executive
Committee shall correspond to one-fourth of the number of 
countries members of the Assembly. In establishing the 
number of seats to be filled, remainders after division by 
four. shall be disregarded. 

(4) In electing the members of the Executive Committee,
the Assembly shall have due regard to an equitable geo­
graphical distribution and to the need for countries party to 
the Special Agreements established in relation with the Union 
to be among the countries constituting the Executive Corn­
mittee. 

(5) (a) Each mernber of the Executive Comrnittee shall
serve from the close of the session of the Assernbly which 
elected it to the close of the next ordinary session of the 
Assernbly. 

(b) Members of the Executive Committee may be re­
elected, but only up to a maximum of two-thirds of such 
members. 

(c) The Assembly shall established the details of the rules
governing the election and possible re-election of the mem­
bers of the Executive Comrnittee. 

(6) (a) The Executive Committee shall:
(i) prepare the draft agenda of the Assembly;

(ii) submit proposais to the Assembly in respect of the
draft prograrn and triennial budget of the Union pre­
pared by the Director General;

(iii) approve, within the lirnits of the program and the trien­
nial budget, the specific yearly budgets and programs
prepared by the Director General;

(iv) submit, with appropriate cornments, to the Assembly
the periodical reports of the Director General and the
yearly audit reports on the accounts;

(v) take ail necessary measures to ensure the execution of
the program of the Union by the Director General, in
acc�rdance with the decisions of the Assembly and
havmg regard to circumstances arising between two
ordinary sessions of the Assembly;

(vi) perform such other fonctions as are allocated to it
under this Convention.

(b) Sur les questions qui intéressent également d'autres
Unions administrées par l'Organisation, le Comité exécutif 

(b) With respect to matters which are of interest also to
other Unions administered by the Organization, the Execu-

u 
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statue connaissance prise de l'avis du Comité de coordination 
de l'Organisation. 

(7) (a) Le Comité exécutif se réunit une fois par an en ses­
sion ordinaire, sur convocation du Directeur général, autant 
que possible pendant la même période et au même lieu que Ie 
Comité de coordination de l'Organisation. 

(b) Le Comité exécutif se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par Ie Directeur général soit à l'ini­
tiative de celui-ci, soit à la demande de son président ou d'un 
quart de ses membres. 

(6) (a) Chaque pays membre du Comité exécutif dispose 
d'une voix. 

(b) La moitié des pays membres du Comité exécutif consti­
tue Ie quorum. 

(c) Les décisions sant prises à la majorité simple des votes 
exprimés. 

(d) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(e) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays et ne 

peut voter qu'au nom de celui-ci. 
(9) Les pays de l'Union qui ne sont pas mernbres du Comité 

exécutif sont admis à ses réunions en qualité d'observateurs. 
(10) Le Comité exéculif adopte son règlement intérieur. 

Article 15 
[Bureau international] 

(1) (a) les tàches administatives incombant à l'Union sont 
assurées par Ie Bureau international, qui succède au Bureau 
de l'Union réuni avec Ie Bureau de l'Union institué par la 
Convention internationale pour la protection des ceuvres litté­
raires et artistiques. 

(b) Le Bureau international assure notamment le secréta­
riat des divers organes de l'Union. 

(c) Le Directeur général de l'Organisation est le plus haut 
fonctionnaire de l'Union et la représente. 

(2) Le Bureau international rassemble et publie les infor­
mations concernant la protection de la propriété industrielle. 
Chaque pays de l'Union communique aussitöt que possible au 
Bureau international Ie texte de toute nouvelle loi ainsi que 
tous textes officiels concernant la protection de la propriété 
industrielle. Il fournit, en outre, au Bureau international 
toutes publications de ses services compétents en matière de 
propriété industrielle qui touchent directement la protection 
de la propriété industrielle et sont jugées par Ie Bureau inter­
national comme présentant un intérêt pour ses activités. 

(3) Le Bureau international publie un périodique mensuel. 

(4) Le Bureau international fournit, à tout pays de l'Union, 
sur sa demande, des renseignements sur les questions rela­
tives à la protection de la propriété industrielle. 

(5) Le Bureau international procède à des études et fournit 
des services destinés à faciliter la protection de la propriété 
industrielle. 

(6) Le Directeur général et tout membre du personnel 
désigné par lui prennent part, sans droit de vote, à toutes les 
réunions de l'Assemblée, du Comité exécutif et de tout autre 
comité d'experts ou groupe de travail. Le Directeur général 
ou un membre du personnel désigné par lui est d'office secré­
taire de ces organes. 

(7) ( a) Le Bureau international, selon les direclives de 
l'Assemblée et en coopération avec Ie Comité exécutif, pré­
pare les conférences de révision des dispositions de la 
Convention aulres que les articles 13 à 17. 

(b) Le Bureau international peut consulter des organisa­
tions intergouvernementales et internationales non gouver­
nementales sur la préparation des conférences de révision. 

(c) Le Directeur général et les personnes désignées par lui 
prennent part, sans droit de vote, aux délibérations dans ces 
conférences. 

(8) Le Bureau international exécute toutes autres tàches 
qui lui so_nt attribuées. 

Article 16 
[Finances) 

(1) (a) L'Union a un budget. 
(b) Le budget de l'Union comprend les recettes et les dé­

penses propres à l'Union, sa contribution au budget des 
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live Committee shall make its decisions after having heard 
the advice of the Coordination Committee of the Organiza­
tion. 

(7) (a) The Executive Committee shall meet once a year 
in ordinary session upon convocation by the Director Gen­
era!, preferably during the same period and al the same 
place as the Coordination Committee of the Organization. 

(b) The Executive Committee shall meet in extraordinary 
session upon convocation by the Director Genera!, eilher on 
his own initiative, or at the request of its Chairman or one­
fourth of its members. 

(8) (a) Each country mernber of the Executive Committee 
shall have one vote. 

(b) One-half of the members of the Executive Committee 
shall constitute a quorum. 

( c) Decisions shall be made by a simp Ie majority of the 
votes cast. 

(d) Abstentions shall not be considered as votes. 
(e) A delegate may represent, and vote in the name of, 

one country on!y. 
(9) Countries of the Union not rnembers of the Executive 

Committee shall be admitted to its meetings as observers. 
(10) The Executive Committee shall adopt its own rules 

of procedure. 
Article 15 

[International Bureau] 
(I) (a) Adrninistrative tasks concerning the Union shall 

be performed by the International Bureau, which is a con­
tinuation of the Bureau of the Union united with the Bureau 
of the Union established by the International Convention for 
the Protection of Literary and Arlistic Works. 

(b) In particular, the International Bureau shall provide 
the secretariat of the various organs of the Union. 

(c) The Director Genera! of the Organization shall be the 
chief executive of the Union and shall represent the Union. 

(2) The International Bureau shall assemble and publish 
information concerning the protection of industrial property. 
Each country of the Union shall promptly communicate to 
the International Bureau all new laws and official texts con­
cerning the protection of industrial property. Furtherrnore, it 
shall furnish the International Bureau with all the publica­
tions of its industrial property service of direct concern to 
the protection of industrial property which the International 
Bureau may find useful in its work. 

(3) The International Bureau shall publi,h a monthly peri­
odical. 

(4) The International Bureau shall, on request, furnish 
any country of the Union with information on matters con­
cerning the protection of industrial property. 

(5) The International Bureau shall conduct studies, and 
shall provide services, disgned to facilîtate the protection of 
industrial property. 

(6) The Director Genera! and any staff member desig­
nated by him shall participate, without the right to vote, in 
all meetings of the Assembly, the Executive Comrnittee, and 
any other comrnittee of experts or working group. The Direc­
tor Genera!, or a staff member designated by him, shall be 
ex officio secretary of these bodies. 

(7) (a) The International Bureau shall, in accordance with 
the directions of the Assernbly and in cooperation with the 
Executive Committee, make the preparations for the confer­
ences of revision of the provisions of the Convention other 
than Articles 13 to 17. 

(b) The International Bureau may consult with inter­
governmental and international non-governmental organiza­
tions concerning preparations for conferences of revision. 

(c) The Director Genera! and persons designated by him 
shall take part, without the right to vote, in the discussions 
at these conferences. 

(8) The International Bureau shall carry out any othcr 
tasks assigned to it. 

Article 16 
[Finances] 

(1) (a) The Union shall have a budget. 
(b) The budget of the Union shall include the income and 

expenses proper to the Union, its contribution to the budget 
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dépenses communes aux Unions, ainsi que, Ie cas échéant, la 
somme mise à Ja disposition du budget de la Conférence de 
l'Organisation. 

(c) Sont considérées comme dépenses communes aux 
Unions les dépenses qui ne sont pas attribuées exclusivement 
à l'Union, mais également à une ou plusieurs autres Unions 
administrées par l'Organisation. La part de l'Union dans ces 
dépenses communes est proportionnclle à l'intérêt que ces 
dépenses présentent pour elle. 

(2) Le budget de l'Union est arrêté compie tenu des exi­
gences de coordination avec les budgets des autres Unions 
administrées par l'Organisation. 

(3) Le budget de l'Union est financé par les ressources sui­
vantes: 

(i) les contributions des pays de l'Union; 
(ii) les taxes et sommes <lues pour les services rendus par Ie 

Bureau international au titre de l'Union; 
(iii} Ie produit de la vente des publications du Bureau inter­

national concernant l'Union et les droits afférents à ces 
publicalions; 

(iv) les dons, Jegs et subventions; 
(v) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 
(4) (a) Pour déterminer sa part contributive dans Ie bud­

get, chaque pays de l'Union est rangé dans une classe et paie 
ses contributions annuelles sur la base d'un nombre d'unités 
fixé comme suit : 

Classe I 
Classe II 
Classe IlI 
Classe IV 
Classe V 
Classe VI 
Classe VII 

25 
20 
15 
10 

5 
3 
1 

(b) A moins qu'il ne l'aît fait précédemment, chaque pays 
indique, au moment du dépêt de son instrument de ratifica­
tion ou d'adhésion, la classe dans laquelle il désire être rangé. 
Il peut changer de classe. S'il choisit une classe inférieure, Ie 
pays doit en faire part à I' Assemblée lors d'une de ses sessions 
ordinaires. Un tel changement prend effet au début de l'année 
civile suivant la,lite session. 

(c) La contribution annuelle de chaque pays consiste en un 
montant dont Ie rapport à la somme totale des contributions 
annuelles au budget de l'Union de tous les pays est Ie même 
que Ie rapport entre Ie nombre des unités de la classe dans 
laquelle il est rangé et Ie nombre total des unités de )'en­
semble des pays. 

(d) Les contributions sont dues au premier janvicr de 
chaque année. 

(e) Un pays en retard dans Ie paiement de ses contribu­
tions ne peut exercer son droit de vote, dans aucun des 
organes de l'Union <lont il est mcmbre, si Ie monlant de son 
arriéré est égal ou supérieur à celui des contributions dont il 
est redevable pour les deux années complètes écoulées. 
Cependant, un tel pays peut être autorisé à conserver l'exer­
cice de son droit de vote au sein dudit organe aussi long­
temps que ce dernier estime que Ie retard résulte de circons­
tances exceptionelles et inévitables. 

(f) Dans Ie cas oû Ie budget n'est pas adopté avant Ie début 
d'un nouvel exercice, Ie budget de l'année précédente est 
reconduit selon les modalités prévues par Ie règlement finan­
cier. 

(5) Le montant des taxes et sommes dues pour des services 
rendus par Ie Bureau international au titre de l'Union est fixé 
par Ie Directeur général, qui en fait rapport à I' Assemblée et 
au Comité exéculif. 

(6) (a) L'Union possède un fonds de roulement constitué 
par un versement unique effectué par chaque pays de l'Union. 
Si Ie fonds devient insuffisant, l'Assemblée décide de son 
augmentation. 

(b) Le montant du versement initia! de chaque pays au 
fonds précité ou de sa participation à I' augmentation de celui­
ci est proportionnel à la contribution de ce pays pour l'année 
au cours de laquelle Ie fonds est constitué ou l'augmentation 
décidée. 

(c) La proportion et les modalités de versement sont arri­
tées par I' Assemblée sur proposition du Directeur général et 
après avis du Comité de coordination de l'Organisation. 

523 

of expenses common to the Unions, and, where applicable, 
the sum made available to the budget of the Conference of 
the Organiza tion. 

(c) Expenses not attributable exclusively to the Union but 
also to one or more other Unions administered by the Organ­
ization shall be considered as expenses common to the Un­
ions. The share of the Union in such common expenses shall 
be in proportion to the interest the Union has in them. 

(2) The budget of the Union shall be established with due 
regard to the requirements of coordination wilh the budgets 
of the other Unions administered by the Organization. 

(3) The budget of the Union shall be financed from the 
following sources: 

(i} cóntributions of the countries of the Union; 
(ii) fees and charges due for services rendcred by the Inter­

national Bureau in relation to the Union; 
(iii) sale of, royalties on, the publications of the Inter-

national Bureau concerning the Union; 

(iv) gifts, bequests, and subventions; 
(v) rents, interests, and other miscellaneous income. 
(4) (a) For the purpose of establishing its contribution 

towards the budget, each country of the Unions shall belong 
to a class, and shall pay its annual contributions on the basis 
of a number of units fixed as follows: 

Class I 25 
Class II 20 
Class III 15 
Class IV 10 
Class V 5 
Class VI 3 
Class VII 1 

(b) Unless it has already clone so, each country shall indi-. 
cate, concurrently with dcpositing its instrument of ratifica0 

tion or accession, the class to which it wishes to belong. Any 
country may change class. If it chooses a lower class, the 
country must announce such change to the Assembly at one 
of its ordinary sessions. Any such change shall take effect 
at the beginning of the calendar year following the said 
session. 

(c) The annual contribution of each country shall be an 
amount in the sarne proportion to the total sum to be contri­
buted to the budget of the Union by all countries as the num­
ber of its units is to the total of the units of all contributing: 
countries. 

( d) Contributions shall become due on the first of January 
of each year. 

(e) A country which is in arrears in the payment of its 
contributions may not exercise ils right to vote in any of the 
organs of the Union of which it is a member if the amount 
of its arrears equals or exceeds the amount of the contribu­
tions due from it for the preceding two full years. However, 
any organ of the Union may allow such a country to con­
tinue to exercise its rights to vote in that organ if, and as 
long as, it is satisfîed that the delay in payment is due to 
exceptional and unavoidable circumstances. 

(f) If the budget is not adopted before the beginning of 
a new financial period, it shall be at the same level as the 
budget of the previous year, as provided in the financial 
regulations. 

(5) The amount of the fees and charges due for services 
rendered by the International Bureau in relation to the Union 
shall be established, and shall be reported to the Assembly 
and the Executive Committee, by the Director Genera!. 

(6) (a) The Union shall have a working capita! fund which 
shall be constituted by a single payment made by each coun­
try of the Union. If the fund becomes insufficient, the Assem­
bly shall decide to increase it. 

(b) The amount of the initia! payment of each country to 
the said fund or of its participation in the increase thereof 
shall be a proporlion of the contribution of that country for 
the year in which the fund is established or the decision to 
increase it is made. 

(c) The proportion and the terms of payment shall be 
fixed by the Assembly on the proposal of the Director Gen­
era! and after it has heard the advice of the Coordination 
Committee of the Organization. 
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(7) (a) L'Accord de siège conclu avec Ie pays sur Ie terri­
toire duquel l'Organisation a son siège prévoit que, si Ie 
fonds de roulement est insuffisant, ce pays accorde des 
avances. Le montant de ces avances et les conditions dans 
Iesquelles elles sont accordées font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords séparés entre Ie pays en cause et l'organisation. 
Aussi longtemps qu'il est tenu d'accorder des avances, ce pays 
dispose ex officio d'un siège au Comité exécutif. 

(b) Le pays visé au sous-alinéa (a) et l'Organisation ont 
chacun Ie droit de dénoncer !'engagement d'accorder des 
avances moyennant notification par écrit. La dénonciation 
prend effet trois ans après la fin de l'année au cours de la­
quelle elle a été notifiée. 

(8) La vérîfication des comptes est assurée, selon les moda­
lités prévues par Ie règlement financier, par un ou plusieurs 
pays de l'Union ou par des controleurs extérieurs, qui sont, 
avec leur consentement, désignés par l'Assemblée. 

Artide 17 
[Modification des articles 13 à 17] 

(1) Des propositions de modification des articles 13, 14, 15, 
16 et du présent article peuvent être présen!ées par tout pays 
membre de l'Assemblée, par Ie Comité exécutif ou par Ie 
Directeur généraL Ces propositions sont communiquées par 
ce dernier aux pays membre.s de l'Assemblée six mois au 
moins avant d'être soumises à !'examen de l' Assemblée. 

(2) Tou!e modification des ar!icles vîsés à l'alinéa (1) est 
adoptée par l'Assemblée. L'adoption requiert les troîs quarts 
des votes exprimés; !outefois, toute modification de l'article 
13 et du présent alinéa requiert les quatre cinquièmes des 
votes exprimés. 

(3) Toute modification des articles visés à l'alinéa (1) entre 
en vigueur un mois après la réception par Ie Directeur général 
des notifications écrites d'acceptation, effectuée en confor­
mi té avec leurs règles constitutionnelles respectives, de la 
part des trois quarts des pays qui étaient membres de l'As­
semblée au moment ou la rnodification a été adoptée, Toute 
rnodification desdits articles ainsi acceptée lie !ous les pays 
qui sont rnembres de l'Assemblée au moment ou la modifica­
tion entre en vigueur ou qui en deviennent membres à une 
date ultérieure; toutefois, toute rnodification qui augmente 
les obligations financières des pays de l'Union ne lie que ceux 
d'entre eux qui ont notifié leur acceptation de ladite modifi­
cation. 

Artide 18 
[Révision des articles 1 à 12 et 18 à 30] 

(1) La présente Convention sera soumise à des révisions en 
vue d'y introduire les améliorations de nature à perfectionner 
Ie système de l'Union. 

(2) A eet effet, des conférences auront lieu, successivement, 
dans l'un des pays de l'Union, entre les délégués desdits pays. 

(3) Les modifications des articles 13 à 17 sont régies par 
les dispositions de l'article 17. 

Article 19 
[Arrangements particuliers] 

Il est entendu que les pays de l'Union se réservent Ie droit 
de prendre séparément, entre eux, des arrangements particu­
liers pour la protection de la propriété industrielle, en tant 
que ces arrangements ne contreviendraient pas aux disposi­
tions de la présente Convention. 

, Article 20 
[Ratification ou adhésion par des pays de l'Union; 

entrée en vigueur] 
(1) (a) Chacun des pays de l'Union qui a signé Ie présent 

Acte peut Ie ratifier et, s'il ne l'a pas signé, peut y adhérer. 
Les instruments de ratification et d'adhésion sont déposés 
auprès du Directeur général. 

(b) Chacun des pays de l'Union peut déclarer, dans son 
instrument de ratification ou d'adhésion, que sa ratification 
ou son adhésion n'est pas applicable: 

(i) aux articles 1 à 12 ou 
(ii) aux articles 13 à 17. 
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(7) (a) In the headquarters agreement concluded with the 
country on the territory of which the Organization has its 
headquarters, it shall provided that, whenever the working 
capita) fund is insufficient, such country shall grant advances. 
The amount of these advances and the conditions on which 
they are granted shall be the subject of seperate agreements, 
in each case, bctween such country and the Organization, 
As long as it remains under the obligation to grant advances, 
such country shall have an ex officio seat on the Executive 
Committee, 

(b) The country referred to in subparagraph (a) and the 
Organization shall each have the right to denounce the obli­
gation to grant advances, by written notification. Denuncia­
tion shall take effect three years after the end of the year in 
which it has been notified. 

(8) The auditing of the accounts shall be effected by one 
or more of the countries of the Union or by external audi• 
tors, as provided in the financial regulations. They shall be 
designated, with their agreement, by the Assembly. 

Artide 17 
[Amendment of Articles 13 to 17) 

(1) Proposals for the amendment of Articles 13, 14, 15, 
16, and the present Article, may be initiated by any country 
member of the Assembly, by the Executive Commiltee, or by 
the Director Genera!. Such proposals shall be communicated 
by the Director Genera! to the mernber countries of the 
Assernbly at least six months in advance of their considera­
tion by the Assembly, 

(2) Amendments to the Article referred to in paragraph (1) 
shall be adopted by the Assembly. Adoption shall require 
three-fourths of the votes cast, provided that any amend­
ment to Article 13, and to the present paragraph, shall 
require four-fifths of the votes cast. 

(3) Any amcndrnent to the Articles referred to in para­
graph (1) shall enter into force one month after written noti­
fications of acceptance, effected in accordance with their 
respective constitutional processes, have been received by 
the Director Genera! from three-fourths of the countries 
members of the Assembly at the time it adopted the amend­
ment. Any arnendment to the said Articles thus accepted 
shall bind all the countries which are members of the Assem­
bly at the time the amendment enters into force, or which 
become mernbers thereof at a subsequent date, provided that 
any amendment increasing the financial obligations of coun­
tries of the Union shall bind only those countries which have 
notified their acceptance of such amendrnent. 

Article 18 
[Revision of Articles 1 to 12 and 18 to 30] 

(1) This Convention shall be submitted to revision with a 
view to the introduction of amendrnents designed to irnprove 
the system of the Union. 

(2) For that purpose, conferences shall be held succes­
sively in one of the countries of the Union among the dele­
gates of the said countries. 

(3) Arnendments to Articles 13 to 17 are governed by the 
provisions of Article 17. 

Article 19 
[Special Agreements) 

It is understood that the countries of the Union reserve the· 
right to make separately between themselves special agree­
ments for the protection of industrial property, in so far as 
these agreements do not contravene the provisions of this 
Convention, 

Article 20 
[Ratification of Accession by Countries of the Union; 

Entry lnto Force] 
(1) (a) Any country of the Union which has signed this 

Act may ratify it, and, if it has not signed it, may accede to 
it. lnstruments of ratification and accession shall be depos­
ited with the Director Genera!. 

(b) Any country of the Union may deciare in its instru­
ment of ratification or accession that lts ratification or acces­
sion shall not apply: 

(i) to Articles 1 to 12, or 
(ii) to Articles 13 to 17. 
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(c) Chacun des pays de l'Union qui, conformément au 
sous-alinéa (b ), a exclu des effets de sa ratification ou de son 
adhésion l'un des deux groupes d'articles visés dans !edit 
sous-a!inéa peut, à tout moment ultérieur, déclarer qu'il étend 
les effets de sa ratification ou de son adhésion à ce groupe 
d'articles. Une te!le déclaration est déposée auprès du Direc­
teur généra!. 

(2) (a) Les articles 1 à 12 entrent en vigueur, à l'égard des 
dix premiers pays de l'Union qui ont déposé des instruments 
de ratification ou d'adhésion sans faire une déclaration comme 
Ie permet l'alinéa (1) (b) (i), trois mois après Ie dépot du 
dixième de ces instruments de ratification ou d'adhésion. 

(b) Les artides 13 à 17 entrent en vigueur, à l'égard des 
dix premiers pays de l'Union qui ont déposé des instruments 
de ratification ou d'adhésion sans faire une déclaration comme 
Ie permet l'alinéa (1) (b) (ii), trois mois après le dépot du 
dixième de ces instruments de ratification ou d'adhésion. 

(c) Sous réserve de l'entrée en vigueur initiale, conformé­
ment aux dispositions des sous-alinéas (a) et (b), de chacun 
des deux groupes d'articles visés à l'alinéa (1) (b) (i) et (ii), 
et sous réserve des dispositions de l'alinéa (1) (b), les articles 
1 à 17 entrent en vigueur à l'égard de tout pays de l'Union, 
autres que ceux visés aux sous-alinéas (a) et (b), qui dépose 
un instrument de ratification ou d'adhésion, ainsi qu'à l'égard 
de tout pays de l'Union qui dépose une déclaration en appli­
cation de l'alinéa (1) (c), trois mois après la date de la notifi­
cation, par Ie Directeur général, d'un tel dépöt, à mains 
qu'une date postérieure n'ait été indiquée dans !'instrument 
ou la dédaration déposés. Dans ce dernier cas, Ie présent 
Acte entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date ainsi 
indiquée. 

(3) A l'égard de chaque pays de l'Union qui dépose un 
instrument de ratification ou d'adhésion, les articles 18 à 30 
entrent en viguer à la première date à laquelle l'un quel­
conque des groupes d'articles visés à l'alinéa (1) (b) entre en 
vigueur à l'égard de ce pays conforrnément à l'alinéa (2) (a), 
(b) ou (c). 

Artkle 21 
[Adhésion par des pays étrangers à l'Union;. 

entrée en vigueur] 
(1) Tout pays étranger à l'Union peut adhérer au présent 

Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union. Les instru­
ments d'adhésion sont d.;posés auprès du Directeur général. 

(2) (a) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a 
déposé son instrument d'adhésion un mois ou plus avant la 
date d'entrée en vigueur des dispositions du présent Acte, 
celui-ci entre en vigueur à la date à laquelle les dispositions 
sont entrées en vigueur pour la première fois en application 
de l'article 20 (2) (a) ou (b), à moins qu'une date postérieure 
n'ait été indiquée dans !'instrument d'adhésion; toutefois: 

(i) si les articles 1 à 12 ne sant pas entrés en vigueur à 
cette date, un tel pays sera lié, durant la période inté­
rimaire avant l'entrée en vigueur de ces dispositions, 
et en remplacement de celles-ci, par les articles 1 à 12 
de !'Acte de Lisbonne; 

(ii) si les articlcs 13 à 17 ne sont pas entrés en vigueur à 
celte date, un tel pays sera lié, durant la période inté­
rimaire avant l'entrée en vigueur de ces dispositions, 
et en remplacement de celles-ci, par les artides 13 et 
14 (3), {4) et (5) de !'Acte de Lisbonne. 

Si un pays indique une date postérieure dans son instru­
ment d'adhésion, Ie présent Acte entre en vigueur à l'égard 
de ce pays à la date ainsi indiquée. 

(b) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion à une date postérieure à I'entrée 
en vigueur d'un seul groupe d'articles du présent Acte ou à 
une date qui la précède de mains d'un mois, Ie présent Acte 
entre en vigueur, sous réserve de ce qui est prévu au sous­
alinéa (a), trois mois après la date à laque!le son adhésion a 
été notifiée par Ie Directeur général, à moins qu'une date 
postérieure n'ait été indiquée dans l' instrument d' adhésion. 
Dans ce dernier cas, Ie présent Acte entre en vigueur à l'égard 
de ce pays à la date ainsi indiquée. 

(3) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion après la date d'entrée en vigueur 
du présent Acte dans sa totalité, ou moins d'un mais avant 
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(c) Any country of the Union which, in accordance with 
subparagraph (b), has excluded from the efforts of its ratifi­
cation or accession one of the two groups of Articles referred 
to in that subparagraph may at any later time declare that 
it extends the effects of its ratification or accession to that 
group of Articles. Such declaration shall be deposited with 
the Director Genera!. 

(2) (a) Artides 1 to 12 shall enter into force, with respect 
to the first ten countries of the Union which have deposi!ed 
instruments of ratification or accession without making the 
declaration permitted under paragraph (l)(b )(i), three months 
after the deposit of the tenth such instrument of ratification 
or accession. 

(b) Articles 13 to 17 shall enter info force, with respect to 
the first ten countries of the Union which have deposited 
instruments of ratification or accession without making the 
declaration permitted unter paragraph (1) (b) (ii), three 
months after the deposit of the tenth such instrument of 
ratification or accession. 

(c) Subject to the initia! entry into force, pursuant to the 
provisions of subparagraphs (a) and (b), of each of the lwo 
groups of Articles referred to in paragraph (1) (b)(i) and 
(ii), and subject to the provisions of paragraph (1) (b), 
Articles 1 to 17 shall, with respect to any country of the 
Union, other than those referred to in subparagraphs (a) 
and ( b ), which deposits an instrument of ratification or acces­
sion or any country of the Union which deposits a declara­
tion pursuant to paragraph (1) (c), enter into force three 
months after the date of notification by the Director Gen­
era! of such deposit, unless a subsequent date has been indi­
cated in the instrument or declaration deposited. In the Jatter 
case, this Act shal! enter into force with respect to that coun­
try on the date thus indicated. 

(3) With respect to any country of the Union which 
deposits an instrument of ratification or accession, Articles 
18 to 30 shall enter into force on the earlier of the dates on 
which any of the groups of Articles referred to in paragraph 
(1) (b) enters into force with respect to that country pursuant 
to paragraph (2) (a), (b), or (c). 

Article 21 
[Accession by Countries Outsides the Union; 

Entry Into Force] 
(1) Any country outside the Union may accede to this Act 

and thereby become a member of the Union. Instruments of 
accession shall be deposited with the Director Genera!. 

(2) (a) With respect to any country outside the Union 
which deposits its instrument of accession one month or 
more before the date of entry into force of any provisions of 
the present Act, this Act shall enter into force, unless a sub­
sequcnt date has been indicated in the instrument of acces­
sion, on the date upon which provisions first enter into force 
pursuant to Article 20 (2) (a) or (b); provided that: ' 

(i) if Articles 1 to 12 do not enter into force on that date, 
such country shall, during the interim period before the 
entry into force of such provisions and in substitution 
therefor, be bound by Article 1 to 12 of the Lisbon Act, 

(ii) if Artides 13 to 17 do not enter into force on that date, 
such country shall, during the interim period before the 
entry into force of such provisions, and in substitution 
therefor, be bound by Articles 13 and 14 (3), (4), and 
(5), of the Lisbon Act. 

If a country indicates a subsequent date in its instrument of 
accession, this Act sha!l enter into force with respect to that 
country on the date thus indicated. 

(b) With respect to any country outside the Union which 
deposits its instrument of accession on a date which is sub­
sequent to, or recedes by less than one month, the entry into 
force of one group of Articles of the present Act, this Act 
shall, subject to the proviso of subparagraph (a), enter into 
force three months after the date on which its accession has 
been notified by the Director Genera!, uniess a subsequent 
date bas been indicated in the instrument of accession. In the 
latter case, this Act shall enter into force with respect to that 
country on the date thus indicated. 

(3) With respect to any country outside the Union which 
deposits its instrument of accession after the date of entry 
into force of the present Act in its entirety, or less than one 
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cette date, Ie présent Acte entre en vigueur trois mois après 
la date à laquelle son adhésion a été notifiée par Ie Directeur 
général, à moins qu'une date postérieure n'ait été indiquée 
Jans !'instrument d'adhésion. Dans ce dernier cas, Ie présent 
Acte entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date ainsi 
indiquée. 

Artide 22 
[Effet de la ratification ou de l'adhésion} 

Sous réserve des exceptions possibles prévues aux articles 
20 (1) (b) et 28 (2), la ratification ou l'adhésion emporte de 
plein droit accession à toutes les clauses et admission à tous 
les avantages stipulés par Ie présent Acte. 

Article 23 
[Adhésion à des Actes antérieurs] 

Après I' entrée en vigueur du présenl Acte dans sa totalité, 
un pays ne peut adhérer il des Actes antérieurs de la présente 
Convention. 

Article 24 

[Territoires] 
(1) Tout pays peut déclarer dans son instrument de ratifi­

cation ou d'adhésion, ou peut informer Ie Directeur général 
par écrit à tout moment ultérieur, que la présente Convention 
est applicable à tout ou partie des territoires, désignés dans la 
déclaration ou la notification, pour lesquels il assume la res­
ponsabilité des relations extérieures. 

(2) Tout pays qui a fait une telle déclaration ou effectué 
une telle notification peut, à tout moment, notifier au Direc­
teur général que Ia présente Convention cesse d'être appli­
cable à tout ou partie de ces territoires. 

(3) (a) Toute déclaration faite en vertu de l'alinéa (1) prend 
effet à la même date que la ratification ou l'adhésion dans 
!'instrument de laquelle elle a été incluse, et toute notification 
effectuée en vertu de eet alinéa prend effet trois mois après 
sa notification par Ie Directeur général. 

(b) Toute notification effectué en vertu de I' alinéa (2) 
prend effet douze mois après sa réception par Ie Directeur 
général. 

Article 25 
[Application de la Convention sur Ie plan nalional] 

(1) Tout pays partie à la présente Convention s'engage à 
adapter, conformément à sa conslilution, les mesures néces­
saires pour assurer l'application de la présente Convention. 

(2) Il est entendu qu'au moment ou un pays dépose son 
instrument de ratification ou d'adhésion, il sera en mesure, 
conformément à sa législation interne, de donner effet aux 
dispositions de la présente Convention. 

Article 26 
[Dénonciation] 

(1) la présente Convention demeure en vigueur sans limi­
tation de durée. 

(2) Tout pays peut dénoncer Ie présent Acte par notifica­
tion ·adressée au Directeur général. Cette dénonciation 
emporte aussi dénonciation de tous les Actes antérieurs et ne 
produit son effet qu'à l'égard du pays qui l'a faite, la Conven­
tion restant en vigueur et exécutoire à l'égard des autres pays 
de l'Union. 

(3) la dénonciation prend effet un an après Ie jour ou le 
Directeur général a reçu la notificalion. • 

(4) la faculté de dénonciation prévue par Ie présent article 
ne peut être exercée par un pays avant l'expiration d'un délai 
de cinq ans à compter de la date à laquelle il est· devenu 
membre de l'Union. 

• Article 27 
[Application des Actes antérieursJ 

(1) Le présent Acte remplace, dans les rapporls entre les 
pays auxquels il s'applique, et dans la mesure ou il s'applique, 
la Convention de Paris du 20 mars 1883 et les Actes de révi­
sion subséquents. 

(2) (a) A l'égard des pays auxquels Ie présent Acte n'est 
pas applicable, ou n'est pas applicable dans sa totalité, mais 
auxquels I' Acte de Lis bonne du 31 octobre 1958 est applicable, 
ce dernier reste en vigueur dans sa totalité, ou dans la mesure 
ou Ie présent Acte ne Ie remplace pas en vertu de l'alinéa (1). 
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month before such date, this Act shall enter into force lhree 
months after the date on which its accession has been noti­
fied by the Director Genera!, unless a subsequent date has 
been indicated in the instrument of accession. In the Jatter 
case, this Act shall enter into force with respect to that 
country on the date thus indicated. 

Artkle 22 

[Consequences of Ratification or AccessionJ 
Subject to the possibilities of exceptions provided for in 

Articles 20 (1) (b) and 28 (2), ratification or accession shall 
automatically entail acceptance of all the clauses and admis­
sion to all the advantages of this Act. 

Article 23 

[Accession to Earlier Acts] 
After the entry into force of this Act in its entirety, a 

country may not accede to earlier Acts of this Convention. 

Article 24 

[Terri!ories] 
(1) Any country may deciare in its instrument of ratifica­

tion or accession, or may inform the Director Genera! by 
written notification any time thereafter, that this Convention 
shall be applicable to all or part of those territories, desig­
nated in the declaration or notification, for the external rela­
tions of which it is responsible. 

(2) Any country which has made such a declaration or 
given such a notification may, at any time, notify the Direc­
tor Genera! that this Convention shall cease to be applicable 
to all or part of such territories. 

(3) (a) Any declaration made under paragraph (1) shall 
take effect on the same date as the ratification or accession 
in the instrument of which il was included, and any notifi­
cation given under such paragraph shall take effect three 
months after its notification by the Director Genera!. 

(b) Any notification given under paragraph (2) shall take 
effect twelve months after its receipt by the Director General. 

Article 25 
[lmplementation of the Convention on the Domestic Level] 

(1) Any country party to this Convention undertakes to 
adopt, in accordance with its constitution, the measures 
necessary to ensure the application of this Convention. 

(2) lt is understood that, at the time a country deposits its 
instrument of ralification or accession, it will be in a posi­
tion under its domestic law to give effect to the provsions of 
this Convention. 

Article 26 
[DenunciationJ 

(1) This Convention shall remain in force without limita­
tion as to time. 

(2) Any country may denounce this Act by notification 
addressed to the Director Genera!. Such denunciation shall 
constitute also denuncialion of all earlier Acts and shall 
affect only the country making it, the Convention remaining 
in full force and effect as regards the other countries of the 
Union. 

(3) Denunciation shall take effect one year after the day 
on which the Director Genera! has received the notification. 

(4) The right of denunciation provided by this Article 
shall not be exercised by any country before the expiration 
of five years from the date upon which it becomes a member 
of the Union. , 

Article 27 
[Application of Earlier Acts} 

(1) The present Act shall, as regards the relations between 
the countries to which it applies, and to the extent that it 
applies, replace the Convention of Paris of March 20, 1883, 
and the subsequent Acts of revision. 

. (2) (a) As regards the countries to which the present Act 
does not apply, or does not apply in its entirety, but to which 
the Lisbon Act of October 31, 1958, applies, the Jatter shalJ 
remain in force in îts entirety or to the extent that the pre­
sent Act does nol replace it by virtue of paragraph (1). 



GRUR Int. 1967 Heft 12 

(b) De même, à l'égard des pays auxquels ni Ie présent 
Acte, ni des parties de celui-ci, ni !'Acte de Lisbonne ne sont 
applicables, l' Acte de Londres du 2 juin 1934 reste en vigueur 
dans sa totalité, ou dans la mesure ou Ie présent Acte ne Ie 
remplace pas en vertu de l'alinéa (1). 

(c) De même, à l'égard des pays auxquels ni Ie présent 
Acte, ni des parti es de cel ui-ei, ni I' Acte de Lis bonne, ni l' Acte 
de Londres ne sont applicables, l' Acte de La Haye du 6 no­
vembre 192S reste en vigueur dans sa totalité, ou dans la 
mesure ou Ie présent Acte ne Ie remplace pas en vertu de 
l'alinéa (1). 

(3) Les pays étrangers à l'Union qui deviennent parties au 
présent Acte l'appliquent à l'égard de tout pays de l'Union 
qui n'est pas partie à eet Acte ou qui, bien qu'y étant partie, 
a fait la déclaration prévue à l'article 20 (1) (b) (i). Lesdits 
pays admettent que Ie pays de l'Union considéré applique 
dans ses relations avec eux les dispositions de l' Acte Ie plus 
récent auquel il est partie. 

Article 28 
[Différends] 

(1) Tout différend entre deux ou plusieurs pays de l'Union 
concemant l'interprétation ou l'application de la présente 
Convention qui ne sera pas réglé par voie de négociation peut 
être porté par l'un quelconque des pays en cause devant la 
Cour internationale de Justice par voie de requête conforme 
au Statut de la Cour, à moins que les pays en cause ne 
conviennent d'un autre mode de règlement. Le Bureau inter­
national sera informé par Ie pays requérant du différend 
soumis à la Cour; il en donnera connaissance aux autres pays 
de l'Union. 

(2) Tout pays peut, au moment ou il signe Ie présent Acte 
ou dépose son instrument de ratification ou d'adhésion, 
déclarer qu'il ne se considère pas lié par les dispositions de 
l'alinéa (1). En ce qui concerne tout différend entre un tel 
pays et tout autre pays de l'Union, les dispositions de l'alinéa 
(1) ne sont pas applicables. . 

(3) Tout pays qui a fait une déclaration conformément aux 
dispositions de l'alinéa (2) peut, à tout moment, la retirer par 
une notiflcation adressée au Directeur général. 

Article 29 
[Signature, langues, fonctions du dépositaire] 

(1) (a) Le présent Acte est signé en un seul exemplaire en 
langue française et déposé auprès du Gouvernement de la 
Suède. • 

(b) Des textes officiels sont établis par Ie Directeur géné­
ral, après consultation des Gouvernements intéressés, dans 
les langues allemande, anglaise, espagnole, italienne, portu­
gaise et russe, et dans les autres langues que l'Assemblée 
pourra indiquer. 

(c) En cas de contestation sur l'interprétation des divers 
textes, Ie texte français fait foi. 

(2) Le présent Acte reste ouvert à la signature, à Stock­
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

(3) Le Directeur général transmet deux copies, certifiées 
conformes par Ie Gouvernement de la Suède, du texte signé 
du présent Acte aux Gouvernements de tous les pays de 
l'Union et, sur demande, au Gouvernement de tout autre pays. 

(4) Le Directeur général fait enregistrer Ie présent Acte 
auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations Unies. 

(5) Le Directeur général nolifie au~ Couvernements de 
tous les pays de l'Union les signatures, les dépots d'instru­
ments de ratification ou d'adhésion et de déclarations com­
prises dans ces instruments ou faites en application de 
l'article 20 (1) (c), l'entrée en vigueur de toutes dispositions 
du présent Acte, les notifications de dénonciation et les noti­
fications faites en application de l'article 24. 

Article 30 
[Mesures transitoiresJ 

(1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 
général, les références, dans Ie présent Acte, au Bureau inter­
national de !'Organisation ou au Directeur général sont consi­
dérées comme se rapportant respectivement au Bureau de 
l'Union ou à son Directeur. 

(2) Les pays de l'Union qui ne sont pas liés par les articles 
13 à 17 peuvent, pendant cinq ans après l'entrée en vigueur 
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(b) Similarly, as regards the countries to which neither 
the present Act, nor portions thereof, nor the Lisbon Act 
applies, the London Act of June 2, 1934, shall remain in 
force in its entirety or to the extent that the present Act does 
not replace it by virtue of paragraph (1). 

(c) Similarly, as regards the countries to which neither the 
present Act, nor portions thereof, nor the Lisbon Act, nor 
the London Act applies, the Hague Act of November 6, 1925, 
shall remain in force in its entirety or to the extent that the 
present Act does not replace it by virtue of paragraph (1). 

(3) Countries outside the Union which become party to 
this Act shall apply it with respect to any country of the 
Union not party to this Act or which, although party to this 
Act, has made a declaration pursuant to Article 20 (1) (b) (i). 
Such countries recognize that the said country of the Union 
may apply, in its relations with them, the provisions of the 
most recent Act to which it is party. 

Article 28 
[Disputes] 

(1) Any dispute between two or more countries of the 
Union concerning the interpretation or application of this 
Convention, not settled by negotiation, may, by any one of 
the countries concerned, be brought before the International 
Court of Justice by application in conformity with the Stat­
ute of the Court, unless the countries concerned agree on 
some other method of settlement. The country bringing the 
dispute before the Court shall inform the International Bu­
reau; the International Bureau shall bring the matter to the 
attention of the other countries of the Union. 

(2) Each country may, at the time it signs this Act or 
deposits its instrument of ratification or accession, deciare 
that it does not consider itself bound by the provisions of 
paragraph (1). With regard to any dispute between such 
country and any other country of the Union, the provisions 
of paragraph (1) shall not apply. 

(3) Any country having made a declaration in accordance 
with the provisions of paragraph (2) may, at any time, with­
draw its declaration by notification addressed to the Direc­
tor Genera!. 

Article 29 
(Signature, Languages, Depositary Functions] 

(1) (a) This Act shall be signed in a single copy in the 
French language and shall be deposited with the Govern­
ment of Sweden. 

• (b) Official texts shall be established by the Director Gen­
eral, after consultation with the interested Governments, in 
the English, German, Italian, Port,uguese, Russian and Span­
ish languages, and such other languages as the Assembly 
may designate. 

(c) In case of differences of opinion on the interpretation 
of the various texts, the french text shall prevail. . 

(2) This Act shall remain open for signature at Stockholm 
until January 13, 1968. 

(3) The Director General shall transmit two copies, cer­
tified by the Government of Sweden, of the signed text of 
this Act to the Government of all countries of the Union 
and, on request, to the Government of any other country. 

(4) The Director Genera! shall register this Act with the 
Secretariat of the United Nations. 

(5) The Director Ceneral shall notify the Govemments of 
all countries of the Union of signatures, deposits of instru­
ments of ratification or accession and any declarations in­
cluded in such instruments or made pursuant to Article 
20 (1) (c), entry into force of any provisions of this Act, 
notifications of denunciation, and notifications pursuant to 
Article 24. 

Article 30 
[Transitional Provisions] 

(1) Until the first Director Genera! assumes office, refer­
ences in this Act to the International Bureau of the Organi­
zation or to the Director Genera! shall be deemed to be refer­
ences to the Bureau of the Union or its Director, respectively. 

(2) Countries of the Union not bound by Articles 13 to 17 
may, until five years after the entry into force of the Con-
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de la Convention instituant l'Organisation, exercer, s'ils Ie 
désirent, les droits prévus par les articles 13 à 17 du présent 
Acte comme s'ils étaient liés par ces articles. Tout pays qui 
dési;e exercer lesdits droits dépose à cette fin auprès du 
Directeur général une notification écrite qui prend effet à la 
date de sa réception. De tels pays sont réputés être membres 
de l' Assemblée jusqu'à l'expiration de ladite période. 

(3) Aussi longtemps que tous les pays de l'Union ne sont 
pas devenus membres de l'Organisation, Ie Bureau internatio­
nal de l'Organisation agit également en !ant que Bureau de 
l'Union, et Ie Directeur général en tant que Directeur de ce 
Bureau. 

(4) Lorsque tous les pays de l'Union sont devenus rnembres 
de l'Organisation, les droits, obligations et biens du Bureau 
de l'Union sont dévolus au Bureau international de l'Organi­
sation. 
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vention establishing the Organization, exercise, if they so 
desire, the rights provided under Articles 13 to 17 of this 
Act as if they were bound by those Articles. Any country 
desiring to exercise such rights shall give written notifica­
tion to that effect to the Director Genera!; such notification 
shall be effective from the date of its receipt. Such countries 
shall be deemed to be rnembers of the Assembly until the 
expiration of the said period. 

(3) As long as all the countries of the Union have not 
become Members of the Organization, the International 
Bureau of the Organization shall also function as the Bureau 
of the Union, and the Director General as the Director of 
the said Bureau. 

(4) Once all the countries of the Union have become 
Members of the Organization, the rights, obligalions, and 
property, of the Bureau of the Union shall devolve on the 
International Bureau of the Organization. 

Abkommen 
über die Errichtung einer Weltorganisation für geistiges Eigentum 

Convenlion instituant 
l'Organisation Mondiale de la Propriété Intellectuelle 

signée à Stockholm Ie 14 juillet 1967 

Les Parlies contractantes, 
Animées du désir de conlribuer à une meilleure compré­

hension et collaboration entre les Etats, pour leur profit 
mutuel et sur la base du respect de leur souveraineté et égalité, 

Désirant, afin d'encourager l'activité créatrice, promouvoir 
la protection de la propriété intellectuelle à travers Ie monde, 

Désirant moderniser et rendre plus efficace l'administra­
tion des Unions instituées dans les domaines de la protection 
de la propriété industrielle et de la protection des reuvres 
littéraires et artistiques, tout en respectant pleinement !'auto­
nomie de chacune des Unions, 

Sont convenues de ce qui suit : 

Article premier 
Institution de l'Organisation 

l'Organisation Mondiale de la Propriété lntellectuelles est 
instituée par la présente Convention. 

Article 2 
Définitions 

Au sens de la présente Convention, il faut entendre par: 
(i) « Organisation », l'Organisation Mondiale de la Pro­

priété Intellectuelle (OMPI) ; 
(ii) « Bureau international», Ie Bureau international de la 

propriété întellectuelle; 
(iii) « Convention de Paris », la Convention pour la protec­

tion de la propriété industrielle signée le 20 mars 1883, 
• y compris chacun de ses Actes revisés ; 

(iv) « Convention de Berne ", la Convention pour la protec­
tion des ceuvres littéraires et artistiques signée le 9 sep­
tembre 1886, y compris chacun de ses Actes revisés ; 

(v) « Union de Paris », l'Union internationale créée par la 
Convention de Paris ; 

(vi) « Union de Beme », l'Union internationale créée par la 
Convention de Berne ; 

(vii) « Unions ,., l'Union de Paris, les Unions particulières et 
les Arrangements particuliers établis en relation avec 
cette Union, l'Union de Berne, ainsi que tout autre 
engagement international tendant à promouvoir la 
protection de la propriété intellectuelle dont l'adminis­
tration est assurée par l'Organisation en vertu de 
l'article 4 (iii) ; 

(viii) « propriété intellectuelle », les droits relatifs : 

- aux ceuvres littéraires, artistiques et scientifiques, 
- aux interprétations des artistes interprètes et aux 

exécutions des artistes exécutants, aux phonogrammes 
et aux émissions de radiodiffusion, 

-aux inventions dans tous les domaines de l'activité 
humaine, 

- aux découvertes scientifiques, 

Convention Establishing 
the World Intellectual Property Organization 

Signed at Stockholm on July 14, 1967 

The Contracting Parties, 
Desiring to contribute to better understanding and cooper­

ation among States for their mutual benefit on the basis of 
respect for their sovereignty and equality, 

Desiring, in order to encourage creative activity, to promo te 
the protection of intellectual property throughout the world, 

Desi ring to modernize and ren der more efficient the admini­
stration of the Unions established in the fields of the pro­
tection of industrial property and the protection of literary 
and artistic works, while fully respecling the independence 
of each of the Unions, 

Agree as follows: 

Article 1 
Establishment of the Organization 

The World Intcllectual Property Organization is hereby 
established. 

Article 2 
Definitions 

For the purposes of this Convention: 
(i) "Organization" shall rnean the World Intellectual Prop­

erty Organiza !ion (WIPO); 
(ii) "International Bureau" shall mean the International 

Bureau of Intellectual Property; 
(îii) "Paris Convention" shall mean the Convention for the 

Protection of Industrial Property signed on March 20, 
1883, including any of its revisions; 

(iv) "Beme Convention" shall mean the Convention for the 
Protection of Literary and Artistic Works signed on 
September 9, 1886, including any of its revisions; 

(v) "Paris Union" shall mean the International Union estab­
lished by the Paris Convention; 

(vi) "Berne Union" shall rnean the International Union 
established by the Berne Convention; 

(vii) "Unions" shall mean the Paris Union, the Special 
Unions and Agreements established in relation with that 
Union, the Beme Union, and any other international 
agreement designed to promote the protection of intel­
lectual properly whose administration is assumed by 
the Organization according to Article 4 (iii); 

(viii) "intelleclual property"' shall include the rights relating 
to: 
- literary, artistic and scientific works, 
- performances of perfonning artists, phonograms, and 

broadcasts, 

- inventions in all fields of human endeavor, 

- scientific dicoveries, 
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- aux dessins et modèles industriels, 
- aux marques de fabriques, de commerce et de service, 

ainsi qu'aux noms commerciaux et dénominations 
commerciales1 

- à la proteclion contre la concurrence déloyale ; 
et tous les autres droits afférents à l'activité inte!lec­
tuelle dans les domaines industrie), scientifique, litté­
raire et artistique. 

Article 3 
But de l'Organisation 

L'Organisation a pour but : 
(i) de promouvoir la protection de la propriété intellec­

tuelle à travers Ie monde par la coopération des Etats, 
en collaboration, s'il y a lieu, avec loute autre organi­
sation internationale, 

(ii) d'assurer la coopération administrative entre les Unions. 

Article 4 
Fonctions 

Aux fins d'atteindre Ie but défini à l'article 3, l'Organisa­
tion, par ses organes compétents et sous réserve de la compé­
tence de chacune des Unions : 

(i) s'emploie à promouvoir l'adoption de mesures destinées 
a arnéliorer la protection de la propriété intellectuelle à 
travers Ie monde et à mettre en harmonie les législations 
nationales dans ce domaine; 

(ii) assure les services administratifs de l'Union de Paris, 
des Unions particu!ières établies en relation avec cette 
Union et de l'Union de Berne ; 

(iii) peut accepter d'assumer l'administration qu'irnplique la 
mise en reuvre de tout autre engagement international 
tendant à promouvoir la protection de la propriété intel­
lectuelle ou de participer à une telle administration ; 

(iv) encourage la conclusion de tout engagement internatio­
nal tendant à promouvoir la protection de la propriété 
intellectuelle ; 

(v) offre sa coopération aux Etats qui lui demandent une 
assistance technico-juridique dans Ie domaine de la pro­
priété intellectuelle ; 

(vi) rassemble et diffuse toutes informations relatives à la 
protection de la propriété intellectuelle, effectue et 
encourage des études dans ce domaine et en publie les 
résul tats ; 

(vii) assure les services facilitant la protection internationale 
de la propriété intellectuelle et, Ie cas échéant, procède 
à des enregistrements en la matière et publie les indi­
cations relatives à ces enregistrements; 

(viii) prend toutes autres mesures appropriées. 

Artide 5 

Membres 
(1) Peut devenir membre de l'Organisation tout Etat qui 

est membre de l'une des Unions telles qu'elles sent définies 
à l'article 2 (vii). 

(2) Peut également devenir membre de l'Organisation tout 
Etat qui n'est pas membre de l'une des Unions, à la condition: 

(i) qu'il soit membre de l'Organisation des Nalions Unies, 
de l'une des Institutions spécialisées qui sont reliées à 
l'Organisation des Nations Unies ou de !'Agence inter­
nationale de !'Energie atomique, ou partie au statut de 
la Cour internationale de Justice, ou 

(ii) qu'il soit invité par l'Assemblée générale à devenir 
partie à la présente Convention. 

Artide 6 
Assemblée générale 

(1) (a) Il est établi une Assemblée générale comprenant 
les Etats parties à la présente Convention qui sent membres 
de l'une au moins des Unions. 

(b) Le Gouvernement de chaque Etat membre est repré­
senté par un délégué, qui peut être assisté de suppléants, de 
conseillers et d'experts. 

(c) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 
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- industrial designs, 
- trademarks, service marks, and commercial names 

and designalions, 

- protection against unfair competition, 
and all other rights resulting from intellectual activity 
in the industrial, scientific, literary or artistic fields. 

Article 3 
Objectives of the Organization 

- The objcctives of the Organization are: 
(i) to promote the protection of intellectual property 

throughout the world through cooperation among States 
and, where appropriate, in collaboration with any ether 
international organization, 

(ii) to ensure administrative cooperation among the Unions. 

Article 4 
functions 

In order to attain the objectives described in Article 3, the 
Organization, through its appropriate organs, and subject to 
the competence of each of the Unions: 

(i) shall promote the development of measures designed to 
facilitate the efficient protection of intellectual prop­
erty throughout the world and to harmonize national 
legislation in this field; 

(ii) shall perform the administrative tasks of the Paris 
Union, the Special Unions established in relation with 
that Union, and the Berne Union; 

(iii) may agree to assume, or participate in, the administra­
tion of any other international agreement designed, to 
promo te the protection of intellectual property; 

(iv) shall encourage the conclusion of international agree­
ments designed to promote the protection of intellectual 

, property; , 

(v) shall offer its cooperation to States requesting legal­
technical assistance in the field of intellectual property; 

(vi) shall assemble and disseminate information concerning 
the protection of intellectual property, carry out and 
promote studies in this field, and publish the results of 
such studies; 

(vii) shall maintain services facilitating the international pro­
tection of intellectual property and, where appropriate, 
provide for registration in this field and the publication 
of the data concerning the registrations; 

(viii) shall take all other appropriate action. 

Article 5 

Membership 
• (1) Membership in the Organization shall be open to any 

State which is a member of any of the Unions as defined in 
Article 2 (vii). 

(2) Membership in the Organization shall be egually open 
to any State not a member of any of the Unions, provided 
that: 

(i) it is a member of the United Nations, any of the Special­
ized Agencies brought into relationship with the United 
Nations, or the International Atomie Energy Agency, or 
is a party to the Statute of the International Court of 
Justice, or 

(ii) it is invited by the Genera! Assernbly to become a party 
_ to this Convention. 

Artide 6 
General Assembly 

(1) (a) There shall be a Genera! Assembly consisting of 
the States party to this Convention which are members of 
any of the Unions. 

(b) The Government of each State shall be represented by 
one delegate, who may be assisted by alternate delegates, 
advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delegation shall be borne by the 
Government which has appointed it. 
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(2) L'Assemblée générale: 
(i) nomme Ie Directeur général sur présentation du Comité 

de coordina tion ; 
(ii) examine et approuve les rapports du Directeur général 

relatifs à l'Organisation et lui donne toutes directives 
nécessaires ; 

(iii) examine et approuve les rapports et les activités du 
Comité de coordination et lui donne des dircctives ; 

(iv) adopte Ie budget triennal des dépenses communes aux 
Unions; 

(v) approuve les dispositions proposées par Ie Directeur 
général concernant l'administration relative à la mise en 
ceuvre des engagements internationaux visés à l'article 
4 (iii); 

(vi) adopte Ie règlement financier de l'Organisation ; 
(vii) détermine les langues de travail du Secrétariat, compte 

tenu de la pratique des Nations Unies ; 

(viii) invite à devenir parties à la présente Convention les 
Etats visés à l'article 5 (2) (ii); 

(ix) décide quels sont les Etats non membres de l'Organisa­
tion et quellcs sont les organisations intergouvernemen­
tales et internationales non gouvernementales qui 
peuvent être admis à ses réunions en qualité d'observa­
teurs; 

(x) s'acquitte de toutes autres taches utiles dans Ie cadre 
de la présente Convention. 

(3) (a) Chaque Etat, qu'il soit membre d'une ou de plu­
sieurs Unions, dispose d'une voix à l'Assemblée générale. 

(b) La moitié des Etats mem bres de l' Assemblée générale 
constitue Ie quorum. 

(c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa (b), si, lors 
d'une session, Ie nombre des Etats représentés est inférieur 
à la moitié mais égal ou supérieur au tiers des Etats membres 
de l' Assemblée générale, celle-ci peut prendre des décisions ; 
toutefois, Jes décisions de l'Assemblée générale, à l'exception 
de celles qui concernent sa procédure, ne deviennent exécu­
toires que lorsque les conditions énoncées ei-après sont rem­
plies. Le Bureau international communique lesdites décisions 
aux Etats membres de l' Assemblée générale qui n'étaient pas 
représentés, en les invitant à exprimer par écrit, dans un 
délai de trois mois à compter de la date de ladite communi­
cation, leur vote ou leur abstention. Si, à l'expiration de ce 
délai, Ie nombre des Etats ayant ainsi exprimé leur vote ou 
leur abstention est au moins égal au nombre d'Etats qui 
faisait dé faut pour que Ie quorum fût atteint lors de la session, 
lesdites décisions deviennent exécutoires, pourvu qu'en même 
temps la majorité nécessaire reste acquise. 

(d) Sous réserve des dispositions des sous-alinéas (e) et (f), 
l' Assemblée générale prend ses décisions à Ja majorité des 
deux tiers des votes exprimés. 

(e) L'acceptation des dispositions concernant l'administra­
tion relative à la mise en ceuvre des engagements internatio­
naux visés à l'article 4 (iii) requiert Ja majorité des trois quarts 
des votes exprimés. 

(f) L'approbation d'un accord avec l'Organisation des 
Nations Unies en conformité avec les dispositions des arlicles 
57 et 63 de la Charte des Nalions Unies requiert la majorité 
des neuf dixièmes des votes exprimés. 

(g) La nomination du Directeur général (alinéa (2) (i) ), 
l'approbation des dispositions proposées par Ie Directeur 
général concernant l'administration relative à la mise en 
reuvre des engagements internationaux (alinéa (2) (v)) et Ie 
transfert du siège (article 10) requièrent la majorité prévue, 
non seulement dans l' Assemblée générale, mais également 
dans l' Assemblée de l"Union de Paris et dans l' Assemblée de 
l'Union de Berne. • 

(h) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(i) Un délégué ne peut représenter qu'un seul Etat et ne 

peut veter qu'au nom de celui-ci. 
( 4) ( a) L' Assemblée générale se réunit une fois tous les 

trois ans en session ordinaire, sur convocation du Directeur 
général. 

(b) L'Assemblée générale se réunit en session extraordi­
naire sur convocation du Directeur général à la demande du 
Comité de coordination ou à la demande d'un quart des Etats 
membres de I' Assemblée générale. 
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(2) The Genera! Assembly shall: 
(i) appoint the Director Genera! upon nomination by the 

Coordination Committee; 
(ii) review and approve reports of the Director Genera! 

concerning the Organization and give him all necessary 
instructions; 

(iii) review and approve the reports and activities of the 
Coordination Committee and give instructions to such 
Committee; 

(iv) adopt the triennial budget of expenses common to the 
Unions; 

(v) approve the measures proposed by the Director Gen­
era! concerning the administration of the international 
agreements referred to in Article 4 (iii); 

(vi) adopt the financial regulations of the Organization; 
(vii) determine the working languages of the Secretariat, 

taking into consideration the practice of the United 
Nations; 

(viii) invite States referred to under Article 5 (2) (ii) to become 
party to this Convention; 

(ix) determine which States not Members of the Organiza­
tion and which intergovernmental and international 
non-governmental organizations shall be admitted to 
its meetings as observers; 

(x) exercise such other functions as are appropriate under 
this Convention. 

(3) (a) Each State, whether member of one or more 
Unions, shall have one vote in the Genera! Assembly. 

(b) One-half of the States members of the Genera! Assem­
bly shall constitute a quorum. 

(c) Notwithstanding the provisions of subparagraph (b), 
if, in any session, the number of States represented is less 
than one-half but equal to or more than one-third of the 
States members of the Genera! Assembly, the Gener al Assem­
bly may make decisions but, with the exception of decisions 
concerning its own procedure, all such decisions shall take 
effect only if the following conditions are fulfilled. The 
International Bureau shall communicate the said decisions to 
the States members of the Genera! Assembly which were not 
represented and shall invite them to express in writing their 
vote or abstention within a period of three months from the 
date of the communication. lf, at the expiration of this period, 
the number of States having thus expressed thcir vote or 
abstention attains the number of States which was lacking 
for altaining the quorum in the session itself, such decisions 
shall take effekt provided that at the same time the required 
majority still obtains. 

(d) Subject to the provisions of subparagraphs (e) and (f), 
the Genera! Assembly shall make its decisions by a majority 
of two-thirds of the votes cast. 

( e) The approval of measures concerning the administra­
tion of international agreements referred to in Article 4 (iii) 
shall require a majority of three-fourths of the votes cast. 

(f) The approval of an agreement with the United Nations 
under Articles 57 and 63 of the Charter of the United Nations 
shall require a maj ority of nine-tenths of the votes cast. 

( g) • For the appointment of the Director Gener al (para­
graph 2 (i)), the approval of measures proposed by the Direc­
tor Genera! concerning the administration of international 
agreements (paragraph (2) (v)), and the transfer of head­
quarters (Article 10), the recjuired majority must be attained 
not only in the Genera! Assembly bul also in the Assembly 
of the Paris Union and the Assembly of the Berne Union. 

(h) Abstentions shall not be considered as votes. 
(i) A delegate may represent, and vote in the name of, 

one State only. 
(4) (a) The Genera! Assembly shall meet once in every 

third calendar year in ordinary session, upon convocation by 
the Director Genera!. 

(b) The Genera! Assembly shall meet in extraordinary ses­
sion upon convocation by the Director Genera! either at the 
request of the Coordination Committee or at the request of 
one-fourth of the Stales members of the Genera! Assembly. 



GRUR Int. 1967 Heft 12 

(c) Les réunions se tiennent au siège de l'Organisation. 

(5) Les Etats parties à la présente Convention qui ne sont 
pas membres de l'une des Unions sont admis aux réunions de 
l'Assemblée générale en qualité d'observateurs. 

(6) L'Assemblée générale établit son règlement intérieur. 

Article 7 
Conférence 

(l) (a) Il est établi une Conférence cornprenant les Etals 
parties à la présente Convention, qu'ils soient ou non mem­
bres de l'une des Unions. 

(b) Le Gouvernement de chaque Etat est représenté par 
un déU·gué, qui peut être assisté de suppléants, de conseillers 
et d'experts .. 

(c) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 

(2) La Conférence : 
(i) discute des questions d'întérêt général dans le domaine 

de la propriété intellectuelle et peut adopter des recorn­
rnendations relativement à ces questions, tout en respec­
t,mt Ja cornpétence et !'autonomie des Unions; 

(ii) adopte Ie budget triennal de la Conférence ; 
(iii) établit, dans les lîrniles de ce budget, Ie prngramme 

triennal d' assistance technico-juridique ; 
(iv) adopte les modifications à la présente Convention selon 

la procédure défitlie à l'artide 17; 
(v) décide quels sont les Etats non membres de l'Organisa• 

!ion et quelles sont les organisations intergouvernemen­
tales et internationales non gouvemementales qui 
peuvent être adrnis à ses réunions en qualité d'observa­
teurs; 

(vi) s'acquitte de toutes autres lachcs utiles dans Ie cadre 
de la présente Convention. 

(3) (a) Chaque Etat membre dispose d'une voix à la Con­
férence. 

(b) Le liers des Etats ,membres constitue Ie quorum, 

(c) Sous réserve des dispositions de l'article 17, la Confé­
:rence prend ses décisions à la majorité des deux tiers des 
votes exprimés. 

( d) Le rnontant des contributions des Etats parties à Ia 
présente Convention qui ne sont pas mernbres de l'une d~s 
Unions est fixé par un vote auquel seuls les délégués de ces 
Etats ont Ie droit de partkiper. 

(e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 
(f) Un délégué ne peut représenter qu'un seul Etat et ne 

peut voter qu'au nom de celui-ci. 
(4) (a) La Conférence se réunit en session ordinaire sur 

convocation du Directeur général pendant la même période et 
au mêrne lieu que l'Assembléc générale. 

(b) La Conférence se réunit en session extraordinaire sur 
convocation du Directeur général à la demande de la majorité 
des Etats rnembres. 

(S) La Conférence établit son règlement intérieur. 

Artide 8 
Comité de coordination 

(1) (a) Il est établi un Comité de coordination comprenant 
les [tats parties à la présente Convention qui sont membres 
du Comité exécutif de l'Union de Paris, du Comité exécutif 
de l'Union de Beme ou de l'un et l'autre de ces deux Comités 
exécutifs, Toutefois, si l'un de ces Comités exécutifs cornprend 
plus du quart des pays membres de l'Assemblée qui l'a élu, 
!edit Comité désigne, parmi ses mernbres, les Etats qui seront 
membres du Comité de coordination, de telle sorte que leur 
nombre n'exède pas Ie quart susvisé, étanl entendu que Ie 
pays sur Ie territoire duquel l'Organisation a son siège n'entre 
pas en ligne de compte pour Ie calcul de ce quart. 

(b> Lt' Gouvernement de chaque Etat membre du Comité 
de coordination est représenté par un délégué, qui peut être 
assisté de suppléants, de conseillers et d'experts. 
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(c) Meetings shall be held at the headquarters of the 
Organization. 

(5) Statcs party to this Convention which are not mem• 
bers of any of the Unions shall be admitted to the meetings 
of the Genera! Assembly as observers. 

(6) The Genera! Assembly shall adopt its own rules of 
procedure. 

Artide 7 
Conference 

(I) ( a) There shall be a Conference consisting of the Sta tes 
party to this Convention whether or not they are mernbers 
of any of the Unions. 

(b) The Government of each State shall be represented 
by one delegate, who may be assisted by alteinate delegates, 
advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delegation shall be home by the 
Government which has appointed it. 

(2) The Conference shall: 
(i) discuss matters of genera! interest in the field of intel-• 

lectua! property and may adopt recommendations relat­
îng to such matters, having regard for the competence 
and autonorny of the Unions; 

(ii) adopt the triennial budget of the Conference; 
(iii) within the lirnits of the budget of the Conference, estab­

lish the triennial program of legal-technîcal assistance; 
(iv) adopt amendments to this Convention as provided in 

Article 17; 
(v) determine which States not Mernbers of the Organiza­

tion and which intergovernmental and international 
non-govemmental organizations shall be adrnitted to, 
its meetings as observers; 

(vi) exercise such other funclions as are appropriate under 
this Convention. 

(.3) (a) Each Member State shall have one vote in the Con­
ference. 

(b) One-third of the Member States shall constitute a 
quorum. 

(c) Subject to the provisions of Article 17, the Conference 
shall make its decisions by a majority of two-thirds of the 
votes cast. 

(d) The amounts of the contributions of States party to 
this Convention nol mernbcrs of any of the Unions shall be 
fixed by a vote in which only the delegates of such S!ates 
shall have the right to vote. 

(e) Abstentions shall not be considered as votes. 
(f) A delegate may repr<?senl, and vote in the nam~ of, 

one State only, 
(4) (a) The Conference shall meet in ordinary session,. 

upon convocation by the Director Genera!, during the same 
pcriod and at the same place as the Genera! Assembly. 

(b) The Conference shall meet in extraordinary session, 
upon convocation by the Director Genera!, at the request of 
the majority of the Member States. 

(5) The Conference shall adopt its own mies of procedure. 

Artide 8 
Coordination Committee 

(1) (a) There shall be a Coordination Committee consist­
ing of the States party to this Convention which are rnem­
bers of the Executive Committee of the Paris Union, or the 
Executive Committee of the Berne Union, or both. However, 
if either of these Executive Committees is composed of more 
than one-fourth of the number of the countries mernbers of 
the Assembly which elected il, then such Executive Commit­
tee shall designate from among its members the States which. 
will be mernbers of the Coordination Committee, in such a 
way that their number shall not exceed the one-fourth refer­
red to above, it being understood that the country on the 
territory of which the Organization has lts headquaters shall 
not be included in the computation of the said one-fourth. 

(b) The Government of each State member of the Coor­
dination Committee shall be represented by one delegate, 
who may be assisted by alternate delegates, advisors, and 
experts. 
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(c) Lorsque Ie Comité de coordination examine soit des 
questions intéressant directement Ie programme ou Ie budget 
de la Conférence et son ordre du jour, soit des propositions 
de modification de Ia présente Convention de nature à affecter 
les droits ou obligations des Etats parties à la présente Con­
vention qui ne sont pas membres de l'une des Unions, un 
quart de ces Etats participent aux réunions du Comité de 
coordination avec les mêmes droits que les membres de ce • 
Comité. La Conférence élit à chaque session ordinaire les 
Etats appelés à participer à de telles réunions. 

( d) Les dépenses de chaque délégation sont supportées par 
Ie Gouvernement qui l'a désignée. 

(2) Si les autres Unions administrées par l'Organisation 
désirent être représentées en tant que telles au sein du Comité 
de coordination, leurs représentants doivent être désignés 
parmi les Etats membres du Comité de coordination. 

(3) Le Comité de coordination: 
(i) donne des avis aux organes des Unions, à l'Assemblée 

générale, à la Conférence et au Directeur général sur 
toutes les questions administratives et financières et sur 
toutes autres questions d'intérêt commun soit à deux 
ou plusieurs Unions, soit à une ou plusieurs Unions et à 
l'Organisation, et notamment sur le budget des dépenses 
communes aux Unions ; 

(ii) prépare Ie projet d'ordre du jour de l' Assemblée géné­
rale; 

(iii) prépare Ie projet d' ordre du jour et les pro jets de pro­
gramme et de budget de la Conférence ; 

(iv) se prononce, sur la base du budget triennal des dépenses 
communes des Unions et du budget triennal de la Con­
férence, ainsi que sur la base du programme triennal 
d'assistance technico-juridique, sur les budgets et pro­
grammes annuels correspondants ; 

(v) à l'expiration des fonctions du Directeur général, ou en 
cas de vacance de ce poste, propose Ie nom d'un can­
didat en vue de sa nomination à ce poste par l' Assem­
blée générale ; si l' Assemblée générale ne nomme pas 
Ie candidat qu'il a présenté, Ie Comité de coordination 
présente un autre candidat; la même procédure est 
reprise jusqu'à la nomination par l'Assemblée générale 
du dernier candidat présenté; 

(vi) si une vacance du poste de Directeur général survient 
entre deux sessions de l' Assemblée générale, nomme un 
Directeur général par intérim pour la durée précédant 
l'entrée en fonctions du nouveau Directeur général; 

(vii) s'acquitte de toutes autres tàches qui lui sont attribuées 
dans Ie cadre de la présente Convention. 

(4) (a) Le Comité de coordination se réunit une fois par 
an en session ordinaire sur convocation du Directeur général. 
Il se réunit en principe au siège de l'Organisation. 

(b) Le Comité de coordination se réunit en session extra­
ordinaire, sur convocation adressée par Ie Directeur général, 
soit à l'initiative de celui-ci, soit à la demande de son pré­
sident ou d'un quart de ses membres. 

(5) (a) Chaque Etat, qu'il soit membre de l'un seulement 
des deux Comités exécutifs mentionnés à l'alinéa (1) (a) oude 
ces deux Comités, dispose d'une seule voix au Comité de 
coordination. 

(b) La moitié des membres du Comité de coordination 
constitue Ie quorum. • 

(c) Un délégué ne peut représenter qu'un seul Etat et ne 
peut voter qu'au nom de celui-ci. 

(6) (a) Le Comité de coordination exprime ses avis et prend 
ses décisions à la majorité simple des votes exprimés. L'abs­
tention n'est pas considérée comme un vote. 

(b) Même si une majorité simpte est obtenue, tout membre 
du Comité de coordination peut, immédiatement après Ie 
vote, demander qu'il soit procédé de la manière suivante à un 
décompte spécial des votes : deux listes distinctes seront éta­
blies, sur lesquelles figurent respectivement les noms des 
Etats membres du Comité exécutif de l'Union de Paris et ceux 
des Etats membres du Comité exécutif de l'Union de Berne; 
Ie vote de chaque Etat sera inscrit en regard de son nom sur 
chacune des listes 011 il figure. Dans Ie cas 011 ce décompte 
spécial indiquerait que la majorité simple n'est pas obtenue 
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(c) Whenever the Coordination Committee considers either 
matters of direct interest to the program or budget of the 
Conference and its agenda, or proposals for the amendment 
of this Convention which would affect the rights or obliga­
tions of States party to this Convention not members of any 
of the Unions, one-fourth of such States shall participate in 
the meetings of the Coordination Committee with the same 
rights as members of that Committee. The Conference shall, 
at each of its ordinary sessions, designate these States. 

(d) The expenses of each delegation shall be borne by the 
Government which has appointed it. 

(2) If the other Unions administered by the Organization 
wish to be represented as such in the Coordination Commit­
tee, their representatives must be appointed from among the 
States members of the Coordination Committee. 

(3) The Coordination Committee shall: 
(i) give advice to the organs of the Union·s, the Genera! 

Assembly, the Conference, and the Director Genera!, 
on all administrative, financial and other matters of 
common interest either to two or more of the Unions, 
or to one or more of the Unions and the Organization, 
and in particular on the budget of expenses common 
to the Uni ons; 

(ii) prepare the draft agenda of the Genera! Assembly; 

(iii) prepare the draft agenda and the draft program and 
budget of the Conference; 

(iv) on the basis of the triennial budget of expenses com­
mon to the Unions and the triennial budget of the Con­
ference, as well as on the basis of the triennial program 
of legal-technical assistance, establish the correspond­
ing annual budgets and programs; 

(v) when the term of office of the Director General is about 
to expire, or when there is a vacancy in the post of the 
Director General, nominate a candidate for appoint­
ment to such position by the Genera! Assembly; if the 
Genera! Assembly does not appoint • its nominee, the 
Coordination Committee shall nominate another can­
didate; this procedure shall be repeated until the latest 
nominee is appointed by the Genera! Assembly; 

(vi) if the post of the Director Genera! becomes vacant be­
tween two sessions of the Genera! Assembly, appoint 
an Acting Director Genera! for the term preceding the 
assuming of office by the new Director Genera!; 

(vii) perform such other functions as are allocated to it 
under this Convention. 

(4) (a) The Coordination Commiltee shall meet once every 
year in ordinary session, upon convocation by the Director 
Genera!. It shall normally meet at the headquaters of the 
Organization. • 

(b) The Coordination Committee shall meet in extraordi­
nary session, upon convocation by the Director Genera!, 
either on his own initiative, or at the request of its Chairman 
or one-fourth of its members. 

(5) (a) Each State, whether a member of one or both of 
the Executive Committees referred to in paragraph (1) (a), 
shall have one vote in the Coordination Committee. 

(b) One-half of the members of the Coordination Com­
mittee shall constitute a quorum. 

(c) A delegate may represent, and vote in the name of, 
one State only. • 

(6) (a) The Coordination Committee shall express its opin­
ions and make its decisions by a simple majority of the votes 
cast. Abstentions shall not be considered as votes. 

(b) Even if a simple majority is obtained, any member of 
the Coordination Committee may, immediately after the vote, 
request that the votes be the subject of a special recount in 
the following manner: two separate lists shall be prepared, 
one containing the names of the States members of the Exe­
cutive Committee of the Paris Union and the other the names 
of the States members of the Executive Committee of the 
Berne Union; the vote of each State shall be inscribed oppo­
site its name in each list in which it appears. Should this 
special recount indicate that a simple majority has not been 
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dans chacune de ces listes, ·1a proposition ne serait pas con­
sidérée comme adoptée. 

(7) Tout Etat membre de l'Organisation qui n'est pas 
membre du Comité de coordination peut être représenté aux 
réunions de ce Comité par des observateurs, avec Ie droit de 
participer aux délibérations, mais sans droit de vote. 

(8) Le Comité de coordination établit son règlement inté­
rieur. 

Article 9 
Bureau international 

(1) Le Bureau international constitue Ie secrétariat de 
l'Organisation. 

(2) Le Bureau international est dirigé par Ie Directeur géné­
ral assisté de deux ou plusieurs Vice-directeurs généraux. 

(3) Le Directeur général est nommé pour une période 
déterminée, qui ne peut être inférieure à six ans. Sa nomina­
tion peut être renouvelée pour des périodes déterminées. La 
durée de la première période et celle des périodes suivantes 
éventuelles, ainsi que toutes autres conditions de sa nomina­
tion, sont fixées par l' Assemblée générale. 

(4) (a) Le Directeur général est Ie plus haut fonctionnaire 
de l'Organisation. 

(b) Il représente l'Organisation. 
(c) Il rend compie à l'Assemblée générale et se conforme à 

ses directives en ce qui concerne les affaires intérieures et 
extérieures de l'Organisatîon. 

(5) Le Directeur général prépare les projets de budget et 
de programme, ainsi que les rapports périodiques d'activité. 
Il les transmet aux Gouvernements des Etats intéressés, ainsi 
qu'aux organes compétents des Unions et de l'Organisation. 

(6) Le Directeur général et tout membre du personnel 
désigné par lui prennent part, sans droit de vote, à toutes 
les réunions de l' Assemblée générale, de la Conférence, du 
Comité de coordination, ainsi que de tout autre comité ou 
groupe de travail. Le Directeur général ou un membre du per­
sonnel désigné par lui est d'office secrétaire de ces organes. 

(7) Le Directeur général nomme Ie personnel nécessaire au 
bon fonctionnement du Bureau international. Il nomme les 
Vice-directeurs généraux après approbation du Comité de 
coordination. Les conditions d'emploi sont fixées par Ie Statut 
du personncl qui doit être approuvé par Ie Comité de coordi­
nation, sur proposition du Directeur général. La nécessité de 
s'assurer les services d'agents éminemment qualifiés en raison 
de leur efficience, de leur compétence et de leur intégrité doit 
être la considération dominante dans Ie recrutement et la 
détermination des conditions d'emploi des membres du per­
sonnel. Il sera dûment tenu compte de l'importance d'assurer 
ce recrutement sur une base géographique aussi large que 
possible. 

(8) Les fonctions du Directeur général et des membres du 
personnel sont de caractère strictement international. Dans 
l'exercice de leurs fonctions, ceux-ci ne doivent solliciter ou 
recevoir d'instructions d'aucun Gouvernement ou d'aucune 
autorité étrangère à l'Organisation. Ils doivent s'abstenir de 
tout acte de nature à compromettre leur situation de fonction­
naires internationaux. Chaque Etat membre s'engage à res­
pecter la caractère exclusivement international des fonctions 
du Directeur général et des rnembres du personnel et à ne pas 
chercher à influencer ceux-ci dans l'exécution de leurs fonc­
tions. 

Article 10 
Siège 

(1) Le siège de l'Organisation est fixé à Genève. 

(2) Son transfert peut être décidé dans les conditions pré­
vues à l'article 6 (3) ( d) et (g). 

Article Il 
Finances 

(1) L'Organisation a deux budgets distincts : Ie budget des 
dépenses communes aux Unions et Ie budget de la Confé­
rence. 
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obtained in each of those lists, the proposal shall not be con­
sidered as carried. 

(7) Any State Member of the Organization which is nota 
member of the Coordination Committee may be represented 
at the meetings of the Committee by observers having the 
right to take part in the debates but without right to vote. 

(8) The Coordination Cornrnittee shall establish its own 
rules of procedure. 

Article 9 
International Bureau 

(1) The International Bureau shall be the Secretariat of 
the Organization. 

(2) The International Bureau shall be directed by the 
Director Genera!, assisted by two or more Deputy Directors 
Genera!. 

(3) The Director Genera! shall be appointed for a fixed 
term, which shall be not less than six years. He shall be 
eligible for reappointment for fixed terms. The periods of 
the initia! appointment and possible subsequent appoint­
ments, as well as all other conditions of the appointment, 
shall be fixed by the Genera! Assembly. 

(4) (a) The Director Genera! shall be the chief executive 
of the Organization. 

(b) He shall represent the Organization. 
(c) He shall report to, and conform to the instructions of, 

the Genera! Assembly as to the internal and external affairs 
of the Organization. 

(5) The Director Genera! shall prepare the draft programs 
and budgets and periodical reports on activities. He shall 
transmit them to the Government of the interested States 
and to the competent organs of the Unions and the Organi­
zation. 

(6) The Director Genera! and any staff member designated 
by hirn shall participate, without the right to vote, in all 
meetings of the Genera! Assernbly, the Conference, the Coor­
dination Committee, and any other comrnittee or working 
group. The Director Genera) or a staff member designatcd 
by him shall be ex officio secretary of these bodies. 

(7) The Director Genera! shall appoint the staff necessary 
for the efficient performance of the tasks of the Interna­
tional Bureau. He shall appoint the Deputy Directors Genera! 
after approval by the Coordination Committee. The condi­
tions of employment shall be fixed by the staff regulations 
to be approved by the Coordination Committee on the pro­
posal of the Director General. The pararnount consideration 
in the employment of the staff and in the determination of 
the conditions of service shall be the necessity of securing 
the highest standards of efficiency, competence, and integ­
rity. Due regard shall be paid to the importance of recruting 
the staff on as wide a geographical basis as possible. 

(8) The nature of the responsibilities of the Director Gen­
era! and of the staff shall be exclusively international. In the 
discharge of their duties they shall not seek or receive 
instructions from any Government or from any authority 
external to the Organization. They shall refrain from any 
action which might prejudice their position as international 
officials. Each Member State undertakes to respect the exclu­
sively international character of the responsibilities of the 
Director Genera! and the staff, and not to seek to influence 
them in the discharge of their duties. 

Article 10 
Headquaters 

(1) The headquaters of the Organization shall be at 
Geneva. 

(2) lts transfer may be decided as provided for in Arti­
cle 6 (3) (d) and (g), 

Article Il 
Finances 

(1) The Organization shall have: two separate budgets: 
the budget of expenses common to the Unions, and the 
budget of the Conference. 
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(2) (a) Le budget des dépenses communes aux Unions con­
tient les prévisions de dépenses présentant un intérêt pour 
plusieurs Unions. 

(b) Ce budget est financé par les ressources suivantes : 

(i) les contributions des Unions, étant entendu que Ie mon• 
tant de la contribution de chaque Union est fixé par 
l'Assemblée de cette Union, compie tenu de la mesure 
dans laquelle les dépenses communes sont effectuées 
dans l'intérêt de ladite Union; 

(ii) les taxes et sommes dues pour les services rendus par 
Ie Bureau international qui ne sont pas en rapport direct 
avec l'une des Unions ou qui ne sont pas perçues pour 
des services rendus par Ie Bureau international dans Ie 
domaine de l'assistance technico-juridique; 

(iii) Ie produit de la venle des publications du Bureau inter­
national qui ne concernent pas directement l'une des 
Unions, et les droits afférents à ces publications; 

(iv) les dons, legs et subventions don! bénéficie l'Organi­
sation, à l'exception de ceux visés à l'alinéa (3) (b) (iv); 

(v) les loyers, intérêts et autres revenus divers de l'Organi­
sation. 

(3) (a) Le budget de la Conférence conticnt les prévisions 
de dépenses pour la tenue des sessions de la Conférence et 
pour Ie programme d'assistance technico-juridique. 

(b) Ce budget est financé par les ressources suivantes: 

(i) les contributions des Etats parties à la présente Conven­
tion qui ne sont pas membres de l'une des Unions ; 

(ii) les sommes éventuellement mises à la disposition de ce 
budget par les Unions, étant entendu que Ie montant de 
la somme mise à disposition par chaque Union est fixé 
par I' Assemblée de cette Union et que chaque Union 
est libre de ne pas contribuer à ce budget ; 

(iii) les somrnes perçues pour des services rendus par Ie 
Bureau international dans Ie domaine de l'assistance 
technico-juridique ; 

(iv) les dons, legs et subventions dont bénéficie l'Organisa­
tions aux fins visées au sous-alinèa (a). 

(4) (a) Pour déterminer sa part contributive dans Ie budget 
de la Conférence, chacun des Etats parties à la présente 
Convention qui n'est pas membre de l'une des Unions est 
rangé dans une classe et paie ses contributions annuelles sur 
la base d'un nombre d'unités fixé comme suit: 

Classe A 10 
Classe B . 3 
Classe C . 1 

(b) Chacun de ces Etals, au moment ou il accomplit l'un des 
actes prévus à l'article 14 (1), indique la classe dans laquelle 
il désire être rangé. Il peul changer de classe. S'il choisit une 
classe inférieure, l'Etat doit en faire part à la Conférence lors 
d'une de ses sessions ordinaires. Un tel changement prend 
effe! au début de l'année civile suivanl ladite session. 

( c) La contribution annuelle de chacun de ces Etats consiste 
en un montant dont Ie rapport à la sornme totale des contri­
butions au budget de la Conférence de tous ces Etats est Ie 
rnême que Ie rapport entre Ie nombre des unités de la classe 
dans laquelle il est rangé et Ie nombre total des unités de 
)'ensemble de ces Etats. 

(d) Les contributions sont dues au 1er janvier de chaque 
année. 

( e) Dans Ie cas ou Ie budget n'est pas adopté avant Ie début 
d'un nouvel exercice, Ie budget de l'année précédente est 
reconduit selon les modalités prévues par Ie règlement finan­
cier. 

(5) Tout Etat partie à la présente Convention qui n'est 
rnernbre d'aucune des Unions et qui est en retard dans Ie 
paiernent de ses contributions compte tenu des dispositions 
du présent article, de mêrne que tout Etat partie à la présente 
Convention qui est membre de l'une des Unions et qui est en 
retard dans Ie paiernent de ses contfibutions au titre de cette 
Union, ne peut exercer son droit de vote dans aucun des 
organes de l'Organisation dont il est rnernbre, si Ie rnontant 
de son arriéré est égal ou supérieur à celui des contributions 
<lont il est redevable pour les deux années cornplètes écoulées. 
Cependant, un tel Etat peut être autorisé à conserver l'exer• 
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(2) (a) The budget of expenses common to the Unions 
shall include provision for expenses of interest to several 
Unions. 

(b) This budget shall be financed from the following 
sources: 

(i) contributions of the Unions, provided that the amount 
of the contribution of each Union shall be fixed by the 
Assembly of that Union, having regard to the interest 
the Union has in the common expenses; 

(ii) charges due for services performed by the International 
Bureau not in direct relation with any of the Unions or 
not reccived for services rendered by the International 
Bureau in the field of legal-technical assistance; 

(iii) sale of, or royalties on, the publications of the Inter­
national Bureau not directly concerning any of the 
Unions; 

(iv) gifts, bequests, and subventions, given to the Organiza­
lion, except those referred to in paragraph (3) (b) (iv); 

(v) rents, interests, and other rniscellaneous income, of the 
Organization. 

(3) (a) The budget of the Conference shall include pro­
vision for the expenses of holding sessions of the Conference 
and for the cost of the legal-technical assistance program. 

(b) This budget shall be financed frorn the following 
sources: 

(i) contribulions of States party io this Convention not 
members of any of the Unions; 

(ii) any sums made available to this budget by the Unions, 
provided that the amount of the sum made available 
by each Union shall be fixed by the Assembly of that 
Union and that each Union shall be free to abstain 
frorn contributing to the said budget; 

(iii) surns received for services rendered by the International 
Bureau in the field of legal-technical assislance; 

(iv) gifts, bequesls, and subvenlions, given to the Organiza­
tion for the purposes referred to in subparagraph (a). 

(4) (a) For the purpose of establishing ils conlribution 
towards the budget of the Conference, each State party to 
this Convention not member of any of the Unions shall 
belong to a class, and shall pay its annual contributions on 
the basis of a number of units fixed as follows: 

Class A 10 
Class B . 3 

Class C . 1 
(b) Each such State shall, concurrently with taking aclion 

as provided in Article 14 (1), indicale the class to which it 
wishes to belong. Any such State may change class. If it 
chooses a lower class, the State must announce it to the Con­
ference at one of its ordinary sessions. Any such change 
shall take effect at the beginning of the calendar year fol­
lowing the session. 

(c) The annual contribution of each such State shall be an 
amount in the same proportion to the total sum to be contri­
buted to the budget of the Conference by all such States as 
the number of its units is to the total of the units of all the 
sa id States. 

(d) Contributions shall become due on the first of Janu­
ary of each year .. 

(e) If the budget is not adopted before the beginning of a 
new financial period, the budget shall be at the same level as 
the budget of the previous year, in accordance with the finan­
cial regulations. 

(5) Any State party to this Convention not mernber of 
any of the Unions which is in arrears in the payrnent of its 
financial conlributions under the present Article, and any 
State party to this Convention member of any of the Unions 
which is in arrears in the payment of its contributions to 
any of the Unions, shall have no vote in any of the bodies 
of the Organization of which it is a rnernber, if the amount 
of its arrears equals or exceeds the arnount of the contribu- • 
tions due from it for the preceding two full years. However, 
any of these bodies rnay allow such a State to continue to 
exercise its vote in that body if, and as long as, it is satis-
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cice de son droit devote au sein dudit organe aussi longternps 
que ce dernier estime que Ie retard résulte de circonstances 
exceptionnelles et inévitables. 

(6) Le montant des taxes et sommes dues pour des services 
rendus par Je Bureau international dans Ie domaine de l'assis­
tance technico-juridique est fixé par Ie Directeur général, qui 
fait rapport au Comité de coor<lination. 

(7) L'Organisation peut, avec l'approbation du Comité de 
coordination, recevoir tous dons, legs et subventions prove­
nant directement de gouvernements, d'institutions publiques 
ou privées, d'associations oude particuliers. 

(8) (a) L'Organisation possède un fonds de roulement 
constitué par un versement unique effectué par les Unions et 
par chaque Etat partie à la présente Convention qui n'est pas 
membre de l'une des Unions. Si Ie fonds devient insuffisant, 
son augmentation est décidée. 

(b) Le montant du versement unique de chaque Union et 
sa participation éventuelle à toute augmentation sont décidés 
par son Assemblée. 

(c) Le montant du versement unique de chaque Etat partie 
à Ia présente Convention qui n'est pas mernbre d'une Union, 
et sa participation à toute augmentation, sant proportionnels 
à la contribution de eet Etat pour l'année au cours de laquelle 
Ie fonds est constitué ou l'augmentation décidée. La propor­
tion et les modalités de versement sant arrêtées par la Confé­
rence, sur proposition du Directeur général et après avis du 
Comité de coordination. 

(9) (a) L'accord de siège conclu avec l'Etat sur Ie territoire 
duquel l'Organisation a son siège prévoit que, si Ie fonds de 
roulement est insuffisant, eet Etat accorde des avances. Le 
montant de ces avances et les condilions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, d'accords séparés 
entre l'Etat en cause et l'Organisation. Aussi longtemps qu'il 
est tenu d'áccorder des avances, eet Etat dispose ex officio 
d'un siège au Comité de coordination. 

(b) L'Etat visé au sous-alinéa (a) et J'Organisation ont 
chacun Ie droir de dénoncer !'engagement d'accorder des 
avances, moyennant notification par écrit. La dénonciation 
prend effet trois ans après la fin de l'année au cours de 
laquelle elle· a été notifiée. 

(10) La vérification des compies est assurée, selon les moda­
lités prévues dans Ie règlement financier, par un ou plusieurs 
Etats membres ou par des controleurs extérieurs, qui sant, 
avec leur consentement, désignés par l'Assemblée générale. 

Article 12 
Capacité juridique 1 privilèges et immunités 

(1) L'Organisation jouit, sur Ie territoire de chaque Etat 
membre, conformément aux lois de eet Etat, de la capacité 
juridique nécessaire pour atteindre son but et exercer ses 
fonctions. 

(2) L'Organisation conclut un accord de siège avec la 
Confédération suisse et avec tout autre Etat ou Ie siège 
pourrait être fixé par la suite. 

(3) L'Organisation peut conclure des accords bilatéraux 
ou multilatéraux avec les autres Etats membres pour s'assurer, 
ainsi qu'à ses fonctionnaires et aux représentants de tous les 
Etats membres, la jouïssance des privilèges et immunités 
nécessaires pour atteindre son but et exercer ses fonctions. 

(4) Le Directeur général peut négocier, et après approba­
tion du Comité de coordination, conclut et signe au nom de 
l'Organisation les accords visés aux alinéas (2) et (3). 

Article 13 
Relations avec d'autres organisations 

(1) L'Organisation, si elle l'estime opportun, établit des 
relations de travail et coopère avec d'autres organisations 
intergouvemementales. Tout accord général passé à eet effet 
avec ces organisations est conclu par Ie Directeur général, 
après approbation du Comité de coordination. 

(2) L'Organisation peut prendre, pour les questions de sa 
compétence, toutes dispositions appropriées en vue de la 
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fied that the delay in payment arises from exceptional and 
unavoidable circumstances. 

(6) The amount of the fees and charges due for services 
rendered by the International Bureau in the field of legal­
technical assistance shall be established, and shall be reported 
to the Coordination Comrnittee, by the Director Genera!. 

(7) The Organization, with the approval of the Coordina­
tion Commiltee, may receive gifts, bequests, and subventions, 
directly from Governments, public or private institutions, 
associations or private persons. 

(8) (a) The Organization shall have a working capita! 
fund which shall be constituted by a single payment made 
by the Unions and by each State party to this Convention 
not member of any Union. If the fund becomes insufficient, 
it shall be increased. 

(b) The amount of the single payment of each Union and 
its possible participation in any increase shall be decided by 
its Assembly. 

(c) The amount of the single payment of each State party 
to this Convention not member of any Union and its part in 
any increase shall be a proportion of the contribution of that 
State for the year in which the fund is established or the 
increase decided. The proportion and the terms of payment 
shall be fixed by the Conference on the proposal of the Direc­
tor Genera! and after it has heard the advice of the Coor­
dination Committee. 

(9) (a) In the headquaters agreement concluded with the 
State on the territory of which the Organization has its 
headquaters, it shall be provided that, whenever the working 
capita! fund is insufficient, such State shall grant advances. 
The amount of these advances and the conditions on which 
they are granted shall be the subject of seperate agreements, 
in each case, between such State and the Organization. As 
long as it remains under the obligation to grant advances, 
such State shall have an ex officio seat on the Coordination 
Committee. 
. (b) The State referred to in subparagraph (a) and the 
Organization shall each have the right to denounce the obli­
gation to grant advances, by writlen notification. Denuncia­
tion shall take effect three years after the end of the year 
in which it has been notified. 

(10) The auditing of the accounts shall be effected by one 
or more Member States, or by external auditors, as provided 
in the financial regulalions. They shall be designated, with 
their agreement, by the Genera! Assembly. 

Article 12 
legal Capacity; Privileges and Immunities 

(1) The Organization shall enjoy on the territory of each 
Member State, in conformity with the laws of that State, 
such legal capicity as may be necessary for the fulfilment 
of the Organization's objectives and for the exercise of its 
functions. 

(2) The Organization shall conclude a headquarters agree­
ment with the Swiss Confederation and with any other State 
in which the headquaters may subsequently be located. 

(3) The Organization may conclude bilateral or multi­
lateral agreements with the other Member States with a view 
to the enjoyment by the Organization, its officials, and rep­
resentatives of all Member States, of such privileges and 
immunities as may be necessary for the fulfilment of its 
objectives and for the exercise of its functions. 

(4) The Director Genera! may negotiate and, after ap­
proval by the Coordinalion Committee, shall conclude and 
sign on behalf of the Organization the agreements referred 
to in paragraphs (2) and (3). 

Artide 13 
Relations with Other Organizations 

(1) The Organization shall, where appropriate, establish 
working relations and cooperate with other intergovern­
mental organizations. Any genera! agreement to such effect 
entered into with such organizations shall be concluded by 
the Director Genera! after approval by the Coordination 
Committee. 

(2) The Organization may, on matters within its compe­
tence, make suitable arrangements for consultation and co-
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consultation des organisations internationales non gouverne­
mentales et, sous réserve du consentement des Gouvernements 
intéressés, des organisations nationales, gouvernementales ou 
non gouvernementales, ainsi qu'en vue de toute coopération 
avec lesdites organisations. De telles dispositions sont prises 
par Ie Directeur général, après approbation du Comité de 
coordination. 

Article 14 
Modalités selon lesquelles les Etats peuvent devenir 

parties à la Convention 
(1) Les Etats visés à l'article 5 peuvent devenir parties à 

la présente Convention et rnembres de l'Organisation par : 
(i) leur signature sans réserve de ratification, ou 

(ii) leur signature sous réserve de ratification, suivie du 
dépót de !'instrument de ratification, ou 

(iii) Ie dépot d'un instrument d'adhésion. 
(2) Nonobs!ant toute autre disposition de la présente 

Convention, un Etat partie à la Convention de Paris, à la 
Convention de Berne ou à ces deux Conventions, ne peut 
devenir partie à la présente Convention qu'en devenant simul­
tanément partie, ou qu'après être devenu partie antérieure­
ment, par ratification ou adhésion 

soit à I' Acte de Stockholm de la Convention de Pa ris 
dans sa totalité ou avec la seule limitation prévue par 
l'article 20 (1) (b) (i) dudit Acte, 
soit à !'Acte de Stockholm de la Convention de Berne 
dans sa totalité ou avec la seule limitation prévue par 
l'article 28 (1) (b) (i) dudit Acte. 

(3) Les instruments de ratification ou d'adhésion sont 
déposés auprès du Directeur général. 

Article 15 

Entrée en vigueur de la Convention 
(1) La présente Convention entre en vigueur trois mois 

après que dix Etats membres de l'Cnion de Paris et sept Etats 
membres de l'Union de Berne ont accompli l'un des actes 
prévus à l'article 14 (1), étant entendu que tout Etat membre 
des deux Unions est compté dans les deux groupes. A cette 
date, la présente Convention entre également en vigueur à 
l'égard des Etats qui, n'étant membres d'aucune des deux 
Unions, ont accompli, trois mois ou plus avant ladile date, 
l'un des actes prévus à l'article 14 (1). 

(2) A l'égard de tout autre Etat, la présente Convention 
entre en vigueur trois mois après la date à laquelle eet Etat a 
accompli l'un des actes prévus à l'article 14 (1). 

Article 16 
Réserves 

Aucune réserve n'est admise à la présente Convention. 

Article 17 

Modifkations 
(1) Des propositions de modification à la présente Conven­

tion peuvent être présentées par tout Etat membre, par Ie 
Comité de coordinalion ou par Ie Directeur général. Ces pro­
positlons sont communiquées par ce dernier aux Etats mem­
bres six mois au moins avant d'être sournises à !'examen de 
la Conférence. 

(2) Toute rnodification est adoptée par la Conférence. S'il 
s'agit de rnodifications de nature à affecter les droits et obli­
gations des Etats parties à la présente Convention qui ne sont 
membres d'aucune des Unions, ces Etats participent égalernent 
au scrutin. Les Etats parties à la présente Convention qui sont 
membres de l'une au rnoins des Unions sont seuls habilités à 
voter sur toutes propositions relatives à d'autres modifications. 
Les modifications sont adoptées à la majorité simple des votes 
exprimés, étant entendu que la Conférence ne vole que sur 
les propositions de modîfication adoptées au préalable par 
l'Assemblée de l'Union de Paris et l'Assemblée de l'Union de 
Beme selon les règles applicables dans chacune d'elles à la 
modification des dispositions administratives de leurs Conven­
tions respectives. 

(3) Toute modification entre en vigueur un mois après la 
i:éception par Ie Directeur général des notifications écrites 
d'acceptation, effectuée en conforrnité avec leurs règles cons­
titutionnelles respectives, de la part des trois quarts des Etats 
qui étaient membres de l'Organisation, et avaient Ie droit de 
vote sur Ia modilication proposée aux termes de l'alinéa (2), 
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operation with international non-governmental organizations 
and, with the consent of the Governments concerned, with 
national organizations, governmental or non-governmental. 
Such arrangements shall be made by the Director Genera! 
after approval by the Coordînation Committee. 

Artide 14 
Becoming Party to the Convention 

(1) States referred to in Article 5 may become party to 
this Convention and Member of the Organization by: 

(î) signature without reservation as to ratification, or 
(ii) signature subject to ratification followed by the deposit 

of an instrument of ratification, or 
(iii) deposit of an instrument of accession. 

(2) Notwithstanding any other provision of this Conven­
tion, a State party to the Paris Convention, the Berne Con­
vention, or both Conventions, may become party to this Con­
vent ion only if it concurrently ratifies or accedes to, or only 
after it has ratified or acceded to: 

either the Stockholm Act of the Paris Convention in its 
entirety or with only the limitation set forth in Article 
20 (l} ( b) (i) thereof, 
or the Stockholm Act of the Berne Convention in its 
entirety or with only the limitation set forth in Article 
28 (1) (b) (i) thereof. 

(3) Instruments of ratification or accession shall be de­
posited with the Director Genera!. 

Article 15 
Entry into Force of the Convention 

(1) This Convention shall enter into force three rnonths 
after ten States members of the Paris Union and seven States 
members of the Berne Union have taken action as provided 
in Article 14 (1), it being understood that, if a State is a mem­
ber of both Unions, it will be counted in both groups. On 
that date, this Convention shall enter into force also in re­
spect of States which, not being members of either of the 
two Unions, have taken action as provided in Article 14 (1} 
three months or more prior to that date. 

(2) In respect to any other State, this Convention shall 
enter into force three months after the date on which such 
State takes action as provided in Article 14 (1). 

Article 16 
Reservations 

No reservations to this Convention are permitted. 

Article 17 

Amendments 
(1) Proposals for the amendment of this Convention may 

be initiated by any Mernber State, by the Coordination Com­
rnittee, or by the Director Genera!. Such proposals shall be 
cornmunicated by the Director Genera! to the Member States 
at least six months in advance of their consideration by the 
Conference. 

(2) Arnendments shall be adopted by the Conference. 
Whenever amendments would affect the rights and obliga­
tions of States party to this Convention not mernbers of any 
of the Unions, such States shall also vote. On all other amend­
ments proposed, only States party to this Convention mem­
bers of any Union shall vote. Amendi:nenls shall be adopted 
by a simple majority of the votes cast, provided that the Con­
ference shall vote only on such proposals for amendments as 
have previously been adopted by the Assembly of the Paris 
Union and the Assembly of the Berne Union according to 
the rules applicable in each of them regarding the adoption 
of amendments to the administrative provisions of their 
respective Conventions. 

(3) Any amendment shall enter into force one month 
after written notifications of acceptance, effected in accord­
ance with their respective constitutional processes, have been 
received by the Director Genera! from three-fourths of the 
States Members of the Organization, entitled to vote on the 
proposal for amendment pursuant to paragraph (2), at the 
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au moment ou la modification a été adoptée par la Confé­
rence. Toute modification ainsi acceptée !ie tous les Etats qui 
sont membres de l'Organisation au moment ou la modifica­
tion entre en vigueur ou qui en deviennent membres à une 
date ultérieure; toutefois, toute modification qui accroît les 
obligations financières des Etats membres ne !ie que ceux 
d'entre eux qui ont nolifié leur acceptation de ladite modifi­
cation. 

Article 18 
Dénonciation 

(1) Tout Etat membre peut dénoncer 1~ présente Conven­
tion par notification adressée au Directeur général. 

(2) La dénonciation prend effet six mois après la date à 
laquelle Ie Directeur général a reçu la notification. 

Article 19 
Notificalions 

Le Directeur général notifie aux Gouvernements de tous 
les Etats membres : 

(i) la date d'entrée en vigueur de la Convention; 
(ii) les signatures et dépöts d'instruments de ratification 

ou d' adhésion ; 
(iii) les acceptations de modifications de la présente Conven­

tion et la date à laquelle ces modifications entrent en 
vigueur; 

(iv) les dénonciations de la présente Convention. 

Article 20 
Dispositions protocolaires 

(1) (a) La présente Convention est signée en un seul exem­
plaire en langues anglaise, espagnole, française et russe, ces 
textes faisant également foi; elle est déposée auprès du 
Gouvernement de la Suède. 

(b) La présente Convention reste ouverte à la signature à 
Stockholm jusqu'au 13 janvier 1968. 

(2) Des textes officiels sont établis par Ie Directeur géné­
ral, après consultation des Gouvernements intéressés, dans 
les langues allemande, italienne et portugaise et dans les 
autres langues que la Conférence pourra indiquer. 

(3) Le Directeur général transmet deux copies certifiées 
conformes de la présente Convention et de toute modification 
adoptée par la Conférence aux Gouvernements des Etats 
membres des Unions de Paris ou de Berne, au Gouvernement 
de tout autre Etat lorsqu'il adhère à la présente Convention 
et au Gouvernement de tout autre Etat qui en fait la demande. 
Les copies du texte signé de la Convention qui sont transmises 
aux Gouvernements sont certifiées conformes par Ie Gouver­
nement de la Suède. 

(4) Le Directeur général fait enregistrer la présente Conven­
tion auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations Unies. 

Article 21 
Clauses transitoires 

(1) J usqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur géné­
ral, les références, dans la présente Convention, au Bureau 
international ou au Directeur général sont considérées comme 
se rapportant respectivement aux Bureaux internationaux 
réunis pour Ja protection de la propriété industrielle, littéraire 
et artistique (également dénommés Bureaux internationaux 
réunis pour la protection de la propriété intellectuelle (BIRPI)), 
ou à leur Directeur. 

(2) (a) Les Etats qui sont membres de l'une des Unions, 
mais qui ne sont pas encore devenus parties à la présente 
Convention, peuvent, pendant cinq ans à compter de la date 
de son entrée en vigueur, exercer, s'ils Ie désirent, les mêmes 
droits que s'ils y étaient parties. Tout Etat qui désire exercer 
lesdits droits dépose à cette fin auprès du Directeur général 
une notification écrite qui prend effet à la date de sa récep­
tion. De tels Etats sont réputés être membres de l'Assemblée 
générale et de la Conférence jusqu'à l'expiration de ladite 
période. 

(b) A l'expiration de la période de cinq ans, ces Etats n'ont 
plus Ie droit de vote à l'Assemblée générale, à la Conférence 
ou au Comité de coordination. 

(c) Dès qu'ils sont devenus parties à la présente Conven­
lion, lesdits Etats peuvent exercer à nouveau Ie droit de vote. 
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time the Conference adopted the amendment. Any amend­
ments thus accepted shall bind all the States which are Mem­
hers of the Organization at the time the amendment enters 
into force or which become Members at a subsequent date, 
provided that any amendment increasing the financial obli­
gations of Member States shall bind only those States which 
have notified their acceptance of such amendment. 

Article 18 
Denunciation 

(1) Any Member State may denounce this Convention by 
notification addressed to the Director Genera!. 

(2) Denunciation shall take effect six months after the day 
on which the Director Genera! has received the notification. 

Article 19 
Notifications 

The Director Genera! shall notify the Governments of all 
Member States of: 

(i) the date of entry into force of the Convention, 
(ii) signatures and deposits of instruments of ratification or 

accessions, 
(iii) acceptances of an amendment to this Convention, and 

the date upon which the amendment enters into force, 

(iv) denunciations of this Convention. 

Article 20 
Final Provisions 

(1) (a) This Convention shall be signed in a single copy 
in English, French, Russian and Spanish, all texts being 
equally authentic, and shall be deposited with the Govern­
ment of Sweden. 

(b) This Convention shall remain open for signature at 
Stockholm until January 13, 1968. 

(2) Official texts shall be established by the Director Gen­
era!, after consultalion with the interested Governments, in 
German, ltalian and Portuguese, and such other languages 
as the Conference may designate. 

(3) The Director Genera! shall transmit two duly certified 
copies of this Convention and of each amendment adopted 
by the Conference to the Government of the States members 
of the Paris or Berne Unions, to the Government of any 
other State when it accedes to this Convention, and, on 
request, to the Government of any other State. The copies of 
the signed text of the Convention transmitted to the Govern­
ments shall be certified by the Government of Sweden. 

(4) The Director Genera! shall register this Convention 
with the Secretariat of the United Nations. 

Article 21 
Transitional Provisions 

(1) Until the first Director Genera! assumes office, refer­
ences in this Convention to the International Bureau or to 
the Director Genera! shall be deemed to be references to the 
United International Bureaux for the Protection of Industrial, 
Literary and Artistic Property (also called the United Inter­
national Bureaux for the Protection of lntellectual Property 
(BIRPI)), or its Director, respectively. 

(2) (a) States which are members of any of the Unions 
hut which have not become party to this Convention may, 
for five years from the date of entry into force of this Con­
vention, exercise, if they so desire, the same rights as if they 
had become party to this Convention. Any State desiring to 
exercise such rights shall give written notification to this 
effect to the Director Genera!; this notification shall be effec­
tive on the date of its receipt. Such States shall be deemed 
to be members of the Genera! Assernbly and the Conference 
until the expiration of the said period. 

(b) Upon expiration of this five-year period, such States 
shall have no right to vote in the Genera! Assembly, the 
Conference, and the Coordination Committee. • 

(c) Upon becoming party to this Convention, such States 
shall regain such right to vote. 
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(3) (a) Aussi longtemps que tous les Etats membres -des 
Unions de Paris oude Berne ne sont pas devenus parties à la 
présente Convention, Ie Bureau international et Ie Directeur 
général exercent également les fonctions dévolues respective­
ment aux Bureaux internationaux réunis pour la protection de 
la propriété industrielle, littéraire et artistique, et à leur 
Directeur. 

(b) Le personnel en fonctions aux Bureaux susvisés à la 
date d'entrée en vigueur de la présente Convention est, durant 
la période transitoire visée au sous-alinéa ( a), considéré 
comme également en fonctions au Bureau international. 

(4) (a) Lorsque tous les Etats membres de l'Union de Paris 
sont devenus membres de l'Organisation, les droits, obliga­
tions et biens du Bureau de cette Union sont dévolus au 
Bureau international de l'Organisation. 

(b) Lorsque tous les Etats membres de l'Union de Berne 
sont devenus membres de l'Organisation, les droits, obliga­
tions et biens du Bureau de cette Union sont dévolus au 
Bureau international de l'Organisation. 
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(3) (a) As long as there are States members of the Paris 
or Berne Unions which have not become party to this Con­
vention, the International Bureau and the Director Genera! 
shall also function as the United International Bureaux for 
the Protection of Industrial, Literary and Artistic Property, 
and its Director, respectively. 

(b) The staff in the employment of the said Bureaux on 
the date of entry into force of this Convention shall, during 
the transitional period referred to in subparagraph (a), be 
consided as also employed by the International Bureau. 

(4) (a) Once all the States members of the Paris Union 
have become Members of the Organisation, the rights, obliga­
tions, and property, of the Bureau of that Union shall devolve 
on the International Bureau of the Organization. 

(b) Once all the States members of the Berne Union have 
become Members of the Organization, the rights, obligations, 
and property, of the Bureau of that Union shall devolve on 
the International Bureau of the Organization. 
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mie, GmbH, 694 Weinheim/Bergstr., Postfadi. 129/149 
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jüngere Patentanwalts-Kollegen 
Elektroniker und Maschinenbauer oder Feinmechaniker, 
zum Eintritt in zu gro8 gewordene, bisherige Einzel­
praxis mit dem Ziel des Aufbauens einer Drei-Anwälte­
Sozletät in Stuttgart gesucht. Eigene Mandanten oder 
Eigenkapital nicht nl.itlg. Zuschriften erbeten unter 
GRUR 56'1 an Verlag Chemie, GmbH, 694 Weinheim/ 
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Pierre Jean Pointet Der Schutz der Marke 
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